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Beginn der Sitzung: 09.04 Uhr
V o r s i t z : Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag, Zweiter Präsident Ferlitsch, Dritter Präsident Lobnig

A n w e s e n d : 36 Abgeordnete

M i t g l i e d e r   d e s   B u n d e s r a t e s :  Ing. Kampl, Mitterer, Molzbichler, Blatnik

A m   R e g i e r u n g s t i s c h : Landeshauptmann Dr. Haider, Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz, Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut, Landesrat Dörfler, Landesrat Ing. Rohr, Landesrat Dr. Schantl, Landesrat Mag. Dr. Martinz;
Landesamtsdirektor Dr. Sladko, Landesamtsdirektor-Stv. Dr. Platzer
Schriftführer: Direktor Mag. Weiß
Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Ich begrüße Sie zur 23. Sitzung des Kärntner Landtages und eröffne sie hiermit! Ich begrüße auch die Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne, insbesondere die Schülerinnen und Schüler der HAK Spittal, 4b- und 4d-Klasse, in Begleitung von Prof. Thalhammer! Er ist ein eifriger Besucher unserer Sitzungen. Seien Sie herzlich bei unserer heutigen Budgetdebatte begrüßt! (Beifall im Hause)
Ich begrüße die Mitglieder der Landesregierung, an der Spitze Herrn Landeshauptmann Dr. Haider, Herrn Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Martin Strutz, Herrn Landesrat Dörfler, Herrn Landesrat Ing. Rohr, Herrn Landesrat Dr. Schantl und Herrn Landesrat Dr. Martinz! Ich begrüße auch die Bundesräte, an der Spitze den Präsidenten des Bundesrates, Herrn Peter Mitterer, mit seinen Kollegen, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amtes sowie die Medien!
Ich habe die Aufgabe, Herrn Landtagsabgeordneten Hans-Peter Schlagholz derzeit noch zu entschuldigen; er wird um 10.30 Uhr eintreffen. Ansonsten ist bei mir keine Entschuldigung eingetroffen. Der Landtag ist beschlussfähig. Ich darf vor Eingang in die Fragestunde Gratulationen zu einigen Geburtstagen aussprechen: Herrn Klubobmann Ing. Kurt Scheuch, er hat vor wenigen Tagen seinen Geburtstag gehabt; ebenfalls Herrn Klubobmann Dr. Peter Kaiser! Beide Klubobmänner sind Schützen. Ich darf Ihnen herzlich zu Ihren Geburtstagen gratulieren! (Abg. Ing. Scheuch: Treffsicher!) Ja, treffsicher! (Beifall im Hause)
Vor kurzem hat auch Dritter Präsident Seppi Lobnig seinen Geburtstag gefeiert. Auch ihm sei herzlich gratuliert! Wir haben heute zwei Geburtstagskindern zu gratulieren, nämlich Herrn Abgeordneten Hans-Peter Schlagholz sowie Herrn Abgeordneten Herwig Seiser: herzliche Gratulation zum heutigen Geburtstag! Alles Gute! (Beifall im Hause)
Meine Damen und Herren! Hohes Haus! Wir kommen nun zur Fragestunde. 
Fragestunde
Ich rufe die 1. Anfrage auf:
1. 
Ldtgs.Zl. 163/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landeshauptmann Dr. Haider
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Gäste auf der Tribüne! Liebe Schülerinnen und Schüler! Der Kärntner Landtag wird heute ein Budget verabschieden, das auch davon gekennzeichnet ist, dass sich an einigen Positionen höhere Mittel finden, die danach ausschauen, dass das versteckte Wahlkampfkosten sind.
In diesem Zusammenhang steht auch meine Anfrage an Landeshauptmann Dr. Jörg Haider: Mit welchen Mitteln wurden die genau zu beziffernden Kosten für die Werbeeinschaltung im „News“ vom 29. 9. 2005 von der Seite 159 bis 164 bezahlt?

Mag. Lesjak

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Es handelt sich hier um keine Parteiwerbung, es handelt sich hier um keine Wahlwerbung, weil wir auch keine Wahlen zurzeit haben, sondern es handelt sich hier um ein Kombiangebot, das angenommen wurde, das allen Bundesländern gestellt wurde, das von Niederösterreich, von Burgenland und von Kärnten angenommen wurde, um den Wirtschaftsstandort sowohl als Technologiestandort wie auch als Tourismusstandort zu bewerben und die Leistungen der letzten Jahre auch entsprechend zur Darstellung zu bringen. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der Sozialdemokraten? – Ist auch nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Ebenfalls nicht. Dann hat die Anfragestellerin noch eine Zusatzfrage, wenn gewünscht? – Bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Meinem Wissen nach ist es so, dass man Produkte am Markt bewerben muss, damit man einen Absatz findet. Man muss einen Markt erschließen. Es wird auch für den Zukunftsfonds geworben. Die Werbung kostet sozusagen nach dem Marktwert, nach unseren Recherchen, 91.000 Euro. Da würden wir gern wissen, aus welchen Budgetposten dieses Geld geflossen ist.

Mag. Lesjak

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ihre Rechnung kann ich nicht nachvollziehen. Der Preis für diese Marketinginitiative für den Wirtschaftsstandort und Tourismusstandort Kärnten entspricht ungefähr 50 % der Kosten, die etwa der Kollege Martinz in seinen täglichen Werbungen in einer Einschaltung in einer Regionalzeitung hat – hat aber eine zehnfache Verbreitung durch das Medium, das österreichweit geschaltet ist und das auch im nahen Ausland entsprechend vertrieben worden ist. Das führt dazu, dass es auch internationale Berichte gibt. Ich darf daran erinnern, wir haben einen sogar in der Standortmarketingbroschüre abgedruckt, etwa den Bericht der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung“, die wiederum darüber berichtet, dass Kärnten eine erfolgreiche Technologie- und Eventpolitik macht und „… die Strategie", wie es dort wörtlich heißt, "des Landeshauptmannes immer mehr aufzugehen beginnt.“ Man verweist eben auf unseren Erfolg, etwa Infineon als Kompetenzzentrum für den gesamten automotiven Bereich nach Kärnten zu bringen und damit letztlich den Bayern erfolgreich Konkurrenz gemacht zu haben, zumal ja in Bayern jetzt in München das Werk geschlossen wird und wir in Villach ein Forschungszentrum haben, das sozusagen das einzige des Konzerns im Bereich der gesamten Autoelektronik ist, was wiederum nach sich zieht, dass auch von Seiten der Republik Österreich ein neues Forschungszentrum finanziert wird. Das ist das KAIN-Forschungszentrum, das eine gemeinsame Forschungsinitiative für den Bereich der Reduzierung der Gewichte der Autoelektronik durch die Firma Magna, durch die Firma Efkos, durch die Firma Infineon, durch die Firma Flextronic aus Treibach-Althofen beinhaltet und wiederum neue Forschungsarbeitsplätze schafft.
In Summe haben wir alleine durch die Initiative mit Infineon bis zur Stunde mehr als 800 Forscherarbeitsplätze nach Österreich und speziell nach Kärnten gebracht. Ich glaube, dass diese Initiativen durchaus von Erfolg begleitet sind, denn nur das Aufmerksammachen auf diese interessante Region bringt auch neue Investitionen. Ich sage nichts Neues, dass etwa zurzeit mit einer internationalen Unternehmung verhandelt wird, um auch im Rosental in absehbarer Zeit in den nächsten Tagen eine neue Betriebsansiedlung bekannt zu geben, die eine beachtliche Dimension haben wird. So gesehen rentieren sich auch die Marketingbemühungen um den Standort. Das sind keine Ausgaben, die aus dem Budget getätigt werden, daher können Sie ganz beruhigt schlafen! (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 1. Anfrage erledigt. – Wir kommen zur 2. Anfrage:

2.
Ldtgs.Zl. 172/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Dr. Prettner an Landesrat Dörfler
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!
Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Besucher auf der Tribüne! Meine Anfrage richtet sich an Herrn Landesrat Dörfler, und zwar betrifft sie die Südautobahn vom Knoten Villach bis zur Grenze. Das ist ja ein Teilstück der A 2, das sehr stark befahren ist, eine der stärkst befahrenen Straßen in Kärnten. Natürlich sind die Anrainer durch den Lärm stark belästigt, besonders im Stadtgebiet von Villach.
Meine Anfrage an Sie: Wann werden die angekündigten Lärmschutzmaßnahmen im Bereich der Autobahn Maria-Gail bis Fürnitz erneuert und den heutigen Anforderungen entsprechend angepasst?

Dr. Prettner

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Geschätztes Regierungskollegium! Hohes Haus! Liebe Besucher! Ich möchte diese Anfrage vielleicht auch mit einem Gedanken unseres Mitarbeiters des Landespressedienstes, Karl Brunner, der ein Büchlein geschrieben hat - „Zeitdefizite“ – einleiten, weil ich meine, dass man sich neben den Rieseninvestitionen, die wir tätigen, vielleicht auch ein paar Mobilitätsgedanken machen sollte. Da schreibt er: „Autokult. Immer mehr Autos. Der Verkehr wächst sich aus zum Infarkt. Wir fahren irgendwohin nirgendwohin. Die Autolawine rollt und rollt. Wir landen in der Sackgasse überall.“ Das ist ein kurzer Gedankensplitter zum Thema „Auswüchse des Verkehrs“.
Nun zum Konkreten. Auch du bist schon schneller gefahren, hast du zugegeben. (Heiterkeit) Man muss ja immer bei der Wahrheit bleiben. Zum Projekt „Lärmschutz Villach-Süd“: Wir haben eine erste Maßnahme bereits 2004 gesetzt und dort die Geschwindigkeit auf 100 km/h beschränkt, was nicht nur auf Zustimmung gestoßen ist. Das bestätigt auch wieder dieser Gedankensplitter des Karl Brunner. Viele Proteste sind eingetroffen, was uns wohl einfällt, dort auf 100 km/h zu beschränken. Auch Journalisten haben sich bei mir beschwert, weil sie einige Male auch zur Kasse gebeten wurden. Das nur generell zum Thema, zum Verständnis auch für Geschwindigkeitsbeschränkungen, wo wir feststellen müssen, dass halt manche nicht überlegen, was hinter den Lärmschutzwänden oder Leitplanken los ist.
Konkret zum Projekt: Nach dieser Geschwindigkeitsbeschränkung haben wir vom Land Kärnten ein Lärmschutzprojekt entwickelt: „Wie ist die Situation in Villach?“ 2005 haben wir einen DTV von 32.332 Fahrzeugen. Prognoseverkehrsrechnungen sagen, dass wir 2015 schon einen Verkehr von 43.450 Kfz in 24 Stunden haben werden. Das ist eine Steigerung um 34 % bzw. – wenn man das in Dezibel umrechnet – eine Lärmzunahme von einem Dezibel.
Die geplanten Maßnahmen nun im Einzelnen: Es gibt den Teil Ost/Mitte/West, der sich aufgeteilt hat in den Teil Ost, die Ortschaften Magdalen, Dr. Zack-Siedlung. Dort gibt es derzeit Lärmschutzwände von 2.515 Quadratmeter.
Da frage ich mich schon, ob die Fehler der Raumordnung heute noch aktualisiert werden müssen, wenn man gleichzeitig zu Recht Lärmschutz fordert, aber hinter der Lärmschutzwand letztes Jahr ein neuer Wohnblock bezogen wurde. Ich möchte schon auch hinweisen, dass da auch die Wohnbaugenossenschaften, die Gemein​den und die Raumordnung insgesamt strenger vorgehen müssen. Denn Lärmschutz​wände fordern und gleichzeitig dort Wohnobjekte, noch dazu gemeinnützige hinver​pflanzen, das halte ich für nicht gut. Im Bereich des Knotens haben wir derzeit 9.352 m2 Lärmschutzwände, die weitere 9.503 m2 erhalten werden. Das sind 102 Prozent Erweiterung. Das heißt, wir haben dort dann 18.855 m2 und es sollte einen Lärm​schutz von minus 3,4 Prozent Dezibel bringen.
Der Abschnitt West Tschinowitsch/Turdanitsch, 4.821 m2 Bestand; neue Wände 5.503 m2. Das wären dann 114 Prozent. Das heißt, wir haben in Summe derzeit 16.688 m2 Lärmschutzwände. Neu dazukommen werden 20.000 m2; 20.403 genau. Das ist eine Zunahme von 122 Prozent. Dann haben wir insgesamt 37.000 m2 Lärmschutzwände. Kosten 4,5 Millionen Euro. Das Projekt ist der ASFINAG vorgelegt und wir machen starken Druck darauf, dass das schnellstens in das ASFINAG-Bauprogramm einge​arbeitet wird. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Ing. Haas, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Landesrat! Aufgrund Ihrer Ausführungen sieht man, dass in Kärnten sehr viel zum Thema „Lärmschutz“ gemacht wird.
Nun meine Zusatzfrage: Gibt es konkrete Zahlen, wie sich die Projekte „Lärmschutz“ und „Straßenbau“ insgesamt auf die heimische Bauwirtschaft auswirken?

Ing. Haas

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

Ich zitiere aus einem Magazin des ARBÖ „Freie Fahrt“, da „wird Lärm um Lärm gemacht“ – schreibt man da. Vielleicht ganz kurz, wie ist die Situation: Man sagt ja, in Österreich werden viele Lärmschutzwände gebaut – was ja stimmt – in Deutschland wenige. Deutschland hat ein Gesetz, wo 10 Dezibel höhere Lärmbelästigung zulässig ist. Deshalb gibt es ja relativ wenig Lärmschutzwände in Deutschland. Österreich hat die Lärmschutzaufwendungen massiv erhöht. Ich darf nur erinnern an das Projekt Liesertal, Einhausung Trebesing, die zweiten Tunnelröhren; Kosten 280 Millionen Euro und die Lärmschutzvereinbarung für die A10  300 Millionen Euro. Das größte Lärmschutzprojekt, das überhaupt in Österreich beziehungsweise auch in Kärnten ge​baut wird, ist derzeit in Bau. Die Einhausung Trebesing wird circa 16 Millionen Euro kosten und ist ein vorbildliches Projekt, weil es nicht nur ein Lärmschutzprojekt ist sondern eine getrennte Siedlung im Liesertal wieder vereint. Sie wird auch begrünt und beweidet werden können. Es wird auch erstmals auf einer Lärmschutzeinrich​tung, auf einer Einhausung, in Europas erstem Babyhoteldorf einen Spielplatz für Touristen und auch für heimische, für unsere Kindergartenkinder, geben.
Zu den konkreten Auswirkungen auf die Kärntner Bauwirtschaft: Wenn ich denke, dass wir derzeit wieder 4 Millionen Euro in Ausschreibung haben, die im März begon​nen werden, das ist im Bereich Pörtschach, wo dringend eine Lärmschutzmaßnahme notwendig ist, und auch im Bereich Wolfsberg, Altendorf. So können wir schon fest​halten, dass das für die Bauwirtschaft Riesenvolumen sind. Ich darf vielleicht eine Zahl nennen. Allein zwischen Klagenfurt und Villach, auf der A2 und auch der Abschnitt des Bahnlärms wurden und werden in den nächsten zwei Jahren, wenn wir das sum​mieren, 9 Millionen Euro investiert. Der Großteil ist bereits verbaut und auf Schiene: 12,2 Millionen Euro! Das sind 21,4 Millionen Euro oder 294 Millionen Schillinge. Diese Lärmschutzaufwendungen sind allein zwischen Klagenfurt und Villach von 2001 bis heute großteils erledigt und werden in den nächsten zwei Jahren abge​schlossen. Wenn man bedenkt, dass 300 Millionen – ich sage das gerne in Schilling – allein in diesem Abschnitt verbaut werden, dann kann man schon ermessen, welch großes Arbeitsplatzvolumen hier geschaffen wurde und, dass die Kärntner Bauwirt​schaft natürlich quasi als Bauausführender mit Monopol, den Großteil dieser Projekte abarbeitet, beweist ja auch unsere aktuelle Baukonjunkturstatistik. Im ersten Halb​jahr: Österreich 2,6 Prozent plus; Kärnten führt mit 13,9 Prozent! Das sind halt auch die Bemühungen der letzten fünf Jahre, wo es uns gelungen ist, Kärnten zukunfts​sicher zu machen. Ich darf nur erinnern, dass 25 bis 30 Prozent des Auftragsvolu​mens bei einer neuen Straße Lärmschutzaufwendungen sind. Das heißt, wir haben circa ein Drittel, wenn jetzt zum Beispiel die Umfahrung Bad St. Leonhard gebaut wird; dort wird es sogar noch höher sein, oder die Umfahrung Völkermarkt. Dann sind die Aufwendungen für Lärmschutz höher als das tatsächliche Projekt, wenn ich nur die Asphaltkilometer rechnen würde. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat die Anfragestellerin noch eine. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Herr Landesrat! Sie haben gesagt, für die Einhausung in Trebesing werden Kosten von über 16 Millionen Euro in Kauf genommen. Warum wird die Bevölkerung von Villach nicht ähnlich vorzüglich behandelt und auch an eine Einhausung im Bereich Villach gedacht? Hier sind die Kosten ja nur ein Viertel der Kosten von Trebesing. Warum ist das so?

Dr. Prettner

Landesrat Dörfler (F):

Dörfler

(Abg. Ing. Scheuch. Wir sind ja auf einer Autobahn!) Ja, Frau Abgeordnete, ich lade Sie gerne einmal ein, sich genaue Detailfacts zu holen. Man kann nicht mehr oder weniger Kosten miteinander vergleichen, man muss die Wirkung der Baumaßnahme vergleichen. Trebesing liegt über der Autobahn und in Trebesing gibt es keine an​dere Möglichkeit. Erstens wurde der Ort geteilt und zerteilt und zweitens ist es so, dass die Lärmbeschallung der Ortschaft Trebesing 80, 90 Dezibel ausmacht. Das heißt, dass ist baulich durch eine Lärmschutzwand nicht zu erledigen. Und in Villach haben wir den glücklichen Fall, dass eben durch diese von mir vorher zitierten Maß​nahmen, die Lärmschutzrichtwerte eingehalten werden. Das heißt, man kann nicht sagen, mehr oder weniger teuer ist das Projekt, sondern die Wirkung ist das Thema. Das gilt auch für andere Projekte. Sonst müsste ich ja im Grunde ganz Kärnten ein​hausen. (Einwand von Abg. Dr. Prettner.) Würde Ihnen gefallen, mir nicht unbedingt. Und vor allem, wer wird’s finanzieren? Weil ich möchte schon daran erinnern, dass die Kärntner Sozialpartner die Abschaffung der Maut gefordert haben, und ich da auch von niemanden in diesem Haus eine Unterstützung erhalten habe. Da war man sich einig. Landwirtschaftskammer, Gewerkschaft erstaunlicherweise, Industriellen​vereinigung, die Wirtschaftskammer, die alle massiv und heftigst die Abschaffung der Tauernmaut gefordert haben. Ich meine, dass die Verkehrspolitik gesamt zu betrach​ten ist.
Und noch einmal! Man kann nicht die Aufwendungen für ein Projekt mit dem anderen vergleichen, weil einfach die Wirkung das Entscheidende ist. Und Kosten und Wir​kung sind in Einklang zu bringen und nicht quasi Villach gegen Trebesing ausspielen oder Trebesing gegen Villach. Das ist der völlig falsche Zugang. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dörfler

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 2. Anfrage erledigt.
Wir kommen zur Anfrage 3:

3.
Ldtgs.Zl. 174/M/29:
Anfrage des
Abgeordneten Holub an Landeshauptmann Dr. Haider
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Sehr verehrte Regierungsmitglieder! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren auf der Tribüne! Ganz kurz zur Einleitung. Beim Seebühnenausschuss, beim letzten, bei der Einvernahme von Herrn Dr. Sapetschnig kam zur Sprache, dass die Bundessubventionen von 1,6 Millionen Euro für die Wör​therseebühne von Herrn Finanzminister Grasser bei einer Veranstaltung im Casi​neum Velden ihm – also dem Herrn Sapetschnig zugesichert wurde – dass er sie in einem Jahr verbrauchen kann, (Abg. Ing. Scheuch: Nein, nein, so war das nicht!) weil ja die Tanzerei von Herrn Zanella weitaus mehr gekostet hat als vorangeschlagt wurde.
Deswegen meine Frage an den Herrn Landeshauptmann. Herr Landeshauptmann stimmt es, dass Finanzminister Karl Heinz Grasser Ihnen schon Mitte Jänner 2004 die Zustimmung erteilt hat, die Bundessubventionen in Summe von 1,6 Millionen Euro für die Wörtherseebühne in einem Jahr zu verwenden?

Holub

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter: „Nein!“ (Dies löst Heiterkeit in der F-Fraktion aus. – 3. Präs. Lobnig applaudierend: Bravo!)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen eine Zusatzfrage gewünscht? – Bitte Herr Abgeord​neter Dipl.-Ing. Gallo, diese zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

(Abg. Lutschounig: Der Kulturattaché!) Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine lieben Zuhörerinnen und Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Ich verstehe auch nicht, warum auf diesen 1,6 Millionen Euro immer wieder herumge​doktert wird, statt froh zu sein, dass wir endlich einmal von Seiten des Bundes Geld nach Kärnten bekommen haben. (3. Präs. Lobnig: Bravo! – Beifall in der F-Fraktion.) Mich interessiert aber im zu Ende gehenden Jahr die Frage, die Sie Herr Landes​hauptmann beantworten können. Sie haben versprochen, dass im heurigen Jahr kein Cent, auch kein Euro, an Kärntner Steuergeld in den Betrieb der Seebühne fließen soll.
Ich frage Sie daher: Haben Sie dieses Versprechen erfüllen können? (Dies löst Hei​terkeit in der ÖVP-Fraktion aus. – Abg. Lutschounig lachend: Stimmt das!?)
Dipl.-Ing. Gallo

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Also, ich kann eure Hoffnungen nicht erfüllen. Wir haben kein Steuergeld investiert. Wir haben die gesamte Aufführung, die gesamte Produktion des Jahres 2005 mit Sponsoren aufgebracht, und damit auch die Zusage, dass wir ohne Steuergeld aus​kommen werden, absolut erfüllen können. Ich gebe zu, das enttäuscht manche, die die Seebühne nicht gerne haben, aber auf diese Weise haben wir sie vielleicht für euch ein bisschen sympathischer gemacht. Danke! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokraten eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Klubob​mann Dr. Kaiser, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Herr Landeshauptmann! Sage ich die Unwahrheit, wenn ich behaupte, dass € 228.000,-- mit der Begründung „Seebühne“ im Jahre 2005 überwiesen wurden?

Mag. Dr. Kaiser

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Wenn Sie das im Zusammenhang mit der Finanzierung des Programmes sagen, ist das die Unwahrheit, weil die gesamte Programmabfolge, die heuer auf der Seebühne stattgefunden hat, durch Sponsoren abgedeckt war, und nicht durch öffentliche Gelder subventioniert wurde. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Tauschitz, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Nachdem Sie soeben ausgeführt haben, dass die Seebühne im Jahr 2005 dem Steuerzahler nichts gekostet hat und das auch in Zukunft nicht tun wird, frage ich Sie, wie es sein kann, dass für die Jahre 2006 und 2007  600.000,-- Euro für die Seebühne benötigt werden und Sie das auch sehr elo​quent in den Medien argumentiert haben? (Der Fragesteller sucht nach der Frage​stellung seinen Platz auf. – 3. Präs. Lobnig korrigierend: Man wartet draußen, bitte!)
(Der Vorsitzende erteilt LH Dr. Haider das Wort.)
Tauschitz

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich glaube, Sie haben die Gelegenheit gehabt, bei manchen Debatten dabei zu sein. Ich habe immer das Versprechen gemacht, im Jahre 2005 eine Produktion auf die Seebühne zu bringen, die dem Steuerzahler nichts kostet, weil wir das mit Sponsorenbeiträgen aufbringen, um damit eine Lücke die entstanden wäre, dass nämlich keine Produktion stattfinden hätte können, aus​zugleichen und letztlich auch die Vorbereitungen für die Spielsaison 2006 zu treffen. Und die Spielsaison 2006 ist ja gut vorbereitet, wenn man bedenkt, dass im neuen Programm am 22. Juni die Eröffnung mit Montserrat Caballé gefeiert werden wird. Ich glaube, das ist für Kärnten ein absolutes Highlight, dass wir vom 24. bis 25. Juni Magic Dance, eine großartige, auch international sehr angesehene Steppdance-Auf​führung haben werden. „Abbafever“ im Juli geboten werden wird, „Yamato“, eine neue Produktion aus Japan sein wird, die zur Zeit auch in Europa schon sehr große Erfolge feiert; „Hair“ aufgeführt werden wird und Rat Pack zu uns kommt. Das heißt, es wird sozusagen eine Hommage auf das alte Las Vegas auf der Wörtherseebühne aufgeführt, Frank Sinatra, Dean Martin und Sammy Davis Junior werden wieder auf​erstehen. Jesus Christ Superstar – (Abg. Mag. Trannacher: Sowie jedes Jahr! – Meh​rere Einwände aus der SPÖ-Fraktion.) Ja, es müssen alle schauen, dass sie ihre Getränke reservieren, wenn die Drei aktiv werden. „Jesus Christ Superstar“ wird ebenfalls aufgeführt werden, sodass wir ein tolles Programm anbieten, das auch vom Regierungskollegium zur Kenntnis genommen wurde und damit gemeinsam mit dem Herrn Kulturreferenten umbesetzt wird. Und es werden bereits jetzt recht erfolgreich die Karten verkauft. Und sowie im heurigen Jahr wird es auch 2006 eine tolle Wör​therseebilanz geben. Und ich lade Sie heute schon ein, mich dann im Jahre 2006 wieder über dieselben Dinge zu befragen, die Sie heute noch immer nicht zur Kennt​nis nehmen wollen. (1. LH-Stv. Dr. Strutz lacht lautstark dazu. – Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wünscht der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage? – Das ist der Fall. Dann bitte ich, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Die 1,6 Millionen Euro Bundessubvention, die ja in der Kärntner Kulturlandschaft auch überall abgehen – man kriegt ja nicht so oft eine Subvention als Land, die auch in zwei, drei Wochen verblasen waren – die haben gute Chancen, dass sie von Kärnten zurückgezahlt werden müssen. Aus wel​chen Topf, gedenken Sie bitte, diese 1,6 Millionen zurückzuzahlen?
(Abg. Lutschounig: Alles nur Sponsorengeld?)

Holub

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Ich glaube, die Aufgabe eines Kärntner Abgeordneten ist es, mitzuhelfen, dass Geld von Wien nach Kärnten kommt – nicht, das Geld zurückgezahlt werden muss! (Beifall von der F-Fraktion)
Das tückische Missverständnis, das die Grünen haben, ist, dass sie ständig mit dem Land in Konflikt leben, nur weil sie politische Kämpfe austragen wollen. Sie müssen verstehen, dass diese 1,6 Millionen auch ein Erfolg gewesen sind, weil ich sie zusätzlich in Wien verhandelt habe. Sie könnten nicht einmal eine Anfrage hier stellen – geschweige denn, über die Wörtherseebühne philosophieren! -, hätte ich nicht die 1,6 Millionen ausgehandelt! (Beifall von der F-Fraktion)
Ich meine also, alleine die Frage, die Sie mir gestellt haben, ob im Jänner bereits die Zusage für die Mittelverwendung in einem Jahr gemacht worden ist, zeigt ja, dass Sie als Mitglied des Untersuchungsausschusses nicht einmal die Protokolle lesen. (Einwand des Abg. Holub) Ich werde Ihnen das sagen: Als Mitglied des Untersuchungsausschusses müssten Sie wissen, dass das Budget für die Seebühne 2004 in der Generalversammlung am 18. März behandelt worden ist. Wie kann dann, im Jänner, bereits ein Budget vom Finanzminister abgesegnet werden, das erst im März beschlossen wird?! Damit zeigt das, dass Sie zwar im Ausschuss sitzen, sich aber mit der Sache nicht beschäftigen, sondern ein einziges Ziel haben: Kärnten zu schaden, weil Ihnen der Landeshauptmann im Weg ist! (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Anfrage 3 erledigt. – Wir kommen zur Anfrage 4:

4.
Ldtgs.Zl. 175/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrat Ing. Rohr
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Landesrat! Sie haben einen Gemeindecheck durchführen lassen, wo die Gemeinden auf mögliche Einsparungspotenziale untersucht worden sind. Sie haben das präsentiert. Dabei wurde festgestellt, dass ein Einsparungspotenzial von annähernd 40 Millionen Euro zu erzielen wäre.
Das Problem, das sich aber jetzt auftut, ist: Wie kann man das umsetzen? Wie kann man das gegenüber den Gemeinden auch durchsetzen? Denn die Gemeinden pochen natürlich auf ihre Autonomie. Das Land hat wenig Möglichkeiten. Eine Möglichkeit wäre, bei der Beteilung von BZ-Mitteln oder Sonder-BZ-Mitteln so etwas wie Bonifikationen einzuführen, um das einmal positiv auszudrücken.
Daher interessiert mich, wie Sie das handhaben wollen. Ich frage Sie: Durch welche konkreten Maßnahmen werden Sie sicherstellen, dass die von Ihren Experten festgestellten Einsparungspotenziale von den Kärntner Gemeinden auch tatsächlich realisiert werden?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Sehr geschätzter Herr Abgeordnete! Meine Herren Regierungskollegen! Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Zur Frage, die Sie mir gestellt haben: Es ist irgendwie schon verwunderlich, wenn sich ein Regierungsmitglied bemüht, alle möglichen Einsparungspotenziale und alle möglichen Ressourcen einzusetzen, damit am Ende mehr frei verfügbare Finanzmasse herauskommt, dann wird also noch nachgefragt: „Wie wollen Sie das sicherstellen?“ – Ich würde mir wünschen, Sie würden genau mit derselben Sorgfalt in anderen Fragen tätig gewesen sein, nämlich genau bei der vorher diskutierten Frage der Wörtherseebühne, wo also nachweislich Geld im Wörther See versenkt wurde. (Abg. Zellot: So ein Blödsinn!)
Aber jetzt zur Anfrage, die im Konkreten an mich gestellt wurde, weil ich natürlich auch darüber nachgedacht habe, dass ich nicht nur den Gemeinden auch von privaten Dienstleistern Checks in verschiedentlicher Hinsicht anbiete, sondern dass diese Beratungsdienstleistungen ja letztlich auch insbesondere das Ziel verfolgen, bei Abgangsgemeinden durch Einsparungen den Bedarf an Mitteln zur Abgangsdeckung zu verringern sowie allen Gemeinden dadurch zusätzliche finanzielle Spielräume für frei verfügbare Finanzmittel zu schaffen.
Es hat eine Dienstanweisung meinerseits an die zuständige Abteilung 3 dafür gegeben, die folgendes festschreibt: „… dass die Ergebnisse der Beratungsdienstleistungen bei der jeweils betroffenen Gemeinde sowie der betroffenen Abteilung vom jeweiligen Dienstleiter zur Verfügung gestellt werden. Zur Sicherstellung eines effektiven und effizienten Controllings bei der Umsetzung der Beratungsergebnisse ist im Rahmen von Gemeinderevisionen einheitlich folgende Vorgangsweise zu praktizieren.“ Da werden Sie sehen, dass hier die Dinge ganz klar und deutlich geregelt sind: „1. Die Gemeinde ist schriftlich aufzufordern, innerhalb von einem Monat der Abteilung 3 etwaige Umsetzungsmaßnahmen bekannt zu geben. 2. Die Revisionsbediensteten haben die Mitteilung der Gemeinde innerhalb eines weiteren Monats daraufhin zu prüfen, welche Maßnahmen der Umsetzung in der Gemeinde bereits gesetzt wurden bzw. kurz- bis mittelfristig geplant sind und gegebenenfalls aus welchen Gründen den ausgesprochenen Empfehlungen nicht entsprochen werden kann. 3. Sollten auf Grund der Umsetzung der Empfehlungen Einsparungen erzielt werden, so sind diese frei gewordenen Finanzmittel bei Abgangsgemeinden zu 50 % für die Reduzierung des Abganges im ordentlichen Haushalt zu verwenden, und die restlichen 50 % der eingesparten Mittel stehen der Gemeinde frei zur Verfügung. 4. Über die gesetzten Umsetzungsmaßnahmen und deren finanziellen Auswirkungen ist vom zuständigen Revisionsbediensteten innerhalb von drei Monaten nach Übermittlung der Beratungsergebnisse an die betroffene Gemeinde ein Bericht zu verfassen und der zuständigen Abteilung bzw. dem zuständigen Sachbearbeiter zu übermitteln.“ (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokraten eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Auch nicht. Dann hat der Anfragesteller noch eine, falls gewünscht? – Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Danke für die Antwort! Ohne die einleitenden Reflexe wäre sie noch positiver gewesen. (Heiterkeit im Hause) Ich werde mir das Fragerecht nicht schmälern lassen! (Lärm im Hause. – Abg. Markut: Du hast eine Frage zu stellen und kein Referat zu halten!) Ja. (Lärm im Hause. – Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Bitte, der Anfragesteller hat die Zusatzfrage zu stellen!) Das größte Sorgenkind unter Kärntens Gemeinden ist unzweifelhaft die Landeshauptstadt Klagenfurt. Es gibt ja bereits die Vorschläge, diese unter kommissarische Verwaltung des Landes zu stellen. (Abg. Lutschounig: Du wärst der richtige Kommissar!)

Ich frage Sie aber: Wie wollen Sie die dort täglich zu Tage tretenden Probleme, vor allem finanzieller Natur, begleiten?

Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Nachdem, Herr Abgeordneter, die BZÖ/FPÖ/ÖVP-Koalition in Klagenfurt geplatzt ist, kann ich mir vorstellen, dass es in irgendwelchen Köpfen die Überlegungen gibt, die Landeshauptstadt Klagenfurt unter kommissarische Verwaltung zu stellen, um wieder für die Zukunft mehr Einfluss sicherzustellen. Nachdem ich aber ein Demokrat bin und weiß, dass das Spiel der freien Kräfte auch in Stadtparlamenten zu gelten hat, muss man respektieren, dass die Stadt Klagenfurt – als autonome Stadt in Kärnten – natürlich auch von der rechtlichen Situation andere Ausgangsbedingungen hat, als es beispielsweise die 130 Gemeinden, die sich den Bestimmungen der Allgemeinen Gemeindeordnung zu unterwerfen haben, der Fall ist. Die Stadt Klagenfurt hat ein eigenes Kontrollamt. Die Stadt Klagenfurt wird vom Bundesrechnungshof geprüft. Daher ist es also dem Gemeindereferenten nur beschränkt möglich, in die finanzielle Gestaltung der Landeshauptstadt einzugreifen. Das Einzige, was der Gemeindereferent in wichtigen und entscheidenden Fragen tun kann: dass er bei Bedarfszuweisungsmittelverteilungen dann entsprechend helfend mit eingreift. Ich darf darauf verweisen, dass beispielsweise das Projekt „Fußball-Akademie“ jährlich mit 200.000 Euro Bedarfszuweisungsmittel über mehrere Jahre unterstützt wird; dass beispielsweise das EM-Stadion in Klagenfurt nur machbar war, weil 500.000 Euro Bedarfszuweisungsmittel auf zehn Jahre im Voraus der Stadt Klagenfurt für diesen Zweck zweckgebunden zugesagt wurden. Ich darf darauf verweisen, dass es nur möglich war, die Bahnhof-Vorplatzgestaltung auch mit entsprechender Unterstützung des Gemeindereferenten zustande zu bringen – sonst hätten wir einen schön und modern ausgebauten Bahnhof, allerdings der Vorplatz würde sich im alten Bild präsentieren. Ich denke, das wäre doch auch eine Zumutung für die Bevölkerung und für die Gäste gewesen, die Klagenfurt via Bahn erreichen, für alle Pendler, die hier täglich den Bahnhof frequentieren, wäre das eine Zumutung gewesen, einen modernen neuen Bahnhof zu haben, aber den Vorplatz sozusagen im Erscheinungsbild der Fünfzigerjahre stehen zu lassen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Anfrage 4 erledigt. – Wir kommen zur Anfrage 5:

5.
Ldtgs.Zl. 176/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Gunzer an Landesrat Ing. Rohr
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Hoher Landtag! Herr Präsident! Geschätzte Besucher! Die finanzielle Absicherung von jenen Personen, die sich freiwillig den Dienst der Retter und Helfer bei Feuerwehreinsätzen stellen, ist nach wie vor jene, dass die Unternehmer diese Kosten bei Unfällen durch diese Retter und Helfer zur Gänze zu tragen haben.
Die Kärntner Unternehmer und die Kärntner Wirtschaft sind selbstverständlich bereit, die Aktionen zu unterstützen, den Mitarbeitern frei zu geben, wenn es notwendig ist, zu Hilfseinsätzen zu fahren und zu gehen. Aber, wie gesagt, wenn es zu Unfällen dieser Helfer und Retter kommt, müssen die Unternehmer die Kosten zur Gänze tragen.
Sehr geehrter Herr Landesrat Rohr, meine konkrete Frage an Sie: Welche Maßnahmen haben Sie getroffen, damit nicht bei den bereits angeführten Unfällen der Helfer und Retter die Unternehmer die Lohnfortzahlung weiterhin zu tragen haben?

Gunzer

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Geschätzte Regierungskollegen! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Das ist ein altes Thema. Es ist schön, wenn Sie mich, als neuen Feuerwehrreferenten, mit diesem Thema befassen. Ich darf Ihnen also folgendes mitteilen: In Anbetracht der Tatsache, dass ich erst eben seit dem 3. Dezember 2005, nämlich das ist das Inkrafttreten der Verordnung der Landesregierung über die neue Referatseinteilung, für das Feuerwehrwesen (einschließlich Feuerwehrehrenzeichen) in der Kärntner Landesregierung zuständig bin, kann ich Ihnen lediglich berichten, dass bereits mit Schreiben des Herrn Landeshauptmannes Dr. Haider vom 11. 12. 2002 – heute haben wir immerhin den 15. 12. -, vor drei Jahren, Herr Bundeskanzler Dr. Schüssel im Namen der Kärntner Landesregierung um Prüfung ersucht wurde, ob und in welchem Umfang Krankenstandstage, welche aus Unfällen bei Feuerwehreinsätzen resultieren, zur Gänze von der Sozialen Unfallversicherungsanstalt (AUVA) bezahlt werden. Mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 28. Jänner 2003 – wenn man bedenkt, dass also Weihnachten und Jahreswechsel dazwischen gelegen ist, eigentlich rasch dann eine Antwort gekommen ist – wurde zumindest der Erhalt des Schreibens bestätigt und lediglich darüber informiert, dass der Herr Bundeskanzler die Mitglieder der Bundesregierung in der Sitzung des Ministerrates am 28. Jänner vom Ersuchen der Kärntner Landesregierung in Kenntnis gesetzt hat.
Grundsätzlich bleibt aber festzuhalten, dass durch die Abänderung des Entgeltfortzahlungsgesetzes die Arbeitgeber die Lohnkosten für die Dauer von 8 bis 10 Wochen zu tragen haben. Sie können aber gemäß § 53b Absatz 3 ASVG bei der AUVA einen Zuschuss für diese Entgeltfortzahlung in der Höhe von 50 % für maximal 6 Wochen beantragen. Der Bundesfeuerwehrverband steht in Verhandlungen mit der Bundesregierung, um die Betriebe von diesen Kosten zu entlasten.
Ich bin also da inhaltlich voll und ganz bei Ihnen, dass ich sage: Freiwillige Leistungen, die im Interesse der öffentlichen Sicherheit und im Ernstfall von Menschen erbracht wurden, sollen nicht in der Form dann noch blockiert werden, indem Schwierigkeiten mit dem jeweiligen Arbeitgeber bestehen, weil der sagt: „Du darfst zum Feuerwehreinsatz nicht gehen. Ich bin nicht bereit, die entsprechenden Kosten zu tragen!“ Es liegt also bis dato noch kein endgültiges Ergebnis vor. Immerhin, nach drei Jahren haben wir es nicht geschafft. Ich stehe aber diesbezüglich natürlich im Kontakt mit dem Landesfeuerwehrverband Kärnten, der die Kärntner Interessen auch im Bundesfeuerwehrverband vertritt.
Ich werde aber natürlich auch Ihre Anfrage zum Anlass nehmen, um dem Herrn Bundeskanzler als zuständiger Feuerwehrreferent einen Brief zu schreiben und ihn darauf aufmerksam zu machen, dass letztlich diese Frage noch immer einer Lösung harrt. Und ich würde auch an Sie die Empfehlung aussprechen, dass Sie sich mit Ihrem Herrn Vizekanzler, mit Ihrer Sozialministerin, in Verbindung setzen, um dieses durchaus für Unternehmen absolut wichtige und dringliche Thema, auch im Interesse der öffentlichen Sicherheit, entsprechend rasch zu erledigen. Ich denke, auf der Bun​desseite haben Sie die entsprechenden Adressaten zur Hand, um entsprechenden Druck zu erzeugen, damit das Thema endgültig einer positiven Lösung zugeführt wird. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokraten eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist der Fall. Herr Abgeordneter Vouk, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen, liebe Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landesrat! Nachdem Sie seit 3.12., wie Sie selber gesagt haben, neuer Feuerwehr​referent des Landes Kärnten sind – und ich finde das auch sehr gut, dass das Ge​meindereferat und Feuerwehrreferat zusammengelegt wurde, aus fachlicher und sachlicher Hinsicht – frage ich Sie: Haben Sie schon mit dem zuständigen Landes​feuerwehrkomman​do, das ja das zuständige Gremium in Kärnten für das Feuerwehr​wesen ist, oder mit dem Landesfeuerwehrkommandanten Kontakt aufgenommen, um Strategien für eine Weiterentwicklung des Feuerwehrwesens in Kärnten zu entwi​ckeln?

Vouk

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter! Selbstverständlich habe ich, auch in Wahrung mei​ner Zuständigkeiten, Gespräche mit dem Landesfeuerwehrkommandanten geführt und war auch bei der Landesfeuerwehrausschusssitzung dabei, wo das Budget 2006 beschlossen wurde, wo das Investitionsprogramm 2006 beschlossen wurde. Und selbstverständlich ist es mir natürlich auch ein besonderes Anliegen, wie ich denke, dass es insgesamt poltischen Konsens in der Frage gibt, wenn es darum geht, die Ausstattung der Kärntner Feuerwehren auch durch die Bereitstellung der entspre​chenden Finanzmittel der öffentlichen Hand, technisch am letzten Stand und best​möglich sicherzustellen.
Ich kann nur berichten, dass wir über 400 Feuerwehren in Kärnten haben, freiwillige Feuerwehren. Wir haben 25 Betriebsfeuerwehren und wir haben eine Haupt​feuerwache in Klagenfurt, die diese Funktion hauptberuflich wahrnimmt. Wir haben über 22.000 aktive Feuerwehrmänner und –frauen und ich denke, das ist einfach eine gewaltige Anzahl an Personen, die sich hier im Interesse der öffentlichen Sicherheit freiwillig zur Verfügung stellt, im Ernstfall natürlich auch eigenen Leib und eigenes Leben riskiert, um anderer Leben und Hab und Gut zu schützen. Und ich denke, das erfordert ein klares Bekenntnis der Politik, dass sich alle hier auch dazu bekennen, dass die finanzielle Ausstattung, damit die technischen Gerätschaften, im Ernstfall auch zur Verfügung stehen, um wirkungsvoll helfen zu können.
Ich darf auch berichten, dass es durchaus Sinn macht, dass das Gemeinde- und Feuerwehrreferat politisch unter einer zuständigen Führung stehen, weil alleine vom Gemeindereferat beispielsweise im Jahr 2005, über 4 Millionen Euro an Investitio​nen, die die Gemeinden mitzufinanzieren haben, auch über Bedarfszuweisungen für das Feuerwehrwesen entsprechend finanziert wurden. Und ich denke, das ist doch eine beträchtliche Summe, weil 4 Millionen Euro schauen zuerst einmal relativ nicht soviel aus, aber wenn man das umrechnet, dass das 55 Millionen Schilling sind, dann ist das doch ein beträchtlicher Betrag, auf ganz Kärnten umgelegt.
Wir haben mit dem Landesfeuerwehrkommandanten auch vereinbart, dass wir in der Fahrzeugbeschaffung versuchen werden, alle Unsicherheiten, die es in der Vergan​genheit gegeben hat, ein- für allemal auszuschalten, indem nur Fahrzeuge bestellt werden, wo die entsprechenden Finanzierungspläne dann auch tatsächlich von den jeweiligen Gemeinden beschlossen und vorhanden sind. Denn als Gemeindereferent erlebe ich es doch bei einigen Wenigen, dass man versucht, den BZ-Rahmen sozu​sagen für alle anderen Notwendigkeiten auszuschöpfen und am Ende kommt man dann im Jahr der Anschaffung oder im Jahr des Lieferdatums drauf, dass letztlich auch noch entsprechende Mittel für Feuerwehrnachschaffung und technisches Gerät erforderlich sind. Da werden wir auch klare Richtlinien und eine politische Praxis, oder eine Praxis in der Umsetzung einführen, die auch die Sicherheit bietet, dass das, was bestellt wurde, auch tatsächlich bezahlt werden kann.
Wir werden die Leistungswettbewerbe entsprechend honorieren, weil ich denke, dass das natürlich auch zur Schlagkraft der Feuerwehr insgesamt beiträgt. Und wir werden, wie wir es im Regierungsprogramm verankert haben, auch das Jugend​feuerwehrwesen durch gezielte Fördermaßnahmen stärker unterstützen. Da werde ich natürlich auch dem Landtag zu gegebener Zeit, wenn die Dinge soweit entwickelt sind, dass sie umsetzungsreif sind, Bericht erstatten können. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller eine Zusatzfrage. (Abg. Vouk verzichtet auf eine weitere Frage.) Damit ist die Anfrage 5 erledigt.
Wir kommen zur Anfrage 6:

6.
Ldtgs.Zl. 177/M/29:
Anfrage des
Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo an Landesrat Dr. Schantl

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Landesrat Dr. Schantl! Sie haben nach Amtsantritt eine Reihe von Interviews mit interessanten Aussagen gegeben. Eine Aussage hat mich zu der Anfrage gebracht, weil ich damit offen gesagt nicht ganz zurecht gekommen bin. Sie haben gesagt – ich zitiere das: „ … die Frage Finanzierung sehe ich aber als Sache des Finanzreferenten.“
Ich frage Sie daher: Warum wollen Sie mit Finanzierungsfragen, die Ihren Referatsbe​reich betreffen, nichts zu tun haben?

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Bitte schön! Ihre erste Antwort in diesem Hause.
Landesrat Dr. Schantl (SPÖ:)

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrtes Hohes Haus! Sehr geehrte Zuhörer! … (Es kommt zu Tonproblemen. – Der Vor​sitzende: In das Mikrofon bitte hineinsprechen! – LR Ing. Rohr: Ja, klopf einmal drauf! – Es geht nicht!) Sabotage! (LR Ing. Rohr: Der Gallo will nichts hören.) Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Die in der Vergangenheit beschlossenen und umgesetzten Finanzierungskonzepte führten zu einer massiven außerbudgetären Schuldenent​wicklung. Diese sind leider durch mich als Gesundheitsreferent nicht beeinflussbar. Diese liegen in der Zuständigkeit des Finanzreferenten und daher auch die Beant​wortung. Es fehlt mir hier die Zuständigkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP-Fraktion? – Auch nicht. Dann hat der Anfragesteller noch eine Zu​satzfrage. Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Herr Landesrat, ich muss ein bisschen nachbohren. (Abg. Vouk: Wie ein Zahnarzt!) Gestern ist bekannt geworden, dass im Lande Kärnten – der Herr Professor Lehner hat das gemacht – mögliche Einsparungen vorhanden sind, unter anderem bei den Krankenhäusern 43 Millionen.
Ich frage Sie daher: Wie stellen Sie sich dazu?
Landesrat Dr. Schantl (SPÖ:)
Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Als Gesundheitsreferent bin ich primär für die opti​male Gesundheitsversorgung und auch für einen ökonomischen Umgang mit den Finanzmitteln verantwortlich. Hier haben wir im Rahmen der Strukturreform und Lei​stungsangebotsplanung auch schon erste Erfolge erzielt. Die Kooperation der Kran​kenhäuser untereinander und auch die Standortsicherung und Standortfixierung durch Schwerpunktsetzung der Krankenhäuser sind auch die nächsten Erfolge. Da​mit sind wir ja schon auf dem richtigen Weg in diese Richtung. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die Anfrage 6 erledigt.
Wir kommen zur Anfrage 7:

7.
Ldtgs.Zl. 178/M/29:
Anfrage der
Abgeordneten Warmuth an Landesrat Dr. Martinz

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Hohes Haus! Geschätzte Regierungsmitglieder! Sehr geehrte Abgeordnetenkollegen! Sehr geehrte Damen und Herren auf der Tribüne! Jeden Tag im Morgengrauen beim Frühstück werden wir seit Monaten mit Inseraten beglückt, die unser geschätzter Herr Landesrat Martinz schaltet. (Abg. Lutschounig: Das fällt dir auf!) Sehr geehrte Damen und Herren! Die ÖVP und der Herr Landesrat zeichnen sich dadurch aus, dass sie besonders kritisch gegenüber ihren politischen Mitbewerbern bei Inseraten sind. Wenn Zwei das Gleiche tun ist es nicht dasselbe, das wissen wir.
Ich frage Sie daher, geschätzter Herr Landesrat: Wie hoch belaufen sich die Gesamt​kosten für die von Ihnen täglich inserierten Einschaltungen in der Kleinen Zeitung zu EU- beziehungsweise INTERREG-Themen?

Warmuth

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Geschätzte Damen und Herren! Liebe Zuhörer! Ich freue mich wirklich, dass bereits bei Morgengrauen eine Beglückung auch im Bezirk St. Veit stattfindet. Ich möchte ganz vorne weg noch einmal betonen: Man kann nicht oft genug und nicht immer wieder wirklich deutlich herausstreichen, dass die Vorhaben und die Arbeit und die Möglichkeiten aus den EU-Budgets hier verbreitet werden und auch entsprechend publiziert werden. Auch wieder für Abgeordneten Gallo, der ja auch immer wieder normalerweise hier der Hauptanfragende in dieser Richtung ist, noch einmal zur Erinnerung: Wir bekommen aus der EU 70 Millionen Euro pro Jahr mehr als Kärnten in die EU einbezahlt. Das nur immer wieder am Anfang, damit man das immer wieder sieht.
Wir wissen auch, dass es einfach so ist, dass die Referenden zum Beispiel, die ne​gativ ausgegangen in Frankreich und in den Niederlanden, jetzt diese Thematik: „Wie bringen wir die EU dem Bürger näher?“, einen neuen Schwung bekommen haben. Dass jetzt auch seitens der Ratspräsidentschaft durch den sogenannten „Plan D“ eine Initiative gestartet wird, um den Institutionen die Möglichkeiten, die verschieden​sten Programme beim Bürger, beim EU-Bürger ankommen zu lassen, um den EU-Bürger dort abzuholen wo er ist, nämlich in seiner doch etwas gewissen Zurück​haltung zur EU. Und, dass es hier viele Maßnahmen und Programme gibt, um hier diese Verbreitung auch durchzuführen.
Es gibt im INTERREG-Programm oder in den INTERREG-Programmen und in den LEADER-Programmen eine eigene Publitzitätsverordnung. Und diese Vorschriften sehen vor, dass ganz besonders in den Regionalmedien über diese INTERREG-Pro​gramme berichtet wird, über diese LEADER-Programme. Wir wissen, dass diese INTERREG-Programme nicht nur bei uns in Kärnten, mit Slowenien, mit Italien, auf eine sehr große Zustimmung stößt, dass wir hier im grenzüberschreitenden Bereich eine ganz Anzahl von Programmen und Projekten haben, die sehr gut angenommen werden, wo sich sehr viele Leute, sehr viele Organisationen und auch Institutionen stark einbringen. Dass es im LEADER-Bereich, ganz besonders im ländlichen Raum, hier gelingt, Initiativen zu setzen und Programme vorwärts zu bringen, die nur mög​lich sind durch diese LEADER- und INTERREG-Möglichkeiten. Wie gesagt, dafür gibt es einen gewissen Prozentsatz, der sich errechnet aus dem Gesamtbudget, wie diese Programme eben entsprechend mit den ver​schiedenen Ländern eingesetzt werden. Konkret über die sogenannte „technische Hilfe“, sind diese Publizitätsvorschriften klar definiert. Und dazu gehören eben ganz besonders die Informationsmöglichkeiten und Notwendigkeiten in den Regionalmedien.
Die Inserate rundherum und diese Informationskampagne ist noch nicht abgeschlos​sen. Ich kann aber zum heutigen Zeitpunkt sagen, dass es etwas über 30.000,-- Euro ausmachen wird, um hier – wie gesagt – immer wieder, und man kann es nicht oft genug auch hier anbringen, die Möglichkeiten der EU und die Fördertöpfe und die Fördermöglichkeiten, den Bürgern zu präsentieren. Wir sehen ja auch zum Beispiel aus der neuen Finanzvorschau, heute ganz aktuell, dass die Diskussion, wie werden wir mit der EU weiter umgehen, auf uns ganz vehement zukommen wird? Was wird für Kärnten aus den EU-Programmen, aus den verschiedenen Fördertöpfen noch in Zukunft möglich sein, wenn die gesamte EU-Vorschau nicht das bringen wird, wovon wir in Österreich, zumindest in Kärnten ausgehen. Kärnten als Nettoempfänger kann nur das Interesse haben, dass Wien mehr nach Brüssel zahlt, weil, wenn Brüssel mehr von Wien bekommt, bekommt Kärnten mehr aus Brüssel. Eine kurze Losung, dafür sind wir auch hier als Kärntner, um dies auch zu vertreten. Wenn das nicht der Fall ist, und wenn die heutigen Zahlen, die am Tisch liegen, sich umsetzen lassen, wird es für Kärnten leider Gottes nicht mehr diese gleichen Möglichkeiten geben. Das kann man heute auch schon sagen, deshalb unterstütze ich alle Intitiativen, Minister Pröll und so weiter, um hier diese Möglichkeiten der Förderungen aus den EU-Töpfen weiterhin aufrecht zu erhalten.

Und, wie gesagt, die Kampagne oder die Informationswelle ist noch nicht abge​schlossen. Es war ja sehr viel an wirklicher Mitteilung, was noch möglich ist aus den Programmen.
Wir haben, zur Information, im INTERREG- und im Leader-Bereich schon mehr als 120 % an Projekten vergeben. Es sind aber in Wirklichkeit bei den Auszahlungsgraden erst bei 30 bis 40 % ausgeschöpft worden, das heißt wir müssen jetzt im letzten Jahr ganz besonders aktiv auf diese Programme losgehen, damit im Endeffekt wirklich eine hundertprozentige Ausnützung der Möglichkeiten gewährleistet ist. Aus diesem Grunde, wie gesagt, ist diese Informationskampagne (Vorsitzender: Herr Landesrat, die Redezeit ist abgelaufen!) im Bereich der technischen Hilfe vorgesehen. Es gibt eine Publizitätsverordnung, deshalb ist das alles rechtens und völlig korrekt. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokratischen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Strauß, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Hoher Landtag! Geschätzter Herr Präsident! Herr Landesrat! Ich schließe mich der Frage meiner Vorredner an. Wenn Sie Werbung für INTERREG-Projekte in Kärntens Lokalzeitungen und für die ÖVP machen, meine Frage an Sie: Wie weit setzen Sie sich ein, wie weit machen Sie Lobbyismus für jene INTERREG-Projekte, die Kärnten in Brüssel eingebracht hat?

Strauß

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Es ist ja so, dass natürlich die Programme der Länder, der Regionen, auch der Nationalstaaten, nach Brüssel in einer irrsinnig vielfältigen Weise, wie in einem Blumenstrauß, unterwegs sind. Es gibt ja nur einen Teil, der von Kärnten direkt und auch von mir als EU-Referent sozusagen beobachtet werden kann. Das sind die konkreten INTERREG-Projekte und die LEADER-Projekte. Es sind aber zum Beispiel Projekte, die die Schulen einreichen oder auch Projekte des KWF oder Wissenschaftsprojekte oder über die Universität, über Jugendprojekte, wie wir sie gerade letzte Woche aus dem Jugendreferat mit diskutiert haben. Das sind nicht Projekte, die über mein Referat laufen, sondern die direkt sozusagen mit Brüssel und den dortigen Institutionen abgewickelt werden.
Wir haben aber – ich glaube, darauf können wir auch stolz sein, und viele waren ja im Herbst bei der Eröffnung unseres neuen Brüssel-Büros, unseres Verbindungsbüros in Brüssel – mit unserer Repräsentantin vor Ort, Frau Mag. Rattinger, jemanden, der natürlich ein sehr großes, breites und gutes Netzwerk zu allen Institutionen aufrecht erhält und in der Lage ist, sämtliche Anfragen, die an sie gerichtet werden oder die über uns an sie gerichtet werden, letztlich zu erledigen. Das ist also unser Beitrag des Landes für Projekte, die direkt in Brüssel sozusagen in den dortigen Institutionen gehandled werden, die wir einbringen können. Das ist das, was ich dazu sagen kann.
Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP dazu eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat die Anfragestellerin noch eine, wenn gewünscht? – Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Geschätzter Herr Landesrat! Aus welchem Ansatz des Kärntner Landesbudgets werden diese Inserate beglichen?

Warmuth

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Einmal aus dem Ansatz, wie gesagt, „Technische Hilfe“, die im Bereich der INTERREG- und LEADER-Programme vorgesehen sind, und ein Teil aus dem Koordinationsbüro. (Abg. Warmuth: Danke!)

Dr. Martinz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die Anfrage 7 erledigt. – Wir kommen noch zur Anfrage 8:

8.
Ldtgs.Zl. 179/M/29:

Anfrage des Abgeordneten Vouk an Landeshauptmann Dr. Haider
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen, liebe Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! 100.000 Euro pro Jahr investiert die Kärnten-Werbung in die Kooperation mit Europas größter Indoor-Schihalle im Alpinecenter in Bottrop im deutschen Ruhrgebiet. Die Kooperation wurde vorerst auf drei Jahre vereinbart, wie mir bekannt ist. Solche Aktionen wurden schon vom Salzburgerland in der Schihalle Nois oder von Sölden in Amstaat durchgeführt.
Welche Erwartungen setzen Sie in diese Kooperation?

Vouk

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Diese Aktion hat deshalb Sinn, weil gerade das Bundesland, das hier angesprochen ist, in Bottrop beheimatet ist, jene Zielgruppe beherbergt, die den höchsten Anteil an Kärnten-Betten aufweist. Die deutschen Gäste haben im Bereich des Ruhrgebietes den höchsten Anteil, daher haben wir, in Kombination auch mit HLX, entsprechende Programme aufgelegt, um quasi direkt von Bottrop, von der Schihalle weg, Kärnten buchbar zu machen und auch für Kurzurlaube hierher zu kommen, mit der entsprechenden Schiausrüstung, mit allen entsprechenden Begleitumständen. Es scheint also diese Vorgangsweise, die auch schon andere Bundesländer überlegen, ganz gut gemacht zu sein und ganz gut anzukommen.
Es sind immerhin 35 Millionen Menschen, die in diesem Einzugsbereich leben und wo also Kärnten an den deutschen Gästen einen Anteil von 70 % hat. Das ist also sehr, sehr hoch. Daher sollten wir dort, wo wir stark sind, auch versuchen, noch zu verstärken und über die Billigfliegerlinie mit HLX zusätzliche Angebote ermöglichen. Das hat auch dazu geführt, dass die Kärnten-Werbung diese Maßnahme ergriffen hat. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Auch nicht. Dann hat der Anfragesteller noch eine Frage, bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Von einer „Kärntner Schihütte“ redet man auch in der ersten Wüstenschihalle in Dubai, wie mir bekannt ist. Dort ging außerdem ein Kartrennen mit "Kärnten"-Bandenwerbung über die Bühne, etwas ganz Innovatives. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist aber weit weg!) Lieber Kollege Gallo, nur keine Aufregung, du kommst auch noch dran!

Herr Bilgram hat die Kosten für den Auftritt mit 35.000 Euro, also knapp eine halbe Million Schilling, als einen „Schlapf“ bezeichnet. Ich frage Sie: Sind 35.000 Euro für Sie als Tourismusreferent auch ein „Schlapf“?

Vouk

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

35.000 Euro wären kein „Schlapf“, wenn kein Erfolg dahinter steht, aber ich glaube, dass Dubai für uns deshalb auch interessant ist, weil bekanntermaßen auf Grund der hohen Temperaturen ab Mitte des Jahres oder auch Mai viele Bürger aus dieser Region nach Europa ziehen, um dort Urlaub zu machen, über mehrere Monate, insbesondere in der Schweiz und in Frankreich, und es nicht gelungen ist, bisher Österreich in größerem Stil hier anzubieten. Das ist eine sehr gute Gästegruppe, eine sehr einkommensstarke Gästegruppe. Seit vergangenem Jahr gibt es erstmals Direktflieger nach Wien, die eine Verteilung auch der Gäste von Wien nach Salzburg möglich machen.
Wir wollen uns hier einbinden. Gemeinsam mit der österreichischen Außenhandelsstelle hat es also diesen Erstauftritt gegeben. Der soll die Möglichkeit schaffen, dass an diesem touristischen Markt auch Kärnten in Zukunft Anteil hat, weil ich glaube, dass gerade unser Angebot zwar eine sommerliche Atmosphäre zu bieten hat, aber diese Hitze nicht zu haben und in einer schönen Umgebung ein Urlaubsangebot für anspruchsvolle Gäste anbieten zu können, auch ein richtiger Weg ist. Das wollen wir auch mit dieser Maßnahme tun. Ich bin sicher, dass dabei auch sehr viele Gäste für Velden abfallen werden! (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit ist die Fragestunde beendet. Wir konnten heute acht Fragen erledigen. Ich frage die Abgeordneten Damen und Herren, wie sie die ausstehenden Fragen beantwortet haben möchten. Anfrage 9 der Abgeordneten Dr. Prettner an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig-Kandut, bitte? (Abg. Dr. Prettner: Mündlich!) Mündlich, in der nächsten Sitzung, das ist morgen. Ich darf bekannt geben, dass morgen, vor der Fortsetzung der zu unterbrechenden heutigen Sitzung – sie wird ja heute um 18 Uhr unterbrochen -, dann eine Fragestunde stattfindet, wo die restlichen sechs Fragen, die derzeit vorliegen, noch gestellt werden können. Anfrage 10 des Abgeordneten Köfer an Landeshauptmann Dr. Haider? (Abg. Köfer ist nicht anwesend.) Er ist nicht hier, mündlich. Anfrage 11 des Abgeordneten Strauß an Landeshauptmann Dr. Haider? (Abg. Strauß: Zurückgezogen.) Zurückgezogen, danke! Anfrage 12 der Abgeordneten Mag. Trannacher an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut? (Abg. Mag. Trannacher ist nicht anwesend.) Ist nicht hier; ich werde das mündlich veranlassen. Anfrage 13 der Abgeordneten Mag. Lesjak an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz? (Abg. Mag. Lesjak: Mündlich!) Mündlich! Anfrage 14, die heute nicht aufgerufen werden konnte, die Anfrage des Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr? (Abg. Holub: Mündlich!) Mündlich!
Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Es wird so vorgegangen. – Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 
Aktuelle Stunde
Es liegt ein entsprechender Antrag des ÖVP-Klubs vor. Nach dem Rotationsprinzip ist die ÖVP an der Reihe. Das Thema lautet: „Die Finanzlage des Landes Kärnten“. Ich erteile dem Redner der Antragsteller als Erstem das Wort. Es ist dies Abgeordneter Klubobmann Mag. Grilc. Besonders möchte ich die Damen und Herren Abgeordneten darauf hinweisen, dass die generelle Redezeitbeschränkung von fünf Minuten einzuhalten ist! Bitte, zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wohl jeder hier im Saal wird praktische Beispiele und aus dem Leben gegriffene Beispiele für folgendes Szenario vor Augen haben. Stellen Sie sich einen Gutshof vor, nach außenhin wohlbestellt, nur die nähere Umgebung, sozusagen die Insider, wissen, dass Gutsherr und Gutsherrin mit dem Geld nicht umgehen können. Er zieht von Lokal zu Lokal, zahlt Runden, um sich beliebt zu machen, sie gibt ihr Geld eher im Stillen aus. All das, dieser Lebenswandel wird finanziert durch Verkauf von Substanz, und das geht auf Kosten der Kinder.
Ich mache hier einen Schnitt und gehe nahtlos über zur Finanzlage des Landes Kärnten. Wir werden im nächsten Jahr, nach dem Budget, rund 1,8 Milliarden Euro ausgeben. Wir können so viel Geld nur ausgeben, weil wir zusätzliche Schulden machen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Tauschitz!) Und am Ende dieses Jahres 2006 werden nach den Planungen die Schulden, und zwar budgetäre und außerbudgetäre, rund 1,4 Milliarden Euro ausmachen, wobei ich vor allem für die Zuhörer vielleicht erklärend hinzufügen darf: Vergleichen könnte man die beiden Begriffe „budgetär“ und „außerbudgetär“ so, als hätte man als Privater budgetäre Schulden bei der Bank und außerbudgetäre bei der Leasingfirma, beim Warenhaus und beim Versandhandel. Das alles zusammen, wie gesagt, wird auf diese Summe hinkommen.
Das Wesentliche, worauf aber ich hinweisen will, ist die bereits im Budgetprogramm beschlossene Perspektive. Im Jahre 2009 nämlich wird dieser Schuldenstand auf rund 2 Milliarden Euro steigen. Und dort sind die Schulden der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft noch nicht dabei. Wenn ich die hinzufüge, dann komme ich auf rund 3,2 Milliarden Euro Schulden im Jahre 2009. Eine beängstigende Situation! Und in dieser Situation frage ich mich natürlich schon: Wie reagiert denn eigentlich hier im Lande die zuständige Koalition darauf? Wie reagieren vor allem die Koalitionsspitzen, gewissermaßen unser Koalitionspärchen, darauf? (Abg. Ing. Scheuch: Wir tun was weiter, für Kärnten!)
Nun, auch hier ist ein Vergleich angebracht. Das Koalitionspärchen reagiert wie eine Ehepaar, das sich zwar persönlich nicht mehr mag, das aber durch das Geld zusammen gehalten wird und dieses Geld auch jeder auf seine Art und Weise ausgibt: so lange etwas da ist. Irgendwann einmal ist damit Schluss! Bezogen auf die Finanzlage des Landes Kärnten kann ich nur sagen, auch hier kann nur eines gelten: Mit dieser Schuldenpolitik muss Schluss sein! Je früher, desto besser! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
Mag. Grilc

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Als nächster Redner hat sich der Finanzreferent des Landes, Herr Landeshauptmann Dr. Haider, zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm dieses!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn Sie die realen Zahlen anschauen, dann werden Sie feststellen, dass wir heute einen Schuldenstand haben, wie er 1995 gewesen ist. Das war also Mitte Zernatto-Ära. Als wir 1999 übernommen haben, waren wir weit über dem, was heute an Schulden vorhanden ist. (Abg. Lutschounig: Aber da haben wir alles noch gehabt!) Dank unserer Finanzpolitik haben wir in den Jahren 2002 und 2003 eine Schuldentilgung vorgenommen und rund 15 Milliarden an Schuldentilgung geschafft, sodass Kärnten heute wieder solide dasteht! (Beifall von der F-Fraktion)
Wenn Sie die aktuellen Zahlen, Herr Kollege Grilc, ansehen, dann werden Sie feststellen, dass wir bei der Nettoneuverschuldung 83 Millionen Euro heuer Nettoneuverschuldung hätten machen können. Wir sind darunter geblieben. Wir haben 74,4 Millionen gemacht. Im Budget 2006 haben wir die Möglichkeit, 81 Millionen Nettoneuverschuldung zu machen. Wir werden bei rund 76 Millionen Euro bleiben. Das heißt, wir unterschreiten selbst die uns schon niedrig gelegte Latte, weil wir einen entsprechend Investitionspfad vorgesehen haben. Wir haben gesagt: „Wir wollen nicht ein Nulldefizit anstreben, sondern wir werden eine maßvolle Neuverschuldung von 0,4 % über die gesamte Periode machen, weil es uns wichtig ist, anstatt durch Nullen zu glänzen, Arbeitsplätze in Kärnten zu schaffen und damit auch entsprechende Beschäftigungsmöglichkeiten zu haben.“ (Beifall von der F-Fraktion)
Und damit bin auch dabei, dass immer die Finanzschulden plus die außerbudgetären Schulden als so dramatisch hingestellt werden. Die außerbudgetären Schulden hei​ßen nichts anderes, als dass wir Werte schaffen. Sie sollten hier herausgehen und sagen, welche Werte wollen Sie nicht schaffen. Wollen Sie das Krankenhaus-Neu nicht haben, dann müssen Sie das Ihrem Bürgermeister von Klagenfurt erklären, der Sie schon öfters zur Ordnung gerufen hat, imdem er Ihnen gesagt sagt: Selbstver​ständlich ist die Landeshauptstadt Klagenfurt begeistert, dass wir eine Investition von 350 Millionen Euro in den nächsten Jahren machen, um damit das modernste Kran​kenhaus Österreichs in der Landeshauptstadt Klagenfurt zu haben. Und Ihr ÖVP-Bürgermeister da massiv dafür und nicht dagegen ist,  so wie Sie! (Beifall von der F-Fraktion.)
Da müssen Sie natürlich auch sagen, ob Sie verschiedene andere Dinge nicht haben wollen. Die jährliche Wirtschaftsförderung. Der Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds trägt zur außerbudgetären Verschuldung bei. Das sind 30 bis 35 Millionen wirt​schaftsfördernde Maßnahmen jedes Jahr, wo tausende Arbeitsplätze positiv beein​flusst werden. Wenn Sie das nicht haben wollen, dann gehen Sie hier heraus und sagen: „Jawohl, es darf keine außerbudgetären Schulden mehr geben, weil wir sind dagegen, dass es Wirtschaftsförderung gibt. Wir sind dagegen, dass es Investitionen gibt! Wir sind dagegen, dass es Arbeitsplätze gibt!“ Das ist also eine ganz einfache Rechnung. (Beifall von der F-Fraktion. – 3. Präs. Lobnig: Bravo!) Wenn Sie das her​nehmen, dann haben wir bis zum Jahre 2009 eine außerbudgetäre Gesamtverschul​dung von rund 1,1 Milliarden Euro. Dem stehen Werte und Beteiligungen von rund 1,5 Milliarden Euro gegenüber! (Abg. Lutschounig: Da können wir was herunterbei​ßen, Herr Landeshauptmann!) Die könnens verkaufen, sowie bei der HYPO … (Wei​tere Zwischenrufe aus der ÖVP-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause. – Der Vor​sitzende gibt das Glockenzeichen.) Herr Kollege, das ist ein bißchen anders als beim Viehhandel, sondern das ist selbstverständlich eine Möglichkeit, auch Geld sinnvoll einzusetzen, denn die HYPO hat uns immerhin, die HYPO hat uns immerhin … (Abg. Lutschounig: Aber unsere Finanzpolitik ist ja von einem Viehhändler gemacht wor​den. „Danke, Karli“ haben Sie gesagt!) 500 Millionen Euro beschert und wir werden insgesamt an die 700 bis 800 Millionen Euro im Zukunftsfonds zur Verfügung haben und wir haben uns gerade ge​stern in der Nacht mit den Sozialpartnern auf eine vernünftige Strategie geeinigt. Das heißt, 250 Millionen werden Kernkapital sein und werden langfristig gebunden veran​lagt und nur die Zinsen verwendet werden. In der ersten Phase werden es nur 150 Millionen sein und die 140 Millionen der Koralm​bahn werden dazu eingestellt. Damit erfüllen wir auch den Wunsch der Frau Kollegin Schaunig, dass endlich auch die Koralmbahn finanziert ist und wir diese Beiträge (Einsetzender Beifall von der F-Fraktion.) machen können. Und es wird, … weil das war ja bisher noch nicht entschieden, also, die Sozialpartner stehen jetzt auch hinter der Finanzierung der Koralmbahn und damit lösen wir eine Investition von 4,2 Milliar​den Euro im Kärntner Wirtschaftsraum aus. Das tut unseren Arbeitsplätzen gut und unserer wirtschaftlichen Struktursicherung.
Und wir werden über diesen Fonds auch heuer bereits die Wirtschaftsoffensive be​dienen. Das heißt, 160 Millionen Euro haben wir mit dem Bund gemeinsam verein​bart; 25 Millionen Direktzuschüsse, die nicht rückzahlbar sind. Das sind immerhin mehr als 300 Millionen Direktzuschüsse, kommen vom Bund. (Der Vorsitzende: Herr Landeshauptmann, bitte zum Schluss zu kommen!) Und noch einmal 300 Millionen altösterreichische Schillinge Direktzuschüsse kommen vom Land; das sind rund 600 bis 700 Millionen Direktzuschüsse plus noch einmal 100 Millionen Euro. Das sind also noch einmal 1,4 Milliarden Darlehensfinanzierungen für die heimische Wirtschaft in den nächsten drei Jahren. Das haben wir gestern mit den Sozialpartnern verein​bart. Auch Ihre schwarzen Präsidenten sind am Tisch gesessen, haben das alles unterschrieben. Sie hätten heute, bevor Sie hier aufgetreten sind, nachfragen sollen, dass die mit unserer Wirtschaftspolitik sehr einverstanden sind. (3. Präs. Lobnig lacht dazu applaudierend. – Beifall von der F-Fraktion.)
Und ich glaube, (Der Vorsitzende: Herr Landeshauptmann, ich bitte zum Schluss zu kommen. Sie können sich noch einmal melden, wenn Sie … ) Ich sage zum Schluss. Das beste Zitat hat heute der Herr IV-Präsident Petschnig, der auch unterschrieben hat, gestern in der Nacht gesagt, als er das Budget angesehen hat und der Wirt​schaftsexperte des WIFO gesagt hat: „Kärnten liegt eigentlich gut im Mittelfeld.“ Bei der Verschuldung hat er gesagt: „Wir sind überrascht. Wir dachten, dass Kärnten die ´Rote Laterne´ in Österreich hat.“ Nein, die rote Laterne hat Niederösterreich, - ist ein schwarzes Bundesland. Ich wünsche euch viel Glück dabei! (Beifall von der F-Frak​tion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. KO Mag. Dr. Kaiser das Wort.)
Dr. Haider

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Regierungsbank! Meine Damen und Herren Ab​geordnete! Erlauben Sie mir eine Vorbemerkung. Ich war, um es gelinde zu sagen, verwundert, als ich den Titel der Aktuellen Stunde gelesen habe, angesichts dessen, dass wir hier über zwei Tage dieses vorgelegte Budget sehr ausführlich debattieren werden, angesichts dessen, dass wir in mehr als zehn Tagesordnungspunkten we​sentliche finanzielle und wirtschaftliche Grundlagen dieses Landes debattieren wer​den. Ich habe für mich daher das Resümee gezogen, dass die Aktualität der ÖVP in einer Art Duplizität vom Thema zu bestehen scheint, was Ihre Sache ist, mich – wie gesagt – jedoch sehr verwundert.
Meine Damen und Herren! Ich möchte mein kurzes Statement so anlegen, dass es zwischen Schwarzmalerei und Schönfärberei angesiedelt ist, denn diese beiden Pole sind derzeit in den Wortmeldungen dargestellt worden. Ich glaube, dass es wichtig ist, die Situation des Landes, die ja die Basis für jede Entscheidung ist, sehr ruhig, sehr sachlich anzuschauen. Landesfinanzen meine Damen und Herren, sind ein Sammelbegriff für verschiedene Faktoren und für verschiedene Kennzahlen und ist daher auch nicht unbedingt mit einer Ehepaar-Konstellation oder Ähnlichem zu ver​gleichen. Ich verwehre vor solchen Vergleichen; dazu ist aus meiner Sicht die The​matik viel zu ernst. Rein finanziell ist die Situation – und das werden wir heute und morgen noch hören – in den Ziffern des Landeshaushaltes und in den ausgeglie​derten Rechtsträgern ganz leicht ersichtlich. Es wird auch entsprechend kommentiert werden. Wie in jedem Privathaushalt aber, ist für den tatsächlichen Status der Finan​zen jedoch das Vermögen genauso wie vorhandene, wie geschaffene Werte, das eigene Leistungsvermögen und letztlich auch die Bonität entscheidend. Zahlen allein können das nicht immer ausdrücken.
Umgelegt auf das gegenständliche aktuelle Thema heißt das für mich für Kärnten: Welche Werte haben wir unter Einsatz welcher finanzieller Mittel geschaffen? Wieviel ist zu deren Erhaltung und Pflege aufzubringen? Und darin sind feste Werte, wie Bauten, Straßen oder andere infrastrukturelle Maßnahmen genauso zu bewerten, wie die Qualität eines Wohlfahrtsstaates, wie die Qualität unseres Gesundheitssys​tems, wie der Zugang zur Kultur und andere punktuelle Förderungen. Aber viel wich​tiger, meine Damen und Herren, ist: Nicht genutztes Kapital erzeugt letztlich Kosten! Damit meine ich, dass die Leistungsfähigkeit und das Arbeitsvermögen unserer Unternehmungen und der unselbstständig erwerbstätigen Beschäftigten, unser größ​tes und unser wichtigstes Kapital in diesem Land ist. Ergänzt wird es – und ich schaue hier Richtung Tribüne – durch die Zukunft dieses Landes, durch die Jugend und für sie notwendige Bildungsinvestitionen. (Beifall aus der SPÖ-Fraktion.) Und da​her, meine Damen und Herren, mache ich mir schon sehr wohl da und dort Sorgen, weil ich weiß - und das werde ich später ausführen – dass viele von den Möglich​keiten, die wir haben, durch bundespolitische Entscheidungen, wo die ÖVP entschei​dend mitbestimmt, markante Richtlinien vorgegeben bekommen hat.
Ich bin daher der Meinung, dass wir die Arbeitslosenziffern in Kärnten als eine der größten Probleme heranziehen müssen. 8,8 Prozent unserer Kärntner Mitbürgerin​nen, Mitbürger sind erwerbslos, sind nicht genutztes „Kapital“, sind daher entsteh​ende Kosten. Hier müssten wir politisch und auch durch budgetäre Maßnahmen an​setzen, um dem Abhilfe zu schaffen. Ich bin weiters dagegen, dass wir so unisono über die Medien ausgerichtet bekommen, wo man aus rein ökonomistischer Sicht Sparpotenziale ortet. Ich habe mir das angeschaut von Herrn Lehner. Und meine Damen und Herren, bitte hören Sie mir genau zu und versuchen Sie, mir gedanklich auch zu folgen! In der Verwaltung spart der Herr Wirtschaftsforscher 22 Millionen Euro ein. Meine Damen und Herren, wo spart man in der Verwaltung ein? - Bei Ar​beitsplätzen!
Im Bereich der Lehrerfinanzierung, wo Kärnten bereit ist, in die Bildung über das, was wir vom Bund bekommen, zu investieren, werden 15 Millionen eingespart. Was heißt das? Weniger Lehrer, höhere Klassenschülerhöchstzahlen (Abg. Lutschounig: Weit weniger Kinder!) und daher weniger Qualität. Und bei den Krankenhäusern wer​den 43 Millionen Euro eingespart! Und hier zitiere ich jetzt Landesrat Schantl, der völlig richtig gemeint hat: „Hinter dieser nüchternen Einsparungsziffer da steht Quali​tät, dahinter stehen Menschen und dahinter stehen Arbeitsplätze“. So, meine Damen und Herren, lassen wir uns unsere politischen Maßnahmen nicht ausrichten! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Nicht von Herrn Lehner! Ich bitte, das auch zu differenzieren und damit zum Schluss kommend.
Ich bin niemanden etwas neidig, schon gar nicht über ein Lob internationaler oder überregionaler Zeitungen. Aber an Selbstformulierung erinnernden Schlagzeilen​superlative wie „Gipfelstürmer“, „Kärntner Konjunktur boomt wie nie zuvor“, sind – mit Verlaub gesagt, Wunschdenken! Mehr Wunschdenken denn Realität! Denn wir sind nur auf Platz 7 bei der realen Kaufkraft innerhalb von Österreich, wir sind nur auf Platz 8 beim Pro-Kopf-Einkommen; wir sind leider führend bei der Pleitenstatistik mit 70 Prozent Zuwachsraten. Wir sind leider führend bei der Arbeitslosenquote in Öster​reich. (Abg. Ing. Scheuch: Baukonjunktur! Baukonjunktur!) Und wir sind leider füh​rend bei der Zunahme der Erwerbslosenziffer. Das kann nicht konterkariert werden durch positive Zahlen, (Der Vorsitzende: Bitte zum Ende kommen!) aber das sind Tatsachen, denen wir ins Auge zu sehen haben. Wir werden nicht blind einem Bud​get folgen, aber wir werden dafür sorgen, dass das, was wir an Geld und Mittel vor​handen haben, richtig eingesetzt wird. Ich danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

(Abg. Ing. Scheuch: Das nächste Jammertal!) Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren auf der Tribüne! Ja, ich würde auch gerne nicht jammern müssen, aber wenn wir heute schon in Las Vegas waren, gehe ich gleich nach Hollywood. Die finanzielle Situation Kärntens ist ein Horrorszenario und ein Horrorfilm und ich würde auch gleich meine Oscars vergeben an Dr. Jörg Haider, 1. Oscar – höchste Arbeitslosigkeit seit langem; 2. Oscar größte Armut seit langem; 3. Oscar – die meisten Insolvenzen, 70 Prozent Zuwachs, von Österreich;

4. Oscar – österreichischer Meister im Schuldenzuwachs; 5. Oscar – die höchste Pro-Kopf-Verschuldung im Bundesländervergleich. Und ich habe es mir angesehen, ich habe mir wirklich die Mühe gemacht, alle Bundesländer abzufragen. Das ist die Ent​wicklung, die rote Linie ist Gesamtschuldenstand, (Der Vortragende zeigt eine Sta​tistik her.) und die Entwicklung, wie es nach oben geht. Das heißt, wir haben eine Pro-Kopf-Verschuldung, die sich mehr als verdoppelt hat. Und man sieht's auch hier. Und das sind nur die Zahlen für 2004. 2005 ist es noch schlimmer geworden! Wir haben sogar Wien in der Pro-Kopf-Verschuldung überholt. (Abg. Lutschounig: Es geht aufwärts!) Und, wenn man sich das überlegt, dass pro Tag die Schulden in Kärnten um 1 Million Euro zunehmen, dann muss man sich schon überlegen, wer wird das einmal aufhalten? Also, irgendwie ist es pervers, aber man wünscht sich fast den alten Finanzreferenten zurück, der im Vergleich zum jetzigen fast ein Nobelpreisträ​ger im Rechnen ist. Wenn man Unbedachtheit und Verantwortungslosigkeit in Zahlen gießen könnte, wird das hier auch getan, und da sieht man auch, wie es um unser Land steht.
Die budgetären Schulden haben sich in den letzten Jahren verdoppelt! Die außer​budgetären Schulden haben sich vervierfacht! Das ist wirklich eine tolle Leistung und wir haben seit 2000 ungefähr 2 Milliarden an Vermögen, an Kärntner Vermögen ver​äußert. Wir gehen soweit, dass wir einfach einnahmenseitig schauen, dass wir das Budget so halbwegs über die Runden bringen, aber ausgabenseitig machen wir nichts! Deswegen haben wir die KELAG verkauft, wir haben Wohnbauforderungen verkauft, wir haben jetzt die HYPO verkauft, und ein Teil ist noch da. Das ist aber das Letzte was uns bleibt; das sind 50 Prozent KELAG und 25 Prozent HYPO. Nur, wenn man jetzt den Zukunftsfonds hernehmen würde und ihn verdreifachten, könnten wir immer noch nicht die Schulden zurückzahlen, die wir haben. Wenn man sich überlegt, auch wenn wir 100 Millionen im Jahr weniger Schulden machen und 100 Millionen im positiven Sinn, werden wir 20 Jahre brauchen, bis wir das zurückgezahlt haben wer​den, was ja gar nicht im Plan ist. Wir haben einen Budgetplan, der da sagt: 2009 sind wir auf 2 Milliarden Schulden! Ja, was ist denn das für ein Plan, wenn sich die Schul​den vervierfachen. Na, dann möchte ich wissen, was passiert, wenn man keinen Plan hat. (Dies löst bei Abg. Mag. Lesjak und Abg. Tauschitz Heiterkeit aus.)
Nur, die Wirtschaftskompetenz des BZÖ wird österreichweit, bei Wahlen ungefähr mit 1,2 Prozent bei Wählern bewertet. Das soll so sein. Wenn sich Parteien selber zer​stören, sollen sie aber nicht unbedingt das ganze Land mitnehmen. Was mich wun​dert ist, wenn wir schon beim Film sind: Wie steht die Sozialdemokratie dazu? Da fällt mir eher James Dean ein: „Denn sie wissen nicht was sie tun!“ Ich meine, denken wir das endlich einmal zu Ende. Was wird 2009 sein? Wer wird Finanzre​ferent sein? Wer wird Gesundheitsreferent sein? (Abg. Trettenbrein: Ja, du sicher nicht! – Abg. Ing. Scheuch: Du ziemlich sicher nicht!) Ja, ich werde es sicher … hoffentlich werde ich das nicht sein, bitte, weil das kann niemand zurückzahlen. (Abg. Ing. Scheuch: Dann musst du einmal eine Verantwortung übernehmen!) Ja, ich übernehme gerne Verantwortung. Wir haben genug Vorschläge eingebracht. Wir waren die Fraktion, die die meisten Vorschläge zur Konsolidierung des Budgets ein​gebracht haben. Hätte man das durchgelesen, hätte man's auch gemerkt. Aber in dem Haus sind sehr wenige damit beschäftigt, denn bei den meisten geht die Ab​stimmung durch die Hand und nicht durch den Kopf und das ist das Problem. (Mehrere Einwände im Hause.) Deswegen bitte meine Idee an die Sozialdemokra​ten. Bitte, denken Sie über das nach! Sie werden über die Zukunft Kärntens ent​scheiden und da übernehmen Sie bitte die Verantwortung und rechnen Sie sich das einmal aus.
Wer wird 2009, wenn Dr. Haider nicht mehr da sein wird, die Verantwortung tragen können? (Lärm in der F-Fraktion) Und wer wird das wie zurückzahlen können? Hat er selber gesagt: „Wer wird das wie zurückzahlen können?“ Wer wird 100 Millionen im Jahr zurückzahlen können, bei dem jetzigen Stand, wo wir gesagt haben: „Wir werden ein Nullbudget machen.“ Wir haben kein Nullbudget. (Abg. Ing. Scheuch: Guten Morgen!) Wir haben 0,4 (Abg. Ing. Scheuch: Guten Morgen!), das heißt wir haben 61 Millionen pro Jahr Zuwachs. Danke! Das ist nicht schön! (Beifall der Abg. Mag. Lesjak und der ÖVP-Fraktion)

Holub

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, möchte ich auf der Tribüne Schülerinnen und Schüler der HBLA Klagenfurt, unter Begleitung von Frau Dr. Ragossnig herzlich begrüßen! (Beifall)

Als Nächster hat sich Abgeordneter Schwager zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm! (Abg. Ing. Haas: Franz Klammer!)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Verehrte Damen und Herren! Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich habe eigentlich keinen Grund zum Jammern, weil diese Wandelschuldanleihe, die hier heute auch mit zur Debatte stand und auf die der Herr Landeshauptmann und Finanzreferent eingegangen ist, wurde ja auch von mir mitbeschlossen.
Aber eingangs möchte ich schon feststellen, dass natürlich erschreckend ist, dass der Schuldenstand und die ausufernde Geldaufnahme nicht in den Griff zu bekommen ist. Es ist mehr als wahr, was Klubobmann Grilc hier gesagt hat. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ist das dein Klubobmann?) Nein, der ÖVP-Klubobmann Grilc hat hier hochgerechnet und kommt einschließlich KABEG für das Jahr 2009 auf einen Schuldenstand des Landes und außerbudgetäre Schulden von 3,2 Milliarden Euro. Das ist natürlich eine erschreckende Zahl! Der Herr Landeshauptmann hat festgestellt, dass der Schuldenstand in etwa gleich ist wie 1995 unter dem damaligen, und das Omen ist schon ein Schlechtes, damals war auch der Finanzreferent gleichzeitig Landeshauptmann von Kärnten. Es hat sich dahingehend nichts zum Positiven verändert, obwohl das versprochen wurde. Ich erinnere: Beim Verkauf der KELAG-Anteile hat uns der damalige Finanzreferent, Landeshauptmann-Stellvertreter Pfeifenberger, eine Vorschau bis 2005 gegeben. Nachdem müsste 2005 jetzt schon ein ausgeglichenes Budget sein und keine Nettoneuverschuldung mehr möglich sein. Das hat alles nicht gehalten, sodass sogar zu befürchten ist, dass eben bis 2009 auch die jetzige Vorschau nicht in den Griff zu bekommen ist.
Zur Wandelschuldanleihe 500 Millionen Euro: Das ist der Lichtblick, die Landeshypo ist der Lichtblick bei den Finanzen für das Land Kärnten. Was negativ zu beurteilen ist, das sind die widersprüchlichen Meldungen der letzten Tage und Wochen, dass man nicht weiß, was mit diesem Geld geschieht. Ich bin darüber froh und glücklich, dass jetzt endlich klar ist, dass 250 Millionen Euro an Rücklagen gebildet werden, aber das war nicht so klar. Vor wenigen Tagen hat der Landeshauptmann noch behauptet, dass annähernd 300 Millionen Euro der Aufsichtsrat schon für Maßnahmen vergeben hat. (Einwand des Abg. Ing. Scheuch) Jeder ist eben nicht so gescheit wie der der Klubobmann des BZÖ, (Beifall von der ÖVP-Fraktion) aber es werden auch die Kärntnerinnen und Kärntner das nicht verstehen, wenn jeden Tag eine andere Meldung kommt. Dass dann bei Nacht und Nebel Teile der Sozialpartner mit dem Herrn Landeshauptmann noch einen Vertrag abschließen, auf irgendeinem Papier, und jetzt anscheinend die letzte Nacht die Sozialpartner endgültig etwas besprochen haben, da werde ich schon verlangen, dass im Kärntner Landtag, der die Finanzhoheit hat, die Abgeordneten diesbezüglich einmal endgültige Unterlagen bekommen, dass man sich da auskennen kann. (Beifall von der ÖVP-Fraktion) Wir alle haben ja nicht diese Informationen wie der Klubobmann, der natürlich leichter die Gelegenheit hat, diese Sachen mit dem Landeshauptmann zu besprechen.
Das wäre es: Die Finanzen eher düster, düster, düster! Und ich hoffe, dass wenigstens die Versprechungen, die der Finanzreferent im Hause abgibt, eingehalten werden können!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Schwager

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Der Herr Landeshauptmann hat sich sehr schnell zu Wort gemeldet. Offenbar hat er irgendeine Wahlkampfveranstaltung, weil für ihn ist ja der Wahlkampf voll entbrannt. Er befindet sich irgendwo vielleicht noch in Kärnten oder schon in einem anderen Bundesland, (Abg. Ing. Scheuch: In der Landwirtschaftskammer, Lutsche!) wo er schaut, dass er die restlichen Pfründe noch sicherstellt für die nächste Wahl, weil es ja wirklich um die Existenz, geht und es existenzbedrohend ist. Aber ich bin durchaus bei ihm, wenn er meint, dass es auch Methoden sind, Viehhändlermethoden. Da kann ich ihm Recht geben, denn das Budget der letzten Jahre ist ja von einem Viehhändler maßgeblich geprägt worden, der inzwischen das Weite gesucht hat. Ich glaube, dass die Konsequenzen alle hier im Landtag Sitzenden, aber vor allem die Bevölkerung in Kärnten zu tragen hat, was diese Methoden betrifft. Ich denke, dass man die Schulden einfach nicht wegdiskutieren kann: egal, ob sie ausgelagert sind oder ob sie Finanzschulden des Landes sind. Die Entwicklung ist wirklich dramatisch. Und alles, was hier passiert, ist nicht mehr schönzureden.
Auch sollte man einen Budgetexperten wie Prof. Lehner nicht lächerlich machen! Er ist, glaube ich, einer, der sich wirklich große Sorgen macht und ein Experte ist. Hier muss man auch sagen, dass einfach Ansätze da sind. Wenn es heißt, dass die Verwaltung in Kärnten die teuerste ist und die aufgeblähteste überhaupt ist, dann muss man hier auch ansetzen. Natürlich geht es um Arbeitsplätze. Auf der anderen Seite haben wir auch ein System gekannt, wo es null Arbeitslose gegeben hat: im ehemaligen Ostblock. Aber, wie Sie gesehen haben, hat das auch nicht funktioniert. Die Leidtragenden waren letztlich auch die Menschen.
Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass bei Finanzschulden von 740.000 Euro bzw. von Gesamtschulden von 1,45 Milliarden man wirklich nicht mehr davon reden kann, dass das ein besseres Budget wäre als im Jahr 1995. Im Jahre 1995 hatten wir noch das gesamte Familiensilber, hatten wir die Anteile der KELAG noch, hatten wir die Anteile der Wohnbauförderungsdarlehen etc. Wir hatten auch noch die eigenen Betriebe, die an die LIG verkauft worden sind. Also all das hatten wir noch. Ich glaube, dass wir einfach auch die Rücklagen, die gemacht worden sind, im letzten Jahr aufgebraucht haben und dass an tatsächlichem „Familiensilber“ überhaupt nichts mehr da ist! Und das ist so dramatisch, meine geschätzten Damen und Herren, dass wir es nicht oft genug sagen können!
Was hat die Budgetvorschau bei der Koalition in Kärnten gebracht? Man hat im Jahre 2004 eine Vorschau auf das Jahr 2009 gemacht und gesagt, es werden 1,46 Milliarden die Schulden ausmachen. Schon ein Jahr später hat man das revidieren müssen und hat gesagt: „Nein, mit 1,45 oder 1,46 wird man nicht das Auslangen finden; es werden“, nach jetziger Vorschau, „2,02 Milliarden sein.“ Das heißt, um 566 Millionen Euro mehr in einem Jahr, was die Prognose betrifft. Also gar so gut können wir nicht unterwegs sein, in Kärnten. Ich glaube, dass man jene Bereiche, die aufgezeigt worden sind, auch vom Prof. Lehner, durchaus ernst nehmen soll. Das ist der Verwaltungsbereich, das wird aber auch der Sozialbereich sein. Da gibt es viele andere Probleme auch. Im Sozialbereich haben wir eine Steigerung von über 6 % und teilweise in manchen Bereichen wie etwa der „Hilfe in besonderen Lebenslagen“ eine Steigerung von 230 %. Also das ist ein dramatischer Anstieg! Hier müssen wir auch schauen, wie das in der Zukunft noch zu finanzieren sein wird.
Bei der Verwaltung, was die Dienstzettler betrifft, die ja gar nicht im Personalbereich drinnen sind, sondern als Sachaufwand geführt werden, auch bei den Musiklehrern, die um 50 % mehr dem Land kosten als ein normaler Lehrer, wo wir das Geld refundiert bekommen, darüber sollten wir auch nachdenken. Ich glaube, dass wir tatsächlich wissen müssen, dass um 1,5 Milliarden Schilling an so genanntem Familiensilber von 2001 weg verkauft worden sind. Vor allem was den Zukunftsfonds betrifft - wenngleich man die Dinge ja nur aus den Medien erfährt, was tatsächlich heraus gekommen ist - hat jedenfalls die ÖVP sich durchgesetzt hat, dass zumindest ein Teil des Geldes angelegt wird und dass hier nur die Zinsen verwenden werden, für tatsächliche Zukunftsprojekte! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen) Geschätzte Damen und Herren, das ist wichtig, weil sonst in drei Jahren alles verbraten ist; es wird sonst nichts da sein! Wir halten auch nichts davon, es nur für drei Jahre zu veranlagen. Die Städte St. Veit und Villach haben uns gezeigt, wie man es macht, dass man wirklich auch Zukunftsprojekte finanzieren kann. Das ist unser Appell! Wir sind hier auf Linie geblieben. (Vorsitzender: Bitte, zum Schluss zu kommen!) Ich glaube, es ist auch wichtig so, dass erkennbar ist, wie wir unsere Strategie auf unsere budgetäre Situation für die Zukunft sehen. So wie diese Koalition zwar nach innen sich einig ist, nach außen streitet und mit Gerichtsandrohungen droht, so kann es nicht gut für das Land sein, und so schaut auch die Budgetpolitik in Kärnten aus! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Dein Leberkäse ist besser als jetzt deine Rede!)
Lutschounig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Ich möchte mitteilen, dass der Herr Landeshauptmann sich entschuldigt hat, weil er einen Termin in der Landwirtschaftskammer vereinbart hat und daher nicht außerhalb des Landes ist, sondern in Klagenfurt. Er wird auch wieder zurückkehren. (Abg. Ing. Haas: Für die Bauern!)
Als Nächster hat sich Herr Abgeordneter Klubobmann Ing. Scheuch zu Wort gemeldet. Ich bitte ihn, zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hoher Landtag! Wenn das Thema nicht so wichtig wäre, müsste man wirklich sagen: Der Leberkäse vom Herrn Abgeordneten Lutschounig ist sicher besser als zumindest die letzte Rede, die er hier am Rednerpult gehalten hat. (Abg. Lutschounig: Das glaube ich dir schon, dass der dir schmeckt!)
Insgesamt fühlt man sich eigentlich ein bisschen in Zeiten von Zernatto rückversetzt, wenn man so den ÖVP-Klub hier sprechen hört. (Abg. Mag. Grilc: Habt ihr eine Trauer auf Zernatto oder wie?!) Nein, nur seien wir froh, dass wir ihn los sind und Dr. Jörg Haider haben! Das ist verhältnismäßig auch einfach zu erklären, weil wir hier neue Wege gehen; neue Wege für und mit den Menschen hier in Kärnten, weil wir Visionen haben und weil – und das sage ich auch hier – wir unglaublich viel für dieses Land arbeiten. Dass hier sogar der eine oder andere Fehler passiert, sei gar nicht abgestritten. Man muss nur wissen, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition: Nur wo man arbeitet, und das möchte ich hier betonen, passieren auch Fehler. Letztendlich ist es bei wichtigen Materien wie dem Budget durchaus auch legitim, eine andere Meinung zu haben. Das soll so sein! Da haben wir kein Problem. Es wäre nur schön, andere Meinungen mit Lösungen zu unterfüttern, mit Lösungen! Die sind Sie wie immer schuldig geblieben. Wir krempeln die Ärmel hoch. Der Landeshauptmann ist beinahe ständig, rund um die Uhr, im Einsatz für Kärnten. Wir entwickeln intelligente Produkte, vom Koralmtunnel bis zur Lippitzbachbrücke, wo Sie wieder Ihre Position einnehmen, nämlich über einen halben Kilogramm Lebensmittelfarbe zu jammern. (Abg. Lutschounig: Man sieht Gott sei Dank eh nichts mehr davon!) Wir gehen vom Lakesidepark bis zum Musikschulwerk, wo Sie unter Ihrer Führung nichts zusammengebracht haben. Wir gehen vom Regionalfonds für die Gemeinden bis zum Krankenhaus-neu, auf dem Sie von vornherein mit Ihrem selbsternannten Primarius Sablatnig herumgetrampelt sind und durch unsachgemäßes Wissen – davon haben Sie allerdings viel gehabt – „geglänzt“ haben. Von der Kulturförderung bis zum Zukunftsfonds, den Sie auch nur negativ belebt haben. Bis zum heutigen Tag haben wir einiges weiter gebracht. Sämtliche Benchmarks internationaler Ebene zeigen, dass Kärnten am richtigen Weg ist. Wenn "Moody’s" heute hier klar sagt, dass Nettodefizite, die letztendlich unterhalb von einem Prozent zu halten sind, im Vergleich zum BIP sehr gute Ergebnisse sind, und wir wissen, dass Kärnten über die Legislaturperiode 0,4 % im Jahr 2006 erreicht, im übrigen 0,53 %, sind das Spitzenergebnisse!
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wissen Sie, Sie haben so viel schlechte und negative Energie, Herr Klubobmann Grilc, dass ich beinahe fürchten muss, dass Sie sich über die Weihnachtsfeiertage eine Grippe auch noch einfangen und womöglich dann Ihren Kollegen, der hinter Ihnen sitzt, auch noch anstecken und sozusagen (Abg. Mag. Grilc: Ich esse gegen Grippe immer Orangen, damit du das weißt!) in Ihrer politischen Depression verhaftet bleiben. (Lärm im Hause) Das passt zwar zu dem Wetter, das man heute hier in Klagenfurt hat, aber das passt absolut nicht zum Budget. Bleiben Sie weiter Pessimisten von Beruf. Wir werden dieses Land auf einen guten zukünftigen Weg führen: für Arbeitsplätze und für unsere Kinder! Danke vielmals! (Beifall von der F-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Hat dir heute die Frau das Tücherl ein bisserl zu weit zusammengezogen?!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Markut das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen auf der Abgeordnetenbank! Geschätzte Zuhörer! Werte Regierungsmitglieder! Viele Beispiele wurden heute hier strapaziert und gebraucht. Dieses Beispiel mit dem Gutshof und dem Bauer und der Bäuerin hat mir besonders gut gefallen. (Abg. Ing. Scheuch: Da hat er den Lutschounig gemeint!)
Und ein Schelm ist der, der denkt, der Klubobmann der ÖVP hätte Schüssel und Haubner damit gemeint. Ich, geschätzte Kolleginnen und Kollegen, möchte hier et​was differenzieren und auf der sachlichen Ebene als Wirtschaftspolitiker bleiben, weil diese Zahlen, die wir haben, sind rein sachlicher Natur. Und es ist die eine Seite, wenn man hier Zahlen zitiert, und es ist die andere Seite, wenn man sich hier in Schön​färberei ergibt. Und beides ist nicht richtig und nicht angebracht. Und ich möchte hier schon darauf verweisen, dass alle, die heute hier diese Zahlen zitiert haben, nicht vergessen dürfen, wer für dieses Zahlenwerk letztendlich die Verantwortung trägt.
Und wir haben in unseren Unterlagen für den Jahresvoranschlag des Jahres Kärnten für 2006 eine schöne Grafik miterhalten. Und ich möchte Ihnen diese Grafik nicht vorenthalten, und ich habe sie grund meiner Neigung als Techniker etwas verfeinert. (Der Vortragende zeigt die Grafik in die Höhe.) Ich habe hier nämlich eingezeichnet, wer für den höchsten Schuldenzuwachs unseres Landes in den Jahren 2000 bis 2004 verantwortlich ist. Und es hat hier bekanntlich eine richtige Koalitionsregierung zwischen FPÖ und ÖVP gegeben. Und es gibt hier in diesem Bereich neben der Ver​äußerung von Landesvermögen auch gleichzeitig wieder den höchsten Zuwachs an außerbudgetären Schulden. Dies ist ein Faktum und das sollten wir nicht unter den Tisch kehren, sondern wir sollten, wenn wir Zahlen zitieren, zu diesen Zahlen stehen und den Mut haben, zu sagen, dass wir in Kärnten schlicht und einfach zu wenig Ein​nahmen haben, um unsere Ausgaben zu bedecken.
Und jetzt kann man Wirtschaftsforscher zitieren, jetzt kann man international gel​tende Richtlinien zitieren, und sagen: Einen jährlichen Nettoabgang von 0,4 oder 0,5 Prozent verträgt dieses Land, verträgt Österreich und verträgt Kärnten. Und Öster​reich, sowie Kärnten, ist ein wahrhaft reiches Land, nämlich reich an Humanressour​cen und vor allem reich an tüchtigen Unternehmen, die in der Lage sind, Produktivität zu erzeugen und eine Wirtschaftskraft zu erzeugen, die es uns möglich macht, über​haupt zu Steuereinnahmen zu kommen. Und ich möchte hier auch die Adventstim​mung, die hier etwas durchgedrungen ist bei den Zitaten des Landeshauptmannes … Ich möchte die Advent- und die vorweihnachtliche Stimmung des Landeshauptman​nes nicht trüben, aber über etwas sollte er als zuständiger Wirtschaftsreferent und Finanzreferent doch in Sorge sein. Im Vorjahr, genau vor einem Jahr, haben wir hier über 180 verlorene Arbeitsplätze im Lavanttal zittern und berichten müssen, nämlich anlässlich der Gallus-Pleite.
Und gestern hat ein international, weltweit tätiger Konzern, ein großer Papierkonzern, wieder einmal angekündigt, zu dieser Zeit, wo die Leute eigentlich in Weihnachtsstim​mung zu versetzen wären, dass Umstrukturierungen in einem großen Lavanttaler Unternehmen erforderlich sind und womöglich Arbeitsplätze nicht wieder einbringbar sind. Und als Wirtschafts- und Finanzreferent des Landes Kärnten hätte ich hier heute eine etwas andere Stimmung unseres Landeshauptmannes erwartet, der näm​lich alles dazu tun müsste, um diese Arbeitsplätze für das Lavanttal zu sichern. (Bei​fall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Trettenbrein: Es werden ja keine gekündigt! Stimmt ja nicht!) Ja, selbstverständlich! Es geht um 10 Prozent und das sind 54 Leute. Ja, lieber Kollege, wenn du als Arbeitnehmervertreter 54 Familien mitteilen sollst, ihr werdets nächstes Jahr zwar nicht mehr bei uns arbeiten, aber macht euch keine Sorge, ihr werdet nicht gekündigt, dann ist das meiner Meinung nach blanke Reali​tätsverweigerung. Und Realitätsverweigerung sollte man nicht betreiben angesichts dieser Wirtschaftslage. (Abg. Trettenbrein: Stimmt ja nicht! Es wird keiner entlassen!) Wir haben in Kärnten 8,8 Prozent Arbeitslose. Unsere Produktitvität der Unterneh​men reicht nicht aus, um Leute ausreichend zu beschäftigen. Dies ist ein Faktum und wir sollten alle aufgerufen sein und uns anstrengen, diese Zahlen zu verbessern. (Abg. Trettenbrein: Kein einziger wird gekündigt!)
(Der Vorsitzende erteilt LR Mag. Dr. Martinz das Wort.)
Markut

Landesrat Mag. Dr. Martinz (ÖVP):

Dr. Martinz

Herr Präsident! Sehr geehrte Zuhörer! Die einzig gute Botschaft des Tages ist die, dass es gelungen ist, was wir von der ÖVP schon seit Monaten verlangen, nämlich die Halbwegssicherung der HYPO-Millionen. (Einzelbeifall von Abg. Mag. Grilc.) Wir waren von Anfang an dafür und Gott sei Dank, nach Würgen und Drängen, haben sich auch die anderen Kräfte dazu durchgerungen, (LR Ing. Rohr: Schaunig macht's möglich!) sich hier auch endlich uns anzuschließen. Zumindestens einen letzten Rest des Kärntner Vermögens können wir für uns retten, damit ist es aber schon vorbei. Und Leberkäs und Kaszettel das ist das, wie bei uns in Kärnten über Milliarden verfügt wird, wie bei uns nicht nur die Veranlagung in Nacht- und Nebelaktionen ins Auge gefasst werden, sondern auch, wie hier die Budgetdebatte offensichtlich vom Klubobmann der Freiheitlichen begonnen wird. Leberkäs und Kaszettel! Wenn das alles ist, was Ihnen dazu einfällt, dann ist es wirklich zum Fürchten, dann ist es aber wirklich eine Depression die hier (Abg. Ing. Scheuch: Jammerjosef!) vom Fraktions​chef der FPÖ verbreitet wird.
Denn, was müssen wir heute und morgen, nachdem die Debatte ja auf zwei Tage verlängert worden ist, schmerzlichst zur Kenntnis nehmen hier im Kärntner Landtag? Was müssen die Kärntnerinnen und Kärntner schmerzlichst zur Kenntnis nehmen? Nicht nur, dass sämtliche Rücklagen aufgelöst sind, dass sämtliche Liegenschaften veräußert sind, die wir noch hatten, dass wir Anfang des Jahres ein Horrorabgaben​paket (Zwischenruf von Abg. Ing. Scheuch.) zu erwarten haben, dass wir einen KABEG-Leger-Verschuldungsdeal riskieren, dass wir die letzten Wohnbauförde​rungsdarlehen auf den Markt geschmissen haben, um überhaupt Budgets zustande zu bringen, um überhaupt hier davon reden zu können, dass dieses Land überhaupt noch weitergeht. Denn, wenn wir die außerbudgetären Schulden hernehmen und diese – ich meine, ich weiß nicht, welches Charts der ehemalige Klubobmann Markut noch hat – aber ich denke, in den SPÖ-Turbulenzen ist dir entgangen, dass es … (Einwand von Abg. Markut.) bis 2009 ein angepasstes Budgetprogramm, das ja wesentlich abweicht von dem, was 2004 von der Koalition SPÖ/BZÖ noch ins Auge gefasst worden ist. Ein wesentlich abgeändertes Budgetprogramm, was von Pfeifen​berger irgendwann in 2001/2002 noch proklamiert wurde, nämlich: Ende der Schul​den! Nulldefizit und Milch und Honig für Kärnten! Nichts dergleichen ist in Wirklichkeit eingetreten! Die Erhöhung der budgetären und außerbudgetären Schulden, meine Damen und Herren, ist nicht nur dramatisch (Abg. Ing. Scheuch: Hobts a Toschen​tuach fürn Martinz!) sondern sie ist zu vergleichen mit dem, was weiland Kreisky in diesem Land aufgeführt hat. Erinnern wir uns zurück, gleich wie heute. Glanz und Gloria nach außen und ein Horrorschuldenstand am Ende seiner Periode! (Es er​folgen mehrere gleichzeitige Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) In den ersten fünf Jahren … In den ersten fünf Jahren von Kreisky gab es eine Verdoppelung der Schulden! Eine Parallele zeichnet sich in Kärnten ab. (Wei​tere Einwände aus der SPÖ-Fraktion.)
Wir werden, meine Damen und Herren, ob Sie das hören wollen oder nicht und ob Sie hinausgehen werden jetzt vor Weihnachten und Ihre Weihnachtspakete verteilen werden oder nicht, bitte, sehen Sie sich diese Zahlen an, die Sie selbst in das Budget hineingegossen haben! Eine Verdoppelung des Schuldenstandes von 2004 bis 2009! Und das sind keine Lercherln! Das sind keine Fuzzi-Beträge, wie der Herr Landes​hauptmann zu sagen pflegt, wenn es um Seebühne und andere Dinge geht. Hier gab es eine Verdoppelung! Und damit wir hoffentlich nicht eine ähnlich lange Periode in Kauf nehmen müssen, wie wir es auf Bundesebene hatten, nach 13 Jahren schaffte Kreisky eine Verzehnfachung der Schulden! (Abg. Ing. Scheuch: Wo, wo, wo war das!?) Und das dann selbstverständlich, Gott sei Dank, die ÖVP mit dieser Schul​denpolitik Schluss gemacht hat, und dass es dann gelungen ist, auf Bundesebene trotz dieser Reformmaßnahmen, die mehr als notwendig waren, ein Kinderbetreu​ungsgeld einzuführen, eine Abfertigung Neu zustande zu bringen, eine Mindestpen​sion zu sichern, eine Pensionserhöhung zustande zu bringen, Steuerentlastungen. Alles Maßnahmen von Bundeskanzler Schüssel und der Regierung, die von Zeiten vorher, von der SPÖ in jahrelanger Kompetenz durchzuführen gewesen wären, aber nie angegangen werden konnte.
Und meine Damen und Herren, wenn wir von der Zukunftsentwicklung, Zukunfts​fonds reden und wir werden das für die Zukunft einsetzen. Im neuen Budgetpro​gramm – und auch da … (Der Vorsitzende: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) sind bereits 197 Millionen des Zukunftsfondsgeldes, also das, was wir für die Zukunft brauchen – für die Schulden dieser Koalition reserviert. Wo ist denn da die Zukunft, wenn ich die Budgetlöcher, in die Sie alle miteinander hinunterschauen, und wir Kärntner und Kärntnerinnen ebenfalls, hier hineinschauen. Der selbstlegitimierte Nachfolger von Kreisky, unser Herr Landeshauptmann – wie er sich ja oft bezeichnet hat seinerzeit – wird wahrscheinlich dasselbe hinterlassen. Glanz und Gloria nach außen, ein riesiger, unbewältigbarer Schuldenstand am Ende! Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Dr. Martinz

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Herr Präsident! Liebe Schülerinnen und Schüler auf der Tri​büne! Sehr verehrte Damen und Herren und Vertreter der Medien! Es ist vom Lan​deshauptmann gesagt worden, man muss die realen Zahlen anschauen. Und auch der Klubobmann der SPÖ hat gesagt, man muss das Budget sachlich anschauen. Ich möchte das gerne versuchen, wirklich die realen Zahlen anzuschauen, das sach​lich anzuschauen. Wir haben ja alle die Unterlagen bekommen. Es gibt ein Budget​programm, da stehen die Zahlen drinnen. So, was steht da drin? Dieses Budget ist gekennzeichnet durch ein paar Besonderheiten:
1. Die Schuldenentwicklung insgesamt. Wir haben eine Pro-Kopf-Verschuldung im heu​rigen Jahr mit 2.650,-- Euro. Jeder Mensch in Kärnten, jeder Mann, jede Frau, Sie da oben auf der Tribüne, jeder einzelne von Ihnen hat 2.650,-- Euro Schulden. (Abg. Mag. Ragger: Stimmt ja nicht! Wir sind schuldenfrei!) Und das werden bis 2009 noch viel viel mehr werden. In Oberösterreich zum Beispiel, wo die Grünen in der Regie​rung sind, gibt es keine Pro-Kopf-Verschuldung! Null Euro! Keine Pro-Kopf-Verschuldung, (Mehrere Einwände aus der F-Fraktion.) nur, um das einmal darzustellen. Die Ge​samtverschuldung wird im Jahr 2009 bei über 2 Milliarden sein. Heuer haben wir einen Schuldenstand von insgesamt 1,4 Milliarden. Das bedeutet, dass es eine Ver​doppelung der budgetären Schulden geben wird und eine Vervierfachung der außer​budgetären Schulden. Steht alles da drinnen in diesen Erläuterungen zum Budget. Täglich wachsen die Schulden um 1 Million Euro! Also, das ist die Schuldenentwick​lung und die soll man jetzt nicht unterm Tisch fallen lassen. Es ist ja sehr bemerkens​wert, dass man bei der Budgeteinbegleitung da nur von den budgetären Schulden spricht und nicht von dem, wo man dann Schulden hat im Kaufhaus und in Versand​häusern, wie das der Herr Klubobmann Grilc so schön dargestellt hat.
Und eine Zahl herauszunehmen, nämlich die Nettoneuverschuldung, sagt nichts über das Gesamtbudget aus, weil diese Nettoneuverschuldung, die etwas positivere, ist ja auch nur durch einen Einmaleffekt erzielt worden, nämlich durch den Krankenhaus​verkauf.
2. Die Budgetpolitk im ordentlichen Haushalt. Hier ist extrem bemerkenswert, wenn man jetzt den Stand des Budgets vor den Referentenverhandlungen mit dem Stand danach vergleicht. Wir finden hier eine Erhöhung um 6,4 Millionen Euro in Posten, die nahe legen, dass man glauben möchte, das sind wohl versteckte Wahlkampfkosten. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ach Maria! Immer dieselbe Leier!) In der Kärnten-Werbung plus 5 Millionen Euro auf 15 Millionen. Kärntner Landeszeitung zusätzlich 120.000,-- Euro, Information und Dokumentation plus 200.000,-- Euro; Landespressebüro Mar​keting plus 50.000,-- Euro. Also, versteckte Wahlkampfkosten, ein Eventbudget mit negativer Energie, weil hier sehe ich keine positive Energie in dieser Entwicklung des Budgets. Und es ist auch nicht angebracht, hier von Optimismus oder Pessimismus zu sprechen, weil das Budget nichts ist, woran man glauben muss, sondern diese Zahlen sprechen eine Sprache für sich.
3. Was ist der Unterschied zwischen dem heutigen Schuldenstand und dem Schul​denstand zu 1995? Wir haben heute kein verwertbares Vermögen mehr. Wir haben keine … das Land Kärnten hat kein Vermögen das es veräußern könnte und diese Schulden tilgen könnte. Dem gegenüber haben wir eine dramatische soziale Situa​tion. Es ist erwähnt worden, die Arbeitslosigkeit steigt! Aber auch hier frage ich: Wo, wo ist denn hier die sozialdemokratische Handschrift geblieben? (Abg. Markut: Über​all! 4600 Arbeitsplätze …) Wo ist ein sozialer Gedanke im Budget, wenn hier keine Armutsleistungen vorgesorgt werden, wenn keine Sozialleistungen vorgesorgt wer​den? Wie soll die Armut abgefangen werden? Wie sollen die Leute, die ihren Arbeits​platz verlieren, irgendwie eine sichere Existenz haben? Es ist dann sehr mutig, von einem Budgetprogramm zu sprechen, von einem Programm. Wenn es das nicht gebe, wäre das Budget genauso beschaffen. Genauso gut oder schlecht, genauso beschaffen.

Werte schaffen, hat's geheißen. Man soll mit einem Budget Werte schaffen. Welche Werte werden denn geschaffen mit diesem Budget? Wenn man jetzt schaut, wo sind denn die Kennzeichen? Ich finde hier eine unglaubliche Verschwendungstendenz. 6,4 Millionen Euro versteckte Wahlkampfkosten. 6,4 Millionen Euro könnte man den sozial Bedürftigen geben, den Alleinerzieherinnen, den Pensionistinnen. (Abg. Mag. Ebner: Geben wir ja!) Kärnten hat den höchsten Anteil von Mindestpensionistinnen in ganz Österreich! Wieso gibt man das Geld nicht dorthin, wo es gebraucht wird? Dort, wo eine soziale Bedürftigkeit besteht. Nein, man gibt es dorthin, wo Werbung ge​macht wird, für Plakate und Inserate, wo wir überrollt werden von einer Plakatenflut für eine Partei die es de facto gar nicht gibt. Für ein BZÖ, das sich bis jetzt noch keiner Wahl gestellt hat! Freilich ist klar, alle Menschen denken, es gibt das BZÖ, weil es ja auch ordentlich dargestellt worden ist.
Es fehlt jeglicher Spargedanke bei dem Budget! Es ist kein Sparen zu finden, (Der Vorsitzende: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) nirgends, ganz im Gegenteil! Im Nachtragsvoranschlag hat man sich dann …jeder Referent, jede Referentin hat 20.000,-- Euro dazugenommen. Das ist eine absonderliche Methode der Schuldentil​gung. Zuerst wird ein Kredit aufgenommen, dann werden zuerst nur die Zinsen ge​zahlt ein paar Jahre. Die Tilgung kommt dann später, weil das ist ein ziemlicher Batzen Geld. Und wie wird die Tilgung dann geschafft? – Indem man einen weiteren Kredit aufnimmt. Also, Kredite werden mit Krediten gezahlt! Das häuft eine große Schuldenlast an (Der Vorsitzende das Glockenzeichen gebend: Die Redezeit ist ab​gelaufen, bitte!) und wird in der Zukunft übernommen. Kärnten macht nicht Zukunft, Kärnten macht die Zukunft kaputt! (Beifall von Abg. Holub.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hin und wieder ist auch ein Blick zurück interessant, nachdem vor allem von der ÖPV wieder starke Ankündigungen gekommen sind. Ich blicke zurück in das Jahr 1998, zum Vorgänger des Herrn Abgeordneten Lutschounig, der hier bei dieser Gelegenheit ein Attest zitiert hat, demnach die ÖVP in Kärnten auf einem sehr guten Weg ist und dass es in Kärnten in Zukunft drei etwa gleich große Parteien geben wird und dass die ÖVP dabei ist, die FPÖ zu überholen. Das Ergebnis sitzt hier. (Abg. Lutschounig: Die Prognose war so wie die Budgetvorschau von euch!) Ja, das war vom Herrn „Primarius“ Sablatnig.
Ich habe aber noch weiter zurück geblickt, denn seit die ÖVP nicht mehr den Finanz- und den Personalreferenten stellt, haben wir jedes Jahr vor Weihnachten dieselbe Situation: Sie gehen her und beginnen ein Jammern und ein Wehklagen, dass es ärger nicht mehr geht! Es steht Ihnen zu – ich gebe das zu -: Sie haben schwarz in der Parteifarbe. Nützten Sie das! (Heiterkeit im Hause. – Abg. Lutschounig: Und Sie haben den roten Faden verloren!) So. (Beifall von der F-Fraktion)
Sie machen eine einzige Ausnahme: Dann, wenn es um die ÖVP-Mitglieder geht, (Lärm im Hause. – Der Vorsitzende, das Glockenzeichen gebend: Ich bitte um Aufmerksamkeit!) dann kann man gar nicht genug Forderungen stellen. Sie tun das überhaupt, das ist die zweite Schiene: Sie fordern, wie das Jahr lang ist, täglich alles Mögliche. Und am Ende des Jahres kommt dann wieder das Jammern über die Verschuldung, über die hohen Geldbeträge, die dafür notwendig sind. Das ist Ihre Linie! (Abg. Lutschounig: Nein. Wenn es hinausgeschmissen wird!) Schauen Sie, das war, Herr Abgeordneter Lutschounig, nicht immer so. Denn als die ÖVP mit Zernatto den Finanzreferenten und den Personalreferenten gestellt hat, hat man anders argumentiert. (Abg. Lutschounig: Minus 10 %!) Ich werde dir das sagen, wie das damals war. Der Herr Abgeordnete Wutte hat gesagt: „Das Geld ist da, und die Kärntner Volkspartei hat einen anderen Zugang zur politischen Verantwortung. Uns geht es nicht darum, permanent zu sagen, was alles falsch ist, sondern die Grundlage dafür zu schaffen, dass das Richtige in diesem Land passiert. Und die Menschen wollen Lösungen sehen.“ (Abg. Lutschounig: Hast du das auch zitiert, was Strutz damals gesagt hat?!) – Und jetzt, ein paar Jahre später, von der ÖVP keine einzige Lösung. Null!
Ich rate Ihnen noch etwas, wenn Sie da hier kritisieren: Werfen Sie einen Blick, nicht weit, nach Klagenfurt, ins Rathaus in die ÖVP-Führung Scheucher, Jandl, Zwick: (Abg. Lutschounig: Bist du ein Klagenfurter?) Die Kasse ist leer! Die Verschuldung geht nicht mehr! (Lärm im Hause) Wahnsinnige Beschlüsse werden gefasst. (Abg. Mag. Ragger: Die Heiligen drei Könige von Klagenfurt!) Ja, wahnsinnige Beschlüsse! Die Rechnungshofberichte, die sich jährlich hier einfinden: Ein desaströses Bild der Stadt Klagenfurt! Dass Sie nur zu viert da sitzen, verdanken Sie auch einer Klagenfurterin, Ihrer seinerzeitigen Spitzenkandidatin, (Abg. Lutschounig: Mach' dir nicht Gedanken für die ÖVP!) die für den Sablatnig Lügen gestraft hat.
Heute haben wir nicht mehr die rote Laterne. Das weiß der Industriellenpräsident mittlerweile auch. (Abg. Lutschounig: Heute ist sie orange!) Nein, nein! Das war in der Ära Zernatto so. Der Herr Landeshauptmann hat untertrieben, als er die Schulden damals als gleich hoch wie heute eingeschätzt hat. Das war wesentlich mehr. Ich habe die Statistik da. Damals ist es gelungen, innerhalb von vier Jahren die Schulden zu verdreifachen. Das sollten Sie noch in der Vergangenheit bedenken. Unser Problem war, diese hohen Schulden los zu werden. Und das ist gelungen! (Abg. Lutschounig: Nur, heute haben wir nichts mehr!) Heute ist es möglich, auch noch vor Weihnachten sehr schnell auch eine Mütterpension auszuzahlen. (Abg. Lutschounig: Ja, das wird wieder abzuholen sein, dass er das auszahlt! - Lärm im Hause. – Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Ich bitte jene Abgeordnete, die Privatgespräche führen wollen, vor die Türe zu gehen. Es ist nämlich unangenehm. Man hört schlecht und kann sich nicht konzentrieren. Bitte, das zu respektieren!) Das was die ÖVP heute hier aufgeführt hat, sind im Wesentlichen leere Kilometer, aufgesetzt am eigenen Kurzzeitgedächtnis. Es hat der Herr Landesrat Martinz den Bund zitiert. (Vorsitzender: Und für den Herrn Abgeordneten Gallo: In einer halben Minute ist Schluss! – Heiterkeit und Beifall von der ÖVP-Fraktion. – Abg. Ing. Hueter: Gott sei Dank!) Wir haben eine wesentlich bessere Situation – auch was die Verschuldung betrifft – als der Bund. Lassen Sie sich auch das gesagt sein. Daher ist es wichtig, dass das, was wir machen, auch fortgesetzt werden kann, nämlich den Menschen Lösungen anzubieten, ihnen Mut zu machen und nicht sie in Depression zu entlassen! (Beifall von der F-Fraktion)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich danke dem Herrn Abgeordneten Gallo, dass er die Redezeit pünktlich beendet hat – im Gegensatz zu anderen Abgeordneten, die trotz Ermahnung sie überziehen! – Als Nächster hat sich Landesrat Rohr zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Präsident! Meine geschätzten Regierungskollegen! Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Eigentlich wollte ich ja über die Situation der Kärntner Gemeinden reden, weil ich denke, dass trotz Belastungspaketen der Bundesregierung, trotz Steuerreform und sinkenden Einnahmen bei den Gemeinden, dass trotz einer Fülle von Erhöhungen, die sozusagen auf die Kommunen abgewälzt wurden, dass bei den Schulen gespart wird, dass Gendarmerieposten, dass öffentliche Infrastruktur zugesperrt wird, trotz allem das Bemühen, zumindest des zuständigen Gemeindereferenten da ist, dass man die Dinge von der finanziellen Situation in den Gemeinden in Ordnung hält.
Ich darf auch sagen, dass die Kärntner Gemeinden jene sind, die, was die Verschuldung betrifft, de facto keine Schulden haben und damit natürlich einen wesentlichen Beitrag dafür leisten, dass die Bundesregierung und dass Österreich den Stabilitätspakt erfüllen kann. Nur stellt sich mir schon die Frage, wenn ich dann die einzelnen Debattenbeiträge mir anhöre: Der Herr Landeshauptmann sagt ja, im Jahr 1995 haben wir den Schuldenstand gehabt, den wir im Jahr 2005 haben. Aber er hat natürlich vergessen, dazuzusagen, dass wir im Jahr 1995 32 Milliarden auf der Habenseite stehen gehabt haben und dass halt 11 oder 12 oder 13 Milliarden auf der Sollseite gestanden sind. Wenn wir heute schauen: Auf der Habenseite steht de facto null, auf der Sollseite steht dieselbe Summe. Aber jetzt haben wir natürlich ein Thema, das sich wunderbar eignet, um die Dinge zu kaschieren. Das ist dann der Zukunftsfonds, weil da reden wir dann schon von 700 bis 800 Millionen Schilling, obwohl wir tatsächlich auf Cent und Euro 492.500 Euro im Zukunftsfonds Barmittel liegen haben. Ich sage halt, es ist jeder ein Schuft, der das Geld ausgibt, das er noch nicht hat.
Wenn es eintritt, dass im Jahr 2007 durch den Aktienbörsegang zusätzliche Mittel hereinkommen, dann denke ich, wird man auch in der Politik darüber nachzudenken haben: Wie können wir diese Mittel nachhaltig und langfristig so einsetzen, dass sie in Wahrheit dem Land Kärnten, den Menschen, der Konjunktur, den Arbeitsplätzen, der Beschäftigung, der Bildung, der Forschung und all diesen Bereichen auch nachhaltig und wirkungsvoll zugute kommen.
Ich glaube auch, dass es richtig ist, wenn ich sage: Schaunig macht’s möglich, dann stimmt das, dass eine Veranlagung, eine langfristige Veranlagung von mindestens 250 Millionen Euro im Kärntner Zukunftsfonds eigentlich eine Perspektive auftut, was tatsächlich alles an Potenzialen in dem Land zu entwickeln ist, förderfähig wird, was tatsächlich an Infrastruktur zusätzlich geschaffen werden kann. Sie werden auch die Gelegenheit haben, in den zuständigen Organen Ihre Zustimmung zu den Anträgen zu geben, die dort von der Landeshauptmann-Stellvertreterin Schaunig eingebracht werden, nämlich 250 Millionen Euro als langfristiges Kernkapital zu veranlagen und das aber auch mit einer entsprechenden Gesetzesänderung im Holdinggesetz festzuschreiben. Denn ich glaube, die Sicherheit braucht nicht nur die Kärntner Bevölkerung, sondern die brauchen auch die politisch Handelnden, die nach uns kommen werden, weil es letztlich, denke ich, doch das letzte Familiensilber ist, das für Kärnten lukrierbar ist und das nachhaltig auch zum Einsatz kommen sollte.
Wenn ich mir dann den Kollegen Martinz anhöre, wo wir persönlich eine ganz gute Ebene haben, aber politisch, denke ich mir, ist es schon interessant, wenn er sagt: „Die glorreichen Zeiten von Kreisky.“ Ich möchte nur erinnern, natürlich hat Bruno Kreisky einen Satz geprägt. Er hat gesagt: „Ein paar Millionen Schilling Schulden bereiten mir weniger Kopfzerbrechen als ein paar Tausend Arbeitsplätze mehr.“ Wenn wir die Situation heute anschauen, meine Damen und Herren! (Abg. Lutschounig: Die Arbeitslosigkeit!) 320.000 Arbeitslose in Österreich! Rekordarbeitslosigkeit! Eine Zahl, die es nie gegeben hat! (Abg. Lutschounig: Rekordbeschäftigung!) Als fast 200.000 vor fünf und sechs Jahren in der Winterarbeitslosenspitze erreicht wurden, (Vorsitzender: Herr Landesrat, bitte zum Schluss zu kommen!) haben alle schon darüber nachgedacht: Was tut man nach der Konjunktur, wie kann man den Arbeitsmarkt beleben, wie kann man Investitionen schaffen? Heute hört man eigentlich vom amtierenden Bundeskanzler nichts, außer dass das zur Kenntnis genommen wird, dass 320.000 Leute, die im Winter vor Weihnachten auf der Straße stehen. (Abg. Trettenbrein: Er ist ja mit der EU beschäftigt!) Ich denke mir, meine Damen und Herren von der ÖVP: (Vorsitzender: Die Redezeit ist abgelaufen, Herr Landesrat!) Ihr solltet nicht vergessen, dass ihr in der Bundesregierung Verantwortung trägt. Da, denke ich mir, gäbe es Handlungsbedarf genug, ohne dass man ständig im eigenen Bereich versucht, nur die kritischen Dinge aufzuzeigen. Erst sollte man die Fehler vor der eigenen Haustür suchen, dort kehren, und wenn man dort die Fehler bereinigt hat, dann hat man auch das Recht, in andere Bereichen sich einzumischen und kritisch zu sein! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Ing. Rohr

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Mit Aufmerksamkeit habe ich die Aktuelle Stunde verfolgt und merke, dass die Regierung das Opfer ihrer eigenen Argumentation wird.
Es wird vom Kollegen Gallo immer wieder darauf hingewiesen, dass die ÖVP unter dem Landeshauptmann Zernatto der große Schuldenmacher in diesem Land war. Damit möchte ein für allemal aufräumen. Im Jahr 2000 haben wir, wie wir alle wissen, den höchsten Schuldenstand in Kärnten gehabt. Wenn ich mich auf die budgetären Schulden beschränke, dann waren das 1,05 Milliarden Euro zu diesem Zeitpunkt. Im Jahr 2001 wurde dann ein großer Teil des Landesvermögens verkauft. Man hat die Schulden um 695 Millionen Euro oder um 66 % verringern können.
Die Schuldenentwicklung des Landes Kärnten innerbudgetär wird ja auch immer richtig zitiert. Diese Zahlen stehen ja außer Streit. Das war 2000, da haben wir verkauft – und jetzt geht es wieder nach oben, auch innerbudgetär, im Jahr 2009, 836 Millionen Euro, was auch tatsächlich ungefähr dem Niveau 1995 bzw. 1996 entspricht. Aber wir haben inzwischen einiges in unserer Finanzwirtschaft geändert, und wir lagern inzwischen aus. Im Jahr 2003/2004 noch nicht so viel – in den Jahren davor war es noch weniger. Aber wenn man sich die blauen Balken anschaut (zeigt eine Grafik her), dann erkennt man, dass wir im Jahr 2007 erstmalig mehr außerbudgetäre Schulden haben werden als innerbudgetäre.
Wenn der Herr Landeshauptmann heute von sich gibt, dass den außerbudgetären ja Werte gegenüber stehen, die man verkaufen könnte, dann ist das richtig. Einer dieser Werte, die dem gegenüber stehen, ist die KABEG. Offensichtlich denkt er daran, diese zu verkaufen. Wir wissen aber alle, dass man diese nicht verkaufen kann und nicht verkaufen soll – können vielleicht schon, aber sollen tun wir das nicht. Wenn ich die außerbudgetären Schulen im Höchststandsjahr 2000 – das waren insgesamt 270 Millionen Euro – zu diesem Balken hinzufüge, dann komme ich auf insgesamt 1,32 Milliarden Euro. Im Jahr 2006, mit jenem Budget, das wir heute hier beschließen sollen, werden die außerbudgetären inklusive der innerbudgetären Schulden 1,46 Milliarden betragen. Das bedeutet, dass wir mit dem Jahr 2006 mehr Schulden haben werden (außerbudgetär und innerbudgetär), als wir je zuvor in diesem Land gehabt haben! Und das, meine Damen und Herren, sind Zahlen, die zu denken geben. Das, meine Damen und Herren, ist eine Entwicklung, die uns zu denken gibt. Warum diese Entwicklung so zustande gekommen ist, wissen wir zwar rein technisch gesehen schon (KABEG-Umstellung der Finanzierung). Aber, meine Damen und Herren, wer wird diese 2 Milliarden am Ende des Jahres 2009, am Ende Ihrer rot-orangen Koalition, bezahlen, frage ich Sie?!
Wenn man sich diese Schuldenstatistik anschaut, zusammenzählt, dann sehen Sie, dass wir im Jahr 2004, als diese Koalition begonnen hat, bei 900 Millionen waren und am Ende bei 2 Milliarden. Das ist mehr als eine Verdoppelung!
Und ich frage Sie gar nicht, um in irgendwelche Details zu gehen: Wie wollen Sie das bezahlen? Vor allem unter dem Hintergrund, dass man sich ja genau betrachten muss, wie Kärnten dasteht, weil absolute Zahlen zu vergleichen, um zu sagen, Kärn​ten ist im Mittelfeld, ist ja nett, nur, wir müssen die Zahl herunterbrechen auf ver​gleichbare Größen. Zu sagen, Wien ist immer schlechter als Kärnten, ist einfach. Wien hat aber eineinhalb Millionen Einwohner und Kärnten hat 500.000 Einwohner. Und wenn ich zum Beispiel die Schuldenquote, also die Finanzschulden des Landes durch das regionale Bruttoinlandsprodukt dividiere, und das in Prozent angebe, dann hat Kärnten eine Schuldenquote von 4,6 Prozent und Wien von 2,7. Das ist eine vergleichbare Zahl, meine Damen und Herren! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ihr werdet so​lange Negatives suchen, bis Ihr was findet!) Und das müssen wir vergleichen, und nicht einfach irgendwelche Zahlen, die nicht vergleichbar sind, vergleichen.
Natürlich alle Länder machen Finanztricks via Maastricht, das wissen wir. Alle Länder haben ausgegliedert, alle Länder haben Tricks gemacht. Nur, Kärnten hat den größ​ten Trick aller gemacht im Jahr 2000. (Der Vorsitzende: Sie haben noch eine halbe Minute Redezeit!) Wir haben alles verkauft, was zu dem Zeitpunkt zu verkaufen war und sind jetzt von der Tendenz her schon wieder die Nummer 1 in Österreich. Also, die Schuldentendenz Kärntens ist eine katastrophale und das belastet ganz massiv die Zukunft unseres Landes und die Zukunft unserer Kinder und Kindeskin​der. Und einnahmenseitig sind wir in Kärnten an Position 2. Das bedeutet, mit jenen Steuern, die in unserem Wirkungsbereich sind, können wir auch nicht groß arbeiten, denn die sind ausgereizt. Nur Tirol hat ein größeres Steueraufkommen bei den Gemeinden, beim Land, (Der Vorsitzende: Die Redezeit ist abgelaufen!) als Kärnten. Und diesbe​züglich lassen Sie sich was einfallen, meine Damen und Herren! Dieses Budget ist nicht die Lösung für unsere Probleme, dieses Budget ist das Problem! Danke viel​mals! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Die Aktuelle Stunde ist somit beendet. Bevor ich zur Tagesordnung komme, möchte ich noch einige Mitteilungen machen. Es sind seit der Einladung … (Es folgt eine Zwischenbemerkung von Bundesratsprä​sident Mitterer.) Herr Bundesratspräsident, bitte mir dann persönlich zu sagen, was Sie am Herzen haben.
Ich beantrage eine Erweiterung der Tagesordnung um die Tagesordnungspunkte 18 bis 25, wie auch in der Obmännerkonferenz vereinbart. Es sind Tagesordnungs​punkte, die in Folge der Beschlussfassung seit der Einladung in den Ausschüssen erfolgt sind. Ich darf Sie ersuchen, mir folgende Tagesordnungserweiterung zu ge​nehmigen. Nämlich Tagesordnungspunkt 18: Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geändert wird; mit Gesetz​entwurf. Tagesordnungspunkt 19: Ein Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert wird; mit Gesetzentwurf. Tagesordnungspunkt 20: Ein Antrag betreffend den Tätigkeitsbericht der Patienten​anwaltschaft des Landes Kärnten für 2004; Tagesordnungspunkt 21: Ein Antrag be​treffend den Tätigkeitsbericht 2004 des Behindertenanwaltes des Landes Kärnten; Tagesordnungspunkt 22: Antrag betreffend den Tätigkeitsbericht samt Rechnungs​hofabschluss für das Jahr 2004 des Kärntner Krankenanstaltenfonds; Tagesord​nungspunkt 23: Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Seveso-Betriebegesetz geändert wird; mit Gesetzentwurf; Tagesordnungspunkt 24: Antrag betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner IPPC-Anlagen​gesetz geändert wird; mit Gesetzentwurf und letztlich Tagesordnungspunkt 25, ein Antrag betreffend IT-Outsourcing beim Amt der Kärntner Landesregierung, Leasingfi​nanzierung. Auch den Tagesordnungspunkt 26: Eine Anfragebeantwortung von Lan​deshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage der Frau Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend die Errichtung einer Antidiskriminierungsstelle.
Wenn Sie diesem Antrag zustimmen, einer Erweiterung um die Tagesordnungs​punkte 18 bis 26, dann darf ich Sie um ein Handzeichen ersuchen. – Das ist einstim​mig so erfolgt, es wird auch so vorgegangen.
Ich möchte dem Hohen Haus auch noch mitteilen, dass heute eine Mittagspause vorgesehen ist und eine Unterbrechung der Sitzung um circa 18.00 Uhr und morgen um 09.00 Uhr die Sitzung wieder fortgesetzt wird, wobei um 09.00 Uhr eine Frage​stunde zur Abarbeitung der restlichen 5 Anfragen im heurigen Jahr erfolgen kann und morgen ebenfalls eine Mittagspause vorgesehen ist, die etwas später beginnen wird, da einige Abgeordnete kurzfristig zu einer Beerdigung abfahren werden.
Ich möchte die Gelegenheit benützen, um mich bei Herrn Abgeordneten Lutschounig zu bedanken, der uns mittags seinen Weihnachtsleberkäse zur Stärkung präsentie​ren wird. Herzlichen Dank Abgeordneter Lutschounig! (Beifall im Hause.) Und, was wäre ein Käse ohne Brot und Getränke? Der Herr Abgeordnete Bürgermeister Mock hat sich bereit erklärt, die Getränke und die Semmeln hier zu besorgen, zur Verfü​gung zu stellen. (Wiederum Beifall im Hause.) Danke schön! Nachdem er nun einge​troffen ist, möchte ich noch einmal – weil er hier ist – unserem Geburtstagskind, Herrn Abgeordneten Schlagholz, gratulieren. Er war ja längere Zeit jetzt aus gesund​heitlichen Gründen nicht im Hohen Haus. Heute freuen wir uns, ihn wieder hier zu begrüßen. Ich hoffe, es geht dir wieder besser. Herzliche Gratulation zum Geburtstag und alles Gute! (Beifall im Hause.) 
Tagesordnung
So, jetzt können wir in die Tagesordnung eintreten, wobei ich noch die Mitteilung mache, dass in der Obmännerkonferenz vereinbart wurde, die Tagesordnungspunkte 1 bis 9 in einer gemeinsamen Generaldebatte durchzuführen. Wer damit einverstan​den ist, bitte um ein Handzeichen! – Das wird einstimmig so beschlossen und wird dann auch so erfolgen.
Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 1.

1.
Ldtgs.Zl. 177-57/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend Neufestset​zung des Nettogebarungsabganges 2006 der Landeskrankenanstalten-Be​triebsgesellschaft und der Landeskrankenanstalten

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Seiser.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Werte Damen und Herren der Regierung! Geschätzte Damen und Herren auf der Zusehertribüne! Als erster Berichterstatter im Rahmen der Budgetdebatte möchte ich – der Herr Landesrat Dörfler hat seine Anfragebeant​wortung auch mit einem Zitat begonnen, ich werde das auch tun – wir können das auch, und ich möchte im Zusammenhang mit dem Budget die Marie-von-Ebner-Eschenbach zitieren, die gemeint hat: „Der größte Reichtum ist die Armut an Bedürf​nissen!“
Der Nettogebarungsabgang für die Landesanstalt und Landeskrankenanstalten für das Jahr 2006 schlägt sich im Voranschlagsentwurf der KABEG mit einer Summe von 196.300.000,-- Euro nieder.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte und unterbreche sie, um zur Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 2 zu gelangen.
Tagesordnungspunkt 2:

2.
Ldtgs.Zl. 177-58/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Beschlusses über den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Landes Kärnten für das Jahr 2006

Der Berichterstatter ist Dritter Präsident Lobnig.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeord​neten! Nachdem ich schon seit dem Jahre 1999 die Ehre habe, sehr ausführlich über das Budget zu berichten, werde ich mich auch diesmal dem Landesvoranschlag 2006 widmen und versuchen, Ihnen die wesentlichsten Inhalte vorzutragen und da​rüber einen Bericht abzugeben.
Sehr geehrte Damen und Herren! Die Kärntner Landesregierung hat ja dem Kärntner Landtag jeweils vor Ablauf des Finanzjahres einen Entwurf des Voranschlages der Einnahmen und Ausgaben eines Landes für das folgende Finanzjahr vorzulegen. Auf der rechtlichen Grundlage bzw. den Rahmenbedingungen, die sich in der Kärntner Landesverfassung, in der Voranschlags- und Rechnungsabschlussverordnung, so​wie im Österreichischen Stabilitätspakt 2005 finden, sind auch darüber hinaus in den Erläuterungen zum Landesvoranschlag 2006 sowie im Budgetprogramm 2005 bis 2009 näher erläutert.
In Fortsetzung des Österreichischen Stabilitätspaktes 2001 haben sich die Länder geinigt, bis zum Jahre 2008 wieder ein gesamtstaatliches Nulldefizit zu erreichen. Die Länder haben zu diesem Ergebnis einen Stabilitätsbeitrag in Form eines Haus​haltsüberschusses in der Höhe von mindestens 0,6 Prozent des Bruttoinlandspro​duktes für das Jahr 2005 als auch für das Jahr 2006 beizutragen. Die Finanzpolitik des Landes Kärnten wird sich daher im Wesentlichen darauf konzentrieren, Kärnten als Wirtschaftsstandort attraktiv und interessant zu gestalten, wobei eine moderate Neuverschuldung akzeptiert wird. Mit diesem vorliegenden Budgetprogramm wird die Umsetzung vieler Maßnahmen und Vorhaben möglich gemacht. Die Förderung von weiteren Sozialbaumaßnahmen, die Umsetzung des Berufsschulstandortkonzeptes, der Neubau der Berufsschule Tourismus, die Finanzierung zusätzlicher Lehrgänge im Fachhochschulbereich, die Umsetzung des Verwaltungszentrums, die Dotierung des Familienfonds sowie die Förderung der Abwasser- und Wasserversorgungsein​richtungen werden damit gesichert, um nur einige Beispiele davon zu nennen.
Die vorerst geplante Nettoneuverschuldung laut dem Budgetprogramm, das ja in der Regierung in der Höhe von rund 81,3 Millionen Euro beschlossen wurde, konnte durch einnahmen- und ausgabenseitig vorgenommene Veränderungen letztlich auf 78,6 reduziert werden. Die Gesamtübersicht des Landesvoranschlages 2006 stellt sich wie folgt dar: Einnahmen 2006: 1,713.719.200,-- Euro; Ausgaben 1,837.261.900,-- Euro; ergibt einen Gesamtabgang von 123,542.700,-- Euro. Berück​sichtigt man die Tilgungen, so kommt es zu einem Nettoschuldenzuwachs von 78,612.300,--, als Resultat gemessen am Bruttoinlandsprodukt ein Nettoschuldenzu​wachs in der Höhe von 0,53 Prozent. Eine Verschuldung pro Kopf von 1.340,-- Euro. Die Nettoneuverschuldung liegt somit um rund 4,65 Millionen unter jener des Lan​desvoranschlages 2005. Diesem Budget wurde im Vergleich zum Jahre 2005 eine Wachstumsrate von damals 3,8 Prozent unterstellt. Der Landesvoranschlag 2006 weist auch Mehreinnahmen von rund 77,2 Millionen Euro auf, die auf Sondereinnah​men zurückzuführen sind.
Die Steuerertragsanteile und Finanzzuweisungen an den gemeinschaftlichen Bun​desabgaben gehen zurück und werden deutlich unter dem Rechnungsergebnis 2005 zu liegen kommen. Die Ausgabenseite wurde um 88,25 Millionen Euro erhöht, die hauptsächlich auf die Abgangsdeckung der Krankenanstalten entfällt. Ein Vergleich der Gesamtausgaben gegenüber dem Landesvoranschlag 2005 zeigt, dass die Aus​gaben um 88 Millionen gestiegen sind oder rund 5,03 Prozent und der Fixkosten​anteil durch die Erhöhung beim Pflichtsachaufwand von 85,76 Prozent auf 86,72 Pro​zent gestiegen ist. Das heißt auch, dass der Ermessensspielraum daher immer gerin​ger wird, derzeit von 14,24 Prozent auf 13,28 Prozent, wobei ohnehin schon eine Kürzung der Ermessensausgaben von rund 5 Prozent vorgenommen wurde.
Bei den Pensionen der allgemeinen Verwaltung wurde eine Valorisierung von 3 Pro​zent vorgenommen, was eine Erhöhung von rund 1,6 Millionen Euro ergibt. Beim Personalaufwand wurde eine Erhöhung von 5 Millionen Euro per Saldo berücksich​tigt, nachdem es im Bereich der Landeslehrer zu einer Refundierung von rund 6,2 Millionen Euro durch den Bund kommt, während aber beim übrigen Personalaufwand der allgemeinen Verwaltung mit einer Erhöhung von rund 10,6 Millionen Euro zu rechnen ist.
Wenn man auch nun einen Vergleich der Einnahmenschwerpunkte anstellt, so ist festzustellen, dass die Kostenersätze bei den Lehrern rückläufig sind, von 20,8 auf 19,4 %, die Ertragsanteile von 29,8 auf 28,6 % sinken werden, die Kostenersätze bei den Straßen rückläufig sind und auch die Beteiligungserlöse reduziert werden. Die weiteren Einnahmenbereiche stellen sich im Budget 2006 positiv dar.
Nun aber zu den einzelnen Schwerpunkten oder zu den wesentlichen Schwerpunkten und Themenbereichen:
Die Krankenanstaltenfinanzierung: Im Jahr 2001 wurde die Finanzierung der Landeskrankenanstalten umgestellt. Für das Haushaltsjahr 2004 wurde als Bezugswert für die Darlehensfinanzierung durch das Land und die Gemeinden der am 18. Dezember 2003 für die Landesanstalt und Krankenanstalten beschlossene Nettogebarungsabgang im Ausmaß von 196,300.000 Euro herangezogen. 30 % des errechneten Nettogebarungsabganges werden auf die Gemeinden umgelegt. Für das Jahr 2006 errechnet sich das von Seiten der Landeskrankenanstalten-Betriebs​gesellschaft für den Gemeindeanteil mit Haftung des Landes aufzunehmende Darlehen vorerst mit 53,5 Millionen Euro. Die daraus erwachsende Gemeindebelastung für die Kreditkapitalbeschaffungskosten schlägt sich im Jahr 2006, unter Berücksichtigung der bereits aufgenommenen Darlehen, mit knapp 26,9 Millionen Euro zu Buche und wird einnahmenseitig bei Betriebsabgangsdeckungsgemeinden verbucht bzw. verrechnet.

Der Anteil des Landes am Nettogebarungsabgang beläuft sich auf 142,979.800 Euro und wird in Form eines Darlehens abgedeckt werden. Die von Seiten der KABEG zu leistenden Annuitäten für das Landesdarlehen belaufen sich für das Jahr 2006 auf 49,77 Millionen Euro.

Durch die Umstellung der Krankenanstaltenfinanzierung werden die Kärntner Gemeinden hinsichtlich ihrer tatsächlichen Aufwendungen für das Jahr 2006 wiederum deutlich entlastet: statt 53,5 Millionen sind im Jahr 2006 rund 26,9 Millionen zu leisten. Darüber hinaus sollen die Investitionsfinanzierungen im Krankenanstaltenbereich durch die Aufnahme von Fremdmitteln bzw. im Leasingwege finanziert werden. Das geplante Investitionsvolumen für das Jahr 2006 beträgt 85,37 Millionen Euro.
Einen wesentlichen Schwerpunkt im Budget 2006 bildet wie in den vergangenen Jahren auch der Sozialbereich. Mit dem von der Landesregierung beschlossenen Sozialbauprogramm für das kommende Jahr werden Mittel in der Höhe von 8,9 Millionen, vor allem im Bereich der Alten- und Pflegeheime sowie in die Schaffung von Behinderteneinrichtungen investiert werden.
Die Investitionsmaßnahmen bei den Landesstraßen: Auch hier wurde die Dotierung für das Jahr 2006 in etwa gleich dem Jahr 2005 angesetzt. Für sämtliche Maßnahmen, sowohl die Inangriffnahme, Weiterführung, Erhaltung und Instandsetzungsmaßnahmen, Projektierungsmaßnahmen auf Landesstraßen stehen 15,08 Millionen Euro zur Verfügung. Auch der Betrag für die Ausbaumaßnahmen wurde mit 9,3 Millionen annähernd gleich gehalten wie im Jahr 2005.
Mit der Übertragung der Bundesstraßenkompetenz an die Länder wurde im Jahre 2002 mit dem Bundesstraßen-Übertragungsgesetz auch mit dem Bund vereinbart, dass für die Bewirtschaftung des Straßennetzes zur Bestreitung des Personal- und Sachaufwandes jährlich ein Pauschbetrag zur Verfügung gestellt wird. Insgesamt haben wir für das Jahr 2006 für diese Aufgaben 55,2 Millionen Euro zur Verfügung.
Darüber hinaus steht dem Land Kärnten auf Grund des Zweckzuschussgesetzes auch ein zusätzlicher Betrag für die Finanzierung der Landesstraße B 100 zur Verfügung - das ist die Sonderfinanzierung -, der für die Jahre 2002 bis 2010 in Tranchen ausgezahlt wird. Für das Jahr 2006 sind 8,2 Millionen Euro zu erwarten.
Für das viel diskutierte ländliche Wegenetz stehen, wie im Vorjahr 2005, über 7 Millionen Euro zur Verfügung. Mit der Schaffung des Regionalfonds, mit welchem die Fördersätze des Landes mit 55 % der Projektkosten festgelegt wurden, kann ein weitaus höheres Investitionsvolumen bei gleichem Mitteleinsatz ausgelöst werden. Die einzelnen Projekte sowie die weiteren Schwerpunkte sind aus den Erläuterungen zu entnehmen.
Eine erfreuliche Entwicklung zeigt die Dotierung im Umwelt- und Energiebereich. So wurde für den Bereich der Wasserwirtschaft über eine Million Euro mehr zur Verfügung gestellt als für das laufende Jahr 2005. Insgesamt haben wir hier eine Steigerung von 10,97 % oder rund 1,6 Millionen Euro.
Im Ausbau der Alternativenergie sehen wir in der Energieförderung eine positive Entwicklung. Allein die Tatsache, dass die Solaraktion des Landes Kärnten einen regelrechten Investitionsschub bei den KMU ausgelöst hat, zeigt, dass das Angebot auch angenommen wird. Die vielen Anträge, die im letzten Jahr eingelangt und genehmigt wurden, haben einen zusätzlichen Finanzierungsbedarf von 4,9 Millionen Euro gefordert, der im Wege des Nachtragsvoranschlages 2005 beschlossen wurde. Auch in diesem Budgetbereich wurde eine Erhöhung von 3,57 % oder 319.100 Euro vorgenommen.
Geschätzte Damen und Herren, soweit die wesentlichen Schwerpunkte des Budgets. Ich verweise auf die umfangreichen Erläuterungen zu diesem Landesvoranschlag und beantrage nun das Eingehen in die Generaldebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet, und ich unterbreche sie wiederum, um zur Berichterstattung des Tagesordnungspunktes 3 zu kommen:

3.
Ldtgs.Zl. 177-59/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Budgetbericht im Sinne des Art. 61 Abs. 3 und 4 K-LVG sowie Änderung des Budgetprogrammes 2005 - 2009
Hier ist Berichterstatter Herr Dritter Präsident Lobnig. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit Landtagsbeschluss vom 18. November 2004 wurde bereits das Budgetprogramm 2005 – 2009 beschlossen. Wir wissen aber, dass es seither auch Veränderungen im Bereich der Konjunktur gegeben hat, Veränderung bei den Ertragsanteilen des Bundes im Wege des Finanzausgleiches. Dies macht natürlich eine Änderung des Budgetprogrammes 2005 – 2009 erforderlich.
Unter Zugrundelegung der Arbeitsmarktdaten des Kärntner Arbeitsmarktes, der Kärntner Wirtschaft und der allgemeinen Wirtschaftslage, aber auch der Sachgüterproduktion der Bauwirtschaft und des Tourismus wurden diese Einnahmen im Bereich des Landesvoranschlages 2006 vorsichtig geschätzt und das Budgetprogramm 2005 bis 2009 neu festgelegt.
Ich ersuche auch hier um das Eingehen in die Generaldebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist zum Tagesordnungspunkt 3 eröffnet und gleichzeitig unterbrochen, um zur Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 4 zu kommen:

4.
Ldtgs.Zl. 177-60/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Beschlusses, mit dem der Landesregierung Zustimmungen und Ermächtigungen zum Landesvoranschlag 2006 erteilt werden
Berichterstatter ist ebenfalls Dritter Präsident Lobnig. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Um einen ordnungsgemäßen Budgetvollzug zu gewährleisten, bedarf es natürlich auch der Zustimmungen und Ermächtigungen zum Landesvoranschlag 2006 mit diesem Antrag.
Ich beantrage auch hier das Eingehen in die Generaldebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 4 ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen, um zur Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 5 zu kommen:

5.
Ldtgs.Zl. 177-61/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan 2006 für den Verwaltungsbereich einschließlich des Musikschulwesens sowie der Med. techn. Akademien und der Gesundheits- und Krankenpflegeschulen
Berichterstatter ist Abgeordneter Seiser. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Damen und Herren! Der Stellenplan 2006 des Landes Kärnten für den Verwaltungsbereich einschließlich des Landeskonservatoriums und des Musikschulwerks sowie der Medizinisch-technischen Akademien und Gesundheits- und Krankenpflegeschulen berücksichtigt die seit der Erstellung des Stellenplanes 2005 eingetretenen bzw. die für das Jahr 2006 vorgesehenen qualitativen und quantitativen Planstellenveränderungen und liegt mit insgesamt 3.752 Planstellen um 53 Planstellen über der Gesamtsumme des Stellenplanes 2005. Hiervon entfallen 55 Planstellen auf geschützte Arbeitsplätze.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 5 ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen, um zur Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 6 zu kommen:

6.
Ldtgs.Zl. 177-62/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2006 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der Polytechnischen Schulen in Kärnten
Berichterstatter ist Abgeordneter Gritsch. Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Budget, Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Präsident! Hohes Haus! Gegenständlicher Antrag betrifft den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2006 für die öffentlichen, privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie die Polytechnischen Schulen, der voraussichtlich genehmigte Planstellen in einer Anzahl von 4.223 vorsieht, wobei die benötigten Planstellen im Bereich der Pflichtschulen im laufenden Schuljahr eine Anzahl von 4.558 vorsehen. Die Planstellen, die vom Land zusätzlich finanziert werden, betragen 335.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 6 ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen, um zur Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 7 zu kommen:

7.
Ldtgs.Zl. 177-63/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Haushaltsjahr 2006 der der Diensthoheit des Landes Kärnten unterstehenden Lehrer an Berufsschulen
Berichterstatter ist auch hier Abgeordneter Gritsch. Mit der Zuweisung dieser Materie an den zuständigen Ausschuss ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Der Stellenplan der Lehrer an Berufsschulen Kärntens für das Haushaltsjahr 2006 wird mit einer Gesamtplanstellenanzahl von 376,5 festgestellt.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 7 und unterbreche, um die Berichterstattung des Tagesordnungspunktes 8 vorzunehmen:
8. 
Ldtgs.Zl. 177-64/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zur Regierungsvorlage betreffend den Stellenplan für das Schuljahr 2005/2006 bzw. das Haushaltsjahr 2006 der Lehrer an landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen in Kärnten
Berichterstatter ist hier der Abgeordnete Lutschounig. Mit der Zuweisung dieser Materie an den zuständigen Ausschuss ist die erste Lesung erfolgt. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2006 der landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen schaut wie folgend aus: für landwirtschaftliche Fachschulen L1 13, in Summe aber 17, weil Fachrichtung „Gartenbau“ und „Ländliche Hauswirtschaft“ auch dabei sind. L2 in Summe 98, Vertragslehrer IL in Summe 64, gesamt also 179 Lehrer.
Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.

Lutschounig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte zum Tagesordnungspunk 8 ist eröffnet und gleichzeitig unterbrochen, um zur Berichterstattung zum Tagesordnungspunkt 9 zu kommen:

9.
Ldtgs.Zl. 177-65/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend den Entwurf des Landesvoranschlages 2006 – ergänzende Empfehlungen, Ergänzungen, Bemerkungen der Kärntner Landesregierung
Berichterstatter ist Abgeordneter Willegger. Gemäß § 17 Abs. 2 K-LTGO lasse ich über das unmittelbare Eingehen in die zweite Lesung abstimmen. Ich darf um Zustimmung ersuchen. Wer dafür ist: Bitte um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich erteile dem Berichterstatter das Wort.
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Hochgeschätzter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hier geht es um Empfehlungen, Ergänzungen und zwar als Kernpunkt die Schaffung eines Presseförderungsgesetzes und die Valorisierung des Stadttheaterbudgets beinhal​ten. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich eröffne die Generaldebatte nun auch zum Tagesordnungspunkt 9 und insgesamt zu allen Tagesordnungspunkten die bisher Bericht erstattet wurden, nämlich 1 bis 9. Als erster Redner hat sich Dritter Präsident Abgeordneter Lobnig zu Wort gemeldet.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Hohes Haus! Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Werte Zuhörer! Wenn wir uns die Budgets der letzten Jahre und vor allem den Rechnungs​abschluss 2004 in Erinnerung rufen, so können wir mit Freude feststellen, dass die Finanzpolitik unseres Finanzreferenten Landeshauptmann Dr. Haider schon erkenn​baren Einfluss genommen hat. Dies zeigt sich nicht nur in der deutlich geringeren Nettoneuverschuldung gegenüber dem Landesvoranschlag 2004 um 31,3 Millionen Euro, sondern auch an den Schwerpunkten des Rechnungsabschlusses, wo vor allem in den Bereichen der Erziehung, des Unterrichts, der Gesundheit, der sozialen Wohlfahrt weit über jeweils 14 Prozent verausgabt wurden, was letztlich zu einer guten Grundversorgung der Menschen führte.
So konnte aber auch bereits für das laufende Jahr 2005 ein Nachtragsvoranschlag in der Höhe von 24,5 Millionen Euro beschlossen werden, ohne die Neuverschuldung gegenüber dem Landesvoranschlag zu erhöhen, sondern im Gegenteil wird diese voraussichtlich erfreulicherweise auch um rund 10 Millionen Euro geringer sein. Das Budget 2006, welches wir heute und morgen sehr ausführlich diskutieren und be​schließen werden, ist geprägt von dem Ziel, die Nettoneuverschuldung nach dem Budgetprogramm 2005 bis 2009 in der Höhe von 81,3 Millionen Euro nicht zu über​schreiten und zum Anderen die bis zum Jahr 2009 ins Auge gefasste Verringerung des Nettodefizites mit einem Planwert von 14,4 Millionen zu erreichen.
Die Budgeterstellung wurde heuer erstmals auch durch Abgeordnete des Kärntner Landtages mitbegleitet und die Budgetstruktur auch gründlich evaluiert. Mit dem neuen Weg der Budgetierung soll eine neue Qualität der Finanzpolitik einkehren, wo die Bedürfnisse der Menschen, der Bevölkerung an erster Stelle stehen, um aber auch einem Ausufern des Budgets entgegenzuwirken. Das heißt, zukünftig soll es keine Budgetpolitik nach dem Rasenmäherprinzip Minus XX-Prozent über alle Bud​getansätze, ungeachtet der politischen Bedeutung, geben. So sind die Ausgabenten​denzen bereits im Budgetprogramm bis 2009 zu finden. Das Motto „offensive Zukunft Kärnten; Unternehmen fördern und Arbeit schaffen“ heißt, eine offensive Wirtschafts​politik zu betreiben und damit neue Arbeitsplätze für Kärnten zu schaffen. So hat unser Wirtschaftsreferent Kärnten in eine Vorreiterrolle im Bundesländervergleich ge​bracht und auch europaweit ins positive Licht gerückt, viele Forschungsprojekte an​gefangen, vom Lakeside-Park in Klagenfurt, dem Industrieforschungszentrum im Technologiepark Villach oder dem Carinthian Center of Excellence haben den Wirt​schaftsstandort Kärnten insgesamt auch international aufgewertet. Die große Touris​musoffensive mit dem Bau des Schwefelbades und Kurhotels in Bad St. Leonhard, dem Gesundheitszentrum in Maria Wörth, Almhüttendorf am Katschberg oder dem neuen Römerbad mit Hotel in Bad Kleinkirchheim sind Beispiele für eine großartige Entwicklung der Tourismuswirtschaft, der Steigerung von Qualitätstourismus (Abg. Lutschounig: 3600 Betten auf der Flattnitz!) die auch noch bis ins Jahr 2006 und da​rüber hinaus hineinwirken.
Das Land Kärnten koordiniert viele Einrichtungen und deren wirtschaftliche Entwick​lung und sieht für diese im Jahr 2006 insgesamt 104,5 Millionen Euro vor. An erster Stelle sei hier der Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds erwähnt. Er leistet zur positi​ven wirtschaftlichen Entwicklung unseres Landes einen gewaltigen Beitrag. Mit sei​ner Förderungskulisse können Unternehmen jeder Größe gefördert werden, was zu einer ausgewogenen, regionalen, ökologischen verträglichen Entwicklung des Lan​des beiträgt und so Kärntens Klein- und Mittelunternehmer wettbewerbsfähig macht und Arbeit schafft. (Beifall von der F-Fraktion.)
Von seinen erfolgreichen Förderprogrammen sei hier vor allem die vom Landes​hauptmann ins Leben gerufene Kleinstgewerbeförderung erwähnt. Mit dem vorge​sehenen Fördervolumen in der Höhe von 4 Millionen Euro sollen speziell Kärntens Kleinstunternehmen gefördert werden. Zudem verfolgt die Kleinstgewerbeförderung arbeitsmarktpolitische Ziele. So wird jeder zusätzlich geschaffene Arbeitsplatz mit 1.000,-- Euro gefördert, gedeckelt auf fünf Mitarbeiter. Diese Fördermöglichkeit kommt vor allem den über 11.000 Betrieben, die als Herzschrittmacher der Kärntner Wirtschaft fungieren und einen enormen Beitrag zum wirtschaftlichen Erfolg unseres Bundeslandes leisten, zugute und beeinflusst zugleich positiv den Arbeitsmarkt. Der Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds wird im Jahr 2006 insgesamt über eine im Wege von Darlehen zu finanzierende Mittelausstattung durch das Land Kärnten in Höhe von knapp 31,6 Millionen Euro verfügen. Neben der Jahresdotierung von knapp 25,5 Millionen Euro sind auch die Projektfinanzierung für die Entwicklungs​agentur Kärnten in Höhe von knapp 3,3 Millionen Euro und Restmittel in Höhe von 0,8 Millionen Euro für Ende 2006 auslaufende Kleinunternehmerförderungen bein​haltet.
Enorme Ankurbelung der Wirtschaft wird auch durch die Entwicklungsagentur Kärn​ten GmbH erreicht. Sie ist als Betreiber von Innovationszentren in ganz Kärnten trei​bende Kraft für Kärntens Wirtschaft, im Speziellen für Technologie, Forschung und Entwicklung. Speziell zu erwähnen sind hier die Exportbüros, welche dafür sorgen, dass sich Kärnten bei der EU-Osterweiterung eine führende Position am Markt sichert. Diese Exportbüros in Düsseldorf, Verona, Laibach und Zagreb bieten Kärn​tens Unternehmen individuelle Marktbegleitung und Exportberatung. Im Rahmen des vom Land Kärnten geförderten Projektes „Exportinitiative Kärnten“ bietet die Entwick​lungsagentur kleinen und mittleren Unternehmen ein umfassendes Servicepaket zur Erschließung der Exportmärkte Deutschland, Slowenien, Kroatien und Italien. Dabei werden die Kärntner Unternehmen nach eigenen Vorgaben mit Unternehmen des je​weiligen Zielmarktes in Kontakt gebracht und bei der weiteren Kontaktentwicklung begleitet. Kurz gesagt findet jeder Kärntner Unternehmer, der expandieren und sein Unternehmen weiter entwickeln möchte, in der Entwicklungsagentur den richtigen Ansprechpartner. Neben der Projektfinanzierung durch den KWF in Höhe von 3,3 Millionen Euro erhält die Entwicklungsagentur Kärnten von Seiten des Landes zu​sätzlich eine Basisfinanzierung die im Voranschlag 2006 mit über 1 Million Euro do​tiert ist.
Um den Wirtschaftserfolg Kärntens auf Dauer zu sichern, ist es für uns wichtig, ver​stärkt jene Wirtschaftsbereiche zu fördern die in der Wirtschaft eine Leitfunktion haben und auch andere Bereiche positiv bestrahlen. Ein solcher Bereich ist die For​schung und Entwicklung mit über 20.000 Beschäftigten und einer Beschäftigungs​zunahme von über 60 Prozent seit dem Jahr 2000. (Abg. Lutschounig: Die Fortset​zung der Budgeteinbegleitung!) Hier müssen bewusst die Rahmenbedingungen für Forschungs- und Entwicklungsbetriebe ausgebaut und vermehrt Leitbetriebe ange​siedelt werden die Arbeitsplätze und Arbeit für Klein- und Mittelbetriebe schaffen. (Beifall von der F-Fraktion.) Die Rede ist hier von Projekten und Unternehmen wie ich sie beispielsweise schon genannt habe: Carinthian Center of Excellence, Infineon, Technologiepark St. Veit und Villach, Lakeside Park, mit deren Hilfe Kärnten die Technologieführerschaft in ausgewählten Bereich erreichen kann.
Kärnten weist neben der Technologiebranche auch andere gewichtige Wirtschafts​zweige mit ähnlichem Erfolg auf. Wie man im Jahr 2005 erkennen konnte, hat bei​spielsweise die Kärntner Bauwirtschaft eine höchst erfreuliche Entwicklung genom​men. Insgesamt wurden von Kärntens Bauunternehmen in den ersten sieben Mona​ten des Jahres 2005 455 Millionen Euro erwirtschaftet. Das ist eine Zunahme um 13,9 Prozent gegenüber dem vergleichbaren Zeitraum des Vorjahres und das beste Bundesländerergebnis! (Beifall von der F-Fraktion.) Österreichweit betrug der Zu​wachs lediglich 2,6 Prozent. Das heißt, Kärnten hat über den Österreichschnitt um mehr als 10 Prozent zugelegt. Der Tiefbau überschrittt das Vorjahresergebnis um 17,1 Prozent; Österreich 8,2 Prozent, und liegt auch damit deutlich über den Vor​jahresergebnissen. Im Tunnelbau hat es eine Steigerung von 529 Prozent, im Brü​cken- und Hochstraßenbau um 47 Prozent gegeben. Der Auftragspolster der Baufir​men lag bei 341 Millionen Euro, womit der Bestand des Vorjahres ebenfalls um 43 Prozent überschritten wurde. Der Hochbau hat 275 Millionen Euro eingebracht und ist um 10 Prozent über den Vorjahreswerten gelegen, während er im Bundesmittel um 1,5 Prozent zurückgegangen ist.
Abgesehen von den hervorragenden Wirkungen der boomenden Bauwirtschaft auf den Arbeitsmarkt haben die in einzelnen in Angriff genommenen Projekte auch regio​nal und überregional politische Wirkung. So belebt beispielsweise die Lippitzbach​brücke den gesamten Unterkärntner Raum und schließt eine bisher schwer zugäng​liche Region seit vergangenen Sonntag nach der offiziellen Eröffnung unmittelbar an das Hauptverkehrsnetz an. Daher werden in Zukunft auch die vielen wirtschaftspoliti​schen Maßnahmen, wie die verstärkte Förderung der Energie- und Umweltbereiche, der Verbesserung der verkehrsmäßigen Infrastruktur sowie im Speziellen auch des ländlichen Wegenetzes, positive Entwicklungen der Bauwirtschaft, des Baunebenge​werbes sowie des Arbeitsmarktes mit sich bringen. Die Investitionen in den Berei​chen Straßenbau für Landesstraßen betragen immerhin rund 60 Millionen Euro jähr​lich. Und diese Mittel werden zum Ausbau und zur Sanierung des circa 3000 Kilo​meter umfassenden Landesstraßennetzes eingesetzt, sowie auch in Lärmschutz​maßnahmen zum Schutz der Anrainer umgesetzt. Diese Investitionen sind wichtig für die Verkehrssicherheit des Landes, weiters werden dadurch circa 2000 Arbeitsplätze sichergestellt. Die Aufwendungen für die Energieförderung sind immerhin mit 9,3 Millionen und jene für den Umweltschutz mit 15,9 Millionen Euro präliminiert.
Eine ganz bedeutende Verbindung und Rolle mit der Wirtschaft und den Arbeits​plätzen ist auch der Bildungsbereich. Das Land Kärnten hat hiefür Ausgaben in der Höhe von 375,6 Millionen Euro vorgesehen. Es muss unser Ziel sein, bestens qualifi​zierte Arbeitskräfte für alle Unternehmer in Kärnten zur Verfügung zu stellen und Kärnten damit zu Wirtschaftswachstum und Beschäftigung zu führen. Das Projekt „Lehre mit Matura“ bietet geradezu hier die Möglichkeit, sich parallel zur Lehrlings​ausbildung auf die Berufsmatura vorzubereiten. Nach Abschluss der Lehre erhalten die Lehrlinge dann die Möglichkeit, die Berufsreifeprüfung in den Berufsschulen un​entgeltlich abzulegen. Die positive wirtschaftliche Entwicklung Kärntens spiegelt sich auch am Arbeitsmarkt wider. So wurde Ende Juli 2005 mit 211.468 Arbeitnehmerin​nen und Arbeitnehmern der historische Höchstwert an Beschäftigten in Kärnten er​reicht. Das ist der absolut höchste Beschäftigtenstand, der jemals in der Landesge​schichte verzeichnet werden konnte. In jedem einzelnen Monat des Jahres 2005 konnte das Beschäftigungsniveau gegenüber den Vergleichswerten des Vorjahres angehoben werden.
Im Durchschnitt des Zeitraumes Jänner bis Oktober konnten um über 2.096 Unselbstständige oder 1,1 % mehr als im selben Zeitraum des Vorjahres festgestellt werden. Die Zunahme der Anzahl an Beschäftigten wurde vor allem im Dienstleistungssektor erzielt, so vor allem im Bereich der unternehmensbezogenen Dienstleistungen.
Im ersten Halbjahr 2005 hat es in Kärnten im Vergleich zum Vorjahr um 2.155 Arbeitsplätze mehr gegeben, was einen Beschäftigtenzuwachs von 2 % bedeutet. Auf Grund der vom Landeshauptmann gesetzten Lehrlingsinitiativen und beschäftigungswirksamen Maßnahmen im Jugendbereich konnte die Jugendarbeitslosigkeit in Kärnten um 2,5 % reduziert werden, während sie österreichweit um 3,5 % stieg. (Beifall von der F-Fraktion)
Für die Arbeitnehmerförderung wurde in den Jahren 2003 und 2004 je ein Betrag von 10,5 Millionen Euro ausbezahlt, davon alleine für Fahrtkostenzuschüsse 5,1 Millionen. Immerhin kommen hierbei 35.000 Kärntnerinnen und Kärntner in den Genuss dieser Förderung. Im Bundesländervergleich liegt Kärnten bei der Gewährung der Fahrtkostenzuschüsse an der absoluten Spitze. Kärnten gibt hierfür 400 % über dem Österreichschnitt aus. Bezogen auf die durchschnittliche Förderung je Einwohner bezieht jeder Kärntner rund 7 Euro pro Jahr Fahrtkostenzuschuss. Die Fördersumme je Einwohner in den übrigen Bundesländern liegt lediglich bei 0,75 Euro. Hier liegt Kärnten um fast 100 % über dem österreichischen Schnitt. Die Erfolge der letzten Jahre im Bereich der Arbeitnehmerförderung, um diese fortzusetzen, sind auch für das Jahr 2006 11,3 Millionen Euro an Fördermitteln vorgesehen.
Der Sozialbereich: Einen wesentlichen Schwerpunkt, wie ich schon ausführlich erwähnt habe, im Bereich des Budgets 2006 bildet der Sozialbereich, wie in den vergangenen Jahren. Wie de demographische Entwicklung uns zeigt, werden Menschen immer älter. Sie sind immer mehr auf sich alleine gestellt und können in ihrem Alltag mit dem oft sehr beschwerlichen Leben nicht alleine zu Rande kommen. Daher ist ein Leistungsangebot in diesem Bereich ein Gebot der Stunde, Hilfe und Unterstützung von Dritten bzw. Fachpersonal anzubieten und weiter auszubauen. Hier müssen wir aber auf die ständig veränderten Bedingungen reagieren, daher wurde auch der Sozialbereich um 6 % erhöht, obwohl es in nahezu allen anderen Bereichen Einsparungen bzw. Kürzungen gegeben hat. Der Schwerpunkt wird daher auf die Ausgaben im Bereich der Alten- und Pflegeheime sowie den mobilen Diensten gesetzt werden. Durch die Sozialbauoffensive im kommenden Jahr werden 8,9 Millionen in den Bereich der Altenpflegeheime sowie in die Schaffung von Behinderteneinrichtungen investiert werden. Zusätzlich werden für das bis zum Jahr 2009 laufende Wohnbauprogramm aus den Kreditübertragungen Mittel für bereits genehmigte Projekte herangezogen.
Im Bereich der Wohnbauförderung wurden die Fördermittel für das Jahr 2006 nochmals kräftig aufgestockt. Hier stehen im Jahr 2006 daher insgesamt allein für Wohnbauzwecke ausgabenseitig rund 130 Millionen Euro zur Verfügung, wobei für die Bereiche der Förderung des Wohnungsneubaus, der Wohnhaussanierung sowie der Gewährung von Wohnbauhilfen und Wohnbeihilfen rund 123 Millionen Euro dotiert sind.
Ein großer Bereich ist auch die Familienförderung des Landes, die gerade unter Landeshauptmann Haider in seiner Amtszeit massiv ausgebaut wurde. Ich denke nur an die lange Diskussion um die Einführung des Kinderschecks, was heute mit dem Kindergeld in ganz Österreich eine der größten familienpolitischen Meilensteine zu sehen ist und seinen Ursprung hier in Kärnten hat. Es hat einer großen Überzeugungsarbeit bedurft, dass auch die Sozialdemokraten und die ÖVP diesem Familienprojekt die Zustimmung gegeben haben. Für das Jahr 2006 stehen im Rahmen des Familienpaketes 35,264.000 Euro zur Verfügung. Das sind über 485 Millionen altösterreichische Schilling, die den Kärntnerinnen und den Kärntnern zugute kommen! Hier nur einige Beispiele: Kinderbetreuungswesen 2005 18,3 Millionen – 2006 19,9 Millionen, Steigerung 8,85 %; Kinderbetreuungseinrichtungen 2005 6,9 Millionen, 2006 7,3 Millionen, Steigerung 6,12 %; Familienförderung-alt 7,53, neu 2006 7,7 Millionen Euro, Steigerung 2,26 %.

Zusätzlich bzw. nach Auslaufen des Kinderbetreuungsgeldes gibt es für Kärntner Familien einen Familienzuschuss als Familienförderung. Auch hier ist Kärnten Vorreiter. Als einziges Bundesland wird dieser Zuschuss bis zum 10. Lebensjahr des Kindes ausgezahlt; maximal 436 Euro pro Kind, Förderung an 4.000 Kinder pro Jahr. Ingesamt 8,5 Millionen Euro wurden seit dem Jahr 1999 bereits 66,4 Millionen Euro an Familienzuschuss ausgezahlt.
Auch die Steuerreform 2004 und 2005, welche die Handschrift unseres Landeshauptmannes trägt, bringt enorme finanzielle Vorteile für die Familien in Kärnten mit sich! Im Familienpaket zum Alleinverdiener- und Alleinerzieherabsetzbetrag wurden zusätzlich Kinderzuschläge eingeführt. Steuerbefreite Familien bekommen ein Guthaben sogar in Form der Negativsteuer bei Veranlagungen der Arbeitnehmer zur Auszahlung. An diesem Beispiel können die Kärntnerinnen und Kärntner wieder einmal sehen, dass es ein Anliegen unseres Landeshauptmannes ist, die Kärntner Familien und somit deren Kaufkraft zu stärken.
Im Zentrum jeder Familie steht die Mutter. Auch hier ist der Landeshauptmann aktiv und übernimmt, wie schon bei der Einführung des Kindergeldes, wieder die österreichweite Vorreiterrolle, denn mit der vom Landeshauptmann initiierten Mütterpension soll der Startschuss für eine österreichweite sozialpolitische Initiative erfolgen. (Beifall von der F-Fraktion)
Zu der schon seit einigen Wochen geführten Diskussion um die Einführung bzw. Gewährung einer Mütterpension ist folgendes zu sagen und aus unserer Sicht festzustellen. Wenn das Land Kärnten für die Flüchtlingsversorgung über 11,3 Millionen ausgibt und wieder vorgesehen bzw. dotiert hat, so ist es auch unsere Pflicht, unseren einkommenslosen bzw. einkommensschwachen Müttern in Kärnten jene Wertschätzung, Anerkennung und Hilfe angedeihen zu lassen, die sie für ihre mühevolle Arbeit und Aufopferung als Hausfrau und Mutter in unserer Gesellschaft verdienen. Daher muss es unser gemeinsames Bemühen sein, eine Mütterpension für all jene Kärntner Frauen zu schaffen, welche Kinder auf die Welt gebracht und großgezogen haben und heute ohne jeglichen Anspruch dastehen. Es muss uns gelingen, diese dringend notwendige Unterstützungsmaßnahme im Rahmen der Kärntner Lebenssicherung zu verankern, wie sie auch im Regierungsprogramm vorgesehen ist, um den anspruchsberechtigten Müttern in Zukunft eine rechtlich gesicherte Unterstützung zu gewähren! (Beifall von der F-Fraktion)
Die Kärntner Landesregierung hat auf Grund des akuten Wohnungsbedarfes auch im Zuge eines Sonderwohnbauprogrammes die Errichtung von 1.000 zusätzlichen Wohneinheiten in den nächsten vier Jahren beschlossen, wobei im Programm 2005 – 2006 bereits 1.851 Wohneinheiten geplant waren. Für diese Wohnbauinitiative werden ebenfalls zusätzlich 30 Millionen Euro zur Verfügung gestellt.
Geschätzte Damen und Herren! Meine geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Das Budget 2006 zeigt von einer verantwortungsvollen Handschrift, einem verantwortungsvollen Umgang mit Steuermitteln, die hier eingesetzt werden. Ich verweise darauf, dass viele, viele andere Bereiche einen gerade so großen Wert im Budget finden, wie die von mir als Wesentliche herausgestrichen wurden.
Ich darf mich namens der Freiheitlichen Fraktion vorab bei allen Fachbeamten, vor allem aber beim Leiter der Finanzabteilung, Dr. Horst Felsner, für dieses in Zahlen gegossene Budget, das den Willen jedes Referenten ausdrückt, herzlich bedanken! Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzender erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Lobnig

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebes SPÖ-Regierungsmitglied! Herr nicht anwesender Finanzreferent! Hoher Landtag! Sehr geehrte Beamtinnen und Beamte, denen ich gleich eingangs namens der SPÖ-Fraktion für ihre Arbeit beim Budgetvollzug und bei der Budgeterstellung recht herzlich danke! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Im Wissen, dass Sie als Abgeordnete das Budget als Zahlenwerk sehr gut kennen, konzentriere ich mich nunmehr im Namen der SPÖ auf die politische Betrachtung, auf eine politische Analyse des Landeshaushaltes, denn für uns als Sozialdemokratische Fraktion ist das Budget in Zahlen gegossene Politik. Es ist daher der Versuch, das Regierungsprogramm, welches in hohem Ausmaße sozialdemokratische Handschrift trägt, umzusetzen.
Dies ist der Grund, warum die Sozialdemokratische Fraktion die Budgetdebatte zu einer kritischen, zu einer programmatischen und zu einer grundsätzlichen Analyse der einzelnen Gruppen, Untergruppen, Voranschläge des ordentlichen Haushaltes und der ausgegliederten Rechtsträger sowie ökonomischer, soziologischer globaler und nationaler Rahmenbedingungen nützen wird. Die SPÖ hat mit Vehemenz und mit Nachdruck im Rahmen des Möglichen und speziell innerhalb unserer Referatszuständigkeit budgetpolitische Akzente gesetzt, respektive diese dem Budget zugrunde gelegt.
Diese sozialdemokratischen Akzente sind die beschäftigungspolitische und die investive Wirkung des Budgets. Es ist seine Nachhaltigkeit, es ist die inhaltliche und die sachpolitische Begründbarkeit und Akkordanz, mit dem von mir bereits genannten, sozialdemokratische Handschrift tragenden Regierungsübereinkommen. Es ist vor allem die wegweisende soziale Orientierung der Ausgabe von Steuermitteln sowie auch die gelungene Integration impulsgebender Maßnahmen in den Landeshaushalt.
Besondere Beachtung erfahren aus unserer Sicht und in unserer Gestaltung budgetbeeinflussende Faktoren. Es sind dies die im Budgetbericht unter den rechtlichen Grundlagen ausgeführten ökonomischen Taten und Prognosen einerseits, globale europäische und nationale Politiken und Entwicklungen andererseits. Als Sozialdemokratie ist uns klar, dass die Entwicklung Kärntens nicht isoliert von diesen sozioökonomischen Fakten und der Dynamik verschiedenster Entwicklungen betrachtet werden kann. Aktuelles hat mein Kollege Markut, traurigerweise, heute bereits in seinem Beitrag darstellen müssen.
Gleichzeitig haben wir aber auch den Ehrgeiz und die gerne auf uns genommene Verpflichtung, im Kleinen (also im Rahmen eines Landeshaushaltes) Großes für das Land zu bewegen. Dies haben und dies werden wir unter äußerster Bedachtsamkeit einer optimalen Budgetplanung, einer optimalen Mittelverwendung, vor allem aber auch, meine sehr geehrten Damen und Herren, einer Vollzugskontrolle tun.
Das Landesbudget 2006 ist von seiner Wirksamkeit her nicht isoliert zu sehen. Ausgehen von der aus sozialdemokratischer Sicht unbefriedender bundespolitischer Auswirkungen wie zum Beispiel Mindereinnahmen bei Ertragsanteilen von Ländern und Gemeinden im Zeitraum 2004 und 2007 von 416 Millionen Euro, ausgehend von einer völlig verfehlten Steuerpolitik, die nur Grasser’schen Klientels, Superreichen, zugute kommt und sowohl kleinere, mittlere Unternehmer, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, also die insgesamt den Faktor Arbeit benachteiligt, ausgehend von einer desaströsen Bildungspolitik, die dem wichtigsten Zukunftspotenzial unseres Landes, der Jugend, Hürden und Bürden in den und mit auf den Weg gibt und legt, ausgehend von einer den Generationsvertrag und dem Solidarprinzip sich immer weiter entfernenden Unsozialpolitik des Bundes und ausgehend von einer im EU-Vergleich schwächenden öffentlichen Investitionspolitik ist Kärnten gezwungen, meine Damen und Herren, Teile seiner Finanzmittel zur Kompensation oder Vermeidung bundespolitischer Fehlentwicklungen aufzuwenden.
Es mutet daher fast höhnisch gegenüber den Kärntner Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern an, dass gerade die Österreichische Volkspartei, die bundespolitisch die Hauptverantwortung für bildungspolitische Ver-Gehrer-risierung, finanzpolitische Ver-Grasser-ung, Bartenstein-zeitliche Arbeitsmarktpolitik und ver-Schüssel-tes Wirtschaf​ten trägt, dem Landesbudget nicht zustimmt. Der Landesfinanzreferent Landeshaupt​mann Dr. Jörg Haider hat in seiner Budgeteinbegleitung – es ging um die Investi​tionen in die Infrastruktur des Bildungssystems – dazu gemeint; ich zitiere ihn wört​lich: „Da werden wir lieber selber was tun als auf Wiener Entscheidungen zu warten!“ Weiters, so der Landeshauptmann, sehr richtungsweisend und richtiger​weise: „… werden wir auch Landesgelder in die Hand nehmen und 2.200 Jugendlichen unter 25 Jahren zu einem Abschluss ihrer Ausbildung zu bewegen.“ Aufgaben, meine Damen und Herren, die ganz klar bundespolitische Zuordnung haben.
Meine Damen und Herren! Kärntner Steuergeld wird und muss verwendet werden, damit bundespolitische Versäumnisse und Verfehlungen gemildert werden. Das ist zwar eine richtige politische Entscheidung, die die Sozialdemokratie mitträgt, aber wir könnten uns hier viele Mittel sparen und sie anderweitig einsetzen. Und das wäre mein Wunsch für die Zukunft. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dass der Herr Landesfinanzreferent, der Herr Landeshauptmann Dr. Jörg Haider, die Personifizierung und Gallionsfigur des Juniorpartners der Bundesregierung ist und daher letztlich die Versäumnisse und Verfehlungen, die er in Wien eingebrockt hat, nun in Kärnten qua Budget auslöffelt, ist somit ein von ihm selbstbegründetes Fak​tum und zeigt so manches kafkaeskes Rollenverständnis, das letztendlich die Bürge​rinnen und Bürger zu bewerten wissen, zu bewerten wissen werden. Daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist es von geradezu immenser und existenzieller Bedeutung, dass jene Mittel, die aus dem Zukunftsfonds lukriert werden, wohl über​legt und mit Weitsicht, über Wahltermine und auch Wahlperioden hinausgehend, ver​anlagt und verwendet werden. Diese Bedeutung unterstreicht auch die Tatsache, dass im ordentlichen Haushalt 86,7 Prozent Pflichtausgaben und daher nur mit Ein​schränkungen investiv tätig, und nur 13,28 Prozent Ermessensausgaben, also zu setzendes, zu investierendes Geld, vorhanden ist. Daher die klare Positionierung, meine Damen und Herren, der Kärntner SPÖ, auch und gerade hier bei dieser Bud​getdebatte. Wir treten für die Veranlagung von mindestens 250 Millionen Euro, das entspricht einem Betrag von 3,5 Milliarden Schillingen, ein. Der Einsatz der daraus resultierenden Zinsgewinne, die Prüfung und die Bewertung aller Projekte auf Be​schäftigungsintensität, the return of investment, infrastrukturelle Verbesserung und Nachhaltigkeit so zu setzen, dass sie durch Veranlagungen requiriert werden und dann in Form von Darlehen weitergegeben werden können.
Hier sehen wir uns, meine Damen und Herren, in prinzipieller Übereinstimmung mit den Sozialpartnern und erwarten auch eine entsprechenden Positionierung des BZÖ und dazu eine gesetzliche Absicherung dieser, unser Forderung. Budget ist in Zahlen gegossene Politik. Für die Sozialdemokratie, für viele NGO´s und kirchliche sowie politische Vereinigungen ist der Kampf gegen die Armut zentrales Anliegen und so​mit Politik und politisches Hauptanliegen. Die Europäische Union hat Sozialausgaben zum wichtigsten Sparpotenzial erklärt. Die Globalisierung der Wirtschaft und der Zer​fall nationaler und regionaler Sicherungssysteme war die daraus resultierende Folge. Das Gejammer sehr vieler politischer Verantwortlicher über unfinanzierbare Sozial​lasten stimmt so ganz einfach nicht. Meine Damen und Herren, die zehn reichsten Länder dieser Erde haben Sozialausgaben, mit Ausnahme der Vereinigten Staaten von Amerika, die weit über dem europäischen Unionsdurchschnitt liegen. Armut ist daher Endprodukt neoliberaler Wirtschaftsreformen und somit zugleich Drohung und Druckmittel, also Teil einer aus meiner Sicht schwarzen Pädagogik und damit auch ein Teil eines Konzeptes des Neoliberalismus. Armut hat nicht nur materielle, son​dern Armut hat auch kulturelle und soziale Dimensionen. Diese Differenzierung ist wichtig, da damit der Zusammenhang mit sozialer Ausgrenzung sichtbar gemacht werden kann.
Von Armut betroffene Gruppierungen sind – und das ist weit über den Kärntner Bereich hinaus, auch österreichweit und europäisch festzumachen – Alleinerziehe​rinnen und Alleinerzieher, ältere Menschen, kinderreiche Familien, geringere formal Gebildete, Langzeiterwerbslose und Nicht EU-Bürgerinnen und Bürger. Dies ist bei der Politik, in der Politik und insbesondere bei der Budgetgestaltung im Besonderen zu berücksichtigen, um Treffsicherheit und soziale Genauigkeit zu erreichen. Armut ist nicht automatisch selbst verschuldet. Sie zerstört sozialen Zusammenhalt, sie führt zu Kriminalisierung. Verringerung der Armut heißt daher aber vice versa auch mehr Sicherheit. Investitionen in soziale Sicherheit, meine Damen und Herren, und das ist wichtig bei uns, auch im Landesbudget zu berücksichtigen, hilft zusätzliche Sicherheitsapparate einzusparen und hilft auch, mehr an Solidarität in die Gesell​schaft hineinzubringen, - (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) nicht Ausgrenzung! Nicht Ausgrenzung und nicht Stigmatisierung, sondern Wertschätzung und Integration muss das Ziel moderner Sozialpolitik sein. Und moderne Sozialpolitik ist nicht bevor​mundende Fürsorge, sondern aktivierende Hilfe mit klaren Zielvereinbarungen und direktem Präventionsnetz. Dies mögen meine Kolleginnen und Kollegen von der BZÖ auch bei der Auszahlung, auch bei ihrem Eintreten für das Müttergeld mitberücksich​tigen.
Die von Landeshauptmannstellvertreterin Gaby Schaunig konzipierte Kärntner Le​benssicherung fußt auf eben dieser Analyse und ihren Folgerungen. Ich appelliere an Sie, Abgeordnete des Kärntner Landtages, bemühen wir uns, dieses richtungswei​sende und im Regierungsprogramm ausgewiesene Modell rasch, so rasch als nur ir​gendmöglich, in die Praxis umzusetzen, denn damit leisten wir mehr als sonst ein Bundesland in dieser Republik. Es ist die Umsetzung dieses Regierungsprogram​mes, welches die SPÖ auch eine moderate Neuverschuldung in Kauf nehmen lässt. Der Regionalfonds zugunsten Kärntner Gemeinden, die Förderung weiterer, sehr be​schäftigungsintensiver Sozialbaumaßnahmen, die Umsetzung des Berufsschulstand​ortekon​zeptes, die administrative Zentrierung durch den Bau des Kärntner Verwal​tungszentrums, die Förderung der Abwasser- und Kanalisationseinrichtungen, prä​ventive gesundheitliche politische Maßnahmen, oder auch nachhaltige Energieförde​rungen sind infrastrukturelle, sind beschäftigungswirksame, sind bildungsorientierte soziale und ökologische Projekte bzw. Investitionen die letztlich – und das ist wichtig – dem ausgegebenen Geld Werte gegenüberstellen. Diese Werte schaffen muss auch die Maxime in der Bewirtschaftung der ausgegliederten Rechtsträger sein.
Wir alle kennen das Zahlenwerk, wir alle kennen auch die sehr voluminöse Zahl, die heute bereits einige Male genannt wurde: 713 Millionen Euro! Wir wissen, dass dies Geld ist, das einerseits investiv ist, wissen aber auch gleichzeitig, wie schwierig eine langfristige Bedeckung und ein Abbau dieser Schulden sein wird. Als SPÖ machen wir rechtzeitig darauf aufmerksam, dass wir hinsichtlich der Entwicklung des Annuitä​tendienstes das Verhältnis von Ermessensspielraum im ordentlichen Haushalt und Tilgung der Schulden innerhalb der ausgegliederten Budgeträger kritisch beobachten müssen. Der Landesfinanzreferent ist dringendst aufgefordert, in dieser Problematik perspektivisch und konzeptiv tätig zu werden. Die SPÖ hat, ausgehend vom Landes​voranschlagsentwurf des Finanzreferenten, auch eine Reihe von Änderungen in das Budget eingebracht. Nur, um meinen grundsätzlichen Ausführungen mit tatsächlich Getanem abzurunden, sei exemplarisch ausgeführt. Die Presseförderung ist erstmals im ordentlichen Haushalt dotiert und somit Junktimierungen entzogen. Tausche Pres​seförderungszustimmung gegen Seebühnendotierung, wie von jemanden vorge​schlagen, gehört somit endgültig der Vergangenheit an. Wir werden auch das nach​haltig in einem Presseförderungsgesetz abrunden. (Abg. Lutschounig: ÖVP-Forde​rung!) Die Valorisierung, wir nehmen ja auch gerne gute Forderungen, die nur leider allzu selten sind, mit auf, Kollege Lutschounig!
Die Valorisierung des Budgets des Stadttheaters Klagenfurt sichert kulturelle Quali​tät, Arbeitsplätze und somit auch eines der anerkanntesten und ausgezeichnetsten Mehrspartentheaters Europas. Die Finanzierung der Naturparks, die Sicherung der „Hilfe in besonderen Lebenslagen“, auch bei eventuellem Mehrbedarf sowie das Mehr als nur symbolhafte Nullbudgetieren der Seebühne, waren ebenso wie eine stärkere Kontrolle der Ausgaben der Kärnten-Werbung Erfolge der Sozialdemokrati​schen Fraktion. Als SPÖ-Fraktion werden wir auch weiterhin darauf achten, dass öffentliche Mittel zweckmäßig, nachhaltig und wohlüberlegt eingesetzt werden. Wir bringen daher heute zwei Anträge in den Kärntner Landtag ein, die im Kontext mit unserer generellen Budgetlinie zu sehen sind und diese hinsichtlich Synergienut​zung, Kontrolle und gesetzlicher Absicherung abrunden werden. Der erste Antrag be​trifft die Kärntner Landesholding, wo wir dafür eintreten, dass alle Beteiligungen des Landes zusammengeführt werden, dass das, was bereits einmal vage akkordiert wurde, nämlich Kärnten Werbung, Kärntner Entwicklungsagentur, die Kärntner Flug​hafenbetriebsgesellschaft, alle unter dem Dach der Kärntner Landesholding zusam​menzufassen sind und damit auch einer stärkeren, weil durch einen Aufsichtsrat durchgeführten Kontrolle, unterzogen werden.
Wir treten zweitens dafür ein, was ich bereits angekündigt habe, dass die entsprech​enden Mittel des Kärntner Zukunftsfonds veranlagt werden und, dass diesbezüglich auch eine gesetzliche und rechtliche Absicherung durch eine Änderung des Kärntner Holdinggesetzes passiert. Beide Anträge werden seitens der SPÖ-Fraktion während der Budgetdebatte eingebracht werden.
Meine Damen und Herren! Zum Schluss kommend noch einige abschließende Be​merkungen. Ich möchte hier auch Kritik an den teilweise erschreckend mangelhaften Erläuterungen, die diesem Budget beigestellt worden sind, insbesondere in den Re​feraten des BZÖ anbringen, weil sie letztlich nicht ausreichend erklären, wofür die Finanzmittel des Landes immer wieder in den einzelnen Posten eingesetzt werden. (Abg Dipl.-Ing. Gallo: Mußt einmal zur Wasserwirtschaftsfondssitzung gehen, da kriegst überhaupt keine Erläuterungen! – Dies löst Heiterkeit bei LH-Stv. Dr. Strutz aus.) Das ist nicht mein Problem, unsere Tatsache ist, dass die Erläuterungen der SPÖ-Referenten ein zwanzigfaches an Volumen derer der BZÖ-Referenten zu über​nehmen haben. Und ich glaube, das spricht alleine in der Relation Bände. Ich bin auch der Meinung, dass das, was der Herr Kollege Lobnig als Vorredner gesagt hat, hinsichlich der von ihm bejubelten Arbeitsmarktdaten – und ich füge hinzu – wirklich leider, leider so nicht stimmt! (Abg. Ing. Scheuch: Bist jetzt dafür oder …!) Wir haben mit 8,9 Prozent Erwerbslosigkeit, meine Damen und Herren, österreichweit den der​zeit höchsten Stand! Wir haben leider auch die höchsten Zuwachsraten. Tragische Beispiele des heutigen und des gestrigen Tages haben das unterstrichen. Es nutzt nichts, Dinge zu schönen, das ist nicht unsere Aufgabe. Wir haben realistisch zu budgetieren, wir haben realistisch Dinge zu betrachten, wir haben das Positive her​vorzustreichen, aber wir haben auch vor dem Negativen die Augen nicht zu ver​schließen.
Meine Damen und Herren! Jede Geldausgabe, und das ist das Fazit für unsere So​zialdemokratie, jede Geldausgabe bedingt eine Geldeinnahme! Für ein Budget müs​sen wir dafür trachten, dass Steuerausgaben wiederum zu Steuereinnahmen führen. Aufgabe einer politischen Budgetierung ist es daher, Nachhaltigkeit, Nachhaltigkeit im Sinne eines positiven arbeitenden Kapitals zu schaffen, global denken, lokal han​deln, intergeneratives Handeln, Solidarität und (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Greenpeace!) ökosoziale Marktwirtschaft als Synthese von Ökonomie, Ökologie, sozialer Verträg​lichkeit; sind die Maximen die die SPÖ geleitet haben. Dies mit dem gegenständ​lichen Budget auszulösen, die parlamentarischen Möglichkeiten den Budgetvollzug zu kontrollieren nützend, und den Kärntnerinnen und Kärntnern sich verpflichtend fühlend, stimmt die SPÖ diesem Landesvoranschlag zu. Ich danke für die Aufmerk​samkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt als nächstem Redner in der Generaldebatte KO Mag. Grilc das Wort. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der nächste Grabredner! – Abg. Mag. Grilc: Es wird ein ehrender Nachruf!)
Mag. Dr. Kaiser

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vor mehr als einem Jahr sind vier Herren in diesem Hohen Haus aufgetreten und haben eine neue Ära beschworen. Eine Zeit, in der dunkle Vergangenheit, das Erbe einer schwarzen Ära, vorbei ist, und es wird alles besser, eine damals blau-orange bzw. rote Zukunft wurde ausgerufen.
Wenn wir heute den Status quo ansehen, wie sieht er aus? – Auf einen Satz reduziert: weniger Vermögen und mehr Schulden. Und was ist aus den Herren geworden? – Ambrozy ist gegangen. Pfeifenberger wurde gegangen. Karli Markut wurde versetzt. Und Jörg Haider ist mal da, dann wieder weg und wieder da. Immerhin wieder weg heute. Das wird uns aber nicht sonderlich stören, denn wir reden ja über das Budget, das in seinem Auftrag erstellt wurde. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Er verhandelt schon das nächste Geld!)
Dieses Budget ist auf den ersten Blick hin, nach meiner Einschätzung, ein getarntes Wahlkampfbudget, weil wir dann in den einzelnen Gruppen sehen werden, wo Spielraum dafür ist, dass wir wieder, so wie schon ähnlich vor der Landtagswahl, Gelder frei machen, mit denen sich der Landeshauptmann in Szene setzen wird können. Wir haben – vielleicht darf ich auch das nebenher erwähnen – in Wahrheit ja auch schon nachhaltig den Landtagswahlkampf in der Steiermark mit Kärntner Geld unterstützt: in der Form, dass der Spitzenkandidat des dortigen BZÖ in Kärnten ganz gut wie die Made im Speck lebt. (Abg. Ing. Scheuch: Das ist ja ungeheuerlich!)
Aber was mich natürlich auch bei der Einschätzung der ganzen Budgeterstellung irritiert hat – das möchte ich hier nicht unerwähnt lassen –, ist die Tatsache, dass in der Phase dieser Budgetdebatten, jetzt gegen Ende, der Landeshauptmann auch seine neue Stellvertreterin und Koalitionspartnerin brutal brüskiert und damit, nach meiner Einschätzung, auch politisch nachhaltig geschädigt hat. Ich sage nur zwei Themen, Koralmtunnel und Seebühne, wobei – ohne jetzt in verschiedene Details zu gehen -, geschätzte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bei aller Wertschätzung Ihrer Person, mir auch eines aufgefallen ist. In der Regierung war ein Beschluss unter anderem jener, dass man 200.000 Euro von der vorgesehenen Voranschlagsstelle „Wörtherseebühne – Förderungsausgaben, Förderungsbeiträge des Landes“ gestrichen hat und, siehe da, auf eine andere Voranschlagspost gesetzt hat: „Förderung von Maßnahmen nicht einzeln bezeichneter Subventionsempfänger“; zufälligerweise auch 200.000 Euro. Ich will ja nicht sagen, dass das nur eine plumpe Verschiebung ist und dass das ein bisschen von Streuen von Sand in die Augen unsererseits ist. Wie auch immer: Sie können das sicherlich noch aufklären.
Natürlich ist mir klar, dass der Klubobmann der SPÖ in seiner Argumentation sich ein bisschen hart getan hat. Kompliment! Du hast ein Wort geprägt, Kollege Kaiser: „Die Referatsschwerpunkte wurden nachhaltig berücksichtigt.“ Das heißt, im Umkehrschluss könnte ich es auch frech und salopp formulieren und sagen: So lange die SPÖ am vorgesehenen Kuchen mitnaschen kann und ihre Teilbereiche abgedeckt bekommt, steht sie auch zu dem, was ausgemacht wurde. Soll auch so sein.
Wir sind als ÖVP natürlich mit grundsätzlichen Überlegungen an die Debatte des Budgets herangegangen. Für uns ist immer im Vordergrund gestanden und steht nach wie vor: Das Notwendige vor dem Nicht-Notwendigen, zum Beispiel vor dem Repräsentativen. Wenn Sie hineinschauen – wir werden in den einzelnen Gruppen ja dann konkret darüber reden -: Budgetansätze wie Information, Marketing, auch bei der Brauchtumspflege, Landeszeitung usw. gehen in die Millionen Euro. Aber zwei Punkte waren es, noch viel schwerwiegender, die es herauszustreichen gilt: Das ist die Frage der KABEG-Gelder. Unsere Position ist relativ einfach und, denke ich, auch normal zu verstehen. Wenn schon das Landeskrankenhaus Klagenfurt verkauft wird, dann ist unsere Forderung, dass diese Gelder zweckgebunden für den Neubau des LKH Klagenfurt verwendet werden sollen. Das heißt aber auch – und das wiederhole ich laut und deutlich -: Wir sind nicht gegen den Neubau, wie es heute gesagt wurde. Im Gegenteil! Aber es muss auch die Finanzierung klar überlegt sein. Und ich sage noch einmal: Gelder aus dem Verkauf der Krankenanstalten sind zweckzubinden!
Jetzt ein zweites Thema: Zukunftsfonds. Ich stimme mit dem Kollegen Schwager wirklich überein: Es ist eine totale Brüskierung unseres Hauses, und wir sind in dieser Frage zu Marionetten durch die Vorgangsweise degradiert worden. Es ist immerhin das größte Finanzvolumen, über das überhaupt in letzter Zeit gesprochen wurde. Es wird im Anschluss eine ORF-Diskussion auf einem Notizblock vereinbart, zunächst einmal. Das ist nur die Vergrößerung dessen, was heute ohnedies in der „Kleinen Zeitung“ abgedruckt ist. Es gibt ein zweites Papier über die „APA“. Dort haben sich Landeshauptmann und Sozialpartner geeinigt. Da gehen zum Beispiel 67 Millionen Euro vom Zukunftsfonds ins Budget! Es werden natürlich auch Dinge, wie etwa die Europameisterschaft, finanziert, von der ich persönlich glaube: Entweder können wir uns drei Fußballspiele und die Werbung dazu aus dem normalen Budget leisten und verwenden dazu nicht Zukunftsgeld oder sonst sollten wir das vielleicht überdenken und bleiben lassen! (Einwand vom Abg. Ing. Scheuch) Kollege! Entweder können wir uns das leisten – oder wir nehmen dafür sozusagen ein Geld, das ganz anders geplant und veranlagt werden sollte. Die Frage der Nachhaltigkeit stellt sich für mich in diesem Zusammenhang. (Lärm in der F-Fraktion) Aus dem Zukunftsfonds sind Dinge zu finanzieren, die nachhaltig sind. Keine Chorakademie, keine Europameisterschaft, sondern viele, viele andere Bereiche. Aber darüber werden wir noch reden.
Für uns war auch eine Position vordergründig. Wir haben gesagt: Wir wollen (Lärm und Zwischenruf des Abg. Mag. Dr. Kaiser im Hause) – ich habe ein paar Minuten für Zwischenrufe eingeplant, das ist kein Problem. Ich denke, dass der Kollege Kaiser nicht giftig ist, deswegen nehme ich das an. Das Hauptproblem, auf das ich hinweisen wollte, ist die Frage der Kaufkraft. Wir haben einen konkreten Vorschlag zur Unterstützung der Familien und zur Förderung der Kaufkraft in diesem Bereich gemacht und unsere Forderung nach dem Schulstartgeld erneuert. Wir werden sie auch heute erneuern, denn unsere Argumentation wurde bisher vom Tisch gewischt, auch ein bisschen dubios, mit dem Hinweis auf das, was kommen wird. Ich möchte jetzt eine Petition dem Herrn Präsidenten überreichen, die auf die rasche Wiedereinführung dieses Schulstartgeldes und auch die rückwirkende Auszahlung abzielt. Kollege Lutschounig hat mir auch die mehr als 4.000 Unterschriften gebracht, die von ÖVP-Funktionären als Unterstützung dieser Forderung gesammelt wurden. Herr Präsident, ich darf jetzt diese Petition gemäß § 26 der Geschäftsordnung des Landtages mit den Unterschriften überreichen. (Abg. Lutschounig überreicht dem Vorsitzenden das Paket mit den Unterschriften. – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Sie wissen alle, dass mit dieser besonderen Förderung genau jenen geholfen werden würde, die das auch benötigen (Abg. Ing. Scheuch: Soziale Treffsicherheit.) - im Gegensatz zu dem, was jetzt passiert. Jetzt sage ich auch zu dieser ominösen Mütterpension, die ja keine ist: Es ist eine Einmalzahlung, die ein billiger provokanter Stimmenkauf ist. (3. Präs. Lobnig: Ist ja nicht wahr!) Nennen wir es, bitte, einmal so, wie es sich darstellt: Die Oma bekommt das Geld, und der Enkel wird dafür zahlen. Das ist die Wahrheit! (Beifall von der ÖVP-Fraktion. – Abg. Zellot: Das ist aber wohl sehr tief! - Lärm im Hause.) Ich habe gut nachgedacht und genau diese Formulierung verwendet. Ich stehe auch dazu!
Wir hätten im Budget auch im Grunde genommen auf der Ausgabenseite viele Belange, in denen es zu sparen gilt. Wir brauchen keine Jubelbroschüren! Wir sollten auch hinterfragen, ob wir 7 bis 7,5 Millionen Euro für Rechtsberatungen extern pro Jahr brauchen, wenn wir hoch qualifizierte Juristinnen und Juristen im Landesdienst haben, ob wir eine flugmarode Luftlinie haben wollen und solche Dinge mehr. Wir müssen auch über Strukturen reden.
Auch in diesem Zusammenhang eine Klarstellung, weil heute schon die Frage des Personals gekommen ist. Ich denke, dass es notwendig sein wird, in diesem Zusammenhang einmal über die Strukturen nicht nur nachzudenken, sondern auch dann nach Beschlüssen eben zu handeln, wobei eines von Haus aus klar ist: Eine lineare Streichung von Dienstposten bringt überhaupt nichts! Ich höre und kann dem sehr viel abgewinnen, dass es einmal notwendig wäre, die einzelnen Aufgabenstellungen der Abteilungen zu durchforsten. Denn in Wahrheit ist das, was jetzt geschieht, unfair in manchen Bereichen, weil es Abteilungen gibt, die mit Arbeit überlastet sind und andere, in denen etwas, sagen wir, anders aussieht. Das heißt, noch einmal zurück: Jede Aufgabenstellung sollte hinterfragt werden; muss und soll sie vom Landesdienst erbracht werden oder nicht. Wenn ich diese Definition habe, kann ich dann auch detailliert die einzelnen Arbeitsplätze definieren und daraus ableiten, wie viel sinnvollerweise ich Kolleginnen und Kollegen dort habe. Das wäre dann eine wirkliche Reform, wobei natürlich auch die Pensionsreform, wie sie Oberösterreich gemacht hat, bei uns für den Landesdienst eine unumgängliche Notwendigkeit sein wird, sodass also dieser Themenbereich natürlich Potenzial bietet. Aber ich sage noch einmal: mit Vorsicht und unter Abwägung aller Notwendigkeiten!
Wir werden dann noch bei den einzelnen Bereichen auch auf das besondere Problem der Dienstzettler kommen, aber eines stört mich, ehrlich gestanden, schon, das ist noch das Ergebnis der letzten Landtagssitzung: Wenn wir aus den Rechnungshofberichten immer wieder schwarz auf weiß dokumentiert bekommen, dass die Objektivierung in unserem Lande in Wahrheit nichts gilt. Es wird darüber einfach hinweg gegangen. Es ist auch erstaunlich, dass im Budget einfach 57 Planposten dazukommen, ohne diese Reflexion, auf die ich gerade hingedeutet habe. Es wird ja – und das macht ja finanziell auch einiges aus – in der KABEG immerhin auch um etwa 90 Posten, vorwiegend in der Verwaltung, erhöht.
Kurzerhand darf ich auf eines hinweisen: Die Grundsätze von Sparsamkeit, von Wirtschaftlichkeit, von Zweckmäßigkeit sehe ich nicht erfüllt! Das ist auch der Grund, wenn diese Grundsätze, wie es beim vorgelegten Budget der Fall ist, vernachlässigt und mit Füßen getreten werden, wenn wir sozusagen dem finanziellen Abgrund mehrere Schritte entgegen gehen, dann gehen wir als ÖVP jedenfalls dort nicht mit! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Keine Redezeitbeschränkung! Du kannst jammern bis morgen!)

Mag. Grilc

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Ich fürchte, ich bin jetzt der Letzte vom großen Stück Leberkäse, aber vielleicht wird man den Hunger auch in geistiger Natur ein bisserl spielen lassen können.
Der Voranschlag 2006 war etwas Besonderes, glaube ich, für den gesamten Landtag. Wir hatten einen Wechsel bei den Referenten, und war bekamen statt dem Karl Pfeifenberger den Jörg Haider. Der hat sich dann gleich dadurch ausgezeichnet, dass er gesagt hat: „Kommt, ihr Landtagsabgeordnete, schaut euch das Budget an und gebt euren Senf dazu.“ Das war für mich auch etwas Neues. Ich möchte mich auch bei den anderen Fraktionen bedanken, dass sie die Grünen da miteingebunden haben. Es war für mich sehr spannend, auch zu sehen: Wer hat sich bis jetzt noch nicht ausgekannt, und wer kennt sich jetzt aus. Ich habe dadurch sehr viel gelernt. Ich möchte an dieser Stelle auch der Beamtenschaft dafür mein Lob aussprechen! Das sind die, die sich wirklich mit dem Budget auskennen, die auch die meiste Arbeit gehabt haben und die auch umschichten müssen und die ganzen Weisungen und Begehrlichkeiten in eine Form bringen müssen. Das war eben einmal eine andere Geschichte: Budgetvoranschlag 2006. Wir haben uns doch sehr über gewisse Fragen gewundert und noch mehr über gewisse Antworten.
Ich will jetzt einmal das Budget 2006 einteilen in den rein technischen Teil: Wo sind Zwänge, die durch Zahlen entstehen? Dann gibt es mehr so politisch-technische Geschichten: Wo werden Zwänge erzeugt?

Die Geschichte in Kärnten ist die: Wir haben grundsätzliche mehr Ausgaben als Einnahmen. Die werden bei uns immer durch Verkauf von Landessilber abgedeckt. Das war jetzt schon, seitdem ich das Budget zurückverfolge, so. Wenn wir da einmal etwas ändern wollen, dann müssen wir wirklich bei den Ausgaben sparen, dass wir einmal so hinkommen, dass wir ein Nullbudget haben. Das jetzige ist ja auch geschwindelt. Wir haben eine 0,4-prozentige Nettoneuverschuldung, die wir nicht haben wollten! Würden wir den Krankenhausverkauf in Wirklichkeit, wo er auch hingehört, zur Nettoneuverschuldung dazutun – weil einmalige Effekte sind nicht Maastricht-senkend -, dann hätten wir ganz normal 160 Millionen Abgang im Jahr 2006. Das haben wir nicht gemacht. Das ist eine Kosmetik – aber soll sein.
Das zweite Problem, das uns beim Budget trifft, das ist, dass unsere Ermessensausgaben drastisch sinken, das heißt der Prozentanteil. Wir haben Pflichtausgaben und bald werden wir keinen Finanzreferenten mehr brauchen. Die Beamtenschaft wird das mit den Pflichtausgaben ganz selber schaffen, weil es da eh keine andere Möglichkeit gibt, wenn wir da nicht wirklich einmal irgendwo eingreifen werden.
Was politisch-technisch gemacht worden ist und was Karl Pfeifenberger angefangen hat, ist die Art und Weise der Finanzierung des Budgets. Er hat mit Leasingdarlehen und mit Krediten gearbeitet, was jetzt auch noch gemacht wird, nur mit einer sehr interessanten Geschichte. Es fängt mit einer sehr flachen Kurve an und wird dann immer exponentieller. Und wer weiß, was eine Exponentielle ist – der Kollege Gallo wird das sicherlich wissen -, der weiß, dass eine Entwicklung, dann nicht mehr aufzuhalten ist. Und genau so geht es uns jetzt im Bereich der außerbudgetären Schulden, was natürlich auch eine politische Geschichte ist, dass man das alles auslagert und sagt: „Wir haben jetzt ein gutes Budget und ein böses Budget. Das gute zeigen wir her, das böse sind die außerbudgetären Schulden.“
Das steigt, steigt, steigt und wird schlussendlich – sowie es jetzt dem Wirtschaftsför​derungsfonds geht – bald einmal so hoch sein wie das ganze Budget und dann wird der nichts mehr fördern können außer der Bank, wo die Schulden und die Kredite aufgenommen wurden. Aber, das ist ja auch politischer Wille. Wenn man die Schul​den reduzieren will, hat man in Kärnten gesagt: Okay, wenn zuviel Schulden sind, wie der KABEG-Abgang, dann deckeln wir das. Das heißt, wir tun einen Deckel hinauf und sagen: „Du Schulden, du steigst jetzt nicht mehr!“ Das werden sich die Schulden sehr zu Herzen nehmen, überhaupt im Gesundheitsbereich, (Dies löst Heiterkeit bei Abg. Mag. Lesjak aus.) wenn man sieht, dass dort ja Leistungen auch an ein Niveau angepasst werden müssen und wo einfach gewisse Sachen teurer werden. Da muss man wieder hingehen und sagen: „Ihr seid's aber gedeckelt, warum seids ihr ge​stiegen?“ Wer das dann zahlen wird, ist wieder eine andere Geschichte. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Gesundheitsreferent hört so aufmerksam zu …) Ja, den Gesundheits​referenten den geht das nichts an, das macht der Finanzreferent! Das sollen die sich dann ausreden, gelt! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak!)
Wir haben auch noch so lustige Geschichten wie das Freispiel der Finanzen mo​mentan. Das heißt, das betrifft die Mütterpension, das betrifft aber auch, was ein Referent für die Seebühne ausgeben darf. Und da gibt’s ja welche, die raufen sich darum, die gesamte Summe gleichzeitig für die gleiche Bühne auszugeben. Und da kommt man auch nicht richtig dazu. Wenn jeder Referent dieses Pouvoir hat, dann muss man das entweder ändern oder einfach zuschauen und in den sauren Apfel beißen. Bei der Mütterpension weiß ich auch nicht, wie das gemacht werden wird, weil 1,7 Millionen sind ja nicht das, aber schauen wir es uns an, wer da alles mitstim​men wird. Und nicht … ich werde wahrscheinlich nicht gefragt werden dazu.
Was mir noch gefällt sind die Beraterkosten. Der Kollege Scheuch hat irgend so einen Satz gesagt: „Wer nicht arbeitet, soll auch nicht essen!“ Wenn ich mir die Be​raterkosten anschaue, dann denke ich, da haben Menschen gegessen, die können gar nicht soviel arbeiten wie die gegessen haben. (Abg. Mag. Lesjak lacht dazu laut im Hintergrund. – Beifall und Heiterkeit von der ÖVP-Fraktion.) Und das sind pro Jahr an die 10 Millionen Euro! Also, da wäre schon was zum Einsparen, vor allem in Kran​kenhausbereich. Wenn ich mich um 27 Millionen Euro beraten lasse (Abg. Strauß: Das ist okay!) und dann kommt so was heraus, na vielleicht kann ich einen Teil zurückkriegen von den Beraterkosten, weil das schaut nicht so gut beraten aus.
Das sind einmal so die Kleinigkeiten, aber mir geht’s auch um politische Geschich​ten. Was wäre jetzt unser Wunsch? Unser Wunsch natürlich: Bekämpfung der Armut. Es ist ein ganz großes Problem. Warum die Sozialdemokratie erst da aufspringt weiß ich nicht. Die rote Lebenssicherung ist natürlich jetzt einmal ein (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Sozialhilfegesetz neu, was ein gutes ist. Wir haben einen Vorschlag, vielleicht schaut's euch den einmal an, der ist ganz gut und relativ kosten​neutral im Vergleich zu dem, was er bringt, wenn man das wirklich in die Menschen steckt, die dann in Würde bei uns leben können, und um das geht es auch. Die Würde des Menschen sollte nicht unbedingt von seinem Einkommen abhängen. Das schaut leider Gottes so aus, weil die sich dann auch besser anziehen, aber die Würde des Menschen sollte gewährleistet sein in Kärnten und das Geld kommt ja auch wieder zurück. Die kaufen eh alles was zum Kaufen ist, wenn sie einmal ein Geld hätten. Aber, ja, das wäre einmal ein Ansatz.
Die Umwelt und die Energiewende ist eine wichtige Geschichte, wie wir früher gehört haben. Wir geben am meisten Fahrtkostenzuschuss – ist schon klar – wir haben aber auch den höchsten Individualverkehr in Österreich, wir haben den geringsten öffent​lichen Verkehr. Und deswegen müssen wir das auch ausgeben. Mir wäre am lieb​sten, ich habe gasbetriebene Autobusse. Alle kommen gleich gut wie mit dem eige​nen Auto zum Arbeitsplatz und von dort wieder weg. Und wir sparen uns den ganzen Mist mit Kyoto und mit den ganzen Treibhausgasen. Das wäre eine Möglichkeit. Wo​anders funktioniert's auch besser. Bei uns geht’s wirklich sehr schlecht und Kollege Dörfler hat wirklich ganz, ganz wenig – die letzten sieben Jahre hat er fünf Jahre null in den öffentlichen Verkehr eingezahlt – fragt's den Herrn Heschtera, der leidet sehr beim Verkehrsverbund darunter.
Ja, Vorschläge der Grünen: Natürlich, wir haben ein ganzes Konvolut abgegeben, weil wir ja auch mitgearbeitet haben. Und wir freuen uns auch da. Ein paar Sachen sind schon aufgenommen worden. Presseförderung – haben wir, glaube ich, gleich​zeitig mit der ÖVP da beim ersten Mal schon gesagt – gehört ins normale Budget; wird, glaube ich, heute beschlossen werden, dass es im normalen Budget ist. Ge​funden habe ich es noch nicht im Voranschlag. Aber, ja, gehört natürlich auch an das Gesetz gekoppelt und das Gesetz muss so sein, dass dann die Presse wirklich un​abhängig berichten darf. Und das ist ja auch für uns Kleinparteien sehr wichtig. Also muss es auch gut genug sein und dann schauen wir uns das Gesetz an, wenn es da ist, wie es ausschauen wird. Wichtig – das haben wir heute schon gehört – bei den ReferentInnenverhandlungen: Wie schauen überhaupt die Darstellungen der einzel​nen Referenten, der Referate, aus? Sehr intransparent. Wir haben mit der Frau Dr. Schaunig gesprochen. Sie hat gesagt, in ihrem Referat, im Sozialbereich, ist es sehr dezidiert angeführt. Dann würde ich wünschen, dass alle Referate das auch so machen, dann kann man es nachvollziehen und dann kann man darüber auch disku​tieren, genauso wie über ein Gender-Budgeting, wo man wirklich schauen muss. Wir haben in Kärnten wirklich die schlechteste Situation, die geringste Frauenerwerbs​quote überhaupt in Österreich, oder fast schon im unteren Bereich von Europa. Da muss man schon was in Richtung Frauen tun und nicht nur reden.
Strukturreform der Referate: Wir hätten uns gedacht, wir teilen die Referate, das heißt die Abteilungen auch so ein, wie die Referate sind. Ist nicht so einfach, ist aber auch zu machen und da ist auch verwaltungstechnisch sehr viel einzusparen, also in 18 Abteilungen. Die würden dann eben auf die sieben Referate aufgeteilt werden. Und ich würde mir auch wünschen, dass die Personalkosten dort untergebracht wer​den, damit wir einfach dort Kostenwahrheit haben und eine gewisse Transparenz. Je mehr man weiß, desto mehr kann man ändern.
Was wir auf's Tapet gebracht haben ist ein sogenannter „Budgetinspektor“. Das ist je​mand, der am laufenden Betrieb teilnimmt, und nicht – sowie jetzt immer der arme Direktor Reithofer – so spät dazukommt, dass man das Geld nicht mehr retten kann. Wir kriegen ja auch die Wirtschaftsberichte so spät, wo man nicht mehr in die Wirt​schaft eingreifen kann. Wir wissen jetzt, was vor zwei Jahren zu machen gewesen wäre. Wenn man jemanden hat, der das wirklich gleichzeitig begleitet, wäre das eine schöne Geschichte und der könnte auch gleich dort auf Finger klopfen, wenn man merkt, da geht’s nicht fair zu und, wie gesagt, auch Eingliederung wieder der ausge​gliederten Landesgesellschaften. Da muss wieder Kontrolle hin, da muss auch der Rechnungshof anständig hinkommen und im Bezug auf das Budget einfach mehr Fairness.
Im 2006er Budget – ich merke es ja, wenn ich das Budgetprogramm sehe – kriegt der Jörg Haider wieder so Art Narrenfreiheit für die Wahl. Genau die Posten, die exor​bitant hoch waren beim letzten Wahlkampf, sind wieder aufmunitioniert. Da kann man wieder herausnehmen, soviel man eigentlich will. Und das ist nicht fair den Leuten gegenüber, die wirklich nichts haben in dem Land, die mit drei Jobs noch Sozialhilfe beantragen müssen, weil sie nicht überleben können. Da müssen wir ein​mal fair sein und schauen, geben wir dafür weniger aus. Wir müssen nicht auf jedem Cover und auf jeder Wand oben sein. Die Leute wissen ohnehin, wer er ist, denke ich mir einmal.
Ja, das Problem am ausgegliederten oder sagen wir einmal, am außerbudgetären Schuldenstand ist, dass da einfach kein Konzept ersichtlich ist. Wenn ich sehe, dass sich im Budgetprogramm der Finanzreferent oder die Finanzreferenten innerhalb von 11 Monaten um 500 Millionen Euro irren, und sich korrigieren müssen. Ich weiß, es liegt natürlich in der Art der Finanzierung. Das heißt aber schon auch, wie kreativ finanziere ich die Sachen, dass ich sie so verstecken kann, dass sie erst nachher wieder herauskommen, wenn ich statt einem Leasing ein Darlehensmodell mache. Da kommen wir nicht heraus, wenn wir da nicht eine Grenze einziehen und uns ein Schuldentilgungsprogramm ausmachen. Und dahingehend ist auch der Antrag der Grünen, den sie heute einbringen, ein Schuldentilgungsprogramm nicht fürs Budge​täre, fürs Außerbudgetäre. 2 Milliarden, möchte ich wissen, wie wir die wegsingen werden. So geht’s nicht! Und mit Sparsamkeit würde es wahrscheinlich schon mög​lich sein, aber da muss sich jeder bei der eigenen Nase nehmen.
Ich denke, dass wir, wenn der Herr Gerhard Lehner sagt, es sind an die 90 Millionen einzusparen, das wird sicherlich nicht leicht sein. Aber, man muss auch das Geld nicht hinauswerfen und, wenn wir die Außerbudgetären vervierfacht haben, die Bud​getären verdoppelt haben und 2 Milliarden Euro schon verkauft haben, möchte ich wissen, was bleibt uns übrig? Was werden wir als Nächstes verkaufen? Und wenn wir das nicht konsolidieren, das Budget, haben wir bald 4 Milliarden. Und 2009 haben wir ganz sicherlich 4.000,-- Euro Pro-Kopf-Verschuldung in Kärnten. Und da möchte ich schauen, wer das wegbringt. Danke! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak und der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Ing. Scheuch das Wort.)
Holub

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe mich heute einmal extra auch selbst in die Zuhörerbank verbannt, um meinen Vorrednern, die alle einen eigenen Zugang zu dieser Thematik, zu dieser unbestritten wichtigen Thematik hier in Kärn​ten haben, zu lauschen. Und summa summarum, auch verständlich für die Men​schen gesprochen, ist es schnell definiert. Jeder von Ihnen, bis auf die Freiheitlichen in Kärnten, die wirklich ein klares Programm, zu dem sie zu 100 Prozent stehen, ohne Wenn und Aber vorgelegt haben, (Es kommt zu einer lauten Debatte an der Abg. Lutschounig, Abg. Schwager und Abg. Ing. Haas beteiligt sind.) ist es, glaube ich, bis auf alle anderen hier erkennbar, dass wir diejenigen sind, die Wege vorzei​gen.
Die SPÖ ist heute hier ans Rednerpult getreten und hat nicht so recht gewusst, soll sie jetzt mehr jammern und schimpfen oder mehr loben. Man hat sich so irgendwie für den Zwischenweg entschieden, vor allem aber für den Weg, sich einen Sünden​bock woanders auszusuchen, nämlich die Bundesebene. Das heißt, kann man auf den gemeinsamen Feind – und das ist ja heute hier wieder einmal klar, in allen Dis​kussionspunkten unserer politischen Mitbewerber herausgekommen – kann man den gemeinsamen Feind Dr. Jörg Haider nicht aufgrund seiner guten Arbeit im Land festnageln und erwischen, dann geht man ein bisschen auf den Bund los, vergisst aber – und auch das sollte euch allen von Seiten der SPÖ zu denken geben, weil es sitzen auch viele Bürgermeister in diesen Reihen, viele Leute die es gewohnt sind, auch was weiterzubringen im täglichen Alltagsgeschäft – in den Betrachtungen des Klubobmannes Peter Kaiser zu sagen, wie viel Bundesgeld nach Kärnten geflossen ist. - Soviel wie noch nie! (Beifall von der F-Fraktion.)
Man vergisst zu sagen, dass dieses kleine Bundesland Kärnten sicher durch eine machtvolle Stellung (Abg. Lutschounig: Machtvoll ist richtig!) des Landeshauptman​nes es geschafft hat, wirklich hier auch Sorge zu tragen für Menschen, deren Sorgen und Wünsche und deren Bedürfnisse. Und natürlich hat dort die Bundesregierung einiges bewegt. Ja, das stimmt! Dazu stehe ich! (Abg. Mag. Grilc: Ein richtiger Chef!) Wissen Sie, ich habe nämlich kein Problem, Klubobmann Grilc, halbschwanger zu sein. (Abg. Mag. Grilc: Ein biologisches! – Heiterkeit im Hause.) Ich habe hier auch biologisch kein Problem, aber auch ideologisch habe ich hier kein Problem, halb​schwanger zu sein, einerseits die Kärntner Landesregierung anzugreifen und ande​rerseits auf Bundesebene für vieles mitverantwortlich zu zeichnen. Ich habe das im Übrigen auch nicht auf Landesebene wie anscheinend teilweise die SPÖ. Aber, es sei mir auch eine kleine Replik auf unseren lieben Freund der Grünen, Rolf, hier erlaubt, wenn ich mit einem Bibelzitat gemeint habe: „Wer essen will soll auch arbei​ten!“ Und das ist, glaube ich, kein schlechtes Zitat, und er daraus folgert, dass der Eine oder Andere zuviel isst und zu wenig arbeitet. Dann möchte ich ihm auch eigentlich so antworten, dass man sich selber in diesen Fragen auch selbst einmal in einer sozusagen „Innensicht“ sehen soll.
Und ich sage dir ein Beispiel: Wir haben eine neue Budgetpolitik in Kärnten dahingehend gemacht, dass sie absolut transparent war. Du bist in meinem Ausschuss gesessen. Wieviel Sitzungen? – Drei Sitzungen. Bei der abschließenden vierten Sitzung – und ich glaube, wir haben sehr fair und in einer, glaube ich, auch tollen Atmosphäre gut gearbeitet, und ich sehe bei deinem Kopfnicken, dass du auch hier zustimmst – bei der vierten Sitzung hast du leider nicht können und hast deine Ver​treterin geschickt, die wahrscheinlich in anderen Ausschüssen auch so brav wie du gearbeitet hat. Und, als es zur Beschlussfassung deiner eigenen Arbeit kommen sollte – ich bitte, das in den Protokollen nachzulesen, was ich hier sage – wurde ge​sagt: „Ja, aber wir haben eigentlich gar nichts darüber geredet und ich kann jetzt nicht zustimmen und wir müssen noch irgendwas machen.“ Das heißt, das zeigt teil​weise auch eure ausweglose Situation, wirklich in der Sache zu argumentieren. Und deswegen würde ich dir auch sagen, wenn du soviel als Landtagsabgeordneter mit einem schönen Landtagsabgeordnetengehalt isst, dann solltest du dich noch mehr, noch mehr auch in der Sache firm machen. Und das ist schwierig -, das wissen wir alle.
Und gerade in diesem Bereich hat sich auch die ÖVP nicht besonders hervorgetan. Das sage ich auch. Man hat eigentlich heute hier – und das war für mich erschre​ckend – nicht viel gesagt worden – bei den Grünen war zumindestens ein Ansatz da, dass man gesagt hat, okay, wir wollen irgendeinen Kommissär, der das Budget be​aufsichtigt – weil es ja lieb ist, ein bisschen sozialromantisch ist, würde ich meinen, aber ganz lieb gedacht – dass man dann die Wirtschaft beaufsichtigt, damit das Geld nicht verwurschtelt wird. Aber, das ist zumindestens ein Denkansatz. Man hat sich zumindestens mit dem Thema diesbezüglich auseinandergesetzt. Bei der ÖVP wurde heute nur eigentlich persönlich tief untergriffig auf handelnde Personen, die sehr wohl ihre Arbeit leisten – wie den Michael Schmid – den man als „Made im Speck“ bezeichnet, repliziert. Dass man eigentlich auch mit einem Darüberweg​wischen eine wichtige Aktion des Landeshauptmannes, die nicht – wie Sie es be​zeichnet haben, Klubobmann Grilc – billiger Stimmenkauf ist, und billig, billig, billig hier agiert, sondern es ist ein Aufmerksammachen. Die jetzige Aktion des Landes​hauptmannes, die einmalige Auszahlung, ist ein klares Aufmerksammachen auf ein Problem, das wir hier in Kärnten haben, das alle übersehen haben. (Beifall von der

F-Fraktion.)
Ja, sind wir uns doch einmal ehrlich, über alle Parteigrenzen hinweg! Alle, die verantwortlich waren, alle, alle haben es bis zum heutigen Tage übersehen: 11.000 betroffene Frauen hier nicht zu versorgen! Die SPÖ reagiert mit kindischem Neid – und die ÖVP mit einer billigen Argumentation dagegen. Das heißt, durch dieses Aufmerksammachen, meine sehr geehrten Damen und Herren, durch dieses Aufmerksammachen gibt es ein Bewusstsein, und durch dieses Bewusstsein wird es dazu kommen, dass wir in diesem Bereich ein Versprechen, das wir gegeben haben, nämlich in der Kärntner Lebenssicherung, diese Gelder letztendlich, nach der erstmaligen Zahlung, einlaufen werden. Dies wenn – und das sei mir hier schon gestattet, meine Damen von der SPÖ, ich weiß, dass wir durchaus eine kontroversielle Diskussion hier oft führen – es Ihre Landesrätin und jetzige Parteivorsitzende zusammenbringt, rechtzeitig etwas zu machen. Wenn sie nächstes Jahr wieder nicht zu Recht kommt, dann werden wir es wieder auszahlen. So lange, bis sie in der Lage ist, uns ein äquivalentes Gesetz vorzulegen. Bis jetzt ist es nicht da! (Beifall von der F-Fraktion)
Wenn wir hier von Treffsicherheit … (Aus der Abgeordnetenbank: Verzögern!) Warum sollen wir denn etwas verzögern? Das war unser Wahlversprechen. Jetzt seien Sie doch nicht kindisch! Natürlich wollen wir das! Und jeder Tag, der hier verloren ist, letztendlich, ist ein schlechter Tag für die Betroffenen, die ja in den kalten Herzen der ÖVP sowieso keinen Platz finden. Das kann ich ja gar nicht glauben. Ich glaube Ihnen das gar nicht, dass Sie nicht wollen, dass die Mütter in Kärnten – 11.000 Betroffene – hier etwas bekommen; ohnedies bescheiden, sage ich hier auch durchaus selbstkritisch.
Das heißt, worum geht es? – An diesen Beispielen sieht man, dass es uns darum gegangen ist, treffsicher zu werden, in Einsparungsbereichen zu optimieren, Schwachpunkte auch zu erkennen. Ja, natürlich gibt es Schwachpunkte! Zeigen Sie mir irgendeine Partei auf dieser Welt – um mit globalen Worten des Klubomannes Kaiser zu sprechen -, die in ihrem Budget nicht eine einzige Schwachstelle hat! Das wäre ja übernatürlich. Es gibt weder Superman noch Wonderwomen, die das zustande bringen, sondern es gibt natürlich Schwachpunkte. Es geht nur darum, sie zu erkennen und demnach zu gewichten. Ich denke, dass der Vorgang, mit den Abgeordneten in eine Diskussion zu treten, ein derartig guter war, dass sich dieses Modell auch verdient, wiederholt zu werden.
Ich sage Ihnen auch hier: Die einen oder anderen Abgeordneten haben auch an mich die Bitte herangetragen, dieses zu tun. Wichtig ist, zu entscheiden. Letztendlich können viele über Zahlen philosophieren. Ja, natürlich! Auch ich habe das Budget. Es ist ein mehrere hundert Seiten starkes Konvolut. Fakt ist, wenn Klubobmann Kaiser meint, dass das die Politik ist, die in Zahlen geschrieben ist, dann ist das aus meiner Sicht nur bedingt richtig. Entscheidende ist – und das sind mein Zugang zum Budget und der Zugang der Freiheitlichen zum Budget -, dass die Menschen in Kärnten spüren müssen, dass die Finanzpolitik für sie ein Vorteil ist. Das ist es! Wenn die Menschen spüren, dass sie letztendlich einen Vorteil von einer guten Regierung haben, dass ihre Kinder einen Arbeitsplatz finden, dass das Einkommen erhöht wird, dass es aufwärts geht, dass es eine gute Stimmung gibt, dann sind wir am richtigen Weg.
Ich sage Ihnen hier: Genau auf diesem Weg, punktgenau auf diesem Weg bewegt sich der Landeshauptmann von Kärnten. Deswegen hat er auch unsere hundertprozentige Unterstützung in diesem Budget! (Beifall von der F-Fraktion)
Letztendlich sieht man auch am Ende des Tages, dass viele Aktionen, die hier im Haus sehr kontroversiell behandelt wurden, eigentlich sich zum Positiven wenden: ob das der Förderbeitrag der Musikschulen ist, was bedeutet, dass Kinder letztendlich Instrumente lernen; ob das die Motorbootsteuer ist, die ein kleiner Beitrag, aber doch auch ein Beitrag im Bodenbeschaffungsfonds ist; ob das die Vergnügungssteuer zur Suchtprävention mitverwendet ist, Herr Bürgermeister, weil ich dich anschauen darf, natürlich auch die Zweitwohnabgabe, die wirklich auch ein Anliegen von den Bürgermeistern ist. Ich würde auch davor warnen, wissen Sie, dass jeder hier herausgeht und immer sagt: „Ja, es war meine Forderung, und die gehört mir, und deswegen ist das sozusagen mein Verdienst.“. Wissen Sie, ich stehe heute hier und sage: Letztendlich kann ich zu diesem Papier zu 100 Prozent stehen. So! Das haben Sie eigentlich heute hier noch nicht gemacht. Sie werden zwar zustimmen, haben aber in einer langen Rede, in einer grundsätzlichen gesagt: „Na ja, im Grundsatz müssen wir …“ – ich habe mir das da aufgeschrieben – „… Return of Investment“, hat Ihr Klubobmann heute hier gesagt. Diese Dinge passen eigentlich nicht so ganz. (Lärm in der SPÖ-Fraktion) Wissen Sie, gerade im sozialen Bereich bin ich da eher bei dem einen oder anderen, der meint: „Vielleicht ist nicht einmal der Point oder wo dieses Geld letztendlich zurückkommt, Return of Investment, hier der Entscheidendste.“ Ich sehe durchaus auch andere Bereiche auch noch als wichtig. Sie haben das gesagt – nicht ich.
Das heißt, ich möchte hier auch einen klaren Strich ziehen, indem man sagt: Letztendlich kann und muss man hier seine Aufgaben im regionalen Bereich etwas weiterzubringen, wahrnehmen. Wir haben das gemacht. Wir könnten stundenlang darüber reden, und das werden wir auch tun. Ich freue mich auf diese Debatte. Sie wird zeigen, wie stark sich letztendlich die Klubs und die Abgeordneten in der Materie auseinandergesetzt haben. Leider ist es so, dass diese eigentlich Spezialdebatte, die dann noch vertieft geführt wird, nicht mehr so medial interessant ist. Dann würde man nämlich sehr schnell sehen – so wie in den Ausschüssen -, dass ein gutes Produkt hier vorliegt, das es sich nicht verdient, vor allem niveaulos von Seiten der ÖVP heute angegriffen zu werden. In diesem Fall freue ich mich auf die Debatte! Wir werden natürlich diesem Budget zustimmen! Danke! (Beifall von der F-Fraktion)

Ing. Scheuch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Ich unterbreche die Generaldebatte. Es sind noch drei Wortmeldungen, die um 14.30 Uhr in der Fortsetzung dieser Sitzung dann abgehalten werden. Ich bitte den Zweiten Präsidenten, Hans Ferlitsch, dann den Vorsitz zu führen! Ich unterbreche bis 14.30 Uhr.
(Unterbrechung der Sitzung um 13.07 Uhr. – Fortsetzung der Sitzung um 14.36 Uhr.)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Wir setzen die unterbrochene Landtags​sitzung fort. Ich darf zu Beginn der weiteren Debatte feststellen, wir haben in der Ob​männerkonferenz ausgemacht, dass die Wortmeldungen so abgegeben werden soll​ten: Bezeichnung des Tagesordnungspunktes, Gruppe und dann die Untergruppe, wie zum Beispiel „Kindergärten“.
Als Erster zu Wort gemeldet nach der Pause ist Herr Abgeordneter Tauschitz. – Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrte Damen und Herren! In der Regierungsbank ist niemand da. Viel haben wir schon gehört in den vorigen Beiträ​gen zum Landesbudget 2006 und viel haben wir schon gehört, wie gut denn dieses Landesbudget sei oder wie schlecht es auch sei, oder welche Dynamik in unserem Wirtschaftsraum liegt oder welche Dynamik nicht in unserem Wirtschaftsraum liegt. Ich möchte an dieser Stelle ein wenig damit aufräumen, mit einigen Mären um dieses Budget und ein paar einfache Fakten präsentieren, die für sich sprechen.
Es wurde vom Landeshauptmann Haider erwähnt, dass der Schuldenstand des Lan​des Kärnten sich im Moment in jenen Bereichen einpendelt, wo er 1995 war. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ja, ich habe das korrigiert; es ist viel weniger!) Es ist viel weniger, es ist ungefähr dort wo es 1994 war, irgendwo dazwischen drinnen, Herr Kollege Gallo! Das ist insoferne richtig, als das im Jahre 1995 noch viele Dinge im Budget enthalten waren, zum Beispiel die Krankenanstaltenfinanzierung, die jetzt ausgegliedert wur​den. Und, um hier einen realen Vergleich zu erhalten, müssen wir die budgetären Schulden in diesem Zeitraum und die außerbudgetären Schulden in diesem Zeitraum zusammenzählen und dann kommen wir ungefähr auf einen Wert, oder dann kom​men wir ungefähr auf eine Grafik, die uns zeigt, was denn tatsächlich der Fall ist.
Im Jahr 2000 hat das Land Kärnten den höchsten Schuldenstand gehabt, den es je bis zum heutigen Tage hatte. Nachdem wir mit diesem heutigen Tage fertig sind und das Budget 2006 beschlossen ist – oder, wenn es morgen passiert – wird das nicht mehr so sein, denn im Jahr 2000 haben wir einen budgetären Schuldenstand von 1,051 Millionen Euro und 270 Millionen Euro außerbudgetär. Das ergibt insgesamt einen Gesamtschuldenstand von 1,321 Millionen Euro! Im Jahr 2006, also dieses Budget, das wir heute beschließen wollen, haben wir einen Schuldenstand im Budget von 750 Millionen Euro und außerbudgetär von 713 Millionen Euro. Das bedeutet, wir haben einen Gesamtschuldenstand von 1,46 Milliarden Euro! Das bedeutet, dass wir im Jahr 2006 das erste Mal den Schuldenstand vom Jahr 2000 überholen werden. Und, wenn wir dann weiterschauen, das Budgetprogramm dieser Regierung, dieser orange-roten Koalition ansehen, dann kommen wir am Ende dieser Legislaturpe​riode, nämlich 2009, zu dem Gesamtschuldenstand von 2,028 Millionen Euro. Das ist um 700 Millionen Euro mehr als im Jahr 2000, das viel kritisierte Jahr, wo immer der Herr Zernatto herangezogen wird. Dass unter Landeshauptmann Zernatto die Schul​den noch so hoch waren, das bedeutet – wenn man es in altösterreichische Schil​linge umrechnet – eine jährliche Steigerungsrate von circa 1 Milliarde Schilling an Schulden seit dem Jahr 2000, wobei die eklatanten Steigerungen erst in den näch​sten vier Jahren auftreten werden.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist eine Realität, das ist die Realität Ihres Budgets. Und, wenn der Herr Landeshauptmann in seinem ersten Statement zur Neuverschuldung meint, sie sei mit 4 Prozent eine sehr gute, dann ist das, wenn man nur das Budget alleine betrachtet, nicht unrichtig, aber wenn wir die außerbud​getären und die innerbudgetären zusammenzählen und daraus eine Quote errech​nen, kommen wir auf eine jährliche Steigerungsrate nicht von 4 Prozent, meine sehr geehrten Damen und Herren, sondern von 14 Prozent! Und, wenn man 14 Prozent Steigerungsrate bei den Landesschulden hat, dann können Sie sich ungefähr aus​rechnen, was das bedeutet, wenn man die Beträge weiter aufzinst und wenn man weiter so wirtschaftet und das Programm so lässt, wie es jetzt diese rot-orange oder orange-rote Koalition vorgegeben hat. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das bedeutet nämlich, dass unsere Gesamtschulden nach 2009 explodieren werden. Der Kollege Holub hat in seiner Wortmeldung vorhin das Wort exponentielle Kurven an​gesprochen, und genau so eine exponentielle Kurve ist das nämlich. Und diese wird unsere Zukunft massiv belasten und ich frage Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, wie Sie sich vorgestellt haben, dass wir diese Schuldenlast bewältigen sollen? Wie wir diese Schuldenlast, also wir, die nächste Generation, in diesem Land diese Schuldenlast zurückzahlen soll? Denn eines ist auch ein Faktum, es wird immer die Wirtschaftsdynamik des Landes Kärnten herangezogen und in diversen Jubelbroschüren behauptet, die Wirtschaftsdynamik unseres Landes sei ach so sen​sationell.
Fakt ist, dass wir in unserer Wirtschaftsleistung im Bundesländervergleich an dritt​letzter Stelle sind, was das regionale Bruttoinlandsprodukt, der einzig wirklich ver​gleichbare Faktor pro Kopf betrifft. Schlechter ist nur noch Niederösterreich und das Burgenland, wobei das Burgenland inzwischen massiv aufgeholt hat. Das sind noch die Zahlen aus dem Jahr 2004, die man vom Staatschuldenausschuss bekommt. Und, wenn ich mir die Dynamik des Unternehmenssektor ansehe und die Dynamik des Unternehmenssektor folgendermaßen betrachte, nämlich die Unternehmens​gründungen auf die Anzahl der Bevölkerung herunterrechne und das Ganze infla​tionsbereinige und noch dazu. wie soll ich sagen, Firmenpleiten nach einem Jahr herausrechne, dann komme ich drauf, dass das Schlusslicht Niederösterreich mit Ab​stand die größte Dynamik aufweist und das Land Kärnten die zweitschlechteste Dy​namik aufweist. Und insoferne ist das Argument, dass unsere Wirtschaftsdynamik dazu führen wird, dass wir diese Schulden bewältigen können, für mich auch nicht nachvollziehbar.
Und es drängt sich der Gedanke auf, dass diese orange-rote Koalition ausschließlich mit dem Argument regiert oder Budgets erstellt, irgendwer wird das dann schon zurückzahlen. Es hat Kreisky damals vorgemacht, wie man Schuldenpolitik betreibt. In den ersten fünf Jahren verdoppelt man sich, in den nächsten fünf Jahren verzehn​facht man sich und das Desaster, was aus dieser sozialistischen Wirtschafts- und Finanzpolitik herausgekommen ist, haben wir in Österreich ja schon einmal erlebt. Und jetzt haben wir offensichtlich in Kärnten die Situation, dass in einer orange-roten Koalition dieselbe Finanz- und Wirtschaftspolitik betrieben wird. Und diese Finanz- und Wirtschaftspolitik, meine sehr geehrten Damen und Herren, treibt dieses Land – das ist eine mathematische Gewissheit – (Es erfolgen mehrere Einwände aus der

F-Fraktion. – Lärm im Hause.) nach diesen Zahlen die uns vorliegen, in den Ruin! Es ist eine mathematische Gewissheit, meine sehr geehrten Damen und Herren! Und, wenn ich mir die Finanzschulden im Bundesländervergleich ansehe, dann sind wir wieder in absoluten Zahlen an drittletzter Stelle.
Wenn ich es auf Pro-Kopf-Verschuldung herunterrechne, denn Wien mit Kärnten zu vergleichen, ist etwas fad, weil Wien hat etwas mehr Einwohner als Kärnten, dann sind wir in Kärnten mit 4,6 % absolut an der Spitze; gefolgt von Burgenland und dann, weit abgeschlagen, Niederösterreich und Wien liegen hier im absoluten Mittelfeld. Deswegen hinkt auch dieser Vergleich, meine sehr geehrten Damen und Herren. Die Finanzschulden pro Einwohner entwickeln sich in Kärnten katastrophal. Ich frage Sie, wie Sie am Ende dieser Legislaturperiode mit einer Pro-Kopf-Verschuldung von über 2.000 Euro weiterregieren wollen. Das frage ich Sie tatsächlich!
Die weitere Frage, die sich stellt, ist: Wenn wir in Kärnten schon eine derart überproportionale Schuldenbelastung haben, dann würde ich es ja verstehen, wenn wir einnahmenseitig – also bei den Belastungen für die Bürger – zurückhaltender wären, aber Sie sind nicht zurückhaltender, meine sehr geehrten Damen und Herren. Wir sind nämlich bei den Einnahmen, die im eigenen Wirkungsbereich des Landes stehen (also sämtliche Abgaben: Fremdenverkehrsabgabe, sämtliche Verwaltungsabgaben, TV usw.), die die Länder haben, die Nummer 2 nach Tirol, und zwar haben wir die zweithöchste Steuerbelastung in Österreich nach Tirol bei jenen Steuern, die in unserem Landeswirkungsbereich stehen. Diese Grafik, meine Damen und Herren (zeigt eine Grafik her), ist erstellt worden, bevor Ihr Belastungspaket gekommen ist. Inzwischen ist das Belastungspaket von dieser Koalition verabschiedet worden. Seitdem diese Belastungswelle, die mit 1. 1. 2006 wirksam wird, auf unsere Bürger zurollt, sind wir die Nummer 1. Also haben Sie einnahmenseitig für Ihre Budgetsanierung keinerlei Spielraum. Deswegen frage ich mich, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ich verstehe nicht, warum die ÖVP an erster Stelle ist!) Wie Sie das lösen wollen. Das ist einfach für meine Begriffe nicht lösbar. Für unsere Gemeinden – falls Sie sich auf die Gemeinden ausreden wollen, weil die werden auch immer stärker belastet, allein durch die Umschichtung der Krankenanstaltenfinanzierung und des Nettoabgangsabganges, wo 30 % ja von den Gemeinden getragen werden – ist die Gemeindebelastung immens hoch! Für alle Bürgermeister unter uns: Beim Gemeindeabgabenniveau im Bundesländervergleich, da ist Kärnten auch weit vorne, vor allen anderen Bundesländern. Wir belasten die Gemeinden massiv, wir belasten die Bürger massiv, und noch immer schaffen Sie es nicht, ein Budget zustande zu bringen, das nur ansatzweise im Österreichdurchschnitt liegt. Da frage ich mich schon, meine sehr geehrten Damen und Herren: Was glauben Sie eigentlich, was Sie der Kärntner Bevölkerung alles vormachen können. Was glauben Sie eigentlich, was die Kärntner Bevölkerung Ihnen alles abkaufen wird?!
Das gegenständliche Budget, das hier und heute beschlossen werden soll, ist ein Schwindelbudget. Dieses Budget besteht prinzipiell offensichtlich aus den Grundsätzen "Tarnen und Täuschen". Die Schulden entwickeln sich in Kärnten ins Uferlose, und zwar kann man sich hier nicht auf den Bund ausreden, sehr geehrter Herr Klubobmann Kaiser. Man kann sich nicht auf die Wirtschaftsentwicklung ausreden, sondern das ist ein Kärntenspezifikum, das ist eine Entwicklung Ihrer organe-roten Koalition. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Dir hat der Leberkäse nicht gut getan!)
Der Zuwachs der Gesamtverschuldung von 2004 auf 2006 von über 500 Millionen Euro – 500 Millionen Euro! – in zwei Jahren, die Sie im Budgetprogramm darstellen, ist einfach nicht nachvollziehbar. Die Nettoneuverschuldung von 78 Millionen Euro ist nur deshalb erzielbar, weil Einmalerlöse in der Höhe von 130 Millionen Euro im Budget enthalten sind. Sie stellen sich als Regierungskoalition hier heraus und sagen: „Wir haben ein tolles Budget gemacht, weil wir so eine geringe Nettoneuverschuldung haben.“ Dies wohl wissend, dass 130 Millionen Euro Einmalerlöse im Budget drinnen sind. Der Hauptbrocken davon ist die KABEG mit 99 Millionen Euro. Denn wenn man diese 130 Millionen Euro nur einmal kurz herausrechnet, um sich das zu versinnbildlichen, dann haben wir ein Budgetnettodefizit, ein Neudefizit, in einer astronomischen Höhe von 210 Millionen Euro. Aber Gott sei Dank haben Sie ja 130 Millionen Euro Einmalerlöse ins Budget verpackt. Aus diesem Grund kann man wunderbar eine schöne kosmetische Zahl von 78 Millionen Euro erlangen.
All diese Budgettricks, meine sehr geehrten Damen und Herren, gehen zu Lasten unserer Kinder. Unsere Kinder und unsere Kindeskinder werden es bezahlen. Klubobmann Raimund Grilc hat heute schon eine wunderbare Metapher gebracht: Die Oma kriegt das Geld, und die Enkelkinder müssen es bezahlen. (Abg. Zellot: Wir werden es der Oma sagen!)
Steigerungsraten von 2004 bis 2009 von 3 Milliarden Schilling, altösterreichische Schilling wohlgemerkt, zusätzliche Verschuldung, trotz eines Belastungspaketes, das vor wenigen Wochen hier in diesem Haus abgesegnet wurde und sich mit 12,6 Millionen Euro zu Buche schlägt, sind schlichtweg kein Indikator für ein gutes Budget. Das ist einfach ein Indikator für das Versagen Ihrer Regierungskoalition in diesem Budget. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Erlaube einen Zwischenruf!) Spargesinnung, sehr geehrter Herr Klubobmann, kommt in diesem Budget überhaupt nicht vor, nämlich überhaupt nicht, denn überall kann ich in diesem Budget nur Ausuferungen und Steigerungen erkennen. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: EU-Mittel!) Ich frage Sie, wieso Sie nicht hergehen und irgendwo beginnen, zu sparen. Sehr geehrter Herr Klubobmann, ich verstehe Sie schon, wenn Sie immer wieder versuchen, Kleinigkeiten aus dem Budget herauszupicken und die groß aufzublasen.
Fakt ist, dass wir dieses Budget nicht über das ländliche Wegenetz sanieren werden. Fakt ist: Wir werden dieses Land nur dann finanzieren können, wenn man tiefgreifende Reformen beginnt. Diese Reformen beginnen damit, dass man überhaupt einmal auf den Gedanken kommt, eine Spargesinnung an den Tag zu legen. Zum Beispiel bei den Präsentationen und bei der Öffentlichkeitsarbeit kommt es schon wieder zu einer Erhöhung von 508.000 Euro. (LH Dr. Haider: Geh mit gutem Beispiel voran, dann weiß ich, worauf wir verzichten sollen!) Dazu gibt es auch einen sehr netten Rechnungshofbericht, den Sie sicherlich alle (Lärm im Hause) aufmerksam gelesen haben. In der Personalwirtschaft! Der Herr Klubobmann Kaiser ist heute sehr emotional, was mich freut. Das beweist, dass er bei der Sache ist. Herr Klubobmann, Sie haben heute zu Beginn der Sitzung gesagt: „Das Lehner-Papier, ja was besagt denn das? Dass wir 22 Millionen Euro im Verwaltungsbereich einsparen.“ Ja, wo werden denn die gespart? – Beim Personal! Und dafür sind wir nicht zu haben. Genau das ist sozialistische Politik, die wir in Österreich gehabt haben. (Lärm im Hause) Diese sozialistische Politik hat dazu geführt, dass wir in Österreich eine katastrophale Entwicklung gehabt haben und erst die jetzige Bundesregierung dafür gesorgt hat, dass diese Fehler wieder bereinigt wurden. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Es ist noch höher geworden! Ich verstehe Sie. Ich weiß es eh!) Herr Klubobmann, Sie können sagen, was Sie wollen. Fakt ist: Diese Bundesregierung hat unser Land saniert und ist auf bestem Wege, dieses Land zu sanieren.
Die Günstlingswirtschaft des BZÖ führt zu einer massiven Belastung des Budgets. Ich sage nur: Oleschko und Konsorten werden auf Kosten der Kärntner Steuerzahler in der Landesregierung bezahlt (Abg. Ing. Haas: Es gibt keine Konsorten!) und mit teuersten, mit teuersten Sonderverträgen ausgestattet. Das Objektivierungsgesetz wird immer ungenierter gebrochen. Ich glaube, das hat es in diesem Land noch nicht gegeben – oder ist diese Kultur normal? Für mich ist es auf jeden Fall nicht. Da werden Gesetze gebrochen, wird das Objektivierungsgesetz ignoriert, und niemand regt sich, offensichtlich, auf. Diese eklatanten Gesetzesverletzungen gehören offensichtlich zum Normalbild dieser Koalition. Es macht mir den Eindruck, als wäre Gesetze zu brechen für die orange-rote Koalition in diesem Land das Normalste auf der Welt, genauso wie ein Frühstück nach dem Aufstehen.
Anstelle dass man einen Stopp einführt bei den Personaleinstellungen: Ich erinnere nur, Herr Abgeordneter Gallo, dass der Herr Landeshauptmann Zernatto minus 10 Prozent in der Regierung gefordert hat und das auch durchgezogen hat. (Lärm in der F-Fraktion) Er hat Personal abgebaut, sehr geehrter Herr Kollege. 57 neue Dienstposten in diesem Landesbudget 2006, das heute hier auf unserem Tisch liegt, sind schlichtweg inakzeptabel. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der Holub ist wenigstens lustig, du nicht!) Wir von der ÖVP fordern jedenfalls einen sofortigen Aufnahmestopp. Das bedeutet, es dürfen keinerlei zusätzliche Planposten mehr geschaffen werden. (Abg. Schober: Früher hast du etwas anderes gesagt: „Wir brauchen mehr Leute!“)
Das nächste Thema im Bereich des Personals sind die Dienstzettler. In Ihrem Budget, diesem Vorschlag, den wir heute beschließen sollen, steht drinnen, Sie budgetieren 5,4 Millionen Euro für die Dienstzettler. Jeder in der Landesregierung und auch jeder hier im Haus weiß: Wir werden 7,6 Millionen brauchen. Dennoch – trotz besseren Wissens – werden nur 5,4 Millionen Euro budgetiert. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist ein Budgetschwindel und sonst gar nichts. Das ist obendrein ein Verstoß gegen das Gesetz der Budgetwahrheit. Hier wird verschleiert und sonst gar nichts.
Der nächste Schwindel liegt in der Seebühne. Um den Frieden in der Koalition aufrecht zu erhalten, werden die beabsichtigten Förderungen der Seebühne von 200.000 Euro nicht unter „Seebühne“ dotiert, sondern es wird ein allgemeiner Ansatz um genau diesen Betrag aufgestockt. Man sagt dann: „Die Seebühne kriegt kein Geld.“ Das ist ein munteres Versteckspiel und kein seriöses Budget. Und für ein unseriöses Budget wird es von uns auch keine Zustimmung geben.
Im Sozialbereich sind Steigerungen um 230 % in Einzelpositionen seit 2000, auch im Bewusstsein der demografischen Entwicklung und dergleichen, nicht nachvollziehbar. Es ist mir vollkommen klar, dass wir in Kärnten auf Grund der demografischen Entwicklung einen Nachteil haben. Ganz konkret: 55 Millionen Euro allein aus dem Finanzausgleich bekommen wir für diese Legislaturperiode weniger. Obendrein bedeuten mehr alte Menschen stärkere Aufwendungen für Sozialausgaben und für den Gesundheitsbereich. Aber, bitte schön, meine sehr geehrten Damen und Herren, 230 % Steigerung sind auch hier nicht nachvollziehbar.
Der Heizkostenzuschuss ist im Voranschlag 2006 mit 100 Euro dotiert und im Voranschlag 2005 mit 567.200 Euro. Auch das lässt mich nicht schlauer werden, auf diesem Gebiet. Das aufgezeigte Beispiel nach dem Lebenssicherungsmodell zeigt, dass jede einzelne Position bei dieser Lebenssicherungsposition sich noch verteuern wird, und zwar sich immens verteuern wird. Diese Kostenexplosion ist in keiner einzigen Position in diesem Budget nachvollziehbar.
Die KABEG, wo wir vor wenigen Tagen aus der „Kronenzeitung“ mit einem Rechnungshofbericht überrascht wurden, der sehr detailliert darstellt, wie im Verwaltungsbereich mit Geld umgegangen wird, wird mit 90 Dienstposten aufgebläht. Angesichts der Entwicklung, die ohnehin im Krankenanstaltenbereich zu verzeichnen ist und dieses Rechnungshofberichtes muss ich mich ehrlich gesagt fragen, wo denn das hinführen wird, wo wir genau wissen, dass die KABEG am Ende dieser Legislaturperiode alleine einen Schuldenstand über 2 Milliarden Euro haben wird. Da gehört einfach etwas getan! Ein Finanzkollaps! (Abg. Trettenbrein: Wir machen wir es dann anders?!) Zu den Vorschlägen komme ich. Haben Sie ein bisserl Geduld, (Zwischenruf des Abg. Dipl.-Ing. Gallo) Herr Kollege, dann werden Sie das alles erfahren! Angesichts dieser Zahlen, Herr Kollege Gallo, ist der Finanzkollaps absolut unvermeidbar. Herr Kollege Gallo, Sie lachen vielleicht, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nein, nein!) aber dieses, Ihr Budget, geht auf Kosten meiner Generation und auf Kosten unserer Kinder, die Kinder unserer Generation! Und ich bin hier als Vertreter der jungen Generation und werde mich dementsprechend artikulieren! (3. Präs. Lobnig: Ein schlechter Vertreter!) Sie lachen vielleicht, aber für unsere Generation ist das ein ganz wichtiges Problem und ein ganz wichtiges Thema! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und des Abg. Holub)
Wir können und wir wollen gar nicht mitmachen. Wir fordern im Interesse und in der Sorge um die nächsten Generationen, dass hier ein Stopp passiert! Ja! Wir müssen uns einfach, oder Sie in diesem Fall als Regierungskoalition: Sie müssen sich beim Riemen nehmen! Man kann halt nicht jede Maßnahme durchführen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: In Klagenfurt den Jandl fragen!) Man kann halt nicht jedem Verein ein Geld schenken. (Abg. Zellot: Sag das draußen auch einmal!) Man kann halt nicht durch die Lande tingeln und das Geld so ausgeben, als hätte man einen Geldspender wie Dagobert Duck oder eine Geldpresse irgendwo im Keller stehen. Unsere Mittel sind begrenzt – nur Sie gehen mit diesen Mitteln um, so als würde es hinter Ihnen kein Morgen mehr geben. Das ist für uns schlichtweg inakzeptabel!
Aber weil die Kollegen der SPÖ- und der BZÖ-Fraktion sich so sehr darauf ausreden, dass es ja keine andere Möglichkeit gäbe, dieses Budget zusammenzubringen, frage ich Sie: Für was haben Sie eigentlich Studien in Auftrag gegeben, Studien zum Beispiel von einem Herrn Fiedler oder jetzt, gerade gestern präsentiert, von einem Herrn Lehner? (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du sollst hier nicht Fragen stellen, sondern Vorschläge machen!) Bitte, ich meine, vielleicht machen Sie sich nicht die Mühe, das durchzulesen, aber in diesen Papieren stehen ganz exakt Vorschläge, wie man sparen kann. Der Herr Fiedler, als ehemaliger Rechnungshofpräsident, ist ja jetzt nicht irgendein dahergelaufener Berater, sondern doch durchaus jemand, der in Österreich als Experte bezeichnet werden kann. Die Einsparungspotenziale stecken ganz einfach in den Bereichen, die Sie überstrapazieren: im Personalbereich, im Gesundheitsbereich, in der Schulorganisation und im Sozialbereich. (Lärm im Hause. – Abg. Trettenbrein: Lösungen!) Da muss man halt, meine sehr geehrten Damen und Herren, sich überlegen, wie man Geld sparen kann, ohne in der Qualität zu sparen. Schauen Sie, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Aber nicht auf Kosten anderer!) dieses Argument lasse ich ja nicht gelten, weil wenn wir all unsere Ausgaben so sehr mit der Qualität zusammenhängen, ja können Sie mir bitte sagen, warum wir dann immens höhere Kosten im Gesundheitsbereich haben als Restösterreich? Glauben Sie ernsthaft, dass in der Steiermark oder in Wien oder in Niederösterreich oder in Oberösterreich oder in Tirol die Krankenhäuser um so vieles schlechter sind als in Kärnten? Glauben Sie ernsthaft, (Lärm im Hause. – Abg. Trettenbrein: Dafür haben sie zugesperrt, die Krankenanstalten verkauft und zugesperrt. Deshalb haben sie die Klasnic abgewählt!) dass die Landesregierungen in Oberösterreich, in der Steiermark, in Salzburg etc. um so viel schlechter sind, als in Kärnten? – Nein! Es fehlen der politische Mut und der politische Wille, Reformen einzuleiten, meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn der Lehner in der gestrigen Pressekonferenz sagt, es gibt ein Einsparungspotenzial von 90 Millionen Euro, dann würde ich mich an Ihrer Stelle vielleicht einmal hinsetzen und mir ernsthaft überlegen: Wie kann ich denn einsparen? Denn Ihre Politik ist eine Politik, die sich nicht sehr stark anstrengt. Wir geben aus, wo wir Geld herbekommen können.
Wenn wir kein Geld haben, dann nehmen wir Kredite auf und zahlen sollen das un​sere Kinder, unsere Enkelkinder oder sonst irgendwer. Wir auf jeden Fall nicht! Hinter mir die Sintflut! Das ist Politik, die hatten wir schon einmal unter Kreisky. Und das ist eine Politik, die hat dieses Land nicht verdient. Und aus diesem Grund wird’s von uns sicherlich keine Zustimmung geben und wir freuen uns schon (Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) auf die Debatte, um alle einzelnen Positionen im Detail zu argu​mentieren (Abg. Warmuth: Keine Lösung! Keine Lösung, nur dagegen! – Abg. Zellot: Die Redezeit ist vorbei! – Lärm und Unruhe im Hause.) und alle Positionen im Detail anzusehen. Danke vielmals!
(Der Vorsitzende erteilt 2. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut das Wort.)
Tauschitz

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Hoher Landtag! Geschätzter Herr Präsident! Liebe Schülerinnen und Schüler aus Viktring, herzlich willkommen im Kärntner Landtag! Ich hoffe, die Debatten sind für Sie interessant, wenn manchmal auch sicherlich sehr emotional geführt. Herr Kollege Tauschitz, ich darf Ihnen zu Ihrer Rede gratulieren! Sie hätten sie nur nicht im Kärnt​ner Landtag sondern im Wiener Parlament halten sollen, denn manche Ihrer Kritik​punkte wären dort durchaus angebracht gewesen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Zwischenrufe von Abg. Trettenbrein und Abg. Tauschitz.) Um gleich dort anzuschlie​ßen, wenn man sich das Kärntner Landesbudget ansieht, vor allem in einigen we​sentlichen Punkten, bei denen wir – wie Sie richtig bemerkt haben – aus zutiefster Überzeugung als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten auf Schwerpunkte ge​setzt haben, wenn man sich dies ansieht, so ist dort bemerkbar, dass wir leider im Land vieles auffangen müssen, was der Bund verabsäumt. So ist es feststellbar, dass der Bund sich aus einer Reihe von familienpolitischen Maßnahmen immer mehr zu​rückzieht.
Und ich darf nur eine stellvertretend erwähnen, wo wir im Land Kärnten wirklich eine Auffanghilfe haben geben müssen, um diesen Verein nicht zu schließen. Das ist der Bereich der Familienmediation im Scheidungsbereich, wo der Bund sich in einer Grö​ßenordnung zurückgezogen hat, was das Landesbudget fast übersteigt. Wir haben bemerkt, dass, wenn wir nicht bereit sind, Geld in die Hand zu nehmen, unheimlich wichtige Leistungen für die Kärntner Familien, vor allem für die betroffenen Kinder, nicht mehr erbracht werden können. Das ist nur ein Einzelbeispiel stellvertretend für ganz viele im Sozialbereich. In der Behindertenhilfe wurde der gesamte Bereich der sozialen Rehabilitation vom Bund eingestellt und da geht es um Fälle, wie Umbauten von Wohnungen von Menschen, die durch einen Unfall beeinträchtigt sind, da geht es um all jene Fälle, wo Menschen, die gehörbeeinträchtigt sind, Dolmetschkosten nicht mehr ersetzt bekommen oder Zuschüsse zu PKW-Umbauten nicht mehr bezahlt wer​den. Es geht darum, dass der Bund das Pflegegeld nicht entsprechend erhöht und dadurch die Kosten in den Pflegeeinrichtungen Kärntens für das Landesbudget mas​siv steigen. Und es ist feststellbar, dass die Zurücknahme der aktiven Arbeitsmarkt​politik auf der Bundesebene dazu führt, dass immer mehr Menschen vorzeitig in den Bezug der Sozialhilfe kommen. Und das ist nicht nur in Kärnten ein Phänomen. Ich gehe davon aus, dass Sie alle die Medien regelmäßig studieren. Dort können Sie feststellen, dass in allen Bundesländern aufgrund einer verfehlten Bundespolitik, die Sozialhilfebezieherinnen und –bezieher in den letzten Jahren sprunghaft angestiegen sind.
Und letztendlich der Bildungsbereich. Auf Kosten unserer Jugend spart der Bund und fährt die Ausgaben im Bildungsbereich zurück, was dazu führt, dass die Länder in die Tasche greifen müssen, wenn sie die Qualität im Bildungswesen auf der Länder​ebene aufrechterhalten wollen. Ich würde also wünschen, dass Sie vieles von Ihrer jugendlichen Energie, die ich sehr zu schätzen weiß, dazu verwenden würden, Ihren Mandatarinnen und Mandataren auf der Bundesebene mit der gleichen Eindringlich​keit ins Gewissen zu reden. Das Land Kärnten bekennt sich dazu, dass wir uns in diesen Fällen, wo der Bund auslässt, dazu bekennen, dass wir einspringen möchten, denn es gibt nur zwei Varianten. Man kann sich diesen Dingen verschließen und wegsehen, oder man kann versuchen, sie zu lösen.
Für die Lösung der Probleme stehen die Schwerpunkte, die die SPÖ über dieses Re​gierungsprogramm und über dieses Budget geschrieben haben. Die Schwerpunkte lauten: Sicherung und Ausbau von Arbeitsplätzen, denn das ist der beste soziale Schutz, den wir den Menschen in unserem Land geben können. Es bedeutet nachhal​tige Investitionen vom Gesundheits- über den Sozialbereich bis hin zum Bereich der Infrastruktur und der Wirtschaft. Es geht um die Sicherung eines sozialen Netzes und einer Gesundheitsversorgung, die für jeden gleichermaßen zugänglich ist. Diese Dinge müssen geregelt werden und ich würde mir sehr wünschen, dass hier der Bund, die Länder und Gemeinden in vielen Fällen nicht alleine mit der Kostenbela​stung stehen gelassen würde.
Sie haben die außerbudgetären Schulden des Landes angesprochen. Auch hier teile ich in manchen Punkten durchaus Ihre Kritik. Ich glaube, dass man hier mit der Frage sehr bewusst umgehen wird müssen, um hinkünftig auch Maßnahmen zu setzen. Ich habe es vermisst, dass Lösungsvorschläge in Ihren Ausführungen ange​führt werden, und ich habe es vermisst, dass Sie ein kleines bisschen zurückge​schaut haben, um nachzusehen, wo die Wurzel der außerbudgetären Schulden lie​gen. Diese Wurzel liegt dort, wo die ÖVP dazu zugestimmt hat, dass viele Bereiche aus dem Landesbudget ausgegliedert werden und in solche außerbudgetären Be​reiche übernommen werden. Es freut mich aber, dass es in diesem Bereich im Bud​get auch die Bereitschaft gibt, all jene Bereiche zu dotieren, die dem ÖVP-Referenten zugeordnet werden. Das geht vom Bereich der EU-Agenden, die aus meiner Sicht sehr wichtig sind, bis hin zum Bereich des ländlichen Wegenetzes, der Landwirt​schaft und des agrarischen Bereiches. Und ich denke, es ist hoch anzurechnen, dass auch bei vehementer Kritik am Budget all jene Bereiche entsprechend dotiert wer​den, um eine ordnungsgemäße Referatsführung, auch für den Kollegen der ÖVP, in der Regierung zu ermöglichen.
Und, wenn Sie die Bundespolitik der SPÖ herangezogen haben, dann fordere ich Sie auf, machen Sie einen kleinen Vergleich. Als die SPÖ auf der Bundesebene Regie​rungsverant​wortung hatte, wurden Schulen aufgesperrt, wurden Krankenhäuser auf​gesperrt, wurden (Abg. Lutschounig: Und von uns zugesperrt!) Postämter eröffnet, wurden Gendarmerieposten eröffnet, (Abg. Trettenbrein: Und sehr viel Schulden ge​macht!) wurde Verkehrsinfrastruktur aufgebaut. Es wurde aufgesperrt und ausgebaut und der Schuldenstand war geringer als heute. Heute ist der Schuldenstand … (Abg. Lutschounig: Die ersten Zusperrungen von Gendarmerieposten waren unter roten … ) Heute ist der Schuldenstand auf der Bundesebene höher als je zuvor! Heute ist die Steuerbelastung der Bürgerinnen und Bürger, aufgrund der Steuerpolitik der Bundes​regierung höher als je zuvor. Und Schulen, Krankenhäuser, Postämter, Gendarmerie und Verkehrsinfrastruktur werden zugesperrt. Vergleichen Sie selbst, – der Vergleich macht Sie sicher! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Und letztendlich, weil Sie ein paar Bereiche angeführt haben, wo Ihnen die Budget​dotierung nicht ganz nachvollziehbar ist für die SPÖ-Referenten, darf ich Sie ein​laden: Lesen Sie sich die Erläuterungen durch! Wir haben jede einzelne Budgetposi​tion bis ins letzte Detail erläutert. Da können Sie auf jeden Euro und jeden Cent alles nachvollziehen und ich würde mir sehr wünschen, dass alle anderen Referenten das in der gleichen Ordnungsmäßigkeit auch hinkünftig machen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Als SPÖ – ich habe schon gesagt – steht für uns das Budget vor allem unter dem großen Titel „Wir wollen mehr Arbeitsplätze“, „Wir wollen Sicherheit für die Bevölkerung“ und eine vertrauensvolle Politik die den Menschen auch die Möglich​keit gibt, sich frei zu entfalten.
Wir möchten aber auch eine effektive Budgetkontrolle, wo all jene Spielräume die unzweifelhaft vorhanden sind, genau durchleuchtet werden und letztendlich nicht dazu herangezogen werden, um Marketingmaßnahmen und Eigenbewerbungen zu finanzieren, sondern um nachhaltig für die Kärntner Bevölkerung eingesetzt zu wer​den. Deshalb auch unsere heutigen Anträge, dass die Gesellschaften, die sich in der Landesbeteiligung befinden, unter dem Dach der Landesholding zusammengeführt werden, um eine effiziente Kontrolle zu ermöglichen und eine effektive Eigentümer​vertretung auch sicherzustellen. Wir sind bereit dazu, Verantwortung zu überneh​men, wir haben unsere Ideen und Vorschläge eingebracht. Und all jene, die heute Kritik üben, die fordere ich auf, bringen Sie sich ein, tragen Sie dazu bei, dass das Budget in Kärnten noch besser wird und ich glaube, gemeinschaftlich kann es nur gelingen, die Dinge noch positiver zu entwickeln. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schwager das Wort.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Abgeordneter Schwager (FPÖ):

Schwager

Danke, Herr Präsident! Da ist wieder ein Großer gestanden. (Der Redner stellt sich dabei die Pulthöhe ein.) So, verehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsi​dent! Budget 2006; in der Aktuellen Stunde ist ja schon allerhand gesagt worden und jetzt meine Vorredner. Vor allem sehr imponiert hat mich der Dritte Präsident des Kärntner Landtages Lobnig, der die Vorzüge des Budgets 2006 hier gepriesen hat und eine wunderbare Rede, (Abg. Trettenbrein: Ausgezeichnet! – 3. Präs. Lobnig: Die Schwerpunkte herausgeholt!) vergessen zu erwähnen, natürlich die Fußangeln, die es in diesem Budget gibt. Richtigerweise, nachdem er ein Befürworter des Jah​reshaushaltes ist, hat er nur die Vorzüge gebracht und ich bin da hinten gesessen und habe mir gedacht, wenn man nicht hier in Kärnten wohnen würde und weit weg von hier wäre, würde man glauben, Kärnten ist wirklich nicht nur landschaftlich ein Paradies sondern auch von der Verwaltung und von der politischen Führung her. Aber wir alle wissen, auch jene, die das natürlich nicht so zugeben können wissen, dass das nicht so ist und, dass das sehr schwierig ist. Und die Frau Landeshaupt​mann-Stellvertreterin Dr. Schaunig hat ja auf die Probleme hingewiesen die es zwischen Bund und Ländern gibt. Ihre Rede wäre ja wirklich wert gewesen sie wäre im Nationalrat gehalten und nicht hier im Kärntner Landtag. (Heiterkeit bei Abg. Mag. Grilc.) Das hat sich hauptsächlich mit der Bundespolitik befasst. Aber es ist was dran. Ich habe darüber nachgedacht, aber es ist auch der Fehler der Länder und der Lan​deshauptleute, wenn sie nicht auftreten und sich vom Bund die Moneten aus der Tasche ziehen lassen. Ich könnte das ja noch ergänzen, was die Frau Dr. Schaunig gesagt hat um die ganze Verkehrsproblematik.
Vom öffentlichen Verkehr hat sich der Bund auch zurückgezogen, sprich Eisenbahn, sprich Post. Wie schauts denn da aus? Die ganze Bürde ist den Ländern zugebeutelt worden und die Länder haben sich das gefallen lassen und sich nicht gewehrt dage​gen, weil das ja alles aufgrund von Verträgen fußt. Und da waren alle Länder, alle neun Landeshauptleute nicht in der Lage, sich gegen den Grasser dahingehend zu wehren. Das war einmal einleitend zu sagen.
Dann, zum Budget und zum Land Kärnten direkt wäre zu sagen, was ich eingangs schon bei der Aktuellen Stunde sagte, dass uns ja 2001 beim Verkauf der KELAG-Anteile an die RWE versprochen wurde, dass es 2005 ein ausgeglichenes Budget gibt, kaum eine Verschuldung vorhanden sein wird. Das dem nicht so ist, wissen wir jetzt. Die Zahlen liegen vor, wenn auch äußerst ungenau. Man muss auch dazu sagen, gestern ist in alle Haushalte in Kärnten die sogenannte „Offizielle Landeszei​tung“ gekommen. (Der Vortragende blättert dazu in der mitgebrachten Zeitschrift.) In​formativ überhaupt nicht, muss man dazu sagen, auf der zweiten Seite der Landes​hauptmann Dr. Haider, noch ein bisschen – das ist noch ein guter Beitrag. Dann kamen die „Heldinnen des Alltags“, aber dann geht’s weiter: „Stiller Advent in Kärn​ten“, Seite sechs darf dann schon der Erste Landeshauptmann-Stellvertreter mit aufs Bild, und die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin darf erst auf der Seite achs hinauf. Und der ÖVP-Landesrat bringt es überhaupt nur auf die Seite 15. (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Das ist halt Demokratieverständnis von euch!) Und damit man den Landeshauptmann nicht vergisst, ist natürlich auf der vor​letzten Seite wieder er selber vorzufinden, (Dies löst Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion und bei Abg. Mag. Lesjak aus.) mit der informativen Aussage: „Ab auf die Piste!“ (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
So, da gehen auch die Landesmittel hinein, wo nichts dagegen zu sagen wäre, wenn man (Lärm und Zwischenrufe in der F-Fraktion. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Franz, wo bist denn du, wo bist denn du drauf! – Unruhe und Lärm im Hause.) nicht auf der anderen Seite Geld für so einen Holler ausleihen müsste. Und sehr richtig ist die Glosse, (Lärm und Unruhe im Hause. – Mehrere Einwände aus der F-Fraktion.) heute in der Kleinen Zeitung, dass bei der Wandelschuldanleihe für die 500 Millionen Euro, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Wir wollen ja nur wissen, wo du bist! Auf welcher Seite!) bis jetzt nur eines ausgegeben wurde, (Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) eine Plakat​aktion um 150.000,-- Euro. Und da sage ich euch, sehr geehrte Damen und Herren von der BZÖ, da könnts Ihr noch so schreien und noch so Zwischenrufe machen, es wird nichts besser. Man kann nur eines machen, man kann nur eines machen … (Ständige Zwischenrufe und Lärm in der F-Fraktion.) wenn man halbwegs glaubwür​dig sein will dem Landesbürger gegenüber, dann ist es, zu sparen.
Und jetzt habe ich auch noch der SPÖ etwas zu sagen und zwar mit ihren eigenen Worten, mit ihren eigenen Worten! Zwei der SPÖ, Sozialdemokratsiche Partei Österreich, hier Kärntner Landtagsfraktion; dich selber, Kollege Markut, muss ich da auch zitieren. 2004, nach der geschlagenen Landtagswahl und nach der Arbeitskoali​tion oder dem Arbeitsübereinkommen FPÖ/SPÖ, waren zwei Budgets zu machen, gelt! 2003 (Abg. Trettenbrein: Da warst noch dabei! – Mehrere Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) Es ist das 2004er nicht mehr drübergegangen und da ist zuerst dann so im Frühsommer 2004 das Budget für 2004 hier in diesem Haus mit den beiden Re​gierungsparteien beschlossen worden und dann ein weiteres für 2005.
Die Vertreter der SPÖ schilderten hier im Hohen Hause die Finanzlage des Landes Kärnten als „katastrophal“ und verlangten einen Kassasturz. Pfeifenberger wurde bezüglich seiner Finanzpolitik massiv kritisiert, auch vom Klubobmann der SPÖ, und die SPÖ kündigt an, nur für konsolidierte Budgets in Zukunft zur Verfügung zu stehen - das ist alles in den Protokollen nachzulesen, so war das. – und streng über die Finanzen des Landes Kärnten zu wachen.
Jetzt ergibt sich für mich die Frage an die SPÖ - nach dem vorliegenden, zu beschließenden Finanzentwurf, der ja heute sicher beschlossen wird, nachdem was da die Beitragsredner schon gesagt haben -: ob das euren Vorstellungen entspricht. Da nützen keine Ausflüge in die Bundespolitik und Wien sei schuld. Wenn die SPÖ einverstanden ist, muss ich sagen, hat sie ziemliche Abstriche gemacht.
Nun zu den einzelnen Haushalten das eine oder das andere: Die so genannte Mütterpension des Landeshauptmannes, wo groß gesagt wird, das ist eine Sicherung von Müttern von mindestens zwei Kindern über 60 Jahre. Das kann keine Absicherung sein. Man soll es nicht gering schätzen. 150 Euro sind immerhin 2.000 Schilling, aber das kann nur ein Trinkgeld sein und keine Absicherung. (Lärm in der F-Fraktion) Dann ist das auch schon etwas anderes, als versprochen wurde. Versprochen wurde vom Landeshauptmann, auch für solche Mütter, die nicht zwei Kinder haben, aber nachweislich Altenpflege betrieben haben, auch eine Pension auszuzahlen. (Abg. Lutschounig: Das ist schon alles vergessen!) Ich hoffe, dass das in der Lebenssicherung, Frau Landeshauptmann-Stellvertre​terin, verankert ist, die ich auch begrüße, sofern sie den Kärntnerinnen und Kärntnern zugute kommt. Das muss ich auch sagen, weil wir Freiheitliche haben etwas dagegen, wenn allzu großzügig mit diesen sauer von Kärntnern erarbeiteten Steuermitteln umgegangen wird. Wenn das da drinnen so enthalten ist, dann soll mir das Recht sein. Das findet auch meine Unterstützung!
Dann wäre noch etwas zu den Bauern, zur Landwirtschaft und zur EU-Politik zu sagen, die das Land Kärnten betreibt. Da muss ich sagen, dass der zuständige Landesrat Martinz uns des Öfteren sagt, welch großer Vorteil die EU für die Kärntner ist und besonders für die Kärntner Landwirtschaft. Das kann ich nicht sehen. Er rechnet uns immer vor, dass wir Nettogewinner wären und nicht Nettozahler. Wir sind aber im Rahmen der Republik Nettozahler, und der Anteil Kärntens ist natürlich, dass auch hineingezahlt wird, obwohl anzuerkennen ist, dass es Fördermittel, besonders für den ländlichen Raum und für die Bergbauern gibt, in besonderem Maße, wo jetzt natürlich ein Problem ist. Wenn die EU Einschneidungen in diesem Bereich macht: Wir sind abhängig geworden. Österreich hat es nicht mehr in der Hand, und die Beamten der Landespolitik haben es nicht mehr in der Hand, (Abg. Lutschounig: Blair & Co, die Sozialistische Internationale!) unserer bäuerlichen Bevölkerung zu helfen. So gut kann die EU für die Landwirte schon nicht gewesen sein, weil wir hatten im Jahre 1995 – das ist ja ein Jahr, das heute schon des Öfteren zitiert wurde, da sind wir der EU beigetreten – in Kärnten noch über 24.000 bewirtschaftete Höfe. Der letzte Bericht 2004, Landwirtschaftsbericht für Kärnten, weist aus, dass wir unter 20.000 sind. Auch das Einkommen ist gesunken! Das Pro-Hof-Einkommen ist unter 18.000 Euro abgesunken, also kann das auch nicht so ein Vorteil für unsere Landwirte sein. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: 1995 war ja deiner noch dabei!) Etwas ist massiv zu begrüßen … Ich war damals kein Bauer und bin heute auch noch keiner, gelt, um das klarzustellen. Aber der Hof, den du meinst, der existiert natürlich noch. Selbstverständlich, als Vollerwerbsbetrieb! (Heiterkeit)
Aber es ist dazu zu sagen, dass das zum Beispiel auch landesintern angeheizt wird. Ich verweise nur auf das beschlossene Belastungspaket, das ja auch in dieses Budget Einfluss findet. Das Belastungspaket, das vor zirka vor zwei Monaten beschlossen wurde und darüber hinaus per Verordnung der Landesregierung die TKV die Schlachtungen, was der Beitrag war, pro Schlachtung pro Schwein bis ins Frühjahr dieses Jahres 0,51 Euro zu bezahlen waren. Das kostet jetzt 6,11 Euro, also eine Vervielfachung des ursprünglichen Betrages. Da wäre auch beim zuständigen Referenten, Dr. Martinz, nachzufragen, wie so etwas möglich ist.
Verehrte Damen und Herren! Heute haben wir so viele Zahlen gehört, die alle ungenau waren. Die waren alle ungenau, ich sage Ihnen zum Beispiel, dass der Landeshauptmann heute in der Aktuellen Stunde hier berichtet hat, dass die Neuverschuldung mit diesem Budget bei 74 Millionen Euro zum Tragen kommen wird. Im laufenden Jahr waren es über 83 Millionen Euro, wo er auch ausgeführt hat, dass sich dieser Betrag verringern wird. Das ist aber alles eine vage Geschichte. In dieser Zeitschrift, wo ich annehme, dass sie aktuell ist, weil sie gestern in die Haushalte gegangen ist, ist die Neuverschuldung mit über 81 Millionen ausgewiesen. Im Budget ist es wieder eine andere Zahl. Da sind Sachen, da kann man sich schwer zu Recht finden. Das ist zu kritisieren! Das ist zu kritisieren, ich habe den Eindruck, dass der Landeshauptmann sich selber bei den Finanzen nicht auskennt. Das ist ja auch kein Wunder: Der Mann ist etwas zu umtriebig; er geht zu viel an. (Lärm im Hause) Er ist Landeshauptmann, er ist Finanzreferent, er ist Wirtschaftsreferent, er ist Tourismusreferent. Es ist dazu zu sagen, dass in all diesen Bereichen, besonders im Sommertourismus Rückgänge zu verantworten sind und das hier so rosig dargestellt wird. Wir wissen, dass der Sommertourismus ganz schlecht ausschaut und dass da natürlich Handlungsbedarf ist.
Des Weiteren hat der Landeshauptmann, zu dem komme ich noch, zu den Maßnahmen, wie er gesagt hat - er hat ja nicht mich genannt, er hat zur ÖVP gezeigt –, ob er das besser macht. Da habe ich auch einen Vorschlag dazu. Es hat ja die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin in dasselbe Horn geblasen. Alles zu seiner Zeit. Jetzt bin ich einmal bei dem, was der Herr Landeshauptmann alles macht. Noch dazu ist er Obmann von zwei Parteien. Er ist Bundesobmann des BZÖ und Landesobmann bei den so genannten Freiheitlichen in Kärnten. Das hat es, seitdem es in Österreich Demokratie gibt, eigentlich noch nicht gegeben. Gelt! Das ist auch wert, dass man das heute anspricht. Was sich daraus ergibt, das ist auch noch eine Geschichte. Für eine Partei, die in Kärnten nicht einen Wähler hat, nicht gewählt wurde, weil man sich das anscheinend nicht traut, (Abg. Warmuth: Die Menschen werden gewählt!) aber die gesamten Parteienfördermittel kassiert. Gelt! (Lärm in der F-Fraktion) Das allein sind Gründe - das ist natürlich von uns eingeklagt -, dass ich natürlich für die Freiheitliche Partei in diesem Budget keine Zustimmung geben kann und geben werde. (Abg. Lutschounig: Du bist die echte FPÖ!)
Dann komme ich noch dazu: Die Vorwürfe. Man verträgt ja keine Kritik mehr. Das hat ja heute schon der Klubobmann der ÖVP im kleineren Kreise vermerkt, dass ja das, was wir da machen und dagegen reden, ein Lercherl ist gegen diese acht Jahre Oppositionspolitik, die wir Freiheitliche damals machten, gegen Landeshauptmann Zernatto und gegen die Koalition SPÖ/ÖVP. Es ist eben nur eine Kleinigkeit, trotzdem wird da äußerst bösartig, auch von ihm – ich habe das in der Aktuellen Stunde gesehen – aufgeregt argumentiert: „Ja macht es besser, ihr tut nur kritisieren, könnt aber keine Alternativvorschläge bringen!“ Dasselbe hat jetzt, in abgemilderter Form, muss ich zugeben, die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin der SPÖ dargetan. Da habe ich eine ganz leichte Geschichte: Vorschläge hätten wir genug. Wir brauchen dazu die Vorteile, die ein Landeshauptmann hat. Bitte, den Beamtenstab her, bitte die ganzen anderen Leute, die da zuarbeiten, her! Nachher, bin ich der Meinung, werden wir in der Lage sein, das genauso gut zu machen. Auch ich. (Abg. Lutschounig: Noch besser!)
Ich war zehn Jahre Bürgermeister einer kleinen Gemeinde. Da haben wir tatsächlich zuerst jeden Schilling und dann jeden Euro dreimal umgedreht, bevor wir ihn ausgeben haben können, weil uns die Gemeindeaufsicht gar nicht lassen hat, Schulden zu machen. (Lärm im Hause) Es sind ja damals diese Kriterien eingeführt worden, die Maastricht-Kriterien. Die Kleingemeinden haben damals zum Dr. Arbesser pilgern müssen, bevor sie bei irgendeiner Maßnahme einen Bedarf an Finanzmitteln gehabt haben, der nur bei Kreditaufnahme möglich war. Der hat da schon nicht so leicht dazu ja gesagt. Gelt! Also das kennt man schon, wenn wir die Gelegenheit dazu hätten und kriegen würden – und hoffentlich kriegen wir sie einmal.
Für mich ist das undurchschaubar. Ich und die Freiheitlichen haben in diese Finanzpolitik ihr Vertrauen verloren. Deshalb werde ich die Tagesordnungspunkte 1 bis 4 mit Ablehnung bescheiden! (Abg. Lutschounig: Bravo! - Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Franz, auf deine Rede fällt nur die ÖVP herein, du hast den Martinz zitiert! – Heiterkeit und Lärm im Hause.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Schwager

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Einige Takte noch zum Budget. Das Wichtigste habe ich in der Aktuellen Stunde gesagt und die Gründe aufgezählt, warum wir diesem Budget nicht zustimmen können.
Vielleicht auch noch ein paar Worte zum Budgetprozess, zu dieser offenen Budgetdiskussion, zu der wir ja auch eingeladen waren. Das war auch ein sehr positiver Prozess, weil man uns gebeten hat, mit am Tisch teilzunehmen und auch beim Budget mitzureden. Es ist ja so, dass wir sonst nicht mit am Tisch sitzen, bei den Ausschüssen, und unsere Vorschläge da ungehört bleiben. Wir durften da aber mitmachen. Wir waren auch diejenige Fraktion, die wirklich mit Abstand die meisten Vorschläge gemacht. Wir haben die auch schriftlich zum Ausdruck gebracht. Ich muss schon sagen, es ist dann ein bisschen witzig, wenn diese Vorschläge eigentlich nicht aufgenommen werden! Das ist eigentlich eine reine Beschäftigungstherapie für uns gewesen, eine Art Ablenkungsmanöver von den wirklich großen Brocken im Budget. Man hat die Grünen irgendwie auch verwendet, um da eine Alibiaktion durchzuführen. In Wahrheit ist es so, dass natürlich geteilt wird zwischen dem „guten Budget“, das sind die budgetäre Entwicklung und das „Böse“, die außerbudgetären Schulden. Die sind nicht diskutiert worden.
Wir haben einige generelle Vorschläge gemacht, zum Beispiel auch diesen Vorschlag, dass wir gerne mehr Transparenz bei den Referentenverhandlungen hätten, weil bevor die offene Budgetdiskussion begonnen hat, gab es ja einen Stand der Referentenverhandlungen. Der war uns auch einsichtig. Aber wie es dann weiter gegangen ist, in den Verhandlungen, und was dann herausgekommen ist und wie es dann zu diesem Ergebnis gekommen ist, da waren wir nicht dabei. Da haben wir auch keinerlei Information gehabt. Aber es hat doch keinen Sinn, wenn wir irgendwo zusammensitzen und miteinander reden und uns beraten – und woanders wird das Budget gemacht. (Lärm im Hause) Das ist ja eine Scheinheiligkeit, so etwas! Das ist ja eine Heuchelei, zu sagen: „Abgeordnete, macht das Budget, damit ihr ein bisserl beschäftigt seid, ihr habt sonst zu wenig zu tun oder wie!“ Und die Regierung macht daneben ein Katastrophalbudget, ein Desaster. Die SPÖ geht mit diesem Budgetdesaster mit, und unsere Vorschläge werden nicht einmal gehört und nicht zur Kenntnis genommen! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ist ja nicht wahr!) Das ist ein Witz, so etwas! Wir haben gesagt, wir wollen Transparenz. Wir haben Vorschläge gemacht. Die haben keinen Eingang gefunden. In nichts!
Wir haben dann genau geschaut: Was ist denn die Handschrift dieses Budgets, des ordentlichen Haushalts? Es ist ja so, dass man schon sagen muss: Die Verteilungslogik ist da schon eine sehr interessante. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ihr seid wahrscheinlich politisch zu schwach!) Wo wird Geld eigentlich hinverteilt und wo wird es weggenommen? Es ist nicht mehr Geld im Sozialbudget drin. Mir tut das persönlich und auch politisch weh! Es ist keine Erhöhung der Armutsleistungen vorgesehen, keine Erhöhung der Sozialleistungen, die irgendetwas gegen die Armut tun könnte. Auf der anderen Seite haben wir eine „Kriegskasse“, eine aufgefette: plus 6,4 Millionen Euro für Werbung, für Plakate, für Inserate. Ja, das soll mir einmal einer erklären, diese Logik! Muss man jetzt in die Plakate investieren und in Inserate, wo drin steht: „Kärnten macht Zukunft“. Ja, was macht denn Kärnten mit der Zukunft? Was macht Kärnten mit der Zukunft? – Kärnten belastet die Zukunft. Ein ungeheurer Schuldenberg, der nie zurückzuzahlen ist. Stefan Tauschitz hat es gesagt: Unsere Generation, unsere Kinder werden dann diese Belastungen tragen müssen. Ja, wie denn?! Ihr verabschiedet euch aus der Politik und hinterlasst uns diese Löcher. Das ist eine Frechheit! Man kann hier nicht mitgehen, mit so einem Budget! (Beifall vom Abg. Holub und der ÖVP-Fraktion)
Und was mir in der Seele und im Herzen weh tut – ich habe es angesprochen – es ist der Sozialbereich. Wenn ich dann höre, die Situation, wir haben die meisten Arbeits​losen, Kärnten ist als gesamtes Bundesland eine armutsgefährdete Region. So eine Region gibt’s nur im Burgenland und ganz Kärnten ist so eine Region. Wir haben die meisten Mindestpensionistinnen, wir haben die meisten Frauen, die unter der Armuts​grenze leben, wir haben die niedrigste Erwerbsquote in ganz Österreich im Bundes​ländervergleich, Tendenz bleibt gleich. Es ist keine Besserung in Aussicht. Ich kann diese ganzen Parolen von Arbeitsplätzen et cetera nicht mehr hören. (Abg. Zellot: Höchste Beschäftigung!) Es gibt nicht mehr Arbeitsplätze, sonst hätten wir nicht diese Arbeitslosigkeit. Wir haben ein soziales Problem, wir haben … (Mehrere Ein​wände aus der F-Fraktion.) ein budgetäres Problem. Das Budget bringt eine Verelen​dung zum Ausdruck, eine soziale Verelendung und eine budgetäre Verelendung. Wo ist denn da die Vorsorge? Keinerlei Vorsorge! Nicht ein Cent mehr Sozialleistungen, außer jetzt für die Altenpflege und für den Pflegebereich, aber für die Sozialleistun​gen ist nicht ein Cent mehr drinnen. (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Das ver​stehe ich nicht, das ist unsozial und herzlos und antidemokratisch! Und ich verstehe nicht, dass die SPÖ aktive Beihilfe zum Budget (Mehrere Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) in der Sache leistet und dann auch noch die soziale Situation auspackt. Also, da muss man ja etwas dagegen tun, da muss man im Budget etwas dagegen tun! Im Budget steuere ich diese Sachen, aber ich kann ja nicht hergehen und sagen, wir sind so arm usw., und dann habe ich keine Mittel dafür.
Wir haben zur Zeit 1.200 Personen, die Hilfe in besonderen Lebenslagen empfangen. Es gibt 1.200 Personen die soziale Gelder, zum Beispiel erreichen, also über 5.000 Personen sind das jetzt mit Einmalzahlungen, diese Einmalzahlungen haben sich innerhalb von zwei Jahren verdoppelt. Warum? Die präkeren Beschäftigungsverhält​nisse haben auch bei uns zugenommen. Die durchschnittliche Behaltefrist in einer Firma ist zwischen 1,7 und 2,5 Jahren. Das heißt, wenn jemand arbeiten geht, dann bleibt er zwischen 1,7 und 2,5 Jahre bei einer Firma. Es gibt diese durchgehende Er​werbszeit nicht mehr. Und wir haben immer mehr … (Abg. Gunzer: Das mit den Fak​ten stimmt nicht immer …. ) Das sind die Fakten, die stehen im Wirtschaftsbericht drinnen. Herr Kollege von der Wirtschaft, den wirst du ja wohl gelesen haben, auch drinnen mit der Erwerbsquote et cetera; das haben wir ja alles schwarz auf weiß vor​liegen. Das müssen wir einfach einmal zur Kenntnis nehmen, diese soziale Situation. Wir haben Erwerbsunterbrechungen, wir haben ein Kindergeld, das die Frauen aus dem Beruf hinausdrängt. Das ist eine Ausstiegsprämie. Warum? Weil das Kindergeld länger dauert als der Kündigungsschutz bei Firmen. Jetzt haben die Frauen das Kin​dergeld und können nicht mehr zurückgehen. Die Rückkehrquote ist ein Drittel. Ein Drittel aller Frauen, die das Kindergeld beziehen, kehren zum ursprünglichen Beruf zurück. Das sind Probleme, die muss man nicht nur aufzählen, sondern man muss auch mit einem Budget darauf reagieren. Das ist nicht gegeben, dieses Budget ist unsozial, es ist herzlos, es ist eine Frechheit und wir können damit nicht mitgehen. (Beifall von Abg. Holub.)
Mag. Lesjak

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Es liegt mir zur Generaldebatte keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen jetzt zu den einzelnen Gruppen. Zur Gruppe 0 hat sich als Erster Herr Abgeordneter Geb​hard Arbeiter gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Wenn ich jetzt so zugehört habe … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ist dir schwindlig geworden. Mir auch!) Lieber Herr Gallo, mir wird nicht einmal bei deinen Wortmeldungen schwindlig. (Dies löst Heiterkeit beim Red​ner, bei der SPÖ- und der ÖVP-Fraktion aus. – Beifall von der ÖVP-Fraktion.) Es ist mir schon so einiges aus der Vergangenheit eingefallen. Und, wenn ich daran denke, wer die ganzen Probleme mit den Ausgliederungen begonnen hat – wahrscheinlich ist sie deswegen in den Landtag hineingekommen – das war vor allem aus der ÖVP der Dr. Wutte und aus der FPÖ der Kollege Dr. Strutz, wobei ich bis heute nicht weiß, wer die treibende Kraft von den beiden war, dass alles, was wir heute alle berechtigt und gemeinsam kritisieren, überhaupt zustande gekommen ist. Nicht nur, dass sie die Mitbestimmung sehr beschnitten haben, was wir Gott sei Dank wieder repariert haben – ich glaube, sogar fast einstimmig im Kärntner Landtag – sondern, dass das mit diesen Beraterfirmen in einer Art und Weise begonnen hat, die tatsächlich wirklich bedenklich ist.
Und ich hoffe, und da möchte ich mich beim Rechnungshof wirklich noch einmal be​danken, dass einige Dinge sehr deutlich aufgezeigt worden sind, ich hätte es mir vielleicht ein bisschen härter formuliert erwartet. Aber auch der Rechnungshof hat natürlich seine Vorschriften und nehmen wir das so zur Kenntnis. Und ich hoffe, dass wir in der nächsten Zeit auch diese Dinge im Aufsichtsrat, der ja am 20. gerade in den Krankenanstalten noch tagen wird – nicht nur andere Aufsichtsräte – dann dem​entsprechend auch öffentlich, wenn es notwendig ist, aber vor allem an die, die dort drinnen sitzen und da diskutieren werden.

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen des Kärntner Landtages! Einer der größten Minuspunkte dieser Beraterfirmen ist die Firma Köck & Ebner. Und die Firma Köck & Ebner rechne ich halt der ÖVP deswegen mehr an, weil der Wurmitzer damals ge​sagt hat, er zahlt das aus seinem Gemeindebudget oder aus was für einem Budget immer. Immerhin 14 Millionen österreichische Schillinge. Wenn da irgendetwas herausgekommen wäre, mit dem man wirklich arbeiten hätte können, hätte ich ge​sagt: Okay, es ist was Wertvolles. Aber herausgekommen ist, dass es fast eine Zer​trümmerung bzw. fast eine Zerstörung der Versorgung in Kärnten, einschließlich der geistlichen und privaten Häuser, aber auch der Landeskrankenanstalten in diesem Vorschlag enthalten waren. (Abg. Lutschounig: Wieso denn das!?) Kollege, das LKH Klagenfurt, das Schwerpunktkrankenhaus, zu dem haben wir uns jahrelang und in verschiedenen Landtagsperioden immer wieder bekannt. Es war ein Vorschlag der Firma Köck & Ebner 800 Betten; 800 Betten! Wir haben in den 70-iger Jahren mit 2.800 Betten im LKH-Klagenfurt begonnen. Aber das wisst's ihr alle genauso gut wie ich. Selbstverständlich ist wesentlich und wichtig, dass man verschiedene Ausbau​möglichkeiten gemacht hat, wenn man ins Zentrum schaut, wo allein über 800 Betten waren, die man reduziert hat und menschenwürdige Stationen mit allem Drum und Dran gemacht hat. Aber mit 800 Betten zu agieren wäre so, dass wir ein Drittel der Kärntner Bevölkerung oder noch mehr, Klagenfurt Umgebung, und auch in verschie​denen Abteilungen, wo wir ja als einzige Abteilungen fachlicher Art haben, auch die Versorgung im Übrigen damals nicht mehr gewährleistet gewesen wäre. Es hat dann zwei Tage lang Verhandlungen gegeben, dass man sich wirklich unter dem Durch​leuchten der einzelnen Abteilungen – wo es möglich wäre, etwas zu tun – sich in Klagenfurt auf einen Bettenstand von 1401 Betten – wenn man das anschaut – ge​einigt hat. Und, wenn man jetzt den Rechnungshofbericht anschaut, dann muss man vermuten, dass die Reduzierung nach unten in massiver Art weitergeht und – schade, dass der Herr Kollege Schantl als neuer zuständiger Gesundheitsreferent nicht anwesend ist – aber, ich werde ihm das dementsprechend auch am nächsten Dienstag bei der Aufsichtsratssitzung sagen –, dass damit der Versorgungsauftrag nicht mehr erfüllt werden wird können.
Wir werden uns über dieses Thema selbstverständlich eingehend unterhalten. Und da hoffe ich wirklich auf … und da waren wir – ich sage jetzt etwas, das wird euch, meinen Kollegen von der ÖVP vielleicht nicht gefallen – der Professor Sablatnig, wie ihr ihn selber bezeichnet habt – war, wenn man mit ihm geredet hat, verständlicher und auch in der Bereitschaft, etwas mitzutragen als euer Jungspatz, der Kollege Tauschitz. Ich möchte den Herrn Kollegen Tauschitz anreden, er soll reden. Selbst​verständlich! Der Jugend soll gewährt werden, dass sie auch emotional redet, gar keine Frage! Wir waren, als wir jung waren, wahrscheinlich nicht anders – hoffentlich wie alle – dass man dann wirklich zum Thema tatsächlich sachlich diskutieren wird können. Und ich hoffe auch, dass es in Zukunft so passiert, weil diese Dinge und viele Dinge die am Tisch liegen, durchleuchtet und auch diskutiert werden müssen.
Aber zum Personal. Was mich jetzt sehr gestört hat bei jemanden, ich fange bei den Krankenanstalten an, ist, dass er kritisiert hat, dass wir für alle fünf Krankenhäuser 6.383 Dienstposten geplant haben, wobei da endlich einige Posten dazukommen. Ich habe jahrelang überhaupt keine zusätzliche Forderung, trotz dringender Notwendig​keit, eingebracht. Und das wisst ihr alle ganz genau. Ich habe es auch immer wieder betont, obwohl Leistungen dazugekommen sind. Es geht um Wolfsberg, um die Lymphklinik bis nach Hermagor bei der Rehab und, und, und. Ich möchte das nicht so belasten, weil wir ja zum Thema „Gesundheit“ ja sowieso einen eigenen Punkt haben. Aber, was ich dazu sagen möchte – der Herr Rechnungshofdirektor wird es mir wahrscheinlich bestätigen, weil er den Bericht vom Bundesrechnungshof sicher kennt – wir haben die dünnste Personaldecke, verglichen mit den anderen Bundes​ländern in Österreich. Wir haben im Pflegebereich – und der ist halt einer der wichti​gen Bereiche nach der Medizin oder der wichtigste nach der Medizin, wenn man das qualifiziert – über 25 Prozent weniger Personal. (Abg. Lutschounig: Und in der Verwaltung?!) In der Verwaltung sind jetzt in der letzten Zeit durch das Management einige Dienstposten im mittleren und akademischen Bereich aufgefettet worden, aber bei den Kleinen unten, bei den Reinigungsdiensten, Werkstätten, Küche, usw. ist ein​gespart worden. Deswegen scheinen sie – so ist es halt leider, wenn man den Dienstpostenplan anschaut – nicht auf, aber das ist einer der Punkte, über den man diskutieren wird müssen. Dass viele gebraucht worden sind, weil Controlling, Revi​sion, und, und, und eingeführt worden ist, möchte ich nicht absprechen. Aber auch hier gilt das Gleiche, was wir auch das letzte Mal diskutiert haben, zum Beispiel bei den Juristen im Land. Wir haben hervorragende, eigene Juristen im Land, auch bei uns, und es absolut nicht notwendig wäre, bittschön ständig Fremde – wer das immer ist, bittschön; und ich schaue das jetzt wirklich ohne Vorurteil an, das möchte ich in aller Deutlichkeit hier sagen – überhaupt nicht benötigen. Weil, wenn dann teilweise das anschaust, was wir dann aus dem privaten Bereich teuer zukaufen und was man damit anfangen kann, das lasse ich auch da offen. Vielleicht in einer der nächsten (Abg. Lutschounig: Da sind wir bei dir!) Landtagssitzungen.
Für das Land – und das ist die Gruppe 0 – im Personal ist es so, dass insgesamt in allen Bereichen, wenn man alles zusammenzählt, Hoheitsverwaltung, Musikschulen, Krankenpflegeschulen, Akademien, Lehrer, usw. handelt es sich um Dienstposten – also im 2005er Jahr haben wir 8.970 Dienstposten gehabt – da ist für 2006 mit 8.865 eine Kürzung drinnen, also eine Einsparung. Es ist sicher interessant zu wissen, wie sich das aufteilt, aber es hat ja jeder von euch auch die Unterlagen. Direkt in der Hoheitsverwaltung – und ich rechne auch hier die Musikschulen und die Krankenpfle​geschulen dazu, weil sie auch über das Präsidium usw. bearbeitet werden – handelt es sich um 3.752 Planstellen.
Bei den Lehrern – und jetzt sind wir da bei dem Problem, dass wir über den Bund reden, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben Schüler – immer weniger, wissen wir leider, das kommt dazu. Das macht sowieso Probleme, auch mit Standorten und mit allem Drum und Dran. Aber ich möchte darauf nicht eingehen, weil das auch wieder eine eigene Gruppe ist. Aber, wenn wir wissen, dass wir 4.558 Lehrer, in Volksschulen, Hauptschulen und Polytechnischen Lehrgang benötigen, und der Bund uns die nicht zahlt, obwohl er refundieren müsste. (Abg. Warmuth: 17 Millionen Schilling!) Korrekt! Insgesamt sind es 335 Dienstposten – es waren ja schon mehr, die wir in der Vergangenheit gezahlt haben, die das Land aus den eigenen Budget​mitteln bittschön zuschießen muss, damit das Versäumnis, dass der Bund seinem Bildungsauftrag nicht nachkommt, bittschön vom Land repariert wird. Und so geht es in verschiedensten Bereichen und es wird dann auch erlaubt sein – obwohl es heute kritisiert worden ist, als einer meiner Kollegen das angezogen hat – dass der Bund sich in verschiedenen Bereichen aus der Verantwortung schleicht. Und, wir zum Ge​sundheitswesen, das wir noch sehr gut diskutieren werden müssen – jetzt mit der Einführung des Bundesgesundheitsfonds und Landesgesundheitsfonds – und wie das funktionieren wird. Ich hoffe nicht, dass sich der Bund hier bittschön nicht aus seiner Verantwortung, auch seinen Beitrag zu leisten, da schön langsam aussteigt und sich schleicht, weil dann sind wir wirklich nicht mehr in der Lage, die Standortga​rantie, die dieser Landtag ja Gott sei Dank auch in den Bereichen der katholischen und geistlichen und privaten Spitäler beschlossen hat, überhaupt aufrecht zu erhal​ten.
Der nächste Bereich – und ich nehme ihn gleich mit, damit man sich nicht öfters zu Wort melden muss – sind die Berufsschulen in Kärnten. Hier gibt es – das mache ich kurz – 376,5 Dienstposten, die budgetiert sind. Ich hoffe das in dem Bereich, wo auch eine gute Berufsausbildung in der Schule für die verschiedenen Berufe stattfindet. Der Standortstreit Berufsschule ist wieder ein anderes Thema, deswegen möchte ich mich dazu heute da gar nicht äußern. Was mich immer sehr interessiert, sind natür​lich die Lehrer in den landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen, wo es ja eigent​lich nie – Gott sei Dank muss ich für diesen Bereich sagen – kaum oder nie eine Diskussion gegeben hat. Aber immerhin sind auch in dem Bereich natürlich dement​sprechend Lehrer notwendig. Drei sind … (Abg. Lutschounig: Steigende Schüler​zahlen!) Steigende Schülerzahlen, korrekt, wie es in den anderen Bereichen nicht der Fall ist. Das ist ganz klar. Und ich nehme an, dass auch diese Zahlen dann bei der zuständigen Gruppe diskutiert werden. Die drei Lehrer die mehr benötigt werden, sind aufgrund der Schülerzahlen berechtigt und werden auch so beschlossen wer​den.
Aber nachdem heute im Budget so ziemlich einige Spitzen geritten worden sind, wegen geringer Verschuldung und mit allem drum und dran, und mit den Zinsen, und dann sind wir pleite und die nächste Generation und die übernächste Generation wird zahlen. Ja, selbstverständlich wird das teilweise der Fall sein müssen, nur, um den Verkauf der Krankenanstalten hat es damals eine verhältnismäßig beinharte Dis​kussion auch mit den Regierungsmitgliedern gegeben, wo man sich dann zu einer Vereinbarung getroffen hat zwischen dem Land Kärnten und dem Zentralbetriebsrat der Kärntner Krankenanstalten unter Beiziehung des Kammerpräsidenten, also Kol​legen Goach. Und ich nehme da den letzten Punkt, den 6. Punkt, weil um den geht’s ständig. Der 6. Punkt ist vereinbart worden, liebe Kolleginnen und Kollegen! „Die aus dem Verkauf erzielten Mittel müssen langfristig in voller Höhe in den Gesundheits​bereich zurückfließen; Investitionsfinanzierung.“ Diese Vereinbarung ist vertraglich bittschön auch vom Landeshauptmann Haider und den anderen Persönlichkeiten unterschrieben worden. Und am Dienstag nächster Woche werden wir diese Verein​barung mit all den anderen Punkten auch in der Aufsichtsratssitzung vorlegen und ich bin sehr gespannt, wie von denen, die da unterschrieben haben, vor allem vom Landeshauptmann zu diesem Thema reagiert wird.
Weil dann schaut, bitte schön, die Finanzierung vom Lkh-neu in Klagenfurt, wenn wir schon davon sprechen, etwas anders aus, wesentlich anders aus, als derzeit scheinbar diskutiert wird. Das einmal von meiner Seite ganz kurz.
Zwei weitere Dinge noch dazu: Streitfälle sind die Dienstzettler. Liebe Kolleginnen und Kollegen des Kärntner Landtages! Ich nehme nicht an, dass in irgendeiner Abteilung und in irgendeinem Referat ein Dienstzettler arbeitet, der nicht tatsächlich benötigt worden ist. Es sind 485 Posten. Ich lehne jetzt die Formulierung des Herrn Landeshauptmannes ab, dass man sagt, jetzt streichen wir einfach 30 % der Dienstzettler – ohne dass man das anschaut, wird benötigt oder wird nicht benötigt oder kann man ihn woanders einsetzen.
Das Zweite, was ich dazu sagen möchte: Wir haben im Straßenbau über den Bund 200 Dienstposten, die immer refundiert werden, die nie aus dem Dienststellenplan, interessanterweise, herausgenommen worden sind – aus welchen Gründen immer, das lasse ich wirklich jedem Einzelnen in seiner Fantasie über, was für Manipulationsmöglichkeiten sind, bei 200 Dienstposten, die im Budget drinnen waren, die der Bund refundiert hat, die aber nie in irgendeiner Form dann für Dienstzettler oder welche immer zum Tragen gekommen sind. Das ist etwas, was ich hier gerne einmal mitteilen möchte. Ich erwarte mir, dass sich alle Fraktionen Gedanken darüber machen, weil mit Mitte des nächsten Jahres sowieso der ASFINAG die 200 Dienstposten, wie auch immer, zugewiesen werden, dass die im Stellenplan noch drinnen sind und die verwendet werden eben müssen und sollen, ich glaube, für die benötigten Kolleginnen und Kollegen, die leider mit Dienstzettel schon in den verschiedensten Abteilungen da drin arbeiten.
Das nächste Thema sind 138 – wenn ich die Zahl richtig im Kopf habe – Lehrlinge, die im Land eingestellt wurden. Ich habe gehört, dass der Herr Landeshauptmann eine weitere Zusage für 120 Lehrlinge gemacht hat, wie auch immer die Auslese dann erfolgt. Ich hoffe, sehr objektiv. Wenn man weitere Jugendliche tatsächlich im Budget verankert und ihnen die Chance gibt, zu arbeiten, aber auch dann, wenn sie ausgelernt sind, sich Gedanken macht, wie man sie weiter verwenden kann. Von unserer Seite als Personalvertretung, die ich da mitvertreten darf, gibt es dazu die volle Zustimmung. Wie es derzeit triste ausschaut, das haben alle Redner schon gesagt. Ich möchte mich dazu nicht verbreitern.
Aber nachdem der Kollege Tauschitz nicht da ist: Kollege Grilc, kannst du mir sagen, wie unter eurer politischen massiven Mitarbeit zum Beispiel der Herr Verwaltungsdirektor Raming seinerzeit objektiviert worden ist? – Kannst du nicht. Es ist besser, weil es war ganz sicher … (Abg. Lutschounig: Gleich wie der Sonnberger!) Der Sonnberger ist objektiviert worden, sogar zweimal. Weil er zuerst nicht der Bestgereihte war, ist er noch einmal objektiviert worden. (Abg. Mag. Grilc: Das erste Mal ist er nicht durchgekommen, erst das zweite Mal!) Ich war sogar bei diesem Hearing persönlich dabei, weil es politische Packeleien zwischen euch und der Freiheitlichen Partei damals gegeben hat oder umgekehrt mit jemand anderem. (Abg. Lutschounig: Warst du dagegen?) Ich war dagegen, selbstverständlich! Ich war beim Hearing, weil ich die Objektivierung in dieser Form nicht mehr hören kann. In keiner Berufsgruppe wird objektiviert: ob Reinigungsdienste, ob Schwestern, ob Pflegehelfer, auch Ärzte. Andere scheinbar in der Form nicht, und man sollte sich wirklich vornehmen, im Jahr 2006, ob es nicht eine Novellierung für das Objektivierungsgesetz geben sollte. Ich wäre als Erster bereit, daran mitzuarbeiten, wo wirklich geregelt ist, was sich noch objektivieren lässt. Danke fürs Zuhören! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ebner das Wort.)

Arbeiter

Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Schülerinnen und Schüler auf der Besuchertribüne! Werte Kolleginnen und Kollegen des Landtages! Hoher Landtag! Kollege Arbeiter hat hier in seinen Wortmeldungen den Personalbereich in weitem Bogen behandelt. Er ist auch auf die Aussagen des Kollegen Tauschitz eingegangen. Lassen Sie mich meine Ausführungen ebenfalls mit einer Replik auf den Kollegen Tauschitz beginnen, indem ich einfach mitteile oder sage, dass das die Kälte der Turbokapitalisten ist, die hier von Einsparungen reden und zusperren meinen und zu feige sind, das deutlicher auszusprechen. Wenn Experten von Einsparungen in Millionenhöhe reden, meinen sie immer zusperren. Dann soll er offen und ehrlich zugeben, dass das, was der Landtag beschlossen hat, nicht mehr von ihm im Krankenanstaltenbereich eingehalten wird und er auch hier an zusperren denkt, obwohl der Landtag einstimmig beschlossen hat, hier einen anderen Weg zu gehen: die Qualität und die Standortsicherung aufrecht zu erhalten.
Wenn im anderen Bereich auch davon gesprochen wird, im Verwaltungsbereich einzusparen, dann heißt das, Dienstzettler, wie sie schon angesprochen worden sind, oder Vertragsbedienstete sobald wie möglich los zu werden, das heißt deutlich: zu entlassen. Auch dazu findet er nicht die richtigen Worte. Er verschweigt es. Er sagt „einsparen“ und meint „entlassen“. Da sind wir nicht dabei, denn wir wollen Personalpolitik mit Augenmaß machen.
Wir haben auch hier die kritischen Ansätze sehr wohl vernommen im Bereiche der Schulen, wobei man ganz sicherlich nicht alleine dem Bund das derzeit zuordnen kann, sondern das ist über 40, 50 Jahre gewachsene Bildungspolitik hier in Kärnten. Wir wissen, wie schwer es ist, hier auf so genannte Salzburger Verhältnisse hin zu tendieren, wobei wir auch hier diesen Weg nicht gehen wollen, sondern wiederum auch in diesem Bereich Bildungspersonalpolitik mit Augenmaß. Nur dann glauben wir, dass wir beidem, nämlich den Wünschen der Bevölkerung einerseits, andererseits auch den Wünschen der Finanzplaner entsprechend gerecht werden, denn wir verwalten und gestalten nicht mit unserem eigenen Geld sondern mit dem Geld der Steuerzahler.
Wenn im Bereiche der Personalsituation der Landesverwaltung gesprochen wird und hier der Kollege Tauschitz herausgeht, dann wurde er schon darauf aufmerksam gemacht: Eigentlich hätte er die Rede im Nationalrat halten sollen. Ich sage ihm als Kommunalpolitiker: Eigentlich hätte er die Rede auch in der Stadt Klagenfurt halten sollen, weil dort sitzt Bürgermeister Scheucher als Personalreferent und wird hier vom Rechnungshof schärfstens kritisiert. Aber das ist ein anderer Punkt; darauf werden wir noch zu reden kommen. Im anderen Bereich sitzt dort Finanzreferent Zwick. Der wird ebenfalls vom Rechnungshof kritisiert, aber das ist wiederum ein anderer Punkt. Herr Kollege Tauschitz, schicken Sie Ihre Rede an die Stadt Klagenfurt und an den Bund. Da werden Sie vielleicht dann auch hier einiges verändern, (Beifall von der F-Fraktion) denn dort tut es Not. Dort ist es notwendig.
Das sagt der Landesrechnungshof auch immer wieder: Im Land sind Reformen, Reformschritte gesetzt worden, die herzeigbar sind. Denn wenn wir direkt die Verwaltung hier ansprechen, dann ist es so, wie es aus diesem Stellenplan 2006 zu entnehmen ist. Kollege Arbeiter hat von den 3.752 Mitarbeitern gesprochen. Das ist richtig. Aber bitte, da sind ja die Mitarbeiter der Bezirkshauptmannschaften drinnen, die Mitarbeiter der einzelnen Schulen. Die direkt eigentlich herangezogenen Verwaltungsbeamten mit Vertragsbediensteten im Bereich des Amtes der Landesregierung belaufen sich auf 1.000 Mitarbeiter, hier nach dieser Statistik. Wir wissen aber auch, dass wir in diesen Bereichen Schritte zu setzen haben, denn die gesetzlichen Änderungen haben gerade im Instanzenweg dazu geführt, dass einerseits die Bezirkshauptmannschaften wohl Kompetenzen bekommen haben, andererseits bereits der Unabhängige Verwaltungssenat die nächste Instanz ist. Hier fehlt eine Zwischeninstanz. Hier könnten Einsparungen durchgeführt werden. Hier wäre möglich, mit Reformen, mit einer Konzentration im Verwaltungs-, sprich im Gestaltungsbereich Maßnahmen zu setzen.
Daher ist dieser Stellenplan 2006 mit einer Aufstockung von 53 Mitarbeitern insgesamt bei knapp 4.700 ein Stellenplan mit Augenmaß. Wir werden aber auch hier eine Handlung setzen müssen. Wenn die Dienstzettler, die sehr gute Arbeit leisten, in einem hohen Grad verunsichert werden, dann hat die Politik hier, Kollege Tauschitz, eine Verantwortung, diese Verunsicherung nicht weiter zu praktizieren, sondern ihnen auch die Möglichkeit zu geben – wie es auch Kollege Arbeiter angesprochen hat -, in den Stellenplan in einer Form integriert zu werden. Denn Sie wissen, welcher Landeshauptmann am meisten hier die Dienstzettler aktiviert hat. Er ist Ihnen vielleicht politisch heute nicht mehr so nahe, aber damals war er Ihnen sehr nahe, wie er noch Landeshauptmann war.
Daher: Schieben Sie die Verantwortung nicht ab in irgendwelche andere Bereiche, und tun Sie nicht so, als ob Sie hier für eine Generation sprechen würden. Vielleicht will diese Generation Ihnen gar nicht zuhören. Und Ihre Kälte braucht diese Generation nicht. (Beifall von der F-Fraktion) Sie sucht hier auch eine soziale Verantwortung über die Generationen hinweg.
Wir werden also hier im Bereiche des Personal natürlich auch – und das sei hier im Hohen Landtag auch angesprochen! – in Zusammenarbeit zwischen dem Finanzbereich, dem Personalbereich und der Personalvertretung nur dann eine Lösung finden, wenn alle hier an einem Strang ziehen. Wenn hier die Machbarkeit des Möglichen im Raum stehend auch tatsächlich ernst genommen wird. Das heißt, bei Gehaltsabschlüssen in diesen Bereichen eine Behutsamkeit an den Tag zu legen. Wir haben hier eine Verpflichtung gegenüber den Mitarbeitern, wir haben aber auch eine Verpflichtung gegenüber den Steuerzahlern. Daher auch in diesen Bereichen nicht ein Thema für die öffentliche Diskussion, sondern ein Thema für Verhandlungen in entsprechendem Vertrauensbereich zwischen allen hier Beteiligten und Schaffenden.
Das bedeutet für uns, dass die Dienstzettel in der Größenordnung per 31. 8. 2005 in der Landesverwaltung mit 458, aktive im Dienst befindlichen Bediensteten hier auch in diese Gespräche in ihren Verantwortlichkeiten einzubinden sind. Wenn kritisiert wird, dass nur „5,2 Millionen“ für diesen Bereich budgetär vorgesehen sind, dann sind hier wohl auch Maßnahmen in die Zukunft weisend ebenfalls mit hineingerechnet. Denn wir sind verpflichtet, hier eine Lösung zu suchen. Nicht nur, dass man ein Fiedler-Papier dann auch in die Etappen der Umsetzung zuführt, sondern auch im Bereich der Machbarkeit. Denn es hat keinen Sinn und es macht auch keinen Sinn, bei erfolgreichen Reformschritten dann auf einmal mit der Härte des neoliberalen Tauschitz in der Öffentlichkeit herumzuhauen und dann tatsächlich, wenn es aufs Konkrete geht, keine Vorschläge zu haben, sondern sich dahinzuschweigen und aus der Verlegenheit ein kleines Lächeln in den Raum zu stellen. Dies ist nicht unsere Politik! Da sind wir nicht mit dabei! (Beifall von der F-Fraktion)
Wir werden aber auch in diesem Bereiche der einzelnen Dienststellen, im Bereiche der Landeslehrer, den Weg fortzusetzen haben. Denn es ist nicht zu erwarten, dass der Bund seine Politik ändert. Es ist aber auch eine hohe kulturpolitische Verantwortung in diesem Bereich. Sie können ruhig einsparen, Kollege Tauschitz, aber dann gehen Sie in die Dörfer hinaus, dann gehen Sie zu den Schulstandorten und sagen: „Ich bin derjenige, der die Schulen zusperren will.“ Sie werden es nicht machen. Sie werden wieder nur hier herinnen reden und glauben, dass Sie es unter dem Mantel des Landtages hier sehr wohl sagen können. Stehen Sie überall zu Ihren Worten und nicht nur in diesem Bereich!
In Summe des Personalaufwandes, gemeinsam mit Bundesmitteln, Landesmitteln, sprechen wir von 8.865 Dienstposten. Ein Unternehmen, ein großes Unternehmen in diesem Bereiche, der für das Personal finanziert vom Steuerzahler, daher verantwortlich verpflichtet gegenüber dem Steuerzahler, daher bedeutet das aber auch höchste Effizienz im organisatorischen Bereich.
Hier werden wir den Weg weitergehen in den Strukturmaßnahmen der inneren Struktur, der inneren Vereinfachung. Denn im Sinne von Lean-management soll es auch eine schlanke Verwaltung geben. Daher ist dieser Budgetansatz im gesamten Personalbereich mit Augenmaß erarbeitet, bearbeitet worden, aber er ist ein Schritt in die richtige Richtung. Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Mag. Ebner

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Grundsätzlich muss ich ja dazu sagen, dass jene „Aktivität“, die heuer gesetzt worden ist, nämlich den Landtag damit zu betrauen, in so genannten Vorgesprächen in den Ausschüssen und Unterausschüssen über das Budget zu diskutieren, sehr lieb gemeint, aber von der Effizienz ist es mit null zu bewerten. Das werde ich, wie folgt, auch begründen. Wir haben uns dort Gedanken gemacht, die eine Fraktion mehr, die andere weniger – ohnedies wissend, dass eine Veränderung sehr schwierig vorzunehmen ist, wenn vorgefasste Meinungen sind. Während wir noch diskutiert haben und um unsere Meinungen befragt wurden, hat es schon einen Budgetbeschluss in der Regierung bzw. schon die Budgeteinbegleitung hier im Landtag gegeben.
Und wir haben noch immer gescheit geredet in unseren Ausschüssen. Also diese Art der Budgetaugenauswischerei, in der Form, dass man die Abgeordneten Damen und Herren bei der Nase herumführt, die lehne ich kategorisch ab! Es ist zwar eine nette Geste, die man gut gemeint angelegt hat, aber in der praktischen Durchführung ist dieser Versuch absolut daneben gegangen. Nun, aber jetzt zum Folgenden, was die Verwaltung betrifft und was … Natürlich ist das ein gewaltig großer Brocken, und wenn es heißt, Einsparungspotenziale sind da und dort in der Verwaltung. Ich bin wirklich nicht der große Experte, der das sagen kann, aber ich höre wenigstens auf Experten wie Professor Lehner und ähnliche, die große Erfahrung haben in der Beratung und die als äußerst seriös anzusehen sind, dass wir uns da und dort nicht einfach zu Tode verwalten dürfen. Und ich erinnere an die Aktion des damaligen Landeshautpmannes Zernatto, der im Einklang mit dem damaligen Personalreferen​ten Dr. Kowatsch, die Minus-Zehn-Prozent gemacht hat, auch nicht mit der Schere drübergefahren ist, sondern versucht hat, wirklich da und dort durch natürliche Ab​gänge nicht mehr nachzubesetzen, und auf diese Art und Weise für den Bürger durchaus nicht spürbar irgendwelcher Nachteile, jedenfalls hat aufzeigen lassen.
Und eines muss ich natürlich auch sagen. Es ist fast alle Jahre das Gleiche, dass im Bereich der Musikschulen … Und ich bekenne mich wirklich auch zu den Musikschu​len, und ich glaube, dass es eine vernünftige Alternative für unsere Jugend ist, dass wir Musikschulen, die in ganz Kärnten sind, haben. Nur, wenn ich vergleiche, was zum Beispiel ein Musikschullehrer im Gegensatz zu einem „normalen“ Lehrer ver​dient, dann muss ich sagen, passt da irgendetwas nicht. Und das ist ganz interes​sant. Es kostet zum Beispiel ein normaler Landeslehrer 44.983,-- Euro und es kostet eine Musikschullehrer dem Land 67.437,-- Euro. Das heißt, um 50 Prozent verdient der Musiklehrer mehr gegenüber dem normalen Lehrer, sei es ein Hauptschul- oder Volksschullehrer. Also, ich hinterfrage schon, mit welcher Berechtigung das eigent​lich stattfindet, (Zwischenrufe von Abg. Trettenbrein und Abg. Zellot.) wenngleich ich verstehe, dass einer, wenn er ein Instrument kann – ich habe einen Nachbar, der ist zwar gelernter Tischler; nichts gegen Tischler und Handwerker; der verdient sich eine goldene Nase mit diesen Dingen; er ist ein ausgezeichneter Musiker, übrigens ein Lavanttaler – … (Abg. Trettenbrein: Seid's da auch schon dagegen!) Nein, überhaupt nicht! Aber nur, vergolden brauchen wir diese Leute nicht, meine Damen und Herren! Das meine ich und ich glaube, dass eine Steigerung vom Jahr 1965 auf das Jahr 1966 von 60.465,-- auf 67.434,-- einfach nicht gerechtfertigt ist, weil das 7.000,-- Euro im Jahr sind. Das sind knapp 100.000,-- Schilling, meine Damen und Herren, die er mehr kriegt, wo unten dann in den Erläuterungen steht: Dienstkostenvergütun​gen usw. oder Reisedienstvergütungen et cetera, et cetera … Ja gut, aber in diesem Ausmaß kann's ja nicht sein! Da müssen wir, glaube ich, auch irgendwann einmal, wenn wir Verantwortung tragen wollen, irgendwo versuchen, die Diskussion dorthin zu führen, dass wir sagen: Ja, irgendeine Regelung muss es ja geben und irgend​einen Riegel, dass das nicht in das Uferlose gehen kann. Ich habe wirklich Verständ​nis, dass so etwas passiert, das soll uns auch etwas wert sein. Ist überhaupt keine Frage! Aber, nur der Unterschied von einem normalen Lehrer zu einem Musikschul​lehrer erscheint mir in einer Größenordnung, die nicht gerechtfertigt ist.
Und, meine Damen und Herren, der Kollege Mag. Ebner hat sich natürlich auch sehr vehement für die Dienstzettler eingesetzt. Das ist ja auch sehr ehrenwert, denn vor allem ist es ja auch sein politisches Klientel, denn der Großteil dieser „Dienstzettler“, sind, unter Anführungszeichen, wirklich vom Landeshauptmann Haider; Günstlinge, die er hier eingestellt hat. Und, dass er sich um die große Sorgen gemacht hat oder Sorgen macht, ist auch verständlich. Nur bitte, meine Damen und Herren, wer hat denn gesagt; ein Minus von 30 Prozent bei den Dienstzettlern muss es geben, wie der Herr Landeshauptmann. Es ist ja von niemanden anderen als vom Herrn Landes​hauptmann gesagt worden, ein Minus von 5 Prozent in der normalen Verwaltung und bei den Dienstzettlern ein Minus von 30 Prozent müssen wir in den nächsten Jahren eben erreichen, um das einigermaßen noch zu finanzieren. Ja gut, derjenige der die Leute dort eingestellt hat, angestellt hat – sehr viele sind wirkliche Günstlinge, das wage ich zu behaupten – (Abg. Trettenbrein: Ich wage es zu bezweifeln!) und ich kann hier durchaus auch den Beweis antreten. Und, dass man sich um die große Sorgen macht, dass die natürlich dann nicht auf der Straße stehen, verstehe ich ja. Aber ich glaube, dass man ohnedies ein bisschen die Schranken hier sehen sollte und, dass man mit Vernunft und mit Augenmaß in der Zukunft auch dieses Problem behandelt und, dass man auch in vielen Bereich – wie es eben auch bei den Musik​lehrern ist – doch versuchen sollte, die Dinge so zu sehen, wie sie akzeptabel, wie sie auch fürs Budget noch verkraftbar und für unsere Gesellschaft auch noch verkraftbar sind. Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Lutschounig

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Kollege Magister Ebner! Ich möchte nur ein paar Dinge korrigieren die Sie vorhin in Ihrer Rede so aus​geführt haben. Sie haben behauptet, ich würde, die ÖVP würde für Entlassungen stehen. (Abg. Trettenbrein: So ist es, haben wir gerade gehört jetzt!) Wenn Sie mir aufmerksam zugehört hätten, dann hätten Sie gehört, dass ich vom Aufnahmestopp gesprochen habe. Und dieser Aufnahmestopp wurde, vom Ihnen soviel kritisierten Landeshauptmann Christof Zernatto, durchgeführt. Aber, im Gegensatz zu Ihnen ist Ihr Parteiobmann, der Herr Landeshauptmann Dr. Jörg Haider meiner Meinung und er hat diesen Aufnahmestopp vor kurzem ausgerufen, nur tut er ihn nicht! Denn es gibt 57 neue Dienstposten! Also, der Landeshauptmann geht mit mir da d´accord, Sie offensichtlich nicht, was aber das kleinere Problem ist.
Zum Thema kündigen. Sie werfen mir soziale Kälte vor und behaupten, Sie hätten soziale Verantwortung. Ja, diese Regierungskoalition hat den jungen Menschen soziale Verantwortung vorgetäuscht und zahlen wird diese soziale Verantwortung die nächste Generation. Das ist nicht soziale Verantwortung sondern das Gegenteil, und mir vorzuwerfen, dass ich dazu schweige, ist insoferne nicht ganz richtig, weil ich ja doch sehr oft das Wort in diesem Hause ergreife.
Aber nun zu etwas viel Wichtigerem. Sie haben gesagt: Ich wäre neoliberal und haben zwei Minuten später, im Zuge der Verwaltungsreform gesagt, wir werden Lean-Management einführen. Wissen Sie, was Lean-Management ist? Das haben die Asiaten in den späten 70er-Jahren eingeführt. Es hat dazu geführt, dass die asiatische Automobilindustrie sich an die Weltspitze arbeiten hat können, wurde dann von den Europäern und den Amerikanern in den späten 80ern und 90ern übernommen, was dazu geführt hat, dass massenhaft Menschen entlassen wurden, weil Lean-Management bedeutet, jeden Prozess, der keine Verbesserung am End​produkt hervorruft, zu eliminieren. Das ist das Zitat. Und, wenn Sie in der Verwaltung jeden Prozess, der das Endprodukt nicht verbessert, eliminieren wollen, na dann schaue ich mir an, wie viele Kündigungen es in Kärnten gibt. Dann sind nämlich ge​nau Sie derjenige, der soziale Kälte, und zwar in einem neoliberalen Ausmaß der Superlative an den Tag legt, und es ist genau Ihre Politik, die dafür sorgt. (Abg. Mag. Ebner: Sie, ja Sie! Sie machen's! Genau Sie machen's!)
Aber, es ist nicht unverständlich, denn das BZÖ zeigt es ja vor, wie man Wirtschafts​politik macht. Man fördert ein paar Große, setzt ein paar Riesenbetriebe irgendwohin, fördert die mit Massen von Steuergeldern und hofft, dass die Kleinen dann nach​ziehen können, was sie in der Regel nicht können und dass dazu führt, dass ein paar Große sehr reich werden und sich eine goldene Nase in Kärnten verdienen und die vielen kleinen und mittleren Betriebe, die dafür sorgen, dass unsere Wirtschaftsent​wicklung in Kärnten vorangeht, die dafür sorgen, dass wir soziale Sicherheit in die​sem Land haben, nämlich die kleinsten und Kleinbetriebe, da nicht mitmachen kön​nen. Die werden von Ihnen ja nicht unterstützt. Aber das wollte ich nur noch loswer​den, damit in diesem Haus keine falschen Dinge im Raum stehen bleiben. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Tauschitz

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Das war die letzte Wortmeldung der Gruppe 0. – Wir kommen zur Gruppe 1: „Öffent​liche Ordnung und Sicherheit.“ Als Erster zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Gritsch. – Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Kapitel „Sicherheit und öffentliche Ordnung“ ist immer wieder willkommener Anlass, den frei​willigen Mitgliedern von Rettungsorganisationen den Dank für den selbstlosen, unei​gennützigen Einsatz auszusprechen, denn ohne ehrenamtliches Engagement würde in unserem Lande nichts laufen. Allein in Kärnten stehen tagtäglich 25.000 freiwillige Helfer, die Feuerwehren, Rotes Kreuz, Wasser- und Bergrettung, auf Abruf bereit, die ihren Dienst am Nächsten leisten und sich einsetzen. Sie stellen nicht nur ihre Freizeit zur Verfügung, sondern auch ihre Gesundheit und setzen auch ihre Familie und auch oft ihren Job aufs Spiel. Aber wir Abgeordnete hier im Kärntner Landtag haben ohnedies genug Gelegenheit, dahin gehende Veranstaltungen zu be​suchen und auch anerkennende Worte hiefür zu finden.
Auch der Exekutive, im diesem Fall der Polizei – weil die Gendarmerie gibt es ja nicht mehr – sei gedankt für die Überwachung, für die Kontrolle im Straßenverkehr und auch für die Kriminalitätsbekämpfung und Verbrechensaufklärung. Österreich und Kärnten ist ja ein sehr sicheres Land, wenn man den Vergleich mit anderen Staaten anstellt. Was für uns Grund zu Sorge ist, ist die zunehmende Gewaltszene im inner​städtischen Bereich, wo Handlungsbedarf gegeben ist, um diese Situation auch bes​ser in den Griff zu bekommen. Wenn man auch feststellt, dass es in Kärnten gegen​über den anderen Bundesländern zu einer fast 17-prozentigen Zunahme im Infra​struktur – und Straßenbereich kommt – wie wir heute gehört haben – dann kann man ruhig auch die Leistungen eines Verkehrsreferenten etwas hervorheben, (Abg. Lut​schounig: Er zieht immer orange Jacken an …) der auch in seiner Funktion für Ent​schärfungen von Gefahrenbereichen sorgt, der auch vorbeugend und aufklärend in Schulen und Kindergärten wirkt. Ja, du hast schon Recht. Und auch dieses Thema ist ein wichtiges Thema. Das Thema dieser Verkehrs- und Sicherheitsjacken, sowie du das jetzt angesprochen hast, weil momentan ist es ja so, dass das auch zum Gesetz erhoben worden.

Und gerade gestern Abend um 17.00 Uhr hatte ich ein Erlebnis. Ich bin zu einem Verkehrsunfall auf der Grafensteiner Landesstraße als Erster hinzugekommen, wo einer jungen Dame ein Reh vors Auto gelaufen ist. Und ich muss dazu sagen, nebe​lig, finster, aber diese Dame hat eine Sicherheitsjacke angehabt und war für mich, der als Erster dazu gekommen ist, sehr leicht erkennbar. Und, wenn man repliziert auf den vor einigen Tagen verunglückten Karl-Heinz Rossmann, so möchte ich nicht wissen was gewesen wäre, wenn er eine Sicherheitsjacke getragen hätte. Vielleicht wäre er dadurch noch am Leben. Also, das ist irgendwo schon ein wichtiges Thema, was du da auch angesprochen hast.
Nun zu einem anderen Thema, dem wir uns auch selbstverständlich widmen werden, das ist die Diskussion zum Tempo 160 auf Autobahnen, weil auch natürlich viele meinen, dass die Sicherheit dadurch massiv gefährdet ist. Ich muss aber eher sagen, dass auch zum Teil eine Scheinmoraldiskussion geführt wird. Weil, wenn man heute auf der Autobahn am rechten Fahrbahnrand dahinfährt, auch mit Tempo 130, dann wissen wir alle, was sich auf der linken Fahrbahn abspielt. Und es wäre für mich, für mein Dafürhalten sicherlich notwendig, mehr Radarkontrollen, mehr Überprüfungen dahin gehend durchzuführen. Aber gut, das ist eine Privatmeinung. Wogegen wir uns verwehren, das ist, die Geschwindigkeitsbeobachtungen an Private zu übertragen. Das ist aus unserer Sicht nicht sehr zielführend.
Und, wenn hier gerade Unfälle passieren und die Aufregung da groß ist, dann heißt es natürlich, Ruhe zu bewahren, Schritt für Schritt richtige Entscheidungen zu treffen. Hier nimmt auch der Zivilschutzverband seine Aufgaben wahr und hat auch heuer in vielen Gemeinden und bei vielen Veranstaltungen aufklärend gewirkt, sei es anhand von Demonstrationen, sei es anhand von bewußtseinsbildenden Maßnahmen. Und es ist auch sehr wichtig, Notrufnummern, Sirenensignale, Sicherheitsratgeber auch immer wieder in Erinnerung zu rufen. Ich war heuer beim Zivilschutzverband und habe auch dahingehend so einen Sicherheitsratgeber, Notfallkleber und wichtige Nummern erhalten, die ich auch an die Abgeordneten des Hohen Hauses weiter​geben darf, damit wir da hier auch mit gutem Beispiel vorangehen können. (Es wird jedem im Plenarsaal Anwesenden ein Sicherheitsratgeber ausgehändigt.)
Im Bezug auf die Feuerwehren hat sich auch der Schritt der Selbstverwaltung als richtig erwiesen, ebenso wie die Eingliederung der Feuerwehrjugend und auch der weiblichen Mitglieder. Sieht man sich im Feuerwehrverband um, stellt man fest, dass modernstes Gerät, Fahrzeug, die damit verbundene Ausbildung und Schulung ge​währleistet wird. Schließlich sind mehr als 400 freiwillige Feuerwehren im Lande zu bedienen. Und schaut man sich auch die Homepage oder auch die Jahresberichte an, die uns Abgeordneten ja auch immer zugehen, so stellen wir im heurigen Jahr er​freulich fest, dass die Brandstatistik nach unten revidiert wurde, dass weniger Un​wetterkatastrophen und Waldbrände zu verzeichnen waren als in den Jahren zuvor. Das wird nicht immer so sein, wenn das Wetter auch Kapriolen spielt, dann ist das nie vorhersehbar. Aber wenn es soweit ist, dann ist es wichtig, dass das Krisenma​nagement gut funktioniert und von der Landesfeuerwehrschule aus, vom Haus der Sicherheit, wird in Kärnten eigentlich sehr vorbildlich kooperiert.
Bereits in der Fragestunde haben wir heute gehört, dass der neue Feuerwehrreferent und gleichzeitige Gemeindereferent mit vollem Engagement, gemeinsam mit dem Landesfeuerwehrverband, die Interessen der öffentlichen Sicherheit wahrnehmen wird und auch notwendige finanzielle Bedeckungen gewährleisten wird. Das ist sehr positiv. Er hat ja gesagt, dass er auch bereit ist, vier Millionen Euro für technische Einrichtungen zur Verfügung zu stellen und dass auch die Finanzierungspläne für die Anschaffung von neuen Fahrzeugen vorher ausdiskutiert werden. Auch das ist ein wichtiges Thema, wenn man selbst auch bei der Feuerwehr dabei ist.
So gesehen, ist für mich die Fortsetzung des Weges seines Vorgängers, Dr. Peter Ambrozy, klar erkennbar, wo ich auch ein Wort darüber verlieren möchte. Schließlich und endlich war auch er in vorbildlicher Funktion als Feuerwehrreferent. Viele von uns haben bei verschiedensten Veranstaltungen auch mit ihm nette, angenehme und frohe Stunden verbracht. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Nach dem Motto „Sicherheit muss uns etwas wert sein!“, bin ich überzeugt, dass die budgetären Ansätze der Gruppe 1 Ihre Zustimmung finden werden! Danke sehr! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)

Gritsch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine sehr geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Zu dem Kapitel gibt es natürlich sehr viel zu sagen. Ich glaube, dass speziell in solchen Zeiten, wo Naturkatastrophen an der Tagesordnung sind, auch der Bereich der Feuerwehr ein ganz wesentlicher ist. Ich glaube, dass durch diese Art und Weise der Freiwilligkeit und der organisierten Feuerwehren, die wir im ganzen Land verstreut haben, doch das Gefühl der Sicherheit gegeben ist, sei es Hochwasser, sei es Trockenheit, wo sie dann wieder den Wassertransport vornehmen oder vieles andere, wir auf eine gut funktionierende Feuerwehr zurückgreifen können. Darauf sind wir eigentlich alle sehr stolz, dass es von der Jugend beginnend bis mittlerweile auch dass die Frauen dort Einzug gefunden haben. Das ist alles sehr zu begrüßen!
Ich glaube, dass auch der Zivilschutzverband hier in Kärnten - und in meinen Bezirken ist es fast so, dass ich keine der Übungen in den Gemeinden auslasse – wirklich sehr deutlich veranschaulicht, was alles passieren kann bei den diversen Unfällen, bei den diversen Sicherheitsrisken. Ich glaube, dass das eine sehr anschauliche Art und Weise ist, wie sie auch zeigen, wie die einzelnen Rettungsorganisationen ineinander greifen, wie das funktioniert. Wir sind eigentlich alle sehr froh, dass wir diese Organisationen haben, ob das die Bergrettung ist, die Rettung als solche oder viele andere Organisationen wie eben auch der Zivilschutzverband, der sich dieser Sache, quasi Nachorganisation, angenommen haben.
Wir müssen aber auch feststellen – im Gegensatz zu dem, was vielleicht da auch Kollege Schober sagen wird -, dass im Zuge der Reformen im ganzen Polizeiwesen es mehr Beamte auf der Straße, also bei dem Bürger in der Nähe der Bürger sind, als auf den Polizeiwachzimmern oder den Posten. Ich glaube, es ist durch Reformen gelungen, dass diese Menschen auch wirklich vor Ort stehen. Das war eine der Überlegungen dieser Reformen. Ich höre immer wieder, dass jetzt eine beträchtliche Anzahl mehr an Beamten näher beim Bürger ist. Das ist, glaube ich, auch ein Bereich, der sehr wichtig ist, speziell in einer Zeit, wo es – Kollege Gritsch hat es ja früher angezogen –, wie etwa auch hier in der Klagenfurter Innenstadt, zu gewissen Handgreiflichkeiten besonderer Art kommt, dass auch die Polizei vor Ort ist. Ich glaube, das ist sehr, sehr wichtig!
Ich möchte mich wirklich bei allen, vor allem bei den vielen Freiwilligen, bei den Tausenden Freiwilligen, die es in Kärnten gibt, herzlich bedanken, die sich in den Dienst der Sache stellen und so das Sicherheitsrisiko in Kärnten in den mannigfaltigsten Bereichen jedenfalls sehr minimieren! Jedem Einzelnen ein herzlicher Dank dafür! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Lutschounig

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Geschätzter Herr Präsident! Meine geschätzten Kolleginnen und Kollegen! Vorweg einmal darf ich mich den Dankesworten meiner Vorredner selbstverständlich anschließen: an alle freiwilligen Helfer, aber auch an alle Hauptamtlichen, die sich im Interesse der Sicherheit hier in Kärnten verwenden!
Sicherheit ist eine der größten Güter, die wir zu verteidigen haben. Nicht umsonst ist es so, dass auf Grund einer Umfrage, die erst vor wenigen Wochen veröffentlicht worden ist, zwei Drittel der Bevölkerung in Österreich sich hinsichtlich bestehender Kriminalität und deren Ausweitung große Sorge machen und somit dieser Punkt gleich hinter der Arbeitslosigkeit auf Nummer 2 rangiert. Kärnten hat noch immer, würde ich sagen, eine gut organisierte Rettungskette; eine Rettungskette insofern, weil hier hauptamtliche Helferinnen und Helfer in großer Verschränkung und in großem Ehrgeiz Leistungen vollbringen, wenn es darum geht, Menschen zu helfen.
Umso mehr muss man sich allerdings Gedanken machen, wenn man sich Aussagen von Experten hernimmt. Ich habe – das ist auch erst einige Wochen alt – eine solche Aussage in einer Tageszeitung gelesen, wo ein Tourismus… - entschuldige! – Terrorismusexperte (Heiterkeit im Hause) namens Pfeifer meint, (Abg. Lutschounig: Pfeifenberger?) dass wegen der mangelnden Zusammenarbeit gewisser Organisationen (damit meint er Feuerwehr, Exekutive, Krankenhäuser usw.) alles zusammenbrechen werde. Das heißt, auch hier ist Handlungsbedarf! Man darf sich nicht immer nur darauf verlassen, dass eh alles funktioniert.
Gerade ein Beispiel aus der jüngsten Vergangenheit eines Villacher Feuerwehrmannes geht in die Richtung, dass der Ehrgeiz bald einmal zu Ende gehen wird, wenn man nämlich meint, wenn man für die Kameradschaftskasse 1.000 Euro einsammelt, dann bekommt 200 Euro davon der Finanzminister. Andere Rettungsorganisationen sind von der so genannten Blaurocksteuer, wie er sie bezeichnet, befreit – aber die Feuerwehr ist es nicht! So zu lesen vor wenigen Tagen in einer Kärntner Tageszeitung. Ich denke, hier besteht auf alle Fälle Handlungsbedarf, vor allem im Bereich des Bundes!
Nicht gerade motivierend sind auch die ganzen Lobesreden. Ich bezeichne sie mit Absicht so, die wir heute hier, mit Dankesworten versehen, in Richtung der freiwilligen Helfer – auch das wurde heute schon erwähnt -, nämlich der Zivilschutzverband. Ich verweise hier auf eine Resolution, die heuer im Frühjahr eingebracht wurde, wo sich ein Großteil der Repräsentanten dieses Hauses für das Einbringen dieser Resolution zwar bedankt hat, aber es ist letztendlich beim Dank geblieben, mit dem Hinweis: „Ja, wir haben das zur Kenntnis genommen.“
Eine dieser Forderungen und eine zentrale Forderung des Zivilschutzverbandes, im Interesse der 25.000 freiwilligen Helferinnen und Helfer, ist zum Beispiel die Einführung des Entgeltfortzahlungsfonds. Hier hat bereits der neue Feuerwehrreferent, Landesrat Reinhart Rohr, dem Kollegen Gunzer heute eine entsprechende Antwort gegeben. Hier ist in erster Linie der Bund gefordert. Diese Resolution ist auch an den Kollegen Dolinschek, als Staatssekretär im Sozialministerium, ergangen, der auch nur eine Antwort geschrieben hat, er habe das zur Kenntnis genommen und werde sich dafür verwenden. Aber das alleine ist zu wenig! Ich denke, hier ist wirklich Handlungsbedarf einzufordern, damit endlich einmal dieses Ziel erreicht wird!
Wenn man die Aussage unseres Landeshauptmannes von Kärnten, Dr. Jörg Haider, der im Zusammenhang mit der 160-km/h-Diskussion gemeint hat: „Jene, die kritisch zu dieser Tempo-160-Diskussion stehen, die sind Jammerer und Heuchler.“, dann muss man das wirklich auf das Allerschärfste zurückweisen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Denn damit meint der Landeshauptmann genau diese Tausenden freiwilligen Helferinnen und Helfer, die in großer Ehrfurcht und unter den schwierigsten Bedingungen sich draußen bei Unfällen – und es sind sehr viele Schnellfahrer dabei – unter Einsatz ihres Lebens bemühen, den Unfallopfern zu helfen. Das, wie gesagt, muss man wirklich auf das Schärfste zurückweisen!
Ein Wort zur Heeresreform: Die Heeresreform ist derzeit voll im Gange. Dass es intern Verunsicherung gibt, Betroffenheit gibt, versteht sich irgendwo von selbst – aber ich möchte darauf nicht näher eingehen. In Zukunft soll es in etwa so ausschauen, dass es Auslandseinsätze geben soll, so genannte friedenserhaltende Maßnahmen, und es soll einen Bereich des Katastrophenschutzes geben. Das ist der entscheidende Punkt! Wenn man hört, dass die Pioniere, die gerade in Richtung Katastrophenschutz eine wirklich unverzichtbare Profitruppe sind, dass die verkleinert und zentralisiert werden sollen, dann muss einem das zu denken geben. Wenn man zum anderen hört, dass es Pläne gibt, auch in der Richtung eine so genannte Verländerung vorzunehmen, nämlich eine Verländerung des Katastrophenschutzes, ja dann stellt sich schon die Frage: Wer soll denn dann diese Arbeit machen?! Sollen es etwa die Feuerwehrleute machen? Die Frage: Wer soll denn das finanzieren? Wo bekommen wir denn das ganze Geld her? Denn wir wissen, dass bei all diesen Verländerungstendenzen, die der Bund in der Vergangenheit durchgeführt hat, Gelder sicherlich nicht in diesem Ausmaß geflossen sind. Sicherlich haben sich die Bedrohungsbilder für die Zukunft geändert. Es gibt, Gott sei Dank, keine Gefahr einer kriegerischen Handlung oder nicht eine so große Gefahr einer kriegerischen Handlung mehr – aber die Gefahr von Katastrophen, von Terroranschlägen ist größer denn je! Ich denke, hier haben wir die ganze Kraft dafür aufzuwenden, vorher etwas zu unternehmen und nicht erst dann, wenn die Katastrophe bereits ausgebrochen ist.
Die Exekutive wurde heute schon erwähnt. Kollege Lutschounig, ich weiß zwar nicht, warum du das gesagt hat, dass ich das auch erwähnen werde. Ich werde das erwähnen, aber nicht deswegen, weil jetzt mehr Leute auf der Straße sind, denn es sind weniger auf der Straße. Und das nachweislich! (Abg. Lutschounig: Ich höre nur das, was andere sagen!) Das nachweislich, denn eine Anfrage an die Frau Bundesminister Liese Prokop vom 21. September 2005 – aktuell! – ergibt, dass sich alleine im Bereich der Exekutive die genaue Zahl, vom Jahr 2000 bis 2005, ein Minus von 762 Planstellen ergibt. Das heißt, von wo die Aussage kommt, dass mehr Leute auf der Straße sein sollen, weiß ich nicht. Das kann man ja auch tagtäglich nachvollziehen.
Ich sage es ganz klar: Die Reform der Exekutive war in vielen Bereichen notwendig. Das muss man einmal ganz offen zum Ausdruck bringen! Aber die Umsetzung war total verfehlt! Gerade zur Stunde findet im Bereich des Landespolizeikommandos für Kärnten eine Weihnachtsfeier statt. Ich bin früher durch die Stadt gegangen und habe schon großen Unmut gehört. Erstens einmal: Man hat nur bestimmte Leute aus ganz Kärnten eingeladen. Bestimmte Leute sind kommandiert worden, zu dieser Weihnachtsfeier, mit dem Hinweis: „Es ist eh Dienst, dann musst eh gehen, damit es besser ausschaut.“ Und manche haben überhaupt keine Information gehabt – so war es zumindest bis heute um halb elf Uhr, weil um elf Uhr hat diese Feier begonnen -, denn um halb elf ist dann eine E-Mail an den Rest der Bediensteten gekommen: „Ihr könnt sozusagen auch noch teilnehmen.“ Da wurde ein großes Stück des Messeparkplatzes mit dem Hinweis reserviert: „Für Bedienstete der Polizei“, abgesperrt, und vorne heraußen haben die Kolleginnen und Kollegen Fahrzeuglenker abgestraft. Na, dass das kein gutes Bild macht, versteht sich irgendwo von selber.
Was will ich damit sagen? (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Traurig genug!) Darauf komme ich noch zurück, Herr Präsident. (Lärm im Hause. - Abg. Zellot: Das ist wohl etwas, wenn wir für die Weihnachtsfeiern auch noch zuständig sind!) Es ist gut, Herr Präsident, dass Sie mir da Recht geben, und ich komme noch zurück, denn auch Sie und Ihre Partei sind nicht aus der Pflicht zu nehmen. Warten Sie nur! (Lärm im Hause) Noch einmal zurück: Das Ziel war, mehr Leute auf die Straße zu bekommen. Das Ziel war, die Bürokratie abzubauen.
In Wahrheit, in den letzten Jahren 30 Prozent mehr Anzeigen, die Aufklärungsquote ist auf 40 Prozent gesunken, wobei man eines ganz klar unterscheiden muss. Im ländlichen Bereich sind die Probleme wesentlich geringer, denn da hat sich an der Struktur von der ehemaligen Gendarmerie bis zur heutigen Polizei nicht viel geän​dert. Aber in den Ballungszentren, im städtischen Bereich, da ist es arg. Da ist der Frust, das Organisationschaos ein derart großes – und ich sage Ihnen nur ein Bei​spiel zur Unterbringung. Ja da waren wir ja früher Weltmeister, heute hucken da drei bis vier Leute auf wenigen „Quadratmetern“ und raufen sich um einen Bildschirm. Das sind aber Büros mit Parteienverkehr. Da soll sich nur jemand einmal die Mühe neh​men und in dieses Haus hineingehen.
Weil Sie früher die Stadt Klagenfurt erwähnt haben. Auch da ist vor wenigen Tagen ein Artikel erschienen. „Staat für Sicherheitspaket“. Mir fällt nur eines auf, immer dann, wenn der Hut brennt, wenn es Anlassfälle gibt, wenn die Statistik veröffentlicht wird, dann kommen solche Artikel. Da gibt’s auf einmal Hinweise für Sicherheitspa​kete für Arbeitsgruppen, und, und, und. Und das in einem bestimmten Rhythmus in Richtung Anlassfälle hingetrimmt. Und meine Damen und Herren, wenn Sie nun die Führungskräfte der Polizei befragen, dann werden Ihnen die sagen: Es ist eh alles in Ordnung! Nur, ich habe halt das Glück – wahrscheinlich, weil ich halt mit diesen Leu​ten intern im Rahmen des Dienstes auch zusammen bin, und ich mich nicht scheue, das hier, auch hier, offen auszusprechen – ja intern reden die was anderes und mir ist das auch klar, denn: Die sind bestimmten Ängsten ausgesetzt! (Abg. Zellot: Überall das Gleiche! – Mehrere Einwände aus der F-Fraktion.) Die sind Ängsten ausgesetzt, die sind eingeschüchtert, denn sie müssen ja aufgrund ihrer eingesetzten Funktion ein Schutzschild für ihre politischen Werber abgeben. Das ist so. Die haben Ängste und die können ihnen die Wahrheit nicht sagen. (Mehrere Zwischenrufe von 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag. – Abg. Zellot: Wenn Sie mich aufhalten, kriege ich auch Angst!)
Und meine Damen und Herren, ich behaupte, wir brauchen im Bereich der Exekutive – und da bin ich beim Präsidenten – politisch denkende, aber keinesfalls parteipoli​tisch handelnde Führungskräfte. Und, wenn man in einer Zeitung liest: „Duell um Chefposten; Prokop entscheidet!“, muss man eines wissen. Es geht um zwei Per​sonen, der eine hat als Förderer den Herrn Landesrat Dörfler, weil er sein Bruder ist, und der Zweite hat als Förderer den Landespolizeikommandanten. Das ist jener Mann, der im Personenkommitee des Herrn Schüssel aufgetreten ist. Und da muss ich mich fragen, ob das nicht Parteipolitik im Rahmen dieser dienstlichen Geschich​ten ist. Ja, das kann's ja nicht sein, bittschön! (Zwischenrufe von 1. Präs. Dipl-Ing. Freunschlag.) Also, deswegen meine ich – und der Präsident hat mir im Prinzip ja Recht gegeben – das kann man nicht so machen. Das ist nicht dasjenige. Ich be​haupte, der Bevölkerung war diese Reform der Exekutive völlig egal. Die Bevölke​rung will eines haben: (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Sicherheit!) Die will eine Sicherheit haben, wenn irgendwo der Hut brennt. Auf möglichst unbürokratische Art und Weise muss die Exekutive da sein und sonst sind wir froh, dass sie weit weg sind.
Aber eines möchte ich auch sagen: Wenn man allerdings diese Vorgänge, die ich Ihnen jetzt geschildert habe hernimmt, dann braucht man sich nicht wundern, dass die Motivation sinkt, dass die Aufklärung sinkt und – wenn das eintritt – dann wird die Bevölkerung auch munter werden. Und das ist, meiner Ansicht nach, fahrlässig! Das ist grob fahrlässig! Und einer, der das eingefädelt hat und der sich dann vertschüßt hat, ist der ehemalige Innenminister Strasser. Und die Frau Innenminister Prokop – naja, sie ist auch lieb und nett, aber sie wird sich ja auch nicht allzu viel darum sche​ren, weil auch ihre Zeit ist irgendwo begrenzt. (Zwischenrufe aus der F-Fraktion.)
Und, meine Damen und Herren, jetzt könnte ich es mir leicht machen und sagen: Ein Superartikel vor drei Tagen erschienen. „Kriminalität gesunken, nur in Kärnten Plus von 3,6 Prozent!“ (Abg. Ing. Haas. Mach dir's leicht! – Heiterkeit in der F-Fraktion.) Ich mache es mir leicht. Kein Kommentar, weil ich weiß, wie solche Statistiken zustande kommen. Da könnte ich es mir leicht machen und könnte da in dasselbe Horn bla​sen. Das werde ich nicht tun, weil ich weiß, wie solche Statistiken zustande kommen, sowohl positiv als auch negativ. Sie sind einfach geschönt! (Beifall in der ÖVP-Frak​tion.)
Und, wenn der Sprecher der Frau Innenministerin hergeht und dann sagt: Naja, wenn die Frau Landeshauptfrau Burgstaller, die genau dieselbe Kritik, weil sie diesel​ben Probleme hat in ihrem Land, angebracht hat, und der Sprecher der Frau Innen​ministerin dann sagt: „Naja, die geht ja gegen ihre eigenen Beamten vor“, dann muss man eines wissen. Der Beamte sitzt nur vorm Computer und hat dort Vorgaben, Vor​gaben vom Innenministerium und die betätigt er mit Knopfdruck. Er hat gar keine Möglichkeit, dort einzugreifen. Aber was dann als Statistik herauskommt, da gibt es sehr wohl Einfluss im Bereich des Innenressorts. Und das ist genau der Punkt, auf den ich hinauswollte. (1. Präs. Dipl-Ing. Freunschlag: Aber das müssten Sie selber wissen, von früher!) Ich soll das wissen, ja! Ja, aber das kann man … (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: … als Schlögl noch Innenminister war!) Aber das kann man durch​aus auch von sich geben, dazu muss man auch stehen, ohne vom Herrn Landes​hauptmann angezeigt und dann letztendlich nicht verurteilt zu werden, weil die An​zeige zu Unrecht passiert ist. Ich danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Schober

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! (Es herrscht Unruhe im Hause.) Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nur ganz von der Stelle möchten sich auch die Grünen bei den Einsatzkräften bedanken. Es ist ja nicht einfach, es sind wirklich die Brandstiftungen bei uns in letzter Zeit vermehrt aufgetreten. Ich will jetzt nicht sagen, irgendeine Statistik, aber es waren schlimme Fälle und da haben wir die Feuerwehr sehr stark gebraucht. Zur Finanzierung der Feuerwehren: Wir haben von der Beam​tenschaft auch einen Wink erhalten. Es ist natürlich immer sehr unpopulär, wenn man bei der Feuerwehr einsparen will, aber da hat's geheißen: „Man kann im Bereich des Materials und der Wägen, kann man insoferne einsparen, dass man gewisse Ressourcen gemeinsam nutzen könnte.“ Vielleicht kann man sich das anschauen. Es muss ja nicht unbedingt viel sein, aber sparen fängt auch bei kleinen Sachen an. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Gemeinsame Brände, dass man nicht extra ausfahren muss!) Soviel zur Feuerwehr.
Bei der Exekutive hat's mich interessiert in Klagenfurt, wie das passieren konnte, dass eben so vermehrt diese Gewaltfälle des Nachts in Klagenfurt aufgetreten sind. Auf der einen Seite ist es sicherlich deswegen gewesen, weil Personal reduziert wurde. Auf der anderen Seite war es aber auch so, dass der Kommunikationschef der Exekutive gewechselt hatte. Und dieser Pressesprecher hat von jetzt an alle Vor​fälle selbst der Presse gemeldet. Früher einmal sind die nur auf Anfrage gekommen und so geschah es, dass es so ausgesehen hat in der Presse, als wenn weitaus mehr Delikte stattfünden als es wirklich war. In Wirklichkeit ist die Statistik ähnlich ge​blieben, aber sie ist in der Wahrnehmung von den Bürgern etwas hochgespielt wor​den. Soviel eigentlich nur zu der Meinung, die, wenn sie in der Presse kundgetan wird, doch zur öffentlichen Meinung, zur öffentlichen Wahrnehmung beiträgt.
Und noch eines zum Roten Kreuz. Ich denke mir, es wird sicherlich in absehbarer Zeit einmal die Diskussion über Wehrdienst ja oder nein oder Pflichtwehrdienst zu Ende sein. Ich denke mir, es wird ein Berufsheer geben und mit dem Berufsheer fällt natürlich auch der Zivildienst. Und ohne Zivildienst wird das Rote Kreuz so nicht mehr weiterarbeiten können. Da müsste man sich auch was überlegen, wie man dann in näherer Zukunft mit dem umgehen wird müssen. Soviel zu dieser Ge​schichte. Danke! (Einzelbeifall von Abg. Mag. Dr. Kaiser.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk das Wort.)
Holub

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Auch im Namen der Kärntner Bürgermeister möchte ich mich herzlich bei den Feuerwehrfrauen und Feuerwehrmännern für die großartige Leistung im Sinne der Sicherheit für unsere Bürger und für unsere Gäste bedanken. Der Ausbildungsstand ist ein hervorragender bei uns im Feuerwehrwesen in Kärnten, die Gerätschaft, die Ausrüstung entspricht den Anforderungen, den internationalen Standards. Ich möchte aber nur festhalten, dass es auch ein Problem gibt und ihr werdet mir wahrscheinlich alle beipflichten, wenn ihr mit Feuerwehroffizieren, mit Feuerwehrfunktionären zusammenkommt bei diversen Veranstaltungen. Es gibt Finanzierungsprobleme und zwar insoferne, weil ja ein Teil der Finanzierung des Feuerwehrwesens, der Ausrüstungsgegenstände, durch die Feuerschutzsteuer aufgebracht wird, ein Teil der Feuerschutzsteuer aliquot für Ausrüstungsgegenstände verwendet wird und dadurch, dass Bund, Land und ÖBB immer weniger Feuerversicherungen abschließen, auch immer weniger Feuer​schutzsteuer an den Landesfeuerwehrverband überwiesen wird.
Deswegen, denke ich, sollten wir alle politischen Parteien einen Schulterschluss der​gestalt schaffen und zusammenbringen, dass dieser Missstand im Sinne einer positi​ven Weiterentwicklung des Feuerwehrwesens in Kärnten auch abgestellt wird. Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Vouk

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Gruppe 1 erledigt. Wir kommen zur Gruppe 2 „Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft“ und ich darf Herrn Dritten Präsidenten bitten, dass er den Vorsitz übernimmt. Als Erste zu Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete Wilma War​muth. – Ich darf dir das Wort erteilen! (Dritter Präsident Lobnig übernimmt den Vor​sitz.)
Ferlitsch

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! Als Fa​milien​sprecherin ist mir das Thema der Kinderbetreuung, der Kindergärten ein gro​ßes Anliegen. Laut einer Studie des Österreichischen Familienforschungsinstitutes ist erkenntlich, dass Männer und Frauen wieder mehr Zuwendung für die Familien​orientierung haben. Tatsache ist, dass jedoch auch Kinder nicht nur das wichtigste Kapital für die Zukunft sind, sondern dass es vor allem das Hauptthema ist: Wie kann man Beruf und Familie optimal miteinander vereinbaren?
In Kärnten gibt es derzeit rund 17.000 Kindergartenplätze. Belegt sind jedoch nur 15.165. Das ist entgegen aller Unkenrufe in den Medien ein Überschuss an Betreu​ungsplätzen, sodass hier weniger in die Quantität, sondern mehr in flexible Betreu​ungsmodelle künftig investiert werden muss. Das Land Kärnten hat 2005 26 Millio​nen Euro für die Kindergärten verwendet. Ziel ist es aber auch, im Kindergartenre​ferat eine Erweiterung des Angebotes, aber auch der Qualität noch zu steigern, ins​besondere bei Kindergärten, Kinderkrippen, altersgemischter Kinderbetreuung, bei Horten und Tagesmüttern. (Die Vortragende stoppt den Vortrag, da die Aufmerksam​keit nicht gegeben ist.) Das Thema der Betriebskindergärten ist ein jahrelang Gewun​schenes von den Frauen, wird jedoch von der Wirtschaft zu wenig erhört, lediglich das WIFI und die Hypo-Alpe-Adria Bank gönnt ihren Mitarbeitern Betriebskindergär​ten. Hier wäre die Wirtschaftskammer gefordert, verstärkt Initiativen zu setzen, und auch außerhalb des Bewerbes des familienfreundlichsten Betriebes unter dem Jahr hier dieses Thema zu forcieren. Bitte an die Adresse des Herrn Wirtschaftskammer​präsidenten Pacher zu richten.
2002 wurde hier im Kärntner Landtag die altergemischte Kinderbetreuung beschlos​sen. Hier werden Kinder von eineinhalb Jahren bis 14 Jahren altersadäquat betreut und insbesondere für den ländlichen Raum werden damit auch neue Chancen zur Betreuung erschlossen. Gute Arbeit wird auch in Kärnten vom Verein „Kärntner Kin​derbetreuung“ geleistet. Durch Experten der Alpen-Adria-Universität in Klagenfurt, des Kindergarteninspektorates und der Bundesanstalt für Kindergartenpädagogik, wird wertvolle Arbeit geleistet, insbesondere in Richtung Aus- und Weiterbildung, aber auch an einem einheitlichen Kinderbetreuungsgesetz. Hier sollen alle sechs Varianten der Kinderbetreuung, die es in Kärnten derzeit gibt, eingeschlossen werden.
Gute Pilotprojekte gibt es aber auch quer durch Kärnten. Zu nennen wäre der Bewe​gungs​kindergarten in St. Veit/Glan. Ich darf hier an dieser Stelle auch Bürgermeister Mock und Gerhard Dörfler danken, die hier dieses österreichweite Pilotprojekt in un​serem Bezirk gestartet haben, denn wir wissen, dass Bewegung eine große Bedeu​tung für die Gesundheit der Kinder hat und vor allem wird in diesem Zentrum, in die​sem Bewegungskindergarten werden alle Kindergärtner in Kärnten in Richtung Ge​sundheitsförderung auch geschult.
Ein weiteres Thema ist die Sprachförderung im Kindergarten. Auch hier gibt es Pilot​projekte, wo Kinder in Englisch, Italienisch und Slowenisch auch gebildet werden. Aber ein wesentlicher Punkt wird auch die Sprachförderung für Asylantenkinder sein, damit hier auch Integration rechtzeitig passiert. (Beifall von der F-Fraktion.) Ich freue mich aber auch, dass im Bezirk Feldkirchen ein neues Modell entstehen wird. Es hat hier große Konflikte gegeben, es wird einen Generationenkindergarten geben. Und alles ist schwer, bevor es leicht wird.
Aber in diesem Fall wird es einen Konsens geben, Es wird sehr spannend zu beobachten sein, wie die ältere Generation gemeinsam mit der Jugend hier vor Ort sich entwickelt.
Künftige Schwerpunkte sollen aber auch in der Kinderbetreuung sein, dass es noch mehr Kinderbetreuung für unter Dreijährige gibt, damit die Frauen nach der Karenzzeit beim Berufswiedereinstieg auch hier eine optimale Betreuung haben, aber auch die Schulkindbetreuung. (Den Vorsitz übernimmt um 16.46 Uhr 3. Präs. Lobnig.)
Ich freue mich aber auch, dass wir hier in Kärnten beste Werte bei den Kinderbetreuungskosten haben. Wir sind das günstigste Bundesland bei den Kinderbetreuungskosten, das hat unlängst auch eine bewiesen. Führend sind wir in Kärnten auch bei der Integration von beeinträchtigten Kindern. Hier gibt es flächendeckend die Sonderkindergärterinnen und die Integrationspsychologen.
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich darf heute an dieser Stelle den Tausenden Kindergärtnerinnen und –betreuerinnen herzlich für ihre Leistungen danken! Ich danke dem Kindergarten​inspektorat! Ich danke aber auch dem Kindergartenreferenten Gerhard Dörfler und den Sachbearbeitern! Sie alle haben eine großartige Leistung zu Gunsten der Familien der Kinder unseres Landes erbracht! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gunzer das Wort.)

Warmuth

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte eingangs erwähnen, nachdem wir für dieses Budget 2006 vom Herrn Landeshauptmann die Möglichkeit bekommen haben, als Abgeordnete aktiv bei der Budgeterstellung für das nächste Jahr mitzuwirken, so genanntes Zerobudgeting zu machen. Möchte ich hier erwähnen, was der Abgeordnete Lutschounig gemeint hat: „Das hat alles nichts gebracht.“ Da muss ich dir einfach widersprechen! Denn wir haben schon gesehen, wo wir die einzelnen Positionen, zum Beispiel in unserem Ausschuss (im Finanzausschuss) durchleuchtet haben, mit Hilfe der Fachbeamten des Landes, dass wir schon darauf gekommen sind, dass bei den einzelnen Posten dort und da sehr wohl Handlungsbedarf besteht. Ich führe hier zum Beispiel eine Position an, den Personennahverkehr, (Abg. Lutschounig: Ist das in das Budget eingeflossen?) wo ich dann bei der Gruppe 6 näher darauf zu sprechen kommen werde. Beim Personennahverkehr sind wir draufgekommen, dass zum Beispiel der Bund Verträge mit uns, dem Land Kärnten, hat und sich still und leise von Zuschüssen im Ausmaß von zwei Millionen Euro verabschiedet hat. Das heißt, das müssen wir massiv noch einfordern, obwohl bestehende Verträge mit dem Bund ausverhandelt worden sind. Da sieht man schon, wo dort und da Handlungsbedarf besteht. Wir werden natürlich das massiv einholen. Das nur zu dir, Herr Abgeordneter Kollege Lutschounig, damit man schon sieht, dass unsere Arbeit in den Ausschüssen nicht ganz umsonst war. (Abg. Lutschounig: Ist eh gut, dann!)
Mir ist es aber wichtig, jetzt in der Gruppe 2 auf einige Punkte einzugehen. Da haben wir zum Beispiel die Bildung und vor allem die Lehrlingsausbildung drinnen. Es freut mich ganz besonders, dass man auch seitens des Landes wiederum zusätzlich die Möglichkeit hat, hier 1,8 Millionen Euro zu budgetieren. Es sollte auch ein dementsprechendes Zeichen von Seiten des Landes gesetzt werden, dass auch das Land Kärnten im Jahr 2005 138 Lehrlinge aufgenommen und in Ausbildung hat. Da sollte mit gutem Beispiel vorangegangen werden, damit auch die Wirtschaft, die Unternehmer, dementsprechend motiviert werden, zusätzlich Lehrlinge in Zukunft auch aufzunehmen und auszubilden.
Ich möchte aber hier erwähnen, dass es notwendig ist, dass wir hier gemeinsam vom Kärntner Landtag aus auch auf den Bund einwirken, auf den Wirtschafts- und Arbeitsminister Bartenstein, dass wir sehr wohl bei der Lehrlingsausbildung Evaluierungen vornehmen müssen. Ich denke hier zum Beispiel an die Probezeit. Die Probezeit, die derzeit Gültigkeit hat, ist zu kurz. Sie müsste verlängert werden, um dann vom jungen Menschen ein besseres Bild machen zu können, den man ausbildet. Der junge Mensch kann sich selbst auch ein besseres Bild machen, ob dieses Berufsbild eigentlich dasjenige ist, in dem ich mich ausbilden möchte – oder ich verändere mich zu einem anderen Berufsbereich hin. Wenn wir das ändern können, wäre das ein großer Schritt, dass auch die Privatwirtschaft zusätzlich wesentlich mehr Lehrlinge in Zukunft aufnehmen wird.
Ein weiterer Bereich, den wir von Seiten des Landes auch budgetiert haben, ist die Qualifizierungsoffensive. Das ist auch ein wichtiger Bereich, im Zuge dessen, dass wir gerade den ländlichen Raum stärken sollten, auch im Ziel-2-Gebiet. Vor allem die klein- und mittelständischen Unternehmer sollen die Möglichkeit haben, ihre Mitarbeiter, ihre leitenden Mitarbeiter dementsprechend betriebsübergreifend auszubilden, damit sie die Qualifizierung haben. Diese Ausbildungsmaßnahme wird bis zu 70 % der Kurskosten gefördert. Das ist ein ganz wichtiger und großer Schritt, den wir auch im Regierungsprogramm drinnen haben, den ländlichen Raum entsprechend abzusichern und zu stärken. Das ist mit dieser Qualifizierungsoffensive wiederum gelungen! (Beifall von der F-Fraktion)
In der Gruppe 2 ist auch das Sportreferat drinnen. Ich erwähne hier ganz gezielt, dass wir bereits von Seiten des Landes 1,5 Millionen Euro für den Stadionneubau als Kostenbeitrag budgetiert haben: im Hinblick auf die EM 2008. Ich sage auch dazu, wie wichtig das ist, dass das ein weiterer großer Investitionsimpuls ist, aber auch ein Beschäftigungsimpuls ist. Ich möchte in Erinnerung rufen, dass im Jahre 2008, im Jahr der EM, zusätzlich 4.000 Menschen in Kärnten beschäftigt sein werden und darüber hinaus dann zwischen 600 und 700 ständige Arbeitsplätze geschaffen werden. Das ist, glaube ich, auch ein arbeitsplatzschaffender Aspekt, den wir unbedingt erweitern müssen. Darüber hinaus wird es touristisch zu einem enormen Impuls kommen. Wir rechnen im Zuge der EM mit einer Nächtigungszahl von zusätzlich 120.000 Nächtigungen. Man kann sich ausrechnen, wenn wir hier 120.000 zusätzliche Nächtigungen haben, was diese Menschen an Geld zu uns bringen werden, wie wir hier dementsprechend auch die Kaufkraft stärken können! Davon profitieren der gesamte Handel, es profitiert das Gewerbe und selbstverständlich alle Tourismusbetriebe.
Erfreulicherweise, das erwähne ich hier auch, haben alle touristischen Betriebe, vor allem die Beherbergungsbetriebe, bereits die Auflagen alle erfüllt. Wir wissen ja, dass die UEFA einen dementsprechenden Kriterienkatalog aufgelegt hat. Alle diese Kriterien sind bereits von unseren Betrieben erfüllt.
Ich möchte noch auf das Konzept der Berufsschulkompetenzzentren kommen. Es ist wichtig, dass wir diesen Bereich weiter verfolgen und weiter ausbauen! Vorgesehen ist der Neubau der Berufsschule für Tourismus in Villach und in weiterer Folge dann auch der Neubau der Berufsschule in Spittal. Wir haben hier für 2006 für die Ausstattung der Berufsschulen einen Betrag von 780.000 Euro budgetiert. Wenn ich Ausstattung sage, so sind das modernste Maschinen und Geräte, das heißt unsere jungen Menschen werden im dualen Ausbildungssystem vom Lehrbetrieb in der Berufsschule modernst geschult, zum Beispiel mit den besten CNC-Maschinen, damit wir die fachliche Qualifikation mit unseren Mitarbeitern erreichen. Denn das ist letztendlich dann die Arbeitsplatzsicherung, die wir dringend notwendig haben und auch dringend brauchen! Ich gehe hier auf dich ein, liebe Kollegin Lesjak: Es ist schon so, dass dann die Mitarbeiter schon etwas länger in den Betrieben sind als eineinhalb Jahre. Wir sind stolz darauf, dass wir in Kärnten Betriebe haben, die langjährige Mitarbeiter beschäftigen! Denn das ist eigentlich das Kapital, wo wir uns behaupten können und den Wirtschaftsstandort absichern.
Es ist schon eines interessant, das ich hier auch anführen möchte. Ich fahre landauf, landab als Unternehmervertreter. Ich höre immer wieder: „Bringt mir Fachleute! Ich brauche Autolackierer. Ich brauche Mechaniker. Ich brauche Maler, Ich brauche Schlosser. Ich brauche Maurer!“ Und auf der anderen Seite haben wir einen Haufen Arbeitslose beim AMS gemeldet. Also hier stimmt etwas nicht! Auch an die Adresse vom Herrn Wirtschaftsminister Bartenstein, er möge hier endlich einmal aktiv werden! Er hat es in der Hand, dementsprechend neue Richtlinien oder Vorgaben dem AMS zu geben. Denn es ist mir einfach zu wenig, heute einen Mitarbeiter, der nicht qualifiziert ist, zu einem Unternehmen hinzuschicken, der dann kommt und sagt: „Bitte, gib mir einfach den Stempel darauf.“ Er geht dann weiterhin als Arbeitsloser stempeln. Nebenbei geht er noch ein bisserl pfuschen. Liebe Freunde, das kann es nicht sein! Hier haben wir Handlungsbedarf. Deswegen auch der Appell an die Bundesregierung, ganz speziell an den Wirtschafts- und Arbeitsminister Bartenstein, hier endlich einmal aktiv zu werden und die dementsprechenden Weichen richtig zu stellen! (Abg. Lutschounig: Da bin ich bei dir! – Beifall von der F-Fraktion.)
Abschließend möchte ich noch festhalten, dass das Budget 2006 ein sehr ausgereiftes Budget ist, das mit sehr viel Verstand ausgearbeitet worden ist, um unser kleines Land Kärnten – kleines, aber schönes Land und vor allem leistungsfähiges Land! – weiterhin im Herzen der EU gut zu positionieren, um die richtigen Investitionen zu tätigen: in die Wirtschaft, in die Ausbildung hinein. Denn so haben wir weiterhin die guten Chancen, unser Land noch weiter nach vorne zu bringen. Ich halte nichts davon, dass man hier herausgeht und permanent unser Land nur negativ bewertet und schlechtredet. Das hat das Land nicht verdient, sondern wir sollten hier Geschlossenheit zeigen und vor allem mit einem Selbstvertrauen auftreten. Denn nur mit einem Selbstvertrauen können wir dann auch unsere Bevölkerung dementsprechend im Land draußen motivieren und sagen: „Ihr habt Zukunftshoffnung, ihr habt Zukunftschancen! Nehmen Sie es selbst in die Hand!“ Danke! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ebner das Wort.)

Gunzer

Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Sehr geehrter geschätzter Präsident! Hoher Landtag! Lassen Sie mich unter diesem Punkt, unter dieser Gruppe insbesondere die Sportförderung, die Sportpolitik des Landes ansprechen! Denn Sportförderung und Sportpolitik des Landes sind nicht nur eine Förderung des Sportes, sondern ist Vorsorgepolitik, ist Gesundheitspolitik, ist aber gleichzeitig auch öffentliche Präsentationspolitik dieses Bundeslandes, dieses Landes Kärnten.
Wir haben vom Abgeordneten Kollegen Gunzer bereits die Europameisterschaft und das Stadion angesprochen gehört. Wir haben aber auch hier in diesem Bereiche, angeschlossen an dieses Stadion, auch die Fußballakademie und das Bundesleistungszentrum Ballsport vom Bund nach Kärnten bekommen. Da gebührt Herrn Landeshauptmann Dr. Jörg Haider als Hauptverhandler hier höchste Anerkennung, denn es sollen in ganz Österreich nur drei Ballsportzentren entstehen. Eines davon soll an das Stadion in Kärnten angeschlossen werden.
Lassen Sie mich daher den Breitensport als Erstes ansprechen, denn wenn vor wenigen Tagen der so genannte Schullöwe präsentiert und den Schülern übergeben worden ist, dann sprechen wir in Kärnten von 30.000 Schulsportlern, die unter Führung der Landesschulinspektorin Macher-Mayenburg und den Direktoren der Sporthauptschulen, der Sportgymnasien, aber auch der Sportvereine hier aktiv teilhaben. Gesundheitspolitik, Vorsorgepolitik darf aber dort nicht halt machen, denn wir wissen, dass der Bewebungsbereich im schulischen Bereich sehr, sehr eingeschränkt wurde, dass wir hier wirklich Dinge anzubieten haben, die weit über den Schulsportbereich hinausgehen.
Was kann das Land Kärnten jetzt unter diesen Bedingungen anbieten? Es kann - und das macht es auch - in weiten Bereichen Spitzenveranstaltungen nach Kärnten bekommen. Hier haben wir ausreichende budgetäre Bedeckungen, die möglich machen, dass mit entsprechender Subventionierung, Förderung von privatwirtschaftlichen Sponsoren, aber auch von Investoren aus der Industrie Kärntens und darüber hinaus verschiedenste Veranstaltungen in Kärnten durchgeführt werden. Der „Ironman“ ist oft zitiert worden. Aus kleinsten Verhältnissen heraus, eigentlich vom Heeressportverband mit 120 Sportlern begonnen, ist das nunmehr eine Spitzenveranstaltung. (Abg. Lutschounig: Jandl!) 120 Sportler, mit Führung Stadtrat Jandl, die das Land übernommen hat, wurden hier deutlich mehr an Spitzensportlern tatsächlich angesprochen. Hier kam Professionalität dazu, aber man darf ihm das zubilligen, dass er hier von Klagenfurt aus den ersten Schritt gesetzt hat. Ohne Zweifel, mit dem Heeressportverband war es hier tatsächlich „Ironman“ bzw. „Triathlon Klagenfurt“. Weltcup Snowboard, schon plakatiert hier in Klagenfurt eine mediale Veranstaltung, eine sensationelle Veranstaltung. Talentierte Österreicher messen sich mit internationalen Snowboardern hier im Nahbereich des Ballungszentrums Klagenfurt. Weltcup Snowboard, Boardercross, Internationale Völkermarkter Radsporttage! Im internationalen Bereich haben wir beste Reputation.
Da ist es hier nicht nur ein Morgenstern, der als Aushängeschild in Spittal als Schüler aktiv ist und Spitzenleistungen im internationalen Bereich tätigt, sondern da ist es eine Vielzahl von jungen Sportlern, die in Zusammenarbeit von Schule und Sport​verein entsprechend aktiv sind. Und da ist es vor wenigen Jahren schon einmal nicht mehr der Fall gewesen, nunmehr wieder neu entstanden, es ist Bad Kleinkirchheim wiederum ein Weltcuport geworden und soll sich entsprechend breit entwickeln. Wir wissen, dass Sportveranstaltungen auch entsprechend touristisch beworben werden können, um damit diese faszinierende Landschaft, dieses faszinierende Land Kärn​ten international zu präsentieren.
Wenn diese Veranstaltungen aber durchgeführt werden, dann sprechen wir im Grunde genommen von 47 Fachverbänden, 36 sonstigen zusätzlichen Verbänden, also insgesamt 1.352 Sportvereinen mit insgesamt 1.432 Sektionen. Dort geschieht vieles freiwillig, dort geschieht vieles unter persönlichen Opfern. Das Land Kärnten gibt mit seinen budgetären Zuschüssen die Möglichkeit, nicht nur Vorsorgepolitik, Gesundheitspolitik, sondern auch Gesellschaftspolitik im Sinne von Freiwilligkeit, frei​willige Teilnahme an der Gesellschaft durchzuführen. Aber alles das wäre nicht mög​lich, wenn nicht auch von Seiten des Landes Kärnten Sportstätten entsprechend er​richtet werden, finanziert werden, kofinanziert werden oder deren Betrieb aufrechter​halten wird. Wir wissen, dass ein nationales Ereignis, nicht ein regionales sondern ein nationales Ereignis, ob es die Auseinandersetzungen im Eishockeybereich sind in Villach und in Klagenfurt. Abgänge in diesen Bereichen werden vom Land Kärnten mit 35 Prozent entsprechend subventioniert. Hier sind Landesmittel in den Sportstät​ten enthalten. Aber da geht es auch um weitere Sportstättenanlagen landauf, landab. Sie sind in Ihren Unterlagen entsprechend aufgelistet; ob St. Andrä/Lavanttal oder die Sportanlage Seeboden, um nur die zwei exponiertesten im Osten bzw. im Westen anzusprechen. Und darüber hinaus – auch im Rahmen der Fußballmeister​schaften, der internationalen Europameisterschaften – auch hier die Geldmittel zur Sanierung und Ausbau entsprechender Sportstätten. Die Sportpolitik des Landes Kärnten, die Sportpolitik der Verantwortlichen in diesem Land ist eine, die Spitzen​sportler hervorbringt, aber auch eine, die den Breitensport in den Mittelpunkt gestellt hat. Ein breiter Bogen abgedeckt, abgesichert durch die budgetären Mittel des Lan​des Kärnten, wobei diese budgetären Mittel im Jahr 2006 bei etwa 7,5 Millionen Euro liegen, ein sehr namhafter Betrag, ein sehr sinnvoll eingesetzter Betrag im Jahr 2006. Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der F-Fraktion.)
Mag. Ebner

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Geschätzte Damen und Herren Abgeordnete! Um dieser Debatte auch eine hohe Qualität einzuräumen, ersuche ich Sie, wenn Sie die Wortmeldungen zur Gruppe ab​geben, bitte auch die Untergruppe, das heißt das Kapitel zu dem Sie sprechen möchten, anzuführen, damit dann hier eine Reihung vorgenommen werden kann.
Als Nächster am Wort zur Gruppe 2, Unterricht und Kunst, ist der Klubobmann Dr. Kaiser. – Ich erteile ihm das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Verbindlichsten Dank, Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich möchte in meinem kurzen Beitrag auf die wesentlichsten Punkte im Erziehungs,- Bildungs-, und Wissenschafts​bereich die Kärnten betreffen, die sich auch im Budget reflektieren, zu sprechen kommen. Ich möchte aber, nachdem Bildung für uns kein isolierter Bereich ist, auch auf Querverbindungen zu anderen wesentlichen, wichtigen, ja sogar basisorientierten Bereichen des Budgets kommen.
Meine Damen und Herren! Ich fange mit einer Zahl, die mich immer wieder – obwohl ich sie seit sehr, sehr vielen Jahre kenne – die mich immer wieder aufs Neue er​schreckt. 80 Prozent aller Arbeitssuchenden bei uns in Kärnten gehören den soge​nannten „drei untersten Bildungsebenen“ der formalen Bildungsabschnitte an. Das ist kein Abschluss, das ist Pflichtschulabschluss und das ist letztlich dann, mit einem etwas geringeren Ausmaß, Abschluss mit Lehre. Wir können das jetzt drehen und wenden wie wir wollen. Faktum ist, dass eine Politik die zukünftiger Erwerbslosigkeit erfolgreich begegnen will, bei allem Wenn und Aber letztlich gut daran beraten ist, in Bildung zu investieren. Wir haben es daher – und da fange ich an, mir schwer zu tun – bewusst zum vierten Mal hintereinander in diesem Land Kärnten auf uns genom​men, über die refundierten Lehrer- und Lehrerinnenstellen, 380 Posten über den Stellenplan hinaus zu fixieren. Das ist ein Betrag von 11,65 Millionen Euro!
Wenn ich an die permanente Kritik, hier an der rechten Reihe von mir aus gesehen – umfasst jetzt die ÖVP, und in dem Fall auch die Grünen – denke, dass man ja solche Ausgaben nicht machen sollte, dass man ja Spargesinnung zu zeigen habe und, dass das ja an allem, was sinnvoll und für die Zunkunft richtig wäre, vorbeigeht, dann weiß ich nicht, wo ich meine politische Grundorientierung noch zu finden habe. Ist es nicht eine wirkliche, sich später auch wieder rechnende Investition, wenn ich in die verbesserte Qualität der Ausbildung, der Erziehung, der Zukunft unseres Landes, der Jugend investiere? Nein, da muss man sich im Landtag diesbezüglich Vorhaltungen gefallen lassen. Ich nehme das zur Kenntnis, erkläre mich aber auch hier persönlich und meine Fraktion als unverbesserlich. Wir bleiben dabei, dass wir in die Zukunft unserer Jugend, in die Bildung, auch weiterhin investieren werden.
Mir tut es persönlich leid, dass Vorschläge die vom Kärntner Landtag mit breitester Unterstützung gekommen sind, dort wo sie umzusetzen wären, nicht das notwendige Gehör gefunden haben. Ich meine damit einmal mehr hier in diesem Hohen Haus, die notwendige, weil auch Qualität mit sich bringende universitäre Ausbildung aller Erziehungsberufe, die gerade hier aufgrund der baulichen, aufgrund der logistischen, aufgrund der fachlich-didaktischen, methodischen Möglichkeit in Klagenfurt zwischen Pädagogischer Akademie und Universität bestens platziert gewesen wären. Ja, leider war die zuständige Ministerin nicht einmal bereit, hier in einer Kannbestim​mung, diese Möglichkeiten für das Land Kärnten auf eigene Kosten zu ermöglichen.
Ich trete auch angesichts der hohen Erwerbslosigkeit dafür ein, dass wir das, was bereits besteht, doch bitte vielleicht in eine andere Richtung entwickeln können. Ich meine damit, wenn es erwerbslose Pädagoginnen und Pädagogen gibt, nehmen wir doch eine uralte Forderung verschiedenster Fraktionen hier im Landtag heran und senken wir doch die Klassenschülerhöchstzahl und ermöglichen damit einen besse​ren, einen individuelleren, einen auch die sozial Schwächeren und die besonders Be​gabten zu fördernden Unterricht durch ein Zweitlehrersystem, durch punktuelle Ver​stärkung und Ähnliches. Das wären Investitionen, die man nicht sofort in Geld fassen kann, die aber mittel- und langfristig immer wieder einer Volkswirtschaft sehr, sehr viel Positives bringen.
Und noch ein Punkt, den ich hier sehr offen ansprechen möchte. Immer wieder, in Festreden ganz besonders, wird die Notwendigkeit und die Wichtigkeit des Erlernens von Sprachen zitiert. Ich bekenne mich uneingeschränkt namens meiner Fraktion zu dieser Sprachförderung. Ich finde es für ausgezeichnet und die Zukunftsentwicklun​gen vorwegnehmend, dass es einen eigenen EU-Kommissar, den Kommissar Figl, für die Sprachförderung, für das Erlernen von Sprachen, für die Vielsprachigkeit gibt. Und ich halte es auch für äußerst aufschlussreich, dass es eine EU-Statistik gibt, die sagt, dass 99 Prozent aller Luxemburger in der Lage sind, zwei Sprachen fließend zu sprechen, nur 28 Prozent von Ungarn sich auf dem anderen Ende der Skala befin​den. Und ich halte es für wichtig, dass auch wir, insbesondere in Kärnten, in der spe​zifischen kulturellen Situation, Schnittpunkt dreier Kulturen, und, und, und, diese Vor​gangsweise forcieren.
Ich sage daher auch sehr klar, und habe das auch beim sogenannten „runden Tisch“ vor zwei Tagen gesagt: Hände weg vom Minderheitenschulsystem, meine Damen und Herren! Das Minderheitenschulwesen, das EU-weit, europaratsweit größte Aus​zeichnung erfahren hat, dass auch heute einer der wenigen Bereiche ist, trotz sin​kender Jugendlicher und Schülerinnen- und Schülerzahlen zunehmende Anmeldun​gen zum zweisprachigen Unterricht hat, dass dieses Modell in einer Art Paket zu einer Lösung der Ortstafelfrage junktimiert werden sollte. Meine Damen und Herren, das ist der komplett falsche Weg! Wir bekennen uns als SPÖ zum Minderheiten​schulsystem und wir sagen: Es soll, so wie es ist, bleiben und qualitativ bestenfalls ausgeweitet werden.
Ich komme zum Punkt der vorschulischen Erziehung, wo wir auch erstmals 2,7 Millio​nen Euro investieren. Es ist für uns ein wichtiger Bereich, wobei ich auch hinzufügen möchte, dass ich eines diesbezüglich nicht verstehe. Und ich übernehme hier eine Bitte des Abgeordneten Bürgermeister Strauß, dass wir uns jetzt in Regelungen von Nachmittagsbetreuung konfrontiert sehen, wo es als Gehrer-ischer Aufteilungsschlüs​sel, erst ab 15 Kindern zur Unterstützung seitens des Bundes zu kommen hat. Ich bin hier völlig derselben Meinung, wie es auch die Kollegin Warmuth ist, das ist zu wenig. Wir können nicht wiederum einmal mehr die Leistungen und das Notwendige, das der Bund nicht erfüllt, auf Gemeinden und diverse private Rechtsträger zu tragen haben, abwälzen. Hier muss dem gegengesteuert werden, unsere Kinder müssen wert sein, dass nicht nur im Ausmaß von sieben Wochenstunden refundiert wird, dass nicht erst ab 15 Kindern refundert wird, sondern dass man das Ganze an ein gesamtein​heitliches pädagogisches Konzept bindet. Sollte es an diesen Konzepten mangeln, dann müssen wir halt auch überlegen, ob man nicht entsprechende Schulformen in dem Bereich der Vorschule oder in dem Bereich der Volksschule herunterbrechen kann.
Zwei abschließende Bemerkungen. Ich bekenne mich trotz Kritik von der rechten Seite auch zum Berufsschulstandortgesetz, wissend, dass damit auch außerbudge​täre Schulden aufgenommen werden. Es ist der notwendige Bereich, der der heutigen Ausbildungsqualität entspricht, und ich freue mich als ehemaliger Jugendvorsitzen​der einer doch sehr bestimmenden Jugendorganisation, dass der Wert der außer​schulischen Jugenderziehung durch die Referentin mit einer Höherdotierung von 540.000,-- Euro seinen Niederschlag gefunden hat. Ich freue mich deswegen da​rüber, weil ich weiß, wie wichtig das Engagement junger Menschen im Sinne der De​mokratie, im Sinne des Heranführens junger Menschen an staatliche und an öffent​liche Institutionen letztendlich ist. Ich ende mit einem dringenden Appell, den ich hier schon drei Mal gemacht habe, ich mache ihn zum vierten Mal, hoffend, dass er end​lich gehört wird.
Wir haben dringenden Handlungsbedarf, wir haben dringendsten Handlungsbedarf hinsichtlich unseres Landeskonservatoriums. Der Bologna-Prozess gibt zwei Mög​lichkeiten. Die eine Möglichkeit lautet: Rückstufung auf eine Musikschule, die andere Upgrading zu einer universitären Einrichtung. Mit der Einrichtung eines entspre​chenden Institutes an der Universität Klagenfurt könnten wir den Weg nach vorne be​schreiten. Hier haben wir recht recht raschen Handlungsbedarf. Es ist notwendig, dass sich hier die führenden Leute im Land Kärnten damit auseinandersetzen, an​sonsten kann uns passieren, dass eine sehr wichtige, eine sehr fortschrittliche, eine mit einem ausgezeichneten Ruf ausgestattete Institution, wie das Landeskonservato​rium, durch nicht entsprechende rechtzeitige Handlung zurückgestuft, downgraded, wird. Das wollen wir verhindern. Ich danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Kaiser

Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Als Nächste zu Wort gemeldet ist zum selben Themenkomplex die Frau Abgeordnete Helga Knicek. Und ich erteile ihr das Wort!

Lobnig

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Die angespannte finanzielle Situation im Bildungsbereich ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, dass sich der Bund in diesem Bereich immer stärker aus der Verantwortung zurückzieht. Das hat schon Kollege Kaiser und Kollege Lobnig in ihren Budgetreden zum Ausdruck gebracht. Aufgrund des massiven Schülerrückganges im Laufe des Schuljahres 2005/2006, es handelt sich dabei um 1.329 Schüler, stellt der Bund nur mehr 4.223 Planstellen zur Verfügung. Eine Verminderung von 120 Dienstposten gegenüber dem Vorjahr. Im Schuljahr 2005/2006 wird daher ein Überhang von 350 Lehrern zu finanzieren wer​den. Wir reden hier von einem Betrag von 12 Millionen Euro, die – wie gesagt – vom Land aufgebracht werden müssen, damit die Bildungsqualität in unserem Land wei​terhin gewährleistet ist.
Die Bildungspolitik ist daher gefordert, strukturelle Änderungen vorzunehmen. Für Expositurklassen, die unter zehn Schüler fallen, können daher keine Lehrer mehr vom Land zugeteilt werden. Trotz dieser Entwicklung möchte ich hier und heute schon einmal betonen, was wir uns in Kärnten an zusätzlichen Dienstposten leisten, das kann sich in den übrigen Bundesländern niemand leisten! Ich werde nun kurz einige überaus positive Aspekte hier beleuchten. Seit es freiheitliche Bildungsreferenten gibt, bemerke ich eine Weiterentwicklung im Bildungswesen. (Abg. Mag. Trannacher lacht dazu lautstark.) Bedingt durch die gesellschaftliche Entwicklung – Sie können sehr gerne lachen, das ist so – wurden viele Bildungskonzepte der rasanten Entwick​lung angepasst. Ich denke hier zumindest an einen geglückten, noch nicht ganz aus​gereiften Entwurf der gemeinsamen Schule der 6- bis 15-Jährigen. Es hat noch keine Partei zuvor so ein ausgereiftes Schulkonzept vorgelegt. Ich freue mich, dass endlich auch die Politik erkannt hat, wie wichtig die frühe Sprachförderung unserer Kinder ist. Die von der Bundesregierung initiierte Sprachförderung bei Migrantenkin​dern im Vorschulbereich finde ich sehr positiv.
Dennoch möchte ich schon noch einmal betonen, dass auch Kinder deutscher Muttersprache oft Sprachdefizite haben, die ebenfalls mit einer Frühförderung lückenlos ausgeglichen werden müssen. Ich möchte Sie noch einmal daran erinnern, dass 60 bis 80 % der Lese- und Rechtschreibschwächen auf diese sprachlichen Defizite zurückzuführen sind.
Je mehr wir in unsere Frühförderung unserer Kunden investieren, desto weniger Geldmittel werden wir in die spätere Schullaufbahn unserer Jugend investieren müssen. Ich begrüße es, dass im kommenden Schuljahr die Sprachförderung in den Pflichtschulen ein zentrales Thema werden wird! (Beifall von der F-Fraktion)
Weiters möchte ich noch einmal kurz die Entwicklung der Lehre mit Matura umreißen. In St. Veit wird das Angebot mit Metall gemacht. Bei uns, in meinem Heimatbezirk, haben wir heuer das erste Mal das Angebot Lehre mit Matura in Form einer Sparakademie. 24 Schüler haben das angenommen. Das Modell Lehre mit Matura ist übrigens einzigartig in Österreich. Es garantiert die Verknüpfung der umfassenden Facharbeiterausbildung mit der Matura, das Eingehen auf den Bedarf der Wirtschaft und den garantierten maximalen Praxisbezug und die Eröffnung bester Chancen in Führungspositionen.
Weiters möchte ich noch anführen: Im Oktober 2005 begann das Lehrlingsprojekt mit dem Titel „Fit für Leben und Beruf“, das Erfolgsprinzip Geist und Körper aus dem Sport werden in diesem Projekt auf die Bereiche Bildung und Wirtschaft übertragen. Kärnten übernimmt hier wieder eine Vorreiterrolle. Unsere Bildungsexperten und Bildungspolitiker haben erkannt, was auch internationale Studien zeigen, dass Wohlbefinden und Selbstvertrauen positive Auswirkungen auf den körperlichen und seelischen Zustand haben.
Unser Landesschulinspektor Herbert Torter – ich zitiere hier – meint: „Gesundheit und Schulleistungen gehen parallel. Gesündere Schüler bringen bessere Schulleistungen und umgekehrt verhalten sich leistungsstarke Schüler auch gesünder.“ Einen zusätzlichen Gewinn im Bildungswesen bieten die Wettbewerbe „Kreatives Kärnten“ und „Kinospots“ - eine Kooperation von der Industriellenvereinigung und der Raiffeisen Landesbank mit den HTL-, den AHS- und BHS-Schülern. Die Schüler werden dabei schon sehr früh in die industrielle Arbeitswelt eingegliedert oder werden dafür begeistert. Frühzeitige Netzwerke zwischen Industrie und Schule werden gesponnen. Sie erhalten den Einblick in die Wirtschaft und in die Industrie und werden angeleitet, in Teams zu arbeiten. Um bei den Wettbewerben erfolgreich zu sein, müssen die Schüler sich natürlich auch Grundkenntnisse des Marketings und Projektmanagements aneignen.
Kurz erwähnen möchte ich natürlich auch die geplante Strukturreform zur Optimierung der Verwaltungsstrukturen durch Schaffung von Bildungsregionen und dem trigonalen Bildungsmanagement im Pflichtschulbereich. Die Begründung für diese Strukturreform liegt darin, dass seitens des Bundes bislang keine Reform angestrebt wurde. Die im Konvent angedachte Landesbildungsdirektion, die alle Schulverwaltungen – ich spreche hier von der Landes-, Bundes- und Gemeindebehörde – unter einem Dach zusammenführt, ist in weite Ferne gerückt. Die Aufhebung der Verfassungsmehrheit ist in den Schulgesetzen in den wesentlichen Bereichen nicht erfolgt. Nun versuchen unsere Bildungsexperten, eigene Reformen, soweit es die engen verfassungsrechtlichen Grenzen zulassen, durchzuführen, die Empfehlungen des Rechnungshofes, nämlich verstärkte Zusammenarbeit der Schulbehörden, Konzentration der Schulverwaltung in einer Behörde, Schaffung von Bildungsregionen, die für die Ressourcenbewirtschaftung verantwortlich gemacht werden, ihre Umsetzung finden. Ich möchte hier aber bitte noch einmal extra betonen, dass diese Bildungsregionen ausschließlich mit den derzeit vorhandenen Inspektoren bestückt werden. Es werden hier keine weiteren Dienstposten bzw. im Aufsichtsbereich geschaffen, so wie es oft medial verbreitet wird.
An den wenigen Beispielen, die ich hier gegeben habe, sehen Sie schon, dass die bildungspolitische Entwicklung in Kärnten beispielhaft für Österreich ist. Unser Landeshauptmann hat in seiner Ära als Bildungsreferent schon viele wichtige positive Weichen gestellt. Mit seinem ebenfalls hoch motivierten Nachfolger, an der Stelle ein herzliches Dankeschön, es tut mir leid, dass er nicht da ist, der Herr Bildungsreferent Strutz; er wird sicher gleich kommen, möchte ich mich bei ihm bedanken für seine Initiativen! Wir werden versuchen, die Versäumnisse der Bildungspolitik, die Jahre, bevor freiheitliche Bildungspolitik zum Tragen kam, erfolgreich aufzuholen. Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Mag. Knicek

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es sind einige Themen angerissen worden, wo wir, glaube ich, auch konform gehen oder wo wir Konsens finden. Ich habe bewusst nur Stichworte mitgeschrieben, von den Vorrednern übernommen und möchte vereinzelt dazu Stellung nehmen.
Beginnen wir von hinten einmal mit dem, was die Kollegin Knicek gesagt hat, zum Beispiel die Bildungsregionen. Das ist ja etwas, was das Land Niederösterreich bereits praktiziert, was sich dort in den Ansätzen und auch von der Idee her bewährt. Wir müssen aber auch ganz ehrlich sagen, dass das Dilemma dahinter in Wahrheit eines ist, das im Grunde genommen schwierig zu beseitigen ist, nämlich Dienstrechte der Pflichtschullehrer.
Wir haben in Kärnten jetzt konkret die Situation – ich weiß es aus meinem Bezirk bzw. aus Gesprächen mit Bezirksschulinspektoren, Kollegin Trodt wird das möglicherweise bestätigen -, wenn der Bezirk Völkermarkt Kolleginnen oder Kollegen bräuchte, weil Krankheitsfälle da sind, weil eben Vertretungslehrer fehlen, dann bekomme ich nicht wenige Kilometer über die Bezirksgrenze den Pflichtschullehrer aus dem Bezirk St. Veit für ein paar Wochen dorthin. Ich kann ihn nicht versetzen, sozusagen, ich kann ihn nicht hindirigieren. Jetzt müssen wir aber auch wissen, dass natürlich die Lehrergewerkschaft hier total blockiert: egal, welche Farbe, jetzt ganz offen gesprochen, und egal, welches Bundesland. Diese Thematik ist eine, über die wir reden werden müssen, weil in Wahrheit haben wir Ressourcen. Wir haben ja Personalkapazitäten und müssten sie in Wahrheit nur anders einsetzen können. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Dürfen!) Oder dürfen. Okay! D’accord! Ich glaube, wir haben hier keinen Widerspruch darin. Ich wollte das nur noch einmal augenscheinlich machen. Das heißt also im Klartext, das ist zum Beispiel ein Thema, wo wir uns, glaube ich, quer über die einzelnen Parteigrenzen hinweg finden könnten und müssen, weil damit wirklich sinnvollerweise der Einsatz des Personals gegeben ist. Ich tue mir da ein bisserl leichter. Ich komme aus dem AHS-Bereich. Dort ist es überhaupt keine Frage, bitte. Wenn ich als geprüfter Mittelschullehrer in Völkermarkt keine Stunden mehr habe, dann gehe ich entweder nach St. Paul, nach Wolfsberg, nach Klagenfurt – oder ich stehe auf der Straße. Dort fragt kein Mensch, das ist normal, das ist auch in unseren Köpfen drinnen. Da muss ich ehrlicherweise schon sagen, dass dieses Denken zumindest eine zumutbare Flexibilität zulässt. Ich will nicht den Lavamünder in Heiligenblut und umgekehrt haben. Das will niemand. Aber von Klein St. Veit nach St. Veit beispielsweise ist es zumutbar. Wenn der Eisenkappeler – ich weiß ja nicht – nach Diex fährt, ist es mindestens so weit, wahrscheinlich viel weiter als in diesem anderen Beispiel. Das ist ein solcher Punkt, wo ich glaube, dass diese Form in Zukunft gehandhabt werden wird müssen.
Wir haben auch ein Zweites: Wir haben in Wahrheit, denke ich, ein gewisses Problem zwischen den Interessenslagen der Eltern und Kinder einerseits und jener, wie gesagt, der Lehrer. Dazu gehört, ehrlich gestanden, auch zum Beispiel aus meiner Sicht, das Bedürfnis nach Nachmittagsbetreuung, nach ganztägigen Schulformen. Natürlich ist es jetzt ein Problem, ähnlich wie es das Problem ist: Wann erhalte ich noch eine Schule, bei wie viel Kindern, unter welchen Umständen? Die Nachmittagsbetreuung ist natürlich auch ein Kostenfaktor. Ehrlich gestanden, denke ich, dass wir auch hier Schwerpunkte setzen werden müssen. Wir haben das ja schon einmal in diesem Kreis oder zumindest im Schulausschuss diskutiert. Ich gebe nur noch einmal zu bedenken: Möglicherweise könnte des Rätsels Lösung darin liegen, dass wir in Kooperation zwischen Land und Gemeinden zumindest Schwerpunkte anbieten. Schwerpunkte würden natürlich auch bedeuten – das muss man aber im Umkehrschluss wissen -, wenn eben zentrale Orte auch Nachmittagsbetreuung anbieten, dass möglicherweise dann kleinere Schulstandorte in Gefahr kommen. Es gibt – jetzt zitierte ich noch einmal Niederösterreich – auch dort dieses Modell, das habe ich mittlerweile recherchiert: Dort wird das einfach so gehandhabt, dass am kleinen Schulstandort am Vormittag das Kind unterrichtet wird, zu Mittag abgeholt und in zentrale Schulen gebracht wird (in der Nähe: drei, vier, fünf, zehn Kilometer maximal weg) und dort am Nachmittag betreut wird. Das bedeutet in der Folge natürlich irgendwann einmal, dass die Eltern von sich aus kommen und sagen: „Ja, warum darf das Kind nicht gleich in diesen zentraleren Ort?!“ Dann kommen wir wieder einmal auf das Dilemma mit den Schulsprengeln. Die Kollegen aus dem Bezirk Völkermarkt wissen, worauf ich vielleicht anspiele. Wir haben derzeit einen heftigen Streit zwischen zwei Gemeinden, nämlich Eberndorf und St. Kanzian. Dort geht es, bitte, um die Umlagerung von 25 Schulkindern, die am jetzigen Standort es näher haben von zu Hause zur Schule. Wenn ich aber den Schulsprengel eng auslege, müssen dieselben Kinder plötzlich einen weitaus weiteren Schulweg in Kauf nehmen, damit sie in die andere Schule kommen. Das heißt, auch hier wird von unserer Seite, glaube ich, Flexibilität geboten sein.
Jetzt unabhängig von konkreten budgetären Ziffern, die wir heute eigentlich diskutieren, gebe ich nur zu bedenken und würde anregen, dass wir gerade, Kollege Gallo, in unserem Ausschuss oder im Bildungsausschuss diese Gedanken einmal konkretisieren und möglicherweise dort auch zu neuen Dingen kommen, die uns dann auch in der gemeinsamen Beschlussfassung erleichtern, vielleicht auch in finanzieller Hinsicht, dieses Thema zu bewältigen. Von unserer Seite her sage ich wirklich, bin ich bereit, da auch flexibel bereit zu sein. Opposition um jeden Preis hat hier überhaupt keinen Sinn, weil wir eben die Bedürfnisse, sage ich noch einmal, vor allem der Kinder in den Vordergrund stellen sollten und uns an dem orientieren sollten, was die Eltern wollen! (Beifall im Hause. – 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Hast du heute die Schlachtenbummler mit?!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrte Damen und Herren! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mich auch zu drei Themen äußern, die in dieser Gruppe wichtig sind und eine große Rolle spielen.
Das Erste ist die Wissenschaft. Es ist äußerst erfreulich, im Wirtschaftsbericht zu lesen, dass die Forschungsquote in Kärnten gestiegen ist. Wir sind heute im Mittelfeld in der Forschungs- und Entwicklungsquote. Das ist schon sehr erfreulich, weil hier intensive Investitionen stattgefunden haben. Das ist doch ein Bereich, der eine sehr hohe Wertschöpfung mit sich bringt.
Etwas verwundert bin ich aber darüber, dass das Budget der Universität gleich geblieben ist. Nachdem ich die Situation an der Universität ja ein bisschen kenne, möchte ich schon massiv darauf hinweisen, dass es ein großes Problem ist, diese Budgetknappheit an den Unis. Es ist so, dass dort Ängste breit werden in den einzelnen Instituten, in den Abteilungen. Es gibt schwarze Listen, da stehen die Posten drauf. Man weiß nicht, wird die Professur eingespart, wird es da diese Abteilung noch geben. Abteilungen spalten sich bereits. Das sind lauter Folgeerscheinungen von dieser Wissenschaftspolitik, die vom Bund ausgeht, wo Kärnten natürlich nichts dafür kann. Es wäre aber wichtig, die Uni auch ins Boot zu nehmen und sie in die Forschungsförderung miteinzubeziehen.
Was auch interessant ist – das geht auch aus dem Wirtschaftsbericht hervor -, das ist die Forschungsquote im Bereich der Unternehmen. Es wird auch mehr zwischen den Unternehmen geforscht. Allerdings ist es so, ich darf da wörtlich zitieren: „Vergleicht man Kärnten mit anderen Bundesländern, ist jedoch zu bemerken, dass relativ wenige Unternehmen in den Innovationsprozess eingebunden sind. Damit wird ein Großteil der Forschungs- und Entwicklungsaktivität durch Großunternehmen bestritten.“ Das ist auch eine einseitige Konzentration. Wenn Großunternehmen jetzt gefördert werden, dann wird etwas gefördert, das vielleicht nicht so bedürftig ist, denn die haben sowieso ihre Forschungsabteilungen, ihre Entwicklungsabteilungen. Man gibt halt denen noch ein bisserl ein Geld dazu. Aber der Sinn der Sache ist ja der, dass kleinere Unternehmen von den Forschungen profitieren. An anderer Stelle im Wirtschaftsbericht wird auch darauf hingewiesen, dass wir an der Dichte der Netzwerke und Cluster in Kärnten sehr dünn sind. Es gibt wenig Verbindungen zwischen Klein- und Kleinstunternehmen und größeren Unternehmungen, so wie, als positives Beispiel, der Mikroelektronikcluster zu nennen ist, wo es gelingt, dass kleinere Unternehmen von größeren profitieren. Ein kleiner Betrieb kann sich zum Beispiel kein SRP leisten; das ist eine unglaublich aufwändige Sache. Das wird dann von einem größeren Unternehmen zur Verfügung gestellt. Also das wären Beispiele, wo man mehr investierten müsste. Da könnte Kärnten schon auch noch ein Schäuferl dazulegen.
Zum Zweiten, der Lehrerüberschuss: Dazu ist eh schon vieles gesagt worden. Das ist, tatsächlich, glaube ich, das Hauptproblem, dass es hier eine gewisse Starrheit gibt, dass wir hier nicht flexibel sind, die Lehrer für Bereiche einzusetzen, die wir dringend brauchen würden. Ich möchte aber auch sagen: Bleiben wir, bitte, ehrlich und bei der Wahrheit, dass das schon ein hausgemachtes Problem ist, dieser Lehrerüberschuss, diese 350 jetzt arbeitslosen Lehrerinnen und Lehrer, weil der Bund immer wieder darauf hingewiesen hat, dass er diese Lehrer nicht zahlen wird, ab einem bestimmten Moment. Ich habe auch noch Rechnungshofberichte im Ohr, (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Wollen Sie weniger Lehrer auch noch machen?!) die sagen, wir sollen Strukturbereinigung machen. Diese Strukturbereinigungen sind nicht erfolgt. Und jetzt haben wir das Problem! Das Problem müssen wir annehmen! Das haben wir halt, leider!
Wenn wir könnten, würden wir einen Teil dieser Lehrer vielleicht umschulen, die würden ganz was anderes machen. Vielleicht ist das eine Perspektive. Es ist auch eine Perspektive, dass wir Lehrerinnen und Lehrer in der Kinderbetreuung einsetzen, in der Nachmittagsbetreuung oder auch im Bereich der gemeinsamen Schule – was wir gemeinsam hier beschlossen haben – Projekte entwickeln, innovative Projekte. Zum Beispiel den Übergang vom Kindergarten in den Schuleintritt, diese Schnittstel​lenproblematik, dass wir das ein bisschen fördern und entwickeln, oder auch in der sprachlichen Frühförderung. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Wenn sie wollen! Wol​len müssen sie!) Also, es gibt viele Bereiche, wo man die Lehrer einsetzen könnte, aber das geht halt nicht, wenn … ja, natürlich, wenn sie wollen. Und, ich glaube, sie hätten Lust zum Arbeiten. Sie sind ja frustriert, wenn sie in der Gegend herumstehen und irgendwie nichts tun können. Sie sind ja gut ausgebildet, da ist ein Potenzial das läuft in der Gegend herum, das wir nicht nutzen können. Das ist zum dazuplärren.
Das Dritte: Die Kindergartenbetreuung, Kinderbetreuung. Das ist auch ein interes​santes Feld, da habe ich auch interessante Aussagen im Wirtschaftsbericht gefun​den. Man hört ja immer sehr, sehr widersprüchliche Angaben über das Netz der Kin​derbetreuung. Einmal heißt es, wir haben zu wenig, dann heißt es, wir sind flächen​deckend ausgestattet. Wir wollen das ja wissen. Wir haben ja ernsthaft eine Anfrage an den zuständigen Landesrat Dörfler gestellt. Wir wollten wissen, wie schaut's wirk​lich aus mit der Kinderbetreuung in Kärnten bei den Kindern unter drei Jahren, bei den drei- bis sechsjährigen, bei den VolksschülerInnen et cetera. Da wollten wir so eine Aufstellung haben und schauen, wo fehlt's wirklich. Vielleicht scheitert's auch an den Preisen, an der Flexibilität? Auch diese Fragen haben wir eingebracht und die Antwort war irgendeine so lapidare, also, er hat uns unsere Anfrage nicht beantwor​tet, sondern gesagt, das ist polemisch. Aber ich hätte wirklich gerne eine ernsthafte Antwort gehört. Wie auch immer, eine Antwort steht in diesem Wirtschaftsbericht drinnen, der auch auf der Tagesordnung ist, und da stehts ja schwarz auf weiß: Das Kinderbetreuungsangebot in Kärnten liegt bei der Altersgruppe von den Null- bis Dreijährigen mit 12 Prozent leicht über dem Bundesdurchschnitt. Also, da sind wir ganz gut unterwegs. Bei den Drei- bis Fünfjährigen allerdings liegt Kärnten mit 74 Prozent deutlich hinter dem bundesweiten Vergleichswert zurück und an der letzten Stelle im Vergleich mit den anderen Bundesländern. Burgenland hat da eine Ausla​stung von 99 Prozent, Niederösterreich zum Beispiel 94 Prozent und Kärnten ist mit 74 Prozent da wirklich weit, weit hinten. (1. Präs. Freunschlag: Die Frage des Be​darfs ist da … )
Das erklärt auch, warum es Erhöhungen in Budgets gibt. Natürlich ist da ein Bedarf vorhanden. Kinderbetreuungsplätze werden dann beansprucht, wenn es sie gibt. Wenn man hinfährt ins Gasthaus und die Frauen zusammenruft und fragt: „Wer braucht denn von euch eine Kinderbetreuung?“ – wird sich kaum eine trauen, zu sagen: „Ich bitte, würde gerne mein Kind in eine Betreuung geben, damit ich arbeiten gehen kann.“ Das weiß man, wie viel in einer Gemeinde Kinder da sind. Für diese Kinder ist eine öffentliche Betreuung zur Verfügung zu stellen. Und wir haben hier noch Handlungsbedarf! (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Ich werde jetzt alles auf​zählen, was Sie jetzt gerade in den fünf Minuten gefordert haben, Frau Abgeordnete! Das täte mich einmal sehr interessieren, wie viel …) Ja, und diese Kosten könnten wir dann zum Beispiel aus den Repräsentationsausgaben, aus den 6,4 Millionen Euro herausnehmen die für Werbung, Plakate, Inserate, usw., vorgesehen sind. Mit diesem Geld hätten wir schon längst ein flächendeckendes Netz in Kärnten einge​richtet. (Es folgen mehrere gleichzeitige Einwände aus der F-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.)
Mag. Lesjak

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, ersuche ich den Herrn Abgeord​neten Bürgermeister Vouk um 10,-- Euro für unerlaubtes Telefonieren, damit auch in diesem Hause Weihnachten spürbar werden. (Dies löst Heiterkeit im Hause aus.) Danke, diese sind beim Landtagsdirektor Mag. Weiß abzugeben!
Als Nächster hat sich dann Herr Abgeordneter Seiser zu Wort gemeldet. – Ich darf ihm das Wort erteilen! (Der aufgeforderte Abg. Vouk liefert das Geld bei Landtagsdi​rektor Mag. Weiß ab.)

Lobnig

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf also den Debattenbeitrag der Kol​legin Warmuth im Zusammenhang mit der Verwirklichung des Bewegungskindergar​tens in Feldkirchen zum Anlass nehmen, um vielleicht ganz kurz diese Problematik, die möglicherweise auch symptomatisch ist für andere Gemeinden, zur Sprache zu bringen.
Die Stadtgemeinde Feldkirchen finanziert, ich sage nicht betreibt, die Stadtgemeinde Feldkirchen finanziert momentan sechs Kindergärten. Und das hat die Frau Kollegin Warmuth angemerkt, als Konflikt bezeichnet. Ich bezeichne es als eine verantwor​tungsbewusste Diskussion. Es hat dieses Ansinnen des Herrn Landesrat Dörfler, in der Ortschaft St. Ulrich einen Kindergarten zu installieren, zu einer Diskussion ge​führt, die letztendlich darin geendet hat, dass man seitens der Stadt gemeint hat, aufgrund der bereits sehr, sehr guten Versorgung der Stadtgemeinde Feldkirchen mit Kinderbetreuungsplätzen, natürlich aber auch mit der demografischen Entwicklung, ist zur Zeit dieser Kindergarten nicht unbedingt notwendig. Der Herr Landesrat Dörf​ler hat jetzt auch mit den beiden anderen Parteien eine Einigung herbeigeführt. Selbstverständlich wird sich auch die Sozialdemokratische Partei der Installierung dieses Kindergartens nicht in den Weg stellen, zumal ja der Kindergarten nicht von Landesseite, sondern von Bundesseite finanziert wird, also die Errichtung dieses Kindergartens. Der Herr Landesrat Dörfler hat angeblich Bundesgelder für die Errich​tung dieses Kindergartens lukriert, was eine sehr, sehr löbliche Aktivität des Herrn Landesrates ist. Und, wenn es jetzt zu einer Installierung dieses Modellkindergartens kommt, wo die ältere Generation mit der jüngsten Generation in Kombination betreut wird, so halte ich das für ein großartiges Modell, und darf auf diesem Weg, dem leider nicht anwesenden Landesrat Dörfler für seine Aktivitäten danken. Ich möchte aber gleichzeitig vielleicht eine Aktivität oder eine Möglichkeit, die es bei Sozialdemo​kratischen Bundesregierungen noch gegeben hat, kurz zur Sprache bringen. Das ist die sogenannte „Kindergartenmilliarde“.

Ich denke, dass der Herr Landesrat Dörfler in Kompensation dieser nicht mehr vor​handenen Kindergartenmilliarde, die Gelder für die Errichtung dieses Bewegungskin​dergartens in St. Ulrich aufgetrieben hat und es ist ganz, ganz klar die Forderung aufzustellen, auch in Anbetracht der finanziellen Situation der Gemeinden, dass hin​künftig diese Kindergartenmilliarde seitens des Bundes wieder fließen soll. Und es sollte auch im Zusammenhang jetzt mit der Aktivität des Herrn Landesrat Dörfler, allen anderen 131 Gemeinden das gleiche Glück oder das gleiche Entgegenkommen seitens des Kindergartenreferenten widerfahren wie es der Stadtgemeinde Feldkir​chen widerfahren ist, nämlich, dass dieser Kindergarten hier auf Bundeskosten quasi errichtet wird. Wie es dann in weiterer Folge mit dem Betrieb ausschauen wird, wer​den weitere Diskussionen zeigen. Ich darf nochmals abschließend bemerken, dass die Stadtgemeinde Feldkirchen sehr dankbar ist für diese Aktivität des Herrn Landes​rates. Ich möchte aber gleichzeitig für die restlichen 131 Gemeinden hoffen, dass, sie, wenn sie sich mit einem solchen Ansinnen an den Kindergartenreferenten wen​den, ebenfalls in der gleichen großzügigen Art und Weise bedient werden. Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trodt-Limpl das Wort.)
Seiser

Abgeordnete Mag. Trodt-Limpl (F):

Mag. Trodt-Limpl

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich darf jetzt vielleicht gleich auf die Aus​führungen von der Kollegin Lesjak eingehen. Die Sache mit dem Lehrerüberhang ist noch viel, viel schlimmer als sie es dargestellt hat. In früheren Zeiten sind die Stu​denten von der Pädagogischen Akademie fertig geworden. Sie haben absolviert und wurden angestellt. Nach einer gewissen Zeit sind sie dann definitiv gestellt worden und nach weiteren zwei Jahren pragmatisiert. Und das ist dann so schön der Reihe nach gegangen, bis dann gemerkt wurde: „Hoppala, jetzt haben wir zu wenig Kinder!“ Jetzt sind wir in der Lage, dass wir um ungefähr 370 Lehrer zuviel haben. Der Bund refundiert ja die Kosten nach der Anzahl der Kinder, das Land kann das ja nur in demselben Ausmaß weitergeben. Wir haben jetzt 370 Lehrer zuviel. Diese sind über das ganze Land verstreut. Sie müssen sich jetzt vorstellen, Sie haben einen Betrieb, Sie haben vielleicht ein Geschäft und da haben Sie jetzt zehn Leute mehr angestellt als Sie müssten. Diese Leute müssen Sie behalten, die müssen sie bezahlen. Und es kann jetzt jemand draußen stehen, der noch so motiviert ist, der sagt: „Ich will jetzt bei Ihnen arbeiten. Ich möchte mich gerne einbringen.“ Dann sagen Sie: „Das geht leider nicht. Ich würde dich gerne nehmen, aber da ist noch jemand, der da ist, den muss ich bezahlen.“ Vielleicht ist der noch demotiviert im schlimmsten Fall. Und in dieser Situation befinden wir uns jetzt.
Diese Unflexibilität ist auch – wie es der Herr Kollege Grilc angesprochen hat – ein Problem. Es ist auch schon sehr schwer, innerhalb eines Bezirkes einen Lehrer zu versetzen. Zum Beispiel habe ich in meinem Bezirk eine Hauptschule, das sind zwei Haupt​schulen unter einem Dach, und da sollte ein Lehrer von einer Schule in die andere versetzt werden. Der hat jetzt einen Einspruch gemacht, das geht jetzt über die Gewerkschaft, und, und, und. Es ist natürlich auch der Nebeneffekt, dass der Lehrer jetzt demotiviert ist und seine ganze Energie darin verwendet, gegen den Schulleiter vorzugehen, um seine eigene Befindlichkeit darzustellen, obwohl er eigentlich für die Schüler da sein müsste.

Im Pädagogischen Institut wird jetzt ein Konzept entwickelt, um Personalplanung zu machen. Es bleibt uns in dieser Situation nichts anderes übrig, wir müssen mit den Lehrern arbeiten, die an der Schule sind. Jeder Direktor ist gut beraten, wenn er sich jetzt sein Team anschaut und sich überlegt, hoppala, in welche Richtung möchte ich mich denn weiter entwickeln, was sind jetzt meine Schwerpunkte und dann seine Lehrer herholt, die er hat soweit motiviert, dass sie sich fehlende Fertigkeiten aneig​nen, dass sie sich weiterbilden. Es werden jetzt Weiterbildungsangebote angeboten ohne Lehramtsprüfung. Weil man davon ausgeht, dass sich ein 50-jähriger Lehrer der Lehramtsprüfung nicht stellt. Aber er möchte sich doch die Fertigkeiten in Physik oder in Biologie aneignen.
Unterrichtsarbeit ist Beziehungsarbeit und die funktioniert nur dann, wenn es dem Lehrer gelingt, in Beziehung zu seinen Schülern zu kommen und diese Schüler auch dahingehend motiviert. Darum ist es unheimlich wichtig, ganz wichtig, dass die Leh​rer bestens ausgebildet sind. Und ich bin tiefst enttäuscht über das Konzept der Pä​dagogischen Hochschule, denn meiner Meinung nach, ist eine universitäre Ausbil​dung für alle Pflichtschullehrer unabwendbar! Wir befinden uns im EU-Raum, wir haben jetzt vielleicht junge Leute, die sich zum Lehrer ausbilden wollen, und dann muss ihnen auch die Möglichkeit gegeben werden, ihre Arbeit auch im EU-Raum zu finden, denn hier in Kärnten wird’s leider in nächster Zeit nicht möglich sein.
Die Elternarbeit ist auch nicht zu vernachlässigen, denn die Verantwortung für das Kind haben die Eltern. Und heutzutage wird sehr viel Erziehungsarbeit an die Schule abgewälzt. Daher ist die Schule konfrontiert mit Unterrichts- und Erziehungsarbeit. Sie hat auch den Erziehungs- und Unterrichtsauftrag und das aber in Zusammenar​beit mit den Schulpartnern. Und daher müssen wir dazu beitragen, dass die Eltern wieder ihrer Verantwortung bewusst gemacht werden. Die Eltern müssen sich ihrer Verantwortung wieder bewusst werden. Und diese Elternarbeit setzt jetzt schon auch im Kindergarten an, dass man versucht, die Eltern miteinzubeziehen und ihnen bei der Erziehung ihrer Kinder hilft. Denn gerade, wie es die Kollegin Knicek gesagt hat, in den ersten Jahren, in den ersten Kindergartenjahren, in den ersten Schuljahren werden ja die Schienen gelegt, die Weichen gestellt. Und in dieser Zeit ist es wichtig, die Grundkompetenzen zu vermitteln, und diese Grundkompetenzen sind mit allen Sinnen zu vermitteln. Das Kind lernt nicht nur, indem es sitzt, sondern es lernt mit allen Sinnen, durch Sport, Bewegung, durch musikalische Erziehung, Kreativität. Und all das muss dem Kind so geboten werden, dass es es auch annehmen kann.
Die frühe Sprachförderung greift jetzt. Das geschieht in dem Fall so, dass es ab Herbst 2006 eine vorgezogene Schuleinschreibung gibt. Da werden die Kinder, welche im nächsten Jahr in die Schule kommen, schon im Oktober eingeladen und der Direktorin und dem Direktor vorgestellt. Und die Direktorin oder der Direktor hat dann die Möglichkeit, bei Schülern, bei denen Sprachdefizite festgestellt werden, ein Sprachticket auszustellen. In diesem Fall gilt es jetzt nur für Schüler mit nicht deutscher Muttersprache, Schüler die aus dem Ausland kommen. Wenn da Sprach​defizite festgestellt werden, dann bekommt der Elternteil ein Sprachticket. Dieses Sprachticket kann dann im Kindergarten oder auch in der Schule eingelöst werden, wo entsprechend geschulte Lehrer oder Kindergartenpädagogen zur Verfügung stehen, um mit dem Kind schon vorbereitend die deutsche Sprache zu erlernen. Diese sprachliche Frühförderung wünsche ich mir für alle Kinder.
In unsere Schulen kommen leider auch Kinder, welche aus österreichischen Familien stammen, die sich nicht ausdrücken können, die Dysgrammatismus haben, die fast keine Ansprechpartner haben. Es ist erwiesen, dass ein Kind 12.500 Stunden aktive Kommunikation haben muss, um in einer Sprache firm zu sein.
Ein weiteres Anliegen ist die Stärkung der Lesekompetenz. Das kann auch nur in den ersten Schuljahren passieren, denn wenn die Schüler nicht lesen können, dann können sie weiterhin auch den Unterrichtsstoff nicht mehr aufnehmen. Sie verstehen ihn nicht, und so schalten sie dann irgendwann einmal ab und stören dann unweigerlich. Die Schullaufbahn ist somit eigentlich schon negativ besetzt.
Was uns noch sehr belastet, ist der sonderpädagogische Förderbedarf. Die „Integration Österreich“ ist von Eltern ausgegangen, Eltern, die Kinder mit besonderen Bedürfnissen haben. Diese Eltern haben sich durchgesetzt und die Integration bewirkt. Vor ungefähr zehn Jahren wurde dann ein Schnitt ausgemacht, dass ungefähr 2,7 % der Schüler diesen SPF haben. Der Bund refundiert auch für 2,7 % den sonderpädagogischen Förderbedarf. Mittlerweile sind wir in den Ballungsräumen schon bei mindesten 6 %. Refundiert bekommen wir nur diese 2,7 %. Dazu gekommen ist noch die große Anzahl der auffälligen und verhaltenskreativen Kinder, wo die Ursachen meist im Elternhaus liegen und wo diese Kinder wirklich eine spezielle Betreuung bräuchten, die eigentlich nicht durch den Sonderpädagogischen Förderbedarf abgedeckt werden kann, denn der ist wirklich für Kinder da, die irgendwelche Defizite haben, die besonders gefördert werden müssen. Gerade die Kinder mit Verhaltensauffälligkeiten brauchen Kleinklassen, brauchen einen Raum, in dem sie sich wieder erholen können, in dem sie wieder herunter geholt werden. Ich habe gerade gestern einen Schüler aus der zweiten Klasse Volksschule suspendiert, der so durchgedreht hat, dass man die Rettung holen musste. Das ist kein Einzelfall. Kommt man dann mit den Eltern ins Gespräch, dann weiß man, warum das so ist. Diese gesellschaftlichen Probleme sind einfach da. Wir müssen uns ihnen stellen, denn sonst fallen sie uns später irgendwann einmal auf den Kopf.
Eine Nachmittagsbetreuung, Kollege Grilc, die ist unbedingt auch notwendig. Diese Nachmittagsbetreuung sollte auch abgesetzt vom Unterricht geschehen. Die Kinder sollten vielleicht in Kooperation mit den Vereinen zu sportlichen Aktivitäten hingeführt werden. In Kooperationen mit den Musikschulen sollte ihnen die Möglichkeit geboten werden, ein Musikinstrument zu lernen. Sie sollten auch die Möglichkeit haben, Unterstützung bei den Hausaufgaben und Lernunterstützung zu bekommen.
Die Anzahl der Schüler, die die Pflichtschule ohne Pflichtschulabschluss verlassen, ist im Steigen. Auch hier ist es angebracht, sich dieser Schüler besonders anzunehmen. Wenn man sieht, ein Kind ist jetzt in der zweiten Klasse Hauptschule und schon im neunten Schuljahr, es wird es also nicht schaffen, dass es dann den Hauptschulabschluss bekommt, dass man auch diese Schüler in Kleingruppen zusammenfasst und dann speziell stützt, fordert und fördert, damit es ihnen gelingt, einen Schulabschluss zu bekommen. Denn gerade diese Schüler sind von der Arbeitslosigkeit am meisten bedroht.
Die Gesundheitserziehung ist auch ein Bereich, der in die Schule verlagert wird. Diese soll auch in Kooperation mit den Schulpartnern sein. Es können angeblich nur 15 % der Schulkinder, die in der Schule sind, wie soll man sagen, normal gehen. Also die Körperwahrnehmung, die Bewegung und vieles ist gestört. Die Schüler werden meist zur Schule hingeführt und dann wieder abgeholt. Wir haben jetzt entweder Spitzensportler, wo die Eltern fest dahinter sind, oder sonst können die Kinder sich fast keiner Sportart widmen. Auch da ist es wichtig, ihnen die Möglichkeit zu geben, verschiedene Sportarten zu erlernen, um dann ihre Freizeitgestaltung in diese Richtung hin zu bewegen.
Eine fundierte Bildung ist wesentlich für das weitere Leben. Das ist etwas, was wir unseren Kindern mitgeben können und müssen! Da sehe ich jetzt nicht nur die Förderung sondern auch die Forderung. Es soll auch die Begabungsförderung und die Hochbegabtenförderung ein Thema sein. Die naturwissenschaftlichen Fächer sind ja jetzt sehr, sehr vernachlässigt worden. Das schlägt sich jetzt auch darin nieder, dass das Interesse für das Studium eines naturwissenschaftlichen Faches nicht mehr so gegeben ist, wie es früher einmal war. Jetzt wird auch verstärkt in diese Richtung wieder gearbeitet.
Technologie und Forschung: Wir haben Elektronikcluster, Lakesidepark, und in den Universitäten muss die Forschung auf alle Fälle unterstützt werden, um auch hier die Arbeitsplätze und die Kapazität der Arbeit in unserem Land erhalten zu können und Kärnten als Technologieland bestehen lassen zu können.
Wie Sie sehen, lastet eine große Verantwortung auf uns. Ich hoffe, wir gehen das gemeinsam an! Es wurde ja schon von mehreren Seiten angedacht, dass wir das in den Ausschüssen der Reihe nach bearbeiten und versuchen, das Beste aus der Situation zu machen, um unsere Schüler wirklich fürs Leben fit zu machen und um auch den jungen Leuten den Mut zu geben, wieder Kinder in die Welt zu setzen. Denn wir haben jetzt weniger Kinder, und gerade auf die müssen wir dann noch mehr schauen. Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort.)

Mag. Trodt-Limpl

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine Damen und Herren! Es ist die Zeit fortgeschritten, dass man nicht ganz genau jedem Redner und jeder Rednerin zuhört. Ich habe mich jetzt deshalb zu Wort gemeldet, weil ich die Frau Kollegin Trodt – von der ich glaube, dass sie jetzt eine sehr gute Rede gehalten hat, insofern, als sie eine sehr, sehr umfassende Analyse der Gesamtproblematik gegeben hat – in einigen ihrer Ansichten unterstützen möchte.

Da war zum einem, dass sie ihre Enttäuschung über die pädagogischen Hochschulen festgehalten hat. Ich teile diese Enttäuschung zu 100 Prozent. Ich glaube, dass die Einführung dieser pädagogischen Hochschulen ein Meilenstein für exorbitante Versäumnisse in dieser Republik werden wird. Es wäre die Chance gewesen, in einem gesamten Umschwenken in Richtung einer Beschulung, die auch nachmittags erfolgt, gleichzeitig auch die Lehrerausbildung umzustellen, auf die Universitäten zu verlegen, eine gleichartige Lehrerausbildung für alle Lehrer anzubieten. Es ist eine Jahrhundertchance versäumt worden. Da sind wir auch gleichzeitig beim Problem der Nachmittagsbetreuung. Das Versäumen dieser Jahrhundertchance, und das, muss ich sagen, ist etwas, das ich zu 100 Prozent auch einer komplett veralteten Haltung der zuständigen Ministerin Gehrer zuordnen muss. Es hätte auch die Probleme der Nachmittagsbetreuung mitgelöst, wenn wir uns endlich entschieden hätten, hier konsequent in der Schulorganisation und in der Lehrerausbildung einen Weg einzuschlagen, der am Ende dazu führt, dass wir uns alle dieses Problem „Wer finanziert die Nachmittagsbetreuung?“ nicht mehr in dem Ausmaß überlegen müssen, weil Nachmittagsbetreuung auch, zumindest in bestimmten Bereichen der Schule, Teil des Unterrichtes ist und daher dort mitübernommen wird.
So haben wir – und auch da pflichte ich Ihnen vollkommen bei – eine äußerst prekäre Situation. Wir werden uns ab nächstem Jahr die Frage stellen: Wer soll die Nachmittagsbetreuung, von der alle reden, bezahlen? Man wird die Verantwortung wieder zu den Gemeinden hinschieben, weil das, was der Bund in dieser Richtung anbietet, wie immer in den letzten Jahren geradezu lächerlich ist. Aber da muss ich jetzt die Problematik zurückwerfen auf Ihre Gruppierung, weil Sie eben mit in dieser Regierung teilhat an den Entscheidungen und an den Richtungsweisungen und weil es Ihnen da leider nicht gelungen ist, obwohl es Ansätze schon gegeben hat, sich durchzusetzen.
Ich mache hier noch einmal darauf aufmerksam, dass wir uns – und das fängt mit der Koralmbahn an - auch überlegen müssten: Sind wir bereit, als Land Dinge zu übernehmen, die eigentlich Angelegenheit des Bundes sind, so sehr wir es uns auch wünschen. Gehen wir diesen Weg in der schulischen Ausbildung weiter, das heißt übernehmen wir sämtliche Aufgaben, die eigentlich Aufgaben des Bundes sind, und geben sie weiter bis hinunter zum schwächsten Glied in der Kette, nämlich den Gemeinden und sagen dem einzelnen Bürgermeister einer kleinen Gemeinde, der eh schon nicht mehr weiß, wie er seine Probleme finanzieren soll: „Du musst eine Nachmittagsbetreuung auch noch finanzieren!“ Oder leisten wir entsprechenden Widerstand und fordern wir beim Bund das ein, was uns eigentlich zusteht? Ich denke, dass diese Frage der Erziehung, der Ausbildung, der Schulorganisation im Sinne einer modernen europäischen Ausbildung in Ganztagseinrichtungen und auch einer Schule, die in Zukunft europaweit eben die Gesamtschule sein wird oder schon in weiten Bereichen ist, wo wir hintennach hinken, fordern wir also das ein – oder sagen wir immer nur: „Nein wenn ihr das nicht tut, machen wir das mit dem Geld, das wir eh nicht mehr haben.“ Das ist eine grundsätzliche Frage, über die es sich schon einmal nachzudenken lohnt. Wenn wir alle so leidenschaftlich ständig aufspringen auf das, was der Bund nicht zahlt, zahlen wir es selber. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer, die Sie nicht mehr hier sind, aber möglicherweise daheim am Bildschirm oder am Lautsprecher! Gestatten Sie mir, als Vorsitzender des Schul- und Bildungsausschusses, noch ein kurzes, ich nehme an, nicht nur vorläufiges, sondern endgültiges Schlusswort zu diesem Kapitel!
Ich möchte ein paar Dinge noch klarstellen, weil der Herr Abgeordnete Lutschounig wieder hier herinnen ist. Er hat, was die Besoldung der Musikschullehrer betrifft, eine Rechnung aufgestellt, die möglicherweise stimmt, aber nicht den Kern trifft. Denn das, was du gemeint hast – den Unterschied zwischen der Besoldung der Landeslehrer und der Musikschullehrer -, ist eine statistische Größe, wenn man den im Budget befindlichen Aufwand und die Zahl der Lehrer dividiert. Das ist aber nicht das, was die Lehrer tatsächlich bekommen. Bei den Musikschullehrern sollte man schon berücksichtigen, dass hier auch Reisekosten, weil es doch große Bewegungen gibt, enthalten sind und dass verhältnismäßig mehrere höher qualifizierte Lehrer, gemessen an der Gesamtzahl, vorhanden sind – was im Pflichtschulbereich nicht der Fall ist. Also kurz zusammengefasst: Es gibt pro Musikschullehrer mehr Direktoren als bei den Landeslehrern. Das zum einen.
Zur Frau Kollegin Lesjak, die nicht hier ist und die die Uni angesprochen hat – und da bin ich bei der Frau Kollegin Cernic -: Das Land Kärnten macht über die Koralmbahn hinaus doch einige Dinge auch im Bildungsbereich, die freiwillige Leistungen sind. Dies einfach deshalb, weil uns die Jugend am Herzen liegt! Und da sollte man nicht fragen, wessen Zuständigkeit das ist, sondern wenn die Mittel da sind, auch entsprechend handeln! Nicht nur davon sprechen, sondern das auch tun. Ich erinnere an die fünf oder sechs Stiftungsprofessoren im Uni-Bereich.
Lassen Sie mich zur Uni noch etwas sagen! Das Problem, das auch die Klagenfurter Universität hat, ist das, dass die Universitäten jetzt sozusagen eigene Wirtschaftskörper geworden sind und nicht alle damit umgehen können. Aber die Klagenfurter Universität hätte den Vorteil – nachdem dort hochgradige Betriebswirtschaftler auch werken -, das in den Griff zu bekommen. Sie sollten nur gehört werden. Die Frau Kollegin Lesjak hat das auch ein bisschen vermittelt - sie hört mir jetzt live zu -, dass das, was theoretisch ist, allerdings auch bei ihr mehr theoretisch bleibt und die Linie nicht erkennen lässt. Soviel zu dem.
Damit komme ich zu dem, was der Herr Klubobmann Grilc gesagt hat. Für mich war das wohltuend anders, und zwar positiv, als das, was wir von der ÖVP heute den ganzen Tag bisher gehört haben. Ich danke dir sehr dafür, weil damit du die Budgetdebatte auf eine Qualität gebracht hast, die man sich für alle Bereiche wünschen kann! (Beifall von der F-Fraktion) Ich streiche das auch deshalb hervor, weil ich weiß, dass du mit dem, was du hier aufgeworfen hast, auch Hürden übersprungen hast, die in der eigenen Partei da sind. Aber wir können die Probleme nur dann bewältigen, wenn wir diese Dinge auch vorurteilsfrei und offen diskutieren.
Auch dafür danke ich sehr, denn was wir eigentlich im Bildungsbereich tun müssen ist – und ich spreche da nicht als Lehrer, sondern als einfach einer, der zwar lange in die Schule gegangen ist, aber den Beruf bewusst nicht gewählt hat, weil er mir schon damals nicht so wünschenswert erschienen ist – dass wir die in den Mittelpunkt stellen, um die es geht, nämlich vor allem die Kinder und die Bildung der Kinder, die für das Fortkommen und für die Existenz wichtig sind. Dann erst die Eltern und zum Schluss die Lehrer. Und dazu gehört auch das Minderheitenschulwesen. Ich bin wahrscheinlich einer der ganz wenigen hier im Kärntner Landtag, der Slowenisch gegen seinen Willen als Pflichtfach gehabt hat, in einer Zeit, in der das Gesetz, das dann als verfassungswidrig aufgehoben worden ist, uns dazu verpflichtet hat. Ich werde es weiterhin sagen: Es hat mir nicht geschadet. Aber ich sage genauso dazu: Ich habe mit dem Slowenisch nie etwas anfangen können, denn zu Anfang war zu Slowenien, damals noch Yugoslawien, der Eiserne Vorhang und das, was bei uns gesprochen worden ist, war nicht Slowenisch. Das hat man mit Windisch und mit allem möglichen ganz gut bewerkstelligen können.
Das ist jetzt etwas anders und dennoch sage ich, es ist ganz wichtig, dass wir auch das, was bei der Mehrheitsbevölkerung wie ein Stachel im Fleisch sitzt – nämlich Un​gerechtigkeiten – und da nenne ich als Beispiel die Teilungsziffern im Bereich des Minderheitenschulwesens, doch einer Regelung zuführen, die auch Akzeptanz aller finden kann. Das ist ein Punkt. Genauso, was ich noch erwähnen möchte ganz am Schluss, ist, dass wir auch sparen können. Und ein Bereich wäre die Zusammenfüh​rung der Schulverwaltungen, also der Abteilung 6 mit dem Landesschulrat. Da kön​nen Synergien genutzt werden, da kann eingspart werden. Ich bin sehr dankbar für die sehr konstruktive Diskussion, bedanke mich bei allen dafür, die auch draußen als Lehrerinnen und Lehrer tätig sind. Denn, wenn wir alle das verwirklichen, was wir immer vorgeben, sind wir auch mit dem Budget 2006 auf einem Weg in eine gute Zu​kunft für die Kärntner Jugend. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende bedankt sich für die Wortmeldung und erteilt als letztem Redner in der Gruppe 2 Abg. Köfer das Wort.)
Dipl.-Ing. Gallo

Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich, dass wir soviel gemeinsame Zeit hier verbringen. Ich freue mich auch, dass wir auch sehr oft ge​meinsamer Meinung sind und ich freue mich weniger, dass wir seit über 8, 9 Stunden gemeinsam dieses Glas da teilen müssen. (Dies löst Heiterkeit im Hause aus.) Vielleicht könnte man das irgendwann einmal bei einer Besprechung einführen, dass alle Stunden zumindestens das Glas gewechselt wird. (Abg. Lutschounig: Das wird aber eh mit der Zeit selber voll wieder! – Dies löst wiederum Heiterkeit im Hause aus.) Ich warne jeden, da etwas herauszutrinken, da gibt es schwerste gesundheit​liche Folgen.
Sport in Kärnten ist mein Thema. Sport – der Kollege Ebner hat es ja bereits aus​führlich dargestellt – gibt’s in den verschiedensten Fassetten. Es gibt den Leistungs​sport, es gibt den Jugend-, Breiten-, Gesundheitssport, Behindertensport. Was wir noch in Kärnten vorfinden sind nahezu alljährliche Meisterschaften in den unter​schiedlichsten Ausprägungen. Welt-, Europameisterschaften haben wir schon ge​habt, Weltcups kommen dazu, andere internationale Sportveranstaltungen. Das ist alles eine gute Möglichkeit, Kärnten als breites und attraktives Sportland zu präsen​tieren. Es sind aber dann zumeist die kleinen lokalen Vereine, die diese großen Sportevents durchführen, Staatsmeisterschaften, andere Meisterschaften in den ver​schiedensten Sparten, Disziplinen und auch Altersklassen. Noch dazu kommt eine ungeheure Anzahl von Schulsportveranstaltungen und Schulsportwochen. Und (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Denksport hast vergessen! Denksport!) Denksport. Für all diese Ver​anstaltungen und Events ist natürlich auch nicht nur ein hohes Maß an freiwilliger Leistung, Engagement der Funktionäre vorgesehen und vor allem aber auch ein Min​destmaß an öffentlichen Förderungen notwendig. Und ich erinnere nochmals: Wir haben in Kärnten drei Dachverbände, 47 Fachverbände. Es gibt circa 1.350 Sport​vereine. Ohne öffentlichen Zuschuss wäre es hier nicht möglich, den laufenden Sportbetrieb zu erhalten. Und hier hat das Land Kärnten seinen Anteil zu leisten.
Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Es stellt sich hier auch die Frage, ob dieser Anteil im Land Kärnten gerecht verteilt wird. (Einzelbeifall von Abg. Tauschitz.) Und, je nachdem welches Rechtsempfinden jemanden plagt, wird dieses … (Der Saaldie​ner bringt dem Redner ein neues Wasserglas aufs Rednerpult.) – das klappt ja, danke! (Beifall im Hause. Im selben Moment betritt der Landeshauptmann Dr. Haider den Plenarsaal. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Einen Begrüßungsapplaus für den Landes​hauptmann!) Je nachdem, welches Rechtsempfinden jemanden plagt, so glaube ich, dass so manche Subvention ungerecht und in die falschen Kanäle kommt. Ich möchte zum Einen hier einmal die Subvention an das Stadtstadion, das künftige EM-Stadion in Klagenfurt richten. 15 Jahre werden wir in den nächsten Budgets davon begleitet, jährlich 1,5 Millionen Euro für 270 Spielminuten im Rahmen der EM, der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen.
Das heißt aber, dass wir nach 270 Minunten einen Teil dieses Stadions dann wieder abreißen müssen, und diese 270 Minuten benötigen auch 13 Millionen Euro an Wer​bung. (Abg. Ing. Haas: Das wirst du als Fußballer gerne schauen!) Liebe Freunde … Ja! Nein, ich möchte einen Vergleich bringen. Die Stadt St. Veit hat sich bemüht, ein Stadion für die nächste Generation zu errichten, für die Jugend in diesem Bereich zu errichten, mit einem Aufwand von 5 Millionen Euro. Und ich glaube, es wäre hier auch angetan, dass man diesen Landeszuschuss von 25 Prozent – aufgeteilt auf fünf Jahre – in einer anderen Form finanzieren könnte. 22,5 Millionen Euro wird der Zu​schuss des Landes an das Stadtstadion sein, das sind in alten Schillingen noch 315 Millionen. 200 Millionen wird die Bewerbung alleine verschlingen. Soweit so gut, ich habe damit nicht unbedingt das Problem.
Kärnten leistet sich aber hier im Verhältnis zu den ganz großen Städten in Österreich und zu den anderen Bundesländern, auch eine eigene Fußballakademie. Das ist an und für sich eine sehr gute Einrichtung, wäre auch nicht hier dieses eher ungerechte Empfinden meinerseits im Bereich der Förderungen, wenn man hernimmt, dass der GAK und der Sturm Puntigamer Graz, die zwei höchsten Landesförderungen in Österreich, in einer Größenordnung von 350.000,-- Euro jährlich, beziehen. Das wäre nicht so schlimm, wenn wir im Lande Kärnten nicht 1,2 Millionen in die Fußballaka​demie fließen lassen würden. Was geschieht mit dieser Summe? Ich hätte damit kein Problem, wenn wir damit Schifahrer ausbilden würden, wenn wir Schispringer, wie einen Thomas Morgenstern – haben wir heute schon gehört – zum Erfolg bringen könnten, oder viele junge andere Fußballspieler im Zuge eines Leistungszentrums, wie das in Spittal zum Beispiel stattfindet. Aber hier gibt es 1,2 Millionen Schilling in eine Richtung und hier möchte ich doch etwas hinterfragen.
Es gibt zum Beispiel drei Beispiele, die es mir möglich waren, ausfindig zu machen. Da gibt’s einen Walter Kogler, der als Arbeiter bei der Gebietskrankenkasse angemeldet worden ist, bei der Akademie beschäftigt ist, aber tatsächlich Spieler des FCK in Kärnten war. Da gibt’s einen Herrn Masseur – die Namen sind nicht so wichtig – der monatlich zweieinhalbtausend Euro verdient, berechtigtermaßen. Massiert aber gleichzeitig auch die Spieler des FC-Kärnten, angemeldet über die Sportakade​mie. Und an einen Sportpsychologen, der monatlich – sage und schreibe – 5.000,-- Euro verdient. (Abg. Trettenbrein: Da sparen wir uns eh was, wenn er mehrere mas​siert. Oder!?) Ich sehe es ja auch so, das ist eine tolle Geschichte. (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion.) Und einen Sportpsychologen, der auch gleich mehrere betreut, in der Größenordnung von 5.000,-- Euro im Monat und nimmt dann nämlich auch gleich den FCK mit. Nicht genug, da gibt’s auch noch den Helmut König als Leiter. Ein lieber Freund von mir, ein ehemaliger Gegenspieler … (Abg. Warmuth: Ist das jetzt Kritik oder Lob!) Mh? (Abg. Warmuth: Ist das jetzt Kritik oder Lob?) Das ist eine Mischung, (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion.) für jeden etwas dabei. Helmut König bezieht eben​falls seinen Gehalt noch immer vom Land. Also, ich glaube, dass man diese Förde​rung hinterfragen und zumindestens diskutieren sollte.
Zum Breitensport. Wir haben 1.317 Vereine in Kärnten, haben wir bereits gehört, und ungefähr 45.000 organisierte Hobbysportler. Und da gibt’s eine Zahl im Budget, die mich natürlich auch erschreckt. Die Jugend hat einen Anteil von 2.200,-- Euro vorzu​finden. Ich glaube, das ist ein Anteil, der sich eher sehr bescheiden ausnimmt. Auf der anderen Seite Behinderten- und Gesundheitssport, Breitensport: Eine Größen​ordnung von 1,4. Ich glaube, dieses Unmiss- oder dieses Missverhältnis in Form die​ser Förderung müsste überdacht werden. Es gibt viele gute und mit enormem Enga​gement und Eigenleistung versehene Sportprojekte in den einzelnen Kärntner Ge​meinden. Hier gilt's, glaube ich, den Hebel anzusetzen. Die haben es verdient, dass man die Aufmerksamkeit verstärkt in diese Richtung zielt. Ich setze aber auch meine Hoffnungen in den neuen Sportlandesrat Dr. Schantl, damit er gemeinsam mit dem Sportlandesrat, wo dann beide Gruppierungen für ein gerechteres, ausgewogenes und vor allem für die lokalen Vereine ein nachvollziehbareres Sportbudget 2007 er​stellt werden sollte. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Köfer

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Wir sind somit mit der Gruppe 2 am Ende und ich unterbreche die Sitzung gemäß unserer Obmännerkon​ferenz bis morgen um 09.00 Uhr. Morgen nimmt die Sitzung ihre Fortsetzung. Danke für die Diskussion, Beratungen und wünsche Ihnen noch einen schönen Abend!
(Unterbrechung der Sitzung am 15.12.2005 um 18.11 Uhr)
(Fortsetzung der Sitzung am 16.12. 2005 um 09.02 Uhr)

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Hohes Haus! Ich setze die gestern unterbrochene 23. Sitzung des Kärntner Landtages fort. Ich begrüße recht herzlich auch die Mitglieder der Landesregierung, Herrn Landeshauptmann Dr. Haider, Herrn Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz, Frau Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig-Kandut, Herrn Landesrat Ing. Rohr, Herrn Landesrat Dr. Schantl! Es seien auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter herzlich begrüßt, die Chefin der Verfassungsabteilung, Frau Dr. Havranek, Herr Präsident des Bundesrates, Peter Mitterer, die Mitarbeiter und auch die Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Tribüne!

Wir kommen am Beginn zur Fragestunde. Ich möchte mitteilen - wir haben fünf Anfragen noch abzuarbeiten -, dass wir bis etwa 13 Uhr die erste Runde machen, die Budgetverhandlungen zügig fortsetzen und versuchen, im Laufe des Nachmittages zum Abschluss der Budgetberatungen zu kommen. 
Fragestunde
(Fortsetzung)
Ich rufe die 1. Anfrage auf:

1.
Ldtgs.Zl. 180/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Dr. Prettner an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig Kandut
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Zuhörer! Meine Frage richtet sich an die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin. In Kärnten wurde die Lebenssicherung jetzt als Gesetzesentwurf eingebracht und bringt eine Vereinfachung des Zuganges zur Sozialhilfe und zur rechtlichen Absicherung.
Meine Anfrage jetzt: Für welche Bevölkerungsgruppen wird es durch die von der SPÖ entwickelte Kärntner Lebenssicherung zu nachhaltigen Verbesserungen kommen? (Abg. Ing. Scheuch: Die Frau Dr. Prettner kennt sich da nicht so genau aus!) Meine Frage richtet sich an die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin und nicht an Sie! (Abg. Ing. Scheuch: Von der Salzburger Universität ist das entwickelt worden! – Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Ich erteile das Wort der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Dr. Schaunig-Kandut! Bitte, zu sprechen! Bitte, um Ruhe!)

Dr. Prettner

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Geschätzte Frau Abgeordnete! Herr Präsident! Hoher Landtag! Um der Unruhe da ein bisschen ein Ende zu bereiten, darf ich kurz die Fakten auf den Tisch legen. Es gibt einen Gesetzesentwurf, der in die Begutachtung geht. Wir hätten die Chance gehabt, das bereits in der Landesregierung zu beschließen. Das war nicht gewünscht, also werden wir noch einen weiteren Verfahrensweg einleiten. Aber ich bin sehr froh darüber, dass letztendlich sich alle Parteien in der Landesregierung grundsätzlich dazu bekannt haben, dass wir eine sehr umfassende Mindestsicherung in Kärnten auf die Schiene bringen möchten und wir uns gemeinschaftlich den Termin Mitte des nächsten Jahres gegeben haben. Ich nehme an, dass auch alle zu diesem gegebenen Versprechen stehen werden.
Zu Ihrer Anfrage: Die Personengruppen, die diese Mindestsicherung umfassen wird, sind alle jene, die in den Berichten, die wir hinlänglich kennen, immer als besondere Problemgruppen im Bereich der finanziellen Absicherung genannt werden.
Ich kann nicht umhin, auch festzustellen, dass vieles, das das Land Kärnten hier tut, eigentlich ein Übernehmen von grundsätzlichen Bundeskompetenzen wäre, aber ich stehe dazu, denn es gibt nur zwei Varianten: entweder man sieht weg oder man nimmt sich aktiv der Probleme an: genährt auch durch die Hoffnung, dass wir bald eine Bundesregierung haben, die wieder aktiv Sozialpolitik machen wird und damit für das Land Kärnten in finanzieller Hinsicht manche Erleichterungen auch uns zukommen werden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Die Personengruppen, um die es hier geht, sind vor allem Familien, die mehrere Kinder haben, von denen wir aus jeder Statistik wissen, dass sie sehr rasch in den Bereich der Armutsgefährdung kommen. Das sind ältere Menschen ohne ausreichende eigene Absicherung; vielfach Fälle, wo im Rahmen einer Scheidung dann Unterhaltsansprüche ausgezahlt werden, die weit weg vom Existenzminimum sind. Es sind sehr viele Alleinerzieherinnen und Alleinerzieher, die auf Grund ihrer familiären Verpflichtungen und der Verpflichtung, allein für ihre Kinder sorgen zu müssen, über kein ausreichendes Einkommen verfügen.
Zusätzlich zu diesen finanziellen Leistungen ist es aber erforderlich, auch andere Rahmenbedingungen zu setzen, wie die Möglichkeit, durch Wiedereinstiegsförderungen letztendlich wieder in den ersten Arbeitsmarkt einzutreten und durch ein sozial ausgewogeneres Gesetz im Bereich der Kinderbetreuung dafür zu sorgen, dass man den Frauen und Männern, die es brauchen, auch günstigere Betreuungsplätze für ihre Kinder zur Verfügung stellen kann. Ich würde mir wünschen, dass die Förderungen für Kindergärten hinkünftig generell so ausgestaltet werden, wie es in einem Fall ist, den wir nächste Woche in der Kärntner Landesregierung beschließen werden. Das wäre eine sehr erfreuliche Entwicklung!
Das Gesetz macht keinen Unterschied zwischen Männern und Frauen. Es macht keinen Unterschied, ob es sich um ältere oder jüngere Personen handelt. Es schafft somit einen gesellschaftlichen Ausgleich und trägt zum gesellschaftlichen Frieden bei. Denn ich halte es für sozialpolitisch für nicht vertretbar, wenn Jüngeren und Familien Leistungen gekürzt werden und einseitig und manchmal nicht sehr ausgewogen Leistungen in Einmalzahlungen dann ausbezahlt werden. Wir brauchen Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Haben Sie sich entschieden? Frau Abgeordnete Warmuth, bitte die Zusatzfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Sehr geehrte Frau Landesrätin! Die Lebenssicherung ist fürwahr ein Thema. Ich werde ständig von Müttern mit Kindern gefragt, mit mehreren Kindern und auch von Familien gefragt, die heuer um das Schulstartgeld durchgefallen sind, weil die Lebenssicherung nicht zeitgerecht gekommen ist bzw. weil sie integriert worden ist. Ich entnehme aber einem Zeitungsbericht einer Kärntner Wochenzeitung vom 24. November 2004 mit der Überschrift „Hunderte Kärntner reden bei Gesetz mit“ mit dem Untertitel „Gesetzesentwurf für Kärntner Grundsicherung soll vor Sommer 2005 stehen“, da steht geschrieben: „Schaunigs Fahrplan sieht vor, dass noch vor dem Sommer das Gesetz zur Kärntner Grundsicherung vorliegt. Im Herbst würde es im Kärntner Landtag zum Schluss eingebracht.“
Ich frage daher: Warum unterließen Sie die rechtzeitige Umsetzung der Kärntner Lebenssicherung, obwohl Sie in dieser Kärntner Wochenzeitung vom 24. November 2004 den diesbezüglichen Beschluss bereits für den Herbst dieses Jahres angekündigt haben?

Warmuth

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Ich darf Sie bitten, dass Sie diese Frage vielleicht an Ihre eigenen Mandatare in der Regierung stellen! Es hat einen Versuch gegeben, das zur Beschlussfassung zu bringen. Ich nehme zur Kenntnis, dass sich die politische Mehrheit zu diesem Zeitpunkt nicht gefunden hat. Ich habe schon erwähnt: Ich freue mich sehr, dass es zumindest dazu geführt hat, dass es jetzt neben meinem, von mir gewünschten Zeitplan – ich hätte mir sehr gewünscht, dass das so funktioniert hätte – einen gibt, zu dem alle drei Parteien in der Regierung stehen, nämlich dass wir bis zur Jahresmittel fertig werden. Ich hoffe, dass alle dieses Kommitment auch einhalten!
Wenn Sie von Ihrer Fraktion den Gesetzesentwurf bis dato nicht bekommen haben - ich schätze Ihre Arbeit im Sozialbereich sehr! -, dann werde ich Ihnen selbstverständlich persönlich den Gesetzesentwurf übermitteln. Er ist in Ihrem Klub vorhanden. Ich glaube, man sollte das auch den einzelnen Abgeordneten zugänglich machen. Das wäre gut und sinnvoll. Ich werde das tun, wenn das bis dato über den Klub nicht erfolgt ist.
Zur Anfrage zum Schulstartgeld bin ich ebenfalls etwas verwundert, (Lärm im Hause) dass das Schulstartgeld aus angeblich budgetären Gründen für das heurige Jahr nicht ausbezahlt worden ist, jetzt aber sehr wohl Geldmittel für andere Aktionen da sind. Ich glaube, hier gibt es wirklich Erklärungsbedarf seitens des Finanzreferenten an alle jene jungen Familien in Kärnten, wieso im Jahr 2005 diese Aktion ersatzlos gestrichen worden ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeordneter Tauschitz, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin! Kurze Frage: Sie haben im vorliegenden Entwurf der Lebenssicherung Einschleifregelungen vorgelegt, die von einigen Seiten als unzureichend beurteilt wurden.

Inwieweit haben Sie vor, die Einschleifregelungen noch auszubauen, um den Menschen, die die Mindestsicherung bzw. die die Sozialhilfe dann beziehen, einen fließenden Übergang wieder zurück in den Arbeitsprozess zu ermöglichen?

Tauschitz

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorab eine Bemerkung: Wenn die aktive Arbeitsmarktpolitik des Bundes nicht so auslassen würde, bräuchten wir uns dieses Themas auf der Landesebene überhaupt nicht annehmen. (Lärm im Hause) Das zum Ersten.
Zum Zweiten, Herr Abgeordneter, bringen Sie einen guten Vorschlag ein, und ich werde das gerne im Gesetz umsetzen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich frage die Anfragestellerin, ob sie noch eine Zusatzfrage hat. – Bitte, diese dann zu stellen!
Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, inwiefern wird der Zugang zur Sozialhilfe vereinfacht werden?

Dr. Prettner

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Frau Abgeordnete! Wir wissen alle, dass es derzeit so ist, dass Menschen, die finanzielle Zuwendungen brauchen, auf eine Vielzahl unterschiedlicher Finanzquellen angewiesen sind. Wir kommen bis auf zu zehn unterschiedliche Antragsnotwendigkeiten, um ein fehlendes Einkommen auszugleichen.
Im neuen Gesetz ist nunmehr vorgesehen, dass all diese Förderungen gebündelt werden. Ein einzelner Antrag reicht. Man braucht ja nicht viel Fantasie, sich vorzustellen, dass für jemand, der ein geringes Einkommen hat, die Aufwendungen für den jeweiligen Amtsweg beschwerlich sind, dass es unangenehm ist, wenn man jeweils immer die gleichen Unterlagen beilegen muss und selbst Kleinigkeiten wie wiederholte Kopiekosten dazu führen, dass das Haushaltsbudget über die Maßen strapaziert wird.

Also hinkünftig eine sehr straffe Verwaltung, indem man eine einzelne Eingangsstelle hat, wo alle diese Anträge eingebracht werden können. Parallel dazu werden wir die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die dann freie Ressourcen haben, vor allem in der Beratungstätigkeit, dem Casemanagement schulen, damit sie neben der Finanzleistung auch entsprechende Hilfestellungen zur Lebensführung geben können. Manchmal geht es darum, dass einem, wenn man vor lauter Sorgen sich nicht aussieht, auch jemand einfach zur Seite steht und ein bisschen den Weg weist, wo man Hilfe bekommt und wo man Ansprechpartner auch findet.
Ein weiterer Punkt, der die Verwaltung vereinfacht ist, dass hinkünftig die Bezirkshauptmannschaften als zentrale Abwicklungsstellen vorhanden sein werden und sowohl die Gemeinden als auch die Bezirkshauptmannschaften als Einbringungsort möglich sind. Ich glaube, das ist sehr sinnvoll, dass die Menschen sich aussuchen können, wohin sie gehen möchten. Es spricht vieles dafür, auf die Gemeinde zu gehen. Dort kennt man den Sachbearbeiter. Viele fühlen sich dort gut aufgehoben und gut beraten. Für manche ist es aber vielleicht auch eine gewisse Hemmschwelle, weil sie sich nicht trauen, auf die Gemeinde zu gehen, weil sie befürchten, ein soziales Stigma mit der Beantragung der Lebenssicherung zu bekommen.
Also eine Eingangsbreite, wo man sicherstellt, dass jeder nach seinen eigenen Wünschen hier auch einen Zugang findet, eine Verwaltungsvereinfachung und eine Schwerpunktlegung von der nur Auszahlung finanzieller Mittel hin zu einer verbesserten Beratungstätigkeit. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Damit ist die 1. Anfrage erledigt. – Wir kommen zur Anfrage 2:

2.
Ldtgs.Zl. 181/M/29:
Anfrage des
Abgeordneten Köfer an Landeshauptmann Dr. Haider

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Geschätzter Herr Präsident! Verehrte Damen und Herren! Beim Landeshauptmann von Kärnten gibt jetzt mittlerweile die spannendsten Berufsbezeichnungen, Funktio​nen und Positionen. Alles ist objektiviert, kann ja nicht anders sein. Das Vieraugen​prinzip besteht. Aus diesem Grunde hat es auch die Funktion des Landestourismus​direktors bis dato noch nicht gegeben.
Meine Frage: Aufgrund welcher Rechtsgrundlage, Dienstzettel oder Sondervertrag, wurde diese Funktion, der Kollege Seppi Bucher bestellt?

Köfer

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Gestatten Sie mir, bevor ich Ihre Frage beant​worte, unserem Herrn Landtagspräsidenten Jörg Freunschlag zu seinem heutigen Geburtstag herzlich zu gratulieren, weil er kann sich ja nicht selber gratulieren. (Bei​fall im Hause.) Bitte, Herr Präsident, das nicht in meine Anfragebeantwortungszeit einzurechnen. (Der Vorsitzende lacht dazu.)
Die Frage von Abgeordneten Köfer ist relativ einfach beantwortbar. Kärnten hat immer einen Landestourismusdirektor gehabt. Zuletzt ist der Dr. Ingo Zlamal in Pen​sion gegangen und es ist das Tourismusservice in der Landesamtsdirektion überge​blieben. Seit Jahrzehnten hat es diese Institution gegeben. Ich habe mich entschlos​sen, das nicht mit einem Beamten zu besetzen, sondern mit einem ehrenamtlichen Funktionär der Tourismuswirtschaft, mit Seppi Bucher, der ja lange Zeit erfolgreicher Geschäftsführer der Wirtshauskultur in Kärnten gewesen ist, sich dort eine große Re​putation erworben hat, zu besetzen. Und daher braucht es weder einen Dienstzettel noch eine Gehaltsvereinbarung, weil er zum Nulltarif arbeitet und für Kärnten idealis​tisch tätig ist. (Beifall bei der F-Fraktion.) Ich darf aber sagen, dass er in der Zwi​schenzeit auch gezeigt hat, dass dieser Einsatz richtig ist. Wir haben mit seiner Mit​wirkung etwa das Weißbuch des Tourismus fertiggestellt, das im Rahmen der Kärnt​ner Tourismusholding in Auftrag gegeben worden ist. Es hat zwei Konferenzen mit den Kärntner Touristikern zu diesem Thema – ganztägige Seminare – gegeben. Daraus ist eine neue Tourismusstrategie entwickelt worden.
Auf Grundlage dieser neuen Tourismusstrategie, beispielsweise, haben wir auch in der Landesregierung bereits die Verlängerung der Qualitätsoffensive beschlossen. Das heißt, dass für Qualitätsverbesserungen in touristischen Betrieben 20 Prozent der förderbaren Investitionen nicht rückzahlbare Zuschüsse sind und damit ein wei​terer positiver Impuls für die Qualitätsverbesserung der Betriebe erfolgt. Und wir haben auch, als Ausfluss dieses Weißbuches, die Kleinstgewerbeförderung nicht nur für den Tourismus sondern generell geschaffen, um damit alle Bereiche abzudecken und eine Gewerbekreditaktion, die es viele Jahrzehnte gegeben hat, auf diese Weise wieder zu beleben. Sie ist auch sehr gut angenommen. Innerhalb von zwei Monaten haben wir mehr als 200 Anträge, 80 davon sind positiv erledigt. Und damit zeigt sich auch schon, dass die Aktivitäten des Landestourismusdirektors auch vom Inhalt​lichen sehr gut sind.
Auch das Wintererschließungskonzept wurde fertig gestellt, wurde vorgelegt. Und wir sind ja jetzt in einer Debatte, an der Sie auch sehr interessiert sind, Herr Abgeord​neter, und die Frage etwa des Ausbaues des Schigebietes in Goldeck, um letztlich im Rahmen eines Wintererschließungskonzeptes das alles zu klären. Und ich war gerade vor wenigen Tagen mit Ihnen und mit Seppi Bucher und auch der Oberkärnt​ner Tourismustag im Liesertal, und wir haben auch dort etwa über die Frage des Zu​sammenschlusses des Katschberg-Schigebietes mit der Innerkrems diskutiert, weil das genau der Analyse von Bucher entspricht, der deutlich gemacht hat, dass wir da​von auszugehen haben, dass in Zukunft Schigebiete ab 1000 Höhenmeter nicht mit einer sicheren Schneelage zu rechnen haben, sondern etwa auf 1.500. Das wurde auch von den Meteorologen in der Diskussion bestätigt. Und hier wäre also der Zu​sammenschluss Katschberg/In​nerkrems geradezu ideal, weil wir hier die Höhe von 1.500, 1.600 Meter nie unterschreiten, und damit auch für den Oberkärntner Raum ein enormer neuer Impuls für das größte und interessanteste zusammenhängende Schigebiet gegeben wäre.
Wir haben im Rahmen der Kärntner Tourismuswirtschaft auch die Weichen in der Tourismusholding gestellt, auch wenn gestern und heute in den Zeitungen etwas An​deres berichtet wird. Ich stelle fest, dass die Kärntner Tourismusholding bereits im Spätsommer 2005, in der Generalversammlung einen Beschluss gefasst hat, einen zweiten Geschäftsführer einzusetzen, zumal der jetzige Geschäftsführer Zechner auch gleichzeitig neuer Geschäftsführer der Landesholding ist und das Sonderver​mögen des Zukunftsfonds verwaltet. Diese Weichenstellung beruhte auf einer schrift​lichen Vereinbarung zwischen Landeshauptmann-Stellvertreter Ambrozy und Pfeifen​berger aus der Zeit 2004. Und dem wurde dann auch in der Generalversammlung Rechnung getragen. Ich habe vorher, auch im November mit dem Aufsichtsratsvor​sitzenden – der jetzt offenbar davon nichts wissen will – ein persönliches Gespräch im Beisein von Dr. Paska und anderen Aufsichtsräten in der Landesregierung und im Beisein von Seppi Bucher geführt, sodass hier eine ordnungsgemäße Bestellung er​folgt ist. Und der Geschäftsführer, der jetzt auf die Holdingebene an die Spitze beim Zukunftsfonds abgewandert ist, quasi eine Entlastung im Bereich der Tourismushol​ding bekommt.
Sie sehen also, wir haben hier auch personalpolitisch sehr vernünftige und richtige Weichenstellungen gemacht. Wenn sich manche Funktionsträger nicht mehr erinnern an das, was sie beschlossen haben und ausgemacht haben, dann sollten sie ihre Funktionen zur Verfügung stellen, denn wir können nur mit Leuten zusammenarbei​ten (Der Vorsitzende: Die Redezeit ist abgelaufen, Herr Landeshauptmann!) die wis​sen, was sie tun. Wir haben dann auch mit dem Kollegen Bucher und mit der Wirt​schaftskammer, mit dem Herrn Obernosterer, ein Paket geschnürt, die sogenannte „Marketingoffensive“. Das heißt, wir haben 1,7 Millionen Euro aus den Erträgnissen für den ländlichen Raum, aus dem Abgabenpaket für den ländlichen Raum 1,7 Millio​nen für eine Marketingoffensive des Tourismus eingesetzt.
Das heißt, Touristiker, die mit Kärnten werblich tätig werden auf unseren Zielmärkten, werden 70 Prozent der (Der Vorsitzende: Herr Landeshauptmann, ich bitte zum Schluss zu kommen!) Investitionskosten, 70 Prozent der Investitionskosten ersetzt bekommen. Das ist ein tolles Angebot für unsere Touristiker, das auch schon auf große Zustimmung stößt und, das dazu beitragen wird, dass wir für alle vier Jahres​zeiten gezielte Angebote machen können und hier im vollen Konsens mit allen Tou​ristikern arbeiten. Es gibt also keinen Streit mehr. Auch das ist wichtig, dass mit Seppi Bucher eine sehr kooperative Form der Zusammenarbeit mit allen eingekehrt ist. Und ich denke, dass jemand der kein Gehalt bezieht, aber soviel schon weiter gebracht hat, unser aller Lob verdient. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abge​ordneter Gunzer, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Herr Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Sie sind so gut wie jeden Tag bei den Kärntner Tourismusbetrieben draußen als Landeshauptmann und als Tourismusreferent unterwegs. Und Sie bekommen sehr viel an Feedback, vor allem Anliegen und Wünsche der touristischen Betriebe.
Meine Frage: Der Herr Landestourismusdirektor Seppi Bucher hat eine Strategie, in der er verstärkt die Familienurlaube fördert. Ist das auch ein Teil der Strategie in deinem Sinne?

Gunzer

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Natürlich gehört das zu einem der Schwerpunktbil​dungen und resultiert auch aus dem Weißbuch, das wir eben präsentiert haben, wo klargestellt ist, dass Kärnten als Familienurlaubsland nach wie vor eine Schwerpunkt​setzung vornehmen soll. Daher haben wir auch die Qualitätsoffensive im KWF ver​längert, um dieses Angebot für die einzelnen Betriebe zu machen. Daher haben wir auch reagiert, als etwa in Oberösterreich in St. Wolfgang ein Hotelier gesagt hat, er will keine Kinder mehr haben. Da haben wir gesagt: Es können alle zu uns kommen. Wenn sie dort einmal schon gebucht haben, können sie einen Gratisurlaub bei uns verbringen. Und daher haben wir auch etwa heuer einen weiteren Schritt zur günsti​geren Gestaltung des Schipasses für die Familien in unseren Kärntner Schigebieten gemacht. Ich darf daran erinnern, dass es bisher den Eltern/Kinder-Schipass gege​ben hat. Das heißt, die beiden Eltern haben soviel gezahlt, dass alle Kinder inklusive gewesen sind. Jetzt haben wir das erweitert auf die Großeltern. Die beiden Groß​eltern bezahlen einen ermäßigten Tarif und alle Enkelkinder sind mitinkludiert. Ich glaube, das ist ein tolles Angebot auch für die Kärntner Familien, (LH-Stv. Strutz: Für nicht Verheiratete gilt das nicht! – Beifall von der F-Fraktion.) Alle, von der Groß​mutter zum Enkel. Das liegt sozusagen in dieser Strategie, weil wir als Familienur​laubsland nicht nur Gäste von außerhalb der Landesgrenzen, sondern selbstver​ständlich auch aus Kärnten gerne haben. Und daher haben wir diese Verbesserun​gen bereits gemacht.
Daher verstehe ich auch die Bemerkung der Frau Kollegin Schaunig von vorhin nicht, wenn Sie gemeint hat, man muss den Finanzreferenten befragen, warum das Schul​startgeld nicht gekommen ist. Ich stelle fest, dass es ein ausdrücklicher Wunsch der SPÖ gewesen ist, das Schulstartgeld so nicht mehr weiterzuführen. (Abg. Tauschitz: Hört! Hört!) Wir haben uns geeinigt, es nur mehr im Jahre 2004 zu machen, so steht es auch im Regierungsübereinkommen, um dort eine Staffelung sozial zu machen, wie es der Kollege vorgeschlagen hat. (Abg. Lutschounig: Mensch, die soziale Kälte!) Wir haben das festgehalten in der Öffentlichkeit, dass es nicht mehr kommen soll. Und, wenn die Frau Kollegin Schaunig sich daran nicht mehr erinnert, dann darf ich sie jetzt daran erinnern, was in den Koalitionsgesprächen vereinbart worden ist. Und Sie sollten auch den Mut haben, zu dem zu stehen was Sie vereinbart haben. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Seitens der ÖVP hat sich Abgeordneter Lutschounig für eine Zusatzfrage gemeldet. – Ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Herr Landeshauptmann! Sie haben ja schon gesagt, war die Landesholding hier angesprochen, was heute in der Zeitung steht mit dem Herrn Friedrich Mori. Ich nehme an, nachdem er ja nie gearbeitet hat – wie es in der Zei​tung zu lesen ist – bezieht er auch, wie Seppi Bucher, unter Anführungszeichen „kein Gehalt?“

Lutschounig

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Herr Abgeordneter! Der Herr Mori hat dieselbe Einstellung wie Sie. Man muss also, wenn man arbeitet auch etwas verdienen dürfen! (Heiterkeit bei LH-Stv. Dr. Strutz. – Beifall in der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich frage, ob der Anfragesteller noch eine Zusatzfrage hat. – Dann möge er sie stellen, bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Köfer (SPÖ):

Köfer

Der neue Landestourismusdirektor hat im Rahmen des Tourismustages in Döbriach den anwesenden Unternehmern und uns erklärt, dass es nicht sehr sinnvoll er​scheint, neue Liftanlagen zu errichten, zumal es ja in den nächsten 30 Jahren einen Klimawandel geben wird und tropische Temperaturen über Kärnten hereinfegen werden. (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion. – Abg. Zellot: Was gibt’s da zum Lachen!) Wir werden aber trotzdem unsere Investition tätigen müssen. Ich wünsche dem neuen Tourismusdirektor – das ist jetzt keine Frage, das ist eher ein Wunsch – ich wünsche ihm eher, dass er ein guter Landestourismusdirektor wird als Prophet, weil seit er das gesagt hat, schneit es in Kärnten ununterbrochen. (Abg. Zellot: Die Frage! – Der Vorsitzende: Ich bitte, die Frage zu stellen!) Es gibt keine Frage, das war ein Wunsch! (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion. – LH Dr. Haider: Bitte, zu diesem Wunsch Herr Abgeordneter, da gibts eine Antwort …. – Lärm und Unruhe im Hause. – Ich war …) Achso, na gut! (Es herrscht Lärm und Heiterkeit im Hause.)

Köfer

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wenn der Herr Abgeordnete Köfer die Geschäftsordnung außer Kraft gesetzt hat, dann gilt das auch für den Herrn Landeshauptmann. Bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sie waren ja selbst dabei, wie der Herr Dr. Stockinger von der meteorologischen Sta​tion uns erklärt hat, dass die Feststellungen auch vom Seppi Bucher völlig richtig sind, dass wir eben in den nächsten Jahren mit einem latenten Klimawandel zu rechnen haben. Und er hat uns das auch anhand der Ergebnisse aus den letzten 15 Jahren mit Schaubildern dargelegt. Das soll uns aber nicht hindern, dass wir auch unsere Schigebiete entsprechend adaptieren werden. Und das ist ja auch der Sinn, warum wir mit dem Wintererschließungskonzept neu in Diskussionen gekommen sind. Ich glaube aber auch, dass der Seppi Bucher beim Tourismustag deutlich ge​macht hat, dass wir hinter den Investitionen stehen, die für die Entwicklung des Fami​lienlandes Kärnten sind.
Daher würde es uns auch freuen, wenn in den nächsten Wochen, sage ich, bis Ende Jänner, auch die Entscheidungen über das Ravensburger Spieleland getroffen wer​den können. Die Finanzierung steht nun, es gibt also zwei große Investitionspartner für das Ravensburger Spieleland. Wir sind in Verhandlungen über die Förderkulisse und wir werden etwa Mitte, Ende Jänner in der Lage sein, dann offiziell dieses Projekt vorzustellen. Das heißt, es gibt noch einmal 150 neue Arbeitsplätze auch im Touris​mus in Oberkärnten. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die 2. Anfrage erledigt.
Wir kommen zur Anfrage

3.
Ldtgs.Zl. 183/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Trannacher an Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Zuhörer! Sehr verehrte Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Gabi Schaunig! Der Klimawandel in der Gesellschaft ist kein latenter, sondern in den letzten Jahren, insbesondere seit der schwarz-orange-blauen Bundesregierung ein sehr manifester und bedeutet, dass das soziale Klima in der Gesellschaft in den letzten fünf Jahren deutlich kälter geworden ist. (Abg. Lutschounig: Der Klimawandel in der Koalition!) Nirgends sonst als im Bereich der sozialen Sicherheit zeigen sich die deutlichen Unterschiede, was die Weltanschauung und das Menschenbild zwischen neokonservativen, neoliberalen und sozialdemokratischen Grundsätzen anbelangt.
Deshalb meine Frage: Welchen Grundsätzen fühlt sich das von der SPÖ entwickelte Modell der Kärntner Lebenssicherung verpflichtet?

Mag. Trannacher

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Geschätzte Frau Abgeordnete! Herr Präsident! Hoher Landtag! Sie haben es in Ihrer Fragestellung schon angesprochen: Es geht um ein Menschenbild, das auch hinter politischen Konzepten steckt. Wir sind derzeit in der Lage, sehr gut zu unterscheiden, worin politische Strömungen sich auch in ihren Menschenbildern unterscheiden.
Wir stellen zum einen fest, dass es insbesondere auf der Bundesebene ein sehr neoliberal dominiertes Konzept gibt, das dazu führt, dass vielen Menschen wirklich Schaden zugefügt wird, in der Form, dass Sozialleistungen Schritt für Schritt eingeschränkt werden, dass im Bereich der Behindertenhilfe Mittel gekürzt werden, dass im Bereich des AMS die aktive Arbeitsmarktpolitik zurückgefahren wird und dass pflegebedürftige Personen seit Jahren vergeblich darauf warten, dass das Pflegegeld in einem Ausmaß angehoben wird, was wirklich der Inflationsrate über diesen langen Zeitraum auch entspricht.
Demgegenüber stehen dann Einzelaktionen, Veränderungen im steuerlichen Bereich und Ähnliches, die einige wenige Personengruppen und Großbetriebe in dieser Gesellschaft, die ohnedies über ausreichende Vermögen verfügen – wenn ich nur an die letzte Steuerreform denke – begünstigen und damit eine Umverteilung von unten nach oben durchführen.
Das Konzept der Kärntner Lebenssicherung folgt einem völlig anderen Konzept. Da geht es darum, anzuerkennen, dass wir eine Gesellschaft haben, die in den weitesten Bereichen kapitalistisch orientiert ist und wo man einfach zur Kenntnis nehmen muss, dass es Menschen gibt, die mit dieser Form der Gesellschaft nicht mithalten können, die zu den so genannten Verliererinnen und Verlierern aus diesem Konzept zählen. Da ist es nicht die Aufgabe, Schuld zuzuweisen und zu sagen, dass jeder dafür verantwortlich ist, dass er das Geld – damit er essen kann – selbst auftreibt, sondern da geht es darum, ein gesellschaftliches Bekenntnis abzulegen, dass die Gesellschaft Verantwortung für all jene trägt, die aus einem gesellschaftlichen Konzept nicht profitieren können. Und genau das liegt diesem Mindestsicherungsgesetz zu Grunde.
Daneben noch das Konzept der Nachhaltigkeit und der Rechtssicherheit. Es geht eben nicht darum, einmal im Jahr eine Gruppe, im nächsten Jahr die nächste Gruppe jeweils alternierend, ohne dass die Betroffenen genau wissen, ob sie jetzt gerade zum Zug kommen oder ob sie das Glück haben, vor einem Wahljahr vielleicht ein Finanzzuckerl zu bekommen, sondern da geht es darum, dass die Menschen eine längerfristige Absicherung brauchen. Sie brauchen eine gesetzliche Grundlage, in der die Voraussetzungen festgeschrieben sind. Sie brauchen eine gesetzliche Grundlage, wo ausgewogen und gerecht darauf geachtet wird, dass jeder und jede, die es braucht, auch Finanzleistungen bekommen. Sie brauchen die Rechtssicherheit, dass sie nicht Geld auf die Hand, sondern einen Bescheid und dann das Geld regelmäßig aufs Konto bekommen; einen Bescheid, den man auch nachprüfen kann, ob das wirklich in Ordnung ist, was von der Behörde entschieden worden ist, wo man eine nachprüfende Instanz hat und wo man davon ausgehen kann, dass Rechtssicherheit und Rechtsschutz auch entsprechend verankert sind.
Das Gesetz fühlt sich verpflichtet, jedem und jeder die Chance zu geben, auch wieder in den Arbeitsmarkt einzusteigen. Wir wissen, dass wir eine dramatische Entwicklung im Bereich der Arbeitslosenzahlen haben, auch in Kärnten. Viele Personen sind darunter, die früher noch in den Bereich der Arbeitslose gefallen wären und die durch Veränderungen der rechtlichen Voraussetzungen des Arbeitsmarktes inzwischen zu Sozialhilfebezieherinnen und –beziehern geworden sind. Für all jene, die sich nichts sehnlicher wünschen als wieder in den Arbeitsmarkt einzusteigen, braucht man Projekte, die ihre Fähigkeiten hervorholen, die ihnen die Chance geben, längerfristig auch wieder in den Arbeitsmarkt integriert zu werden.
Weil das Schulstartgeld heute ein Punkt der Diskussion war, darf ich daran erinnern, dass ich zum einen ein sehr gutes Gedächtnis und zum anderen eine vollständige Mitschrift habe. Beides belegt, dass die Begründung, warum das Schulstartgeld im Jahr 2005 nicht stattfinden soll, eindeutig eine budgetäre war. Ich denke, dann sollte man auch dazu stehen, und wenn die Voraussetzungen sich geändert haben, ein Konzept zu entwickeln, wie man es aufrechterhalten kann. Im Rahmen der Kärntner Lebenssicherung ist es vorgesehen, sozial gestaffelt und gerecht für alle jene, die es brauchen. Dazwischen hätte man es aufrechterhalten können, wenn wir gewusst hätten, dass budgetäre Spielräume im Kärntner Landesbudget vorhanden sind, von denen wir bis dato nichts gewusst haben! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Letztendlich darf ich noch einmal zusammenfassen: (Lärm im Hause) Mit dem Inkrafttreten der Kärntner Lebenssicherung, des Gesetzes über die soziale Mindestsicherung in Kärnten wird Rechtssicherheit geschaffen, in Bereichen, die bisher nicht rechtlich geregelt waren: über das Schulstartgeld, die Frage der Absicherung der älteren Generation hinaus, auch noch für den Bereich der Heizkostenzuschüsse, zum Beispiel. Denn auch hier gab es ja bis dato keinen Rechtsanspruch, sondern Richtlinien, die Jahr für Jahr durchaus auch unterschiedlich geregelt worden sind. Auch hier ist es notwendig, eine entsprechende gesetzliche Grundlage und einen Rechtsanspruch in diesem Bereich zu schaffen.
Das Gesetz wird jetzt in die Begutachtung gehen. Die finanziellen Erläuterungen sind fertig. Ich hoffe auf viele Anregungen auch aus dem Bereich der Abgeordneten. Es wird ein sehr breites Begutachtungsverfahren geben, in dem auch alle Interessenvertretungen und Beratungseinrichtungen einbezogen werden. (Vorsitzender: Ich bitte, zum Schluss zu kommen!) Ich denke, Herr Präsident, es sollte für alle Regierungsmitglieder die gleiche Behandlung geben! (Vorsitzender: Auch für Sie, bitte! Sie sind schon eine Minute drüber. Bitte, ich war sehr großzügig!) Es wird ein breites Begutachtungsverfahren geben, mit einer verlängerten Begutachtungszeit, wo auch alle jene, die in die Erstellung des Gesetzes mit involviert waren, auch in der Begutachtung miteinbezogen werden. Das sind vor allem Praktikerinnen und Praktiker, die tagtäglich mit diesen Problemen der Menschen arbeiten. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Bitte, Herr Abgeordneter Mag. Ragger, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Landesrätin! Nachdem sowohl die EU als auch das Land, der Bund und auch die Gemeindebürger für das Unvermögen in Ihrer Sozialpolitik verantwortlich gemacht werden, frage ich Sie im Konkreten: Werden Sie beim neuen Sozialhilfegesetz die Mütterpension und die Geburtenbeihilfe in Ihren Entwurf einarbeiten?

Mag. Ragger

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Abgeordneter, Sie kennen den Entwurf. Ich gehe davon aus, weil ich Sie als sehr ordentlichen Abgeordneten schätze, dass sie ihn auch gelesen haben. Deshalb wissen Sie ganz genau, dass dort eine Absicherung für ältere Männer und Frauen, unabhängig von der Anzahl eventueller Kinder … (Der Vorsitzende und Abg. Mag. Ragger besprechen sich. – Die Rednerin hält inne und wartet ab. – Abg. Mag. Dr. Kaiser: Bitte warten! – Heiterkeit und Lärm im Hause. – Vorsitzender: Bitte, die Antwort zu erteilen! – Abg. Mag. Ragger: Bitte, Frau Landesrätin!) Sie wissen, was ich sagen werde. Ich nehme an, Sie haben sich ohnedies sehr intensiv mit dem Gesetz beschäftigt. Ihre Frage ist eine rein rhetorische, aber ich freue mich sehr, dass ich die Gelegenheit habe, im Landtag auch ein paar Ausführungen anzubringen.
Sie kennen das Gesetz, Sie haben es gelesen, ich glaube, auch Ihrer Sicht auch durchaus als positiv befunden. Die Absicherung für die ältere Generation, unabhängig davon, ob es jetzt Männer oder Frauen sind, ob mit oder ohne Kinder, ist ein Bestandteil des Gesetzes. Worüber wir gerne noch reden können, das ist, dass wir die Geldbeträge dort erhöhen, indem wir Finanzmittel über die Vorgabe, dass das Budget neutral sein sollte, hinaus haben. Dann ist es eine leichte Übung, ganz einfach die Förderungssätze anzuheben und noch etwas mehr für alle in unserer Gesellschaft zu tun, die die Leistungen auch tatsächlich brauchen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Hat die Frau Anfragestellerin noch eine Anfrage? – Bitte!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Sehr verehrte Frau Landeshauptmann-Stellver​treterin, vielen Dank für die präzise und umfassende Beantwortung meiner Frage! Sie haben darin auch Projekte erwähnt, die neben der finanziellen Sicherung des Lebensbedarfes auch tatsächlich den Punkt der sozialen Reintegration im Arbeitsmarkt mit bedenken. An welche konkreten Projekte ist dabei gedacht?

Mag. Trannacher

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Für die Frage der sozialökonomischen Projekte haben wir auch in Kärnten durchaus eine breite Palette, an der wir uns positiv orientieren können. Es gibt solche Projekte bereits im Rahmen des Arbeitsmarktservice, in Kooperation auch mit der Kärntner Landesregierung. Hier haben wir im Rahmen des Territorialen Beschäftigungspaktes, das Sozialreferat und das AMS gemeinsam, bereits Antworten auf dringende Probleme gefunden. Ähnliche Projekte sollten auch für den Bereich der Sozialhilfebezieherinnen und –bezieher geöffnet werden.
Zusätzlich gibt es Vorbilder in anderen Bundesländern. Wien, zum Beispiel, hat ein tolles Projekt, das sich „Ways to work“ nennt, das ebenfalls in diesem Bereich ansetzt. Auch in Oberösterreich gibt es schon Projekte. Notwendig ist, dass wir die gesetzliche Grundlage schaffen, diese Leistungen auch zu erbringen.
Ein zweiter Bereich, weil Sie angesprochen haben, nicht nur Geld- sondern auch Sachleistungen, die entscheidend sind: Im neuen Gesetz werden auch ganz wichtige Bereiche, die notwendig sind, um ein Gesamtbild zu regeln, gesetzlich verankert, wie zum Beispiel die Schuldnerberatungsstellen, die leider auf Grund der finanziellen Lage der Kärntnerinnen und Kärntner immer stärker gefordert werden. Die werden im Gesetz abgesichert, auch Frauenhäuser, die ganz tolle Arbeit in Kärnten leisten und leider immer notwendiger sind. Gerade wenn ich mir die Statistiken der letzten Wochen ansehe, die eine Vollauslastung belegen und dort wirklich hervorragende Arbeit im Bereich der Familie geleistet wird. All jene Bereiche werden auch gesetzlich abgesichert, um den Menschen, die sie brauchen, die Sicherheit zu geben, dass es das Angebot gibt und um für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auch Vorsorge zu treffen, dass sie nicht von jährlichen Subventionen abhängig sind, sondern mit gesetzlichen Bestimmungen dafür vorgesorgt ist, dass die Leistungen auch entsprechend im Budget zu bedecken sind. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit, meine Damen und Herren, ist die dritte Anfrage erledigt. – Wir kommen zur Anfrage 4:

4.
Ldtgs.Zl. 184/M/29:

Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz
Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Verehrter Präsident! Hoher Landtag! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegen! Die Tatsache, dass es keine UVP beim EM-Stadion gibt, ist sicher eine Folge der schwierigen und nicht stattfindenden Umweltpolitik auf der Bundesebene. Gerade dort, wo wir Umweltverträglichkeitsprüfungen brauchen würden, nämlich bei Großprojekten, die wirklich ihre Umwelt beeinflussen, gibt es sie nicht – in Kärnten auch nicht! Kärnten hat auch keinen Umweltanwalt wie andere Bundesländer. Der Naturschutzbeirat ist ein zahnloses Gremium, das sich eigentlich nicht durchsetzen kann. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist aber eine Beleidigung!)
Deswegen frage ich Herrn Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz: Wieso setzen Sie sich nach dem Versagen des Naturschutzbeirates als Umweltanwalt im Falle der möglichen Beeinspruchung des UVP-Feststellungs​be​schei​des zum EM-Stadion nicht für die Errichtung einer unabhängigen weisungsfreien Umweltanwaltschaft nach dem Vorbild der anderen Bundesländer ein?

Mag. Lesjak

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Der Naturschutzbeirat hat nicht versagt. Er ist unabhängig und weisungsfrei. Deshalb besteht kein Handlungsbedarf. (Beifall von der F-Fraktion)

Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der SPÖ eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Seitens der ÖVP? – Auch nicht. Dann hat die Anfragestellerin noch eine Zusatzfrage, ich bitte, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Wieso gibt es dann bei dem so wichtigen Projekt des EM-Stadions, das ja ein großes Projekt ist, keine Umweltverträglichkeitsprüfung?

Mag. Lesjak

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrte Frau Abgeordnete, weil unabhängige Experten, sowohl auf Ebene der Stadt Klagenfurt als auch auf Ebene des Landes so entschieden haben. Als Demokratin müssten Sie eigentlich diese Entscheidung so zur Kenntnis nehmen!
Dass Sie mir persönlich unterstellen, dass ich per Weisung die Beiratsmitglieder sozusagen mundtot gemacht hätte oder auf dieses Verfahren Einfluss genommen hätte, das nehme ich einmal so zur Kenntnis. Das ist das politische Alltagsgeschäft der Grünen. Für mich ist die Frage deshalb abzuhaken.
Was mich allerdings tief betroffen macht und was mich auch schwer enttäuscht, ist die Art und Weise, wie Sie diesen unabhängigen Experten des Naturschutzbeirates unterstellen, einerseits in dieser Frage versagt zu haben und andererseits auch eine mögliche Beeinflussung.
Den fünf Mitgliedern in dieser Frage, die sich wirklich ausreichend Zeit genommen haben, es haben mehrere Sitzungen des Naturschutzbeirates stattgefunden, stun​denlange Sitzungen mit Experten, mit Betroffenen, hier zu unterstellen, (Abg. Holub: Stimmt ja nicht!) sie wären politisch beeinflusst gewesen. Und nur, weil man halt Ihrer Intention nicht Folge geleistet hat, deshalb ein Gremium das vom Land Kärnten ein​gesetzt wurde, das von unabhängigen Experten beschickt worden ist, hier sozu​sagen auch gesetzlich weisungsfrei ist, dem das zu unterstellen und auch absolutes Versagen vorzuwerfen, das ist wirklich menschlich verwerflich und das weise ich auf das Schärfste zurück. Und ich nehme die Mitglieder des Naturschutzbeirates hier, auch von Seiten des Landes, gegen diese Attacken der Grünen in Schutz. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist die 4. Anfrage erledigt.
Wir kommen zur 5. Anfrage

5.
Ldtgs.Zl. 185/M/29:
Anfrage des
Abgeordneten Holub an Landesrat Ing. Rohr

Ich bitte, die Anfrage zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ganz kurz die Vorgeschichte. In Ehrental hat es einen Deponiegasunfall mit einem Todesopfer und einem Komapatienten gegeben. Es waren dem unwahrscheinliche Versäumnisse von Stadt und Land vorausgegangen. Es wurde einfach das Gefähr​dungsgebiet nicht und falsch eingezeichnet. Jetzt gibt es einige Gerichtsverhandlun​gen, wo Gott sei Dank der als Opfer erkannte und zum Täter gestempelte Dr. Wie​dersteger jetzt um sein Recht kämpfen wird und es auch kriegen wird. Im Rahmen dieses Prozesses wurde genannt, dass das Umweltbundesamt empfiehlt, Maßnah​men zu ergreifen.
Daher meine Frage an den Herrn Landesrat Rohr: Auf welchen Fakten beruhen die Empfehlungen des Umweltbundesamtes im Bereich der Deponie Ehrental, sofort Maßnahmen zu ergreifen?

Holub

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Geschätzter Herr Abgeordneter! Meine sehr geschätzten Regierungskollegen! Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Herr Präsident, darf ich mich auch den Geburtstagswünschen anschließen. Alles Gute zum Geburtstag und viel Gesundheit! Im Auftrag des Lebensministeriums hat die Bundesumweltamt GmbH, basierend auf den Ergebnissen des im Auftrag des Landes durchgeführten Unter​suchungsprogrammes, Gefährdungsabschätzungen für die Deponie Ehrental durch​geführt. Dabei wurde die gegenständliche Altablagerung in zwei Verdachtsflächen geteilt, nämlich in die Altablagerungen Deponie Kautscheleweg/Magereggerstraße, nördlich der Magereggerstraße und westlich des Kautscheleweges und Deponie Ehrental C, im Bereich zwischen der Magereggerstraße und Suppanzstraße sowie dem Kautscheleweg gelegen.
Durch die Untersuchungen konnte nachgewiesen werden, dass sich beide Altablage​rungen im Stadion der Methanoxidations- und Kohlendioxidphase befinden. Das be​deutet, Deponiegasemissionen in dem Luftraum sind nicht mehr messbar und auf​grund der Verminderung von Methan nehmen Gefahren oder Nachteile durch Depo​niegas weiter ab und beschränken sich ausschließlich auf das Innere der Abfallabla​gerungen. Daraus auch ein Zitat aus dem Bericht des Umweltbundesamtes betref​fend die Gefährdungsabschätzung vom 24.5. dieses Jahres: „Der Einfluss der Abla​gerungen auf die Grundwasserqualität ist gering. Die Altablagerungen stellen auf​grund der bisherigen Untersuchungsergebnisse keine erhebliche Gefahr für die Um​welt dar. Und daraus ergibt sich natürlich folgender Schluss, dass 1., von den Altab​lagerungen keine Gefahren für die Gesundheit und das Leben der unmittelbar in der Nähe der Deponie wohnhaften Bevölkerung ausgehen und 2., bei Beibehaltung der vorhandenen Nutzung keine Sanierungs- und Sicherungsmaßnahmen erforderlich sind.“
Ich darf Ihnen also sagen, Herr Abgeordneter, dass die von Ihnen angesprochenen Maßnahmen sich offensichtlich auf mögliche zukünftige bauliche Aktivitäten bezie​hen. Diesbezüglich wurde sowohl allen Grundstücksnutzern und Eigentümern als auch der Landeshauptstadt Klagenfurt als Baubehörde und für Umwidmungen zu​ständige Behörde, von Seiten der Umweltabteilung des Landes Mitteilung gegeben und diese entsprechend auch ab dem Jahr 2001 immer wieder informiert, dass ein​fach an dieser Fläche keine wie immer gearteten Tätigkeiten von Bauabwicklungen stattfinden sollten. Es ist ein in sich geschlossener Deponiekörper, der keine Gefähr​dungspotenziale für die Umwelt und für die dort lebende Bevölkerung abgibt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Freiheitlichen Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Bitte Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo, sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzter Herr Landeshauptmann! Sehr geehrter Herr Landesrat! Diese Causa hat uns beide in der Fragestunde vor etlicher Zeit be​schäftigt. Den positiven Aspekt, den Sie jetzt hier dargestellt haben, dass also keine weitere Gefährdung mehr ausgeht, dem steht immer noch das große persönliche Leid der vom Gasunfall betroffenen Angehörigen gegenüber. Wir haben damals auch über diesen Teil gesprochen.
Und ich frage Sie daher: Was haben Sie seit der letzten Anfragebeantwortung unter​nommen, um das persönliche Leid der Hinterbliebenen und Betroffenen zu lindern?

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter Gallo! Voriges Jahr, auch unmittelbar vor Weihnachten, haben Sie mir dieselbe Frage gestellt. (Abg. Lutschounig: Das kann er sich nicht mehr er​innern!) Ich kann Ihnen versichern, dass es bedauerlich ist, dass es hier persönlich Betroffene gibt, und dass es natürlich schmerzt und, dass alles unternommen wurde, dass auch eine sozialrechtliche Absicherung der Hinterbliebenen sichergestellt ist. Ich habe Ihnen aber auch voriges Jahr schon empfohlen, gerade vor Weihnachten gibt’s ja immer die Zeit, sich medial wirkungsvoll zu inszenieren, und für verschie​denste Aktionen auch Geld aufzutreiben. Ich habe Ihnen voriges Jahr gesagt, wenn es Ihnen persönlich so ein Anliegen ist, dann sollten Krawattenversteigerungen wie im Vorjahr beispielsweise in die Richtung gehen, dass man die Erlöse daraus – wenn es Ihnen schon so ein Bedürfnis ist, Herr Abgeordneter, hier auch persönlich einen Beitrag zu leisten – eben diesem Zweck widmet. Ich kann Ihnen diese Empfehlung im heurigen Jahr nur wieder geben.
Ich sage, es ist bedauerlich, dass es Menschen und Familienangehörige gibt, die vom Schicksal ereilt wurden. Es wurde seitens des Landes in Erstmaßnahmen natür​lich auch den Hinterbliebenen entsprechende finanzielle Unterstützung gewährt. Alles weitere ist, denke ich, auch im Rahmen unseres Sozialstaates möglich, dass eine entsprechende Versorgung der Hinterbliebenen gewährleistet ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der Sozialdemokraten eine Zusatzfrage gewünscht? – Herr Abgeord​neter Vouk, ich bitte sie zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Liebe Zuhörerinnen und liebe Zuhörer! Sehr geehrter Herr Landesrat! Welche Untersuchungen wurden in dieser tragischen Causa bisher durchgeführt?

Vouk

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Herr Abgeordneter! Ich denke, dass diese Deponie in Ehrental eine der bestens untersuchten und von den Maßnahmen umfassendst untersuchten Altablagerungen ist. Es gibt Raumluftmessungen seit dem Jahr 2001, es gibt die Luftbildauswertung dieser Deponiefläche. Es gibt temporäre Boden- und Luftmessungen seit 2001, es gibt die Erkundung des Untergrundes und des Deponiekörpers im Jahr 2001. Es gibt die Errichtung von Gasbrunnen und Grundwassermessstellen im Jahr 2001 und die laufende Beobachtung. Es gibt Gasabsaugversuche in den errichteten Gasbrunnen im Jahr 2001, es gibt die Untersuchungen des Grundwassers im Brunnen und errich​teten Grundwassermessstellen mit einer Reihe von Daten, die letzten aktuellen vom 17.8.2005, und jetzt im Dezember 2005 weitere Messergebnisse. Dazu gibt’s ergän​zende temporäre Boden- und Raumluftuntersuchungen im Jahr 2004 und Gasab​saugversuche in den errichteten Gasbrunnen im heurigen Jahr.
Also, ich denke, alles was mit technischen Maßnahmen und Mitteln möglich war, ist hier unternommen worden. Dadurch ist es auch zulässig, dass man sagt, die Gefähr​dungspotenziale sind minimiert, das Risiko ist minimiert. Man sollte diese Fläche nur in Ruhe lassen. Wenn man dort sozusagen mit Bagger und Schubraupe hineinfahren würde und natürlich Baumaßnahmen setzen würde, dann denke ich, würde es Hand​lungsbedarf geben, dann muss man natürlich auch darauf schauen, dass wahr​scheinlich Dinge ausgeräumt werden müssen, die jetzt sozusagen für die Umwelt und für die Menschen keine Gefahr mehr darstellen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wird seitens der ÖVP-Fraktion eine Zusatzfrage gewünscht? – Das ist nicht der Fall. Dann hat der Anfragesteller noch eine. Ich bitte sie – falls gewünscht – zu stellen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Sehr geehrter Herr Landesrat! Die Deponie ist ja seinerzeit nicht nur falsch einge​schätzt, sondern auch falsch ausgewiesen worden, weshalb auch der Unfall passier​te. Man hat auch die Menschen dort bauen lassen, weil man es falsch eingeschätzt hat.
Meine Frage jetzt: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass diese Deponie im Altla​stenkataster aufgenommen werden wird?

Holub

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Sehr geschätzter Herr Abgeordneter! Es gibt also einen Bereich von Altlastensanie​rungen in Kärnten, und ich kann Ihnen sagen, dass bereits seit Beginn der 90er-Jahre kärntenweit 61 der vordringlichsten Mülldeponien bzw. Altablagerungen unter​sucht wurden. Hier wurden 10 saniert, hier wurden 12 weitere gesichert und bei 27 Flächen laufen Beobachtungsprogramme bzw. Untersuchungen, wobei bei 12 Flä​chen das festgestellte Gefährdungspotenzial so gering ist, dass Maßnahmen bzw. eine weitere Beobachtung nicht erforderlich sind. Diese Fläche gehört zu einer Beo​bachtungsfläche und ist daher nicht als Altlast, die eine entsprechende Räumung zu erfahren hat, ausgewiesen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ing. Rohr

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Damit ist die Fragestunde beendet. Wir kommen nun zur Fortsetzung … (Abg. Mag. Dr. Kaiser meldet sich zur Geschäftsord​nung.) Bitte, zur Geschäftsordnung!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich stelle einen Antrag zur Geschäfts​ordnung gemäß dem § 64 K-LTGO. Es betrifft die Kärnten Werbung GesmbH; Über​prüfung durch den Landesrechnungshof.
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Der Landesrechnungshof wird aufgefordert, die Gebarung der Kärnten Werbung GesmbH, Zeitraum 2003, 2004, 2005 dahin gehend zu prüfen, ob bei dieser Gesell​schaft entsprechend den Grundsätzen der Rechtmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit, Spar​samkeit und Zweckmäßigkeit gehandelt wurde. Ich darf Ihnen den Antrag übergeben. (Der Redner händigt dem Landtagsdirektor Mag. Weiß den Antrag aus.)
Mag. Dr. Kaiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Sie haben den Antrag gehört. Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand! – Die Mehrheit in diesem Hause wünscht diese Prü​fung und somit wird das auch entsprechend diesem Antrag erfolgen.
Hohes Haus! Nachdem dieser Geschäftsordnungsantrag erledigt ist, setze ich die Debatte über den Voranschlag 2006 fort. Vorweg möchte ich noch mitteilen, dass der Abgeordnete Hueter sich für die heutige Sitzung aus Krankheitsgründen entschuldigt hat. Und ich möchte dem Hohen Haus auch mitteilen, dass in der Zeit zwischen 13.00 Uhr und 16.00 Uhr der Herr Klubobmann Ing. Scheuch mit drei Abgeordneten des Freiheitlichen Klubs nicht anwesend sein können, da sie am Begräbnis des auf so tragische Weise verunglückten Karl-Heinz Rossmann in Seeboden teilnehmen werden. 
Tagesordnung
(Fortsetzung)

Nun kommen wir zur Gruppe 3, Kunst, Kultur, Kultus und es hat sich als erster Redner Herr Abgeordneter Holub zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das Kulturbudget hat immer schon etwas Wirbel erzeugt und es waren da immer sehr unterschiedliche Zugänge von links und von rechts. Wenn man es jetzt so an​schaut, was mir immer wieder auffällt, ist diese unwahrscheinliche Geschichte für Literaturpflege, das dort ein Fünfundzwanzigstel davon Wertschätzung in Form von geldmäßiger Zuwendung erfährt. Ein Fünfundzwanzigstel vom Traditions- und Heimatbudget!
Ich erinnere daher an diesen berühmten Ausspruch in der Kultur: „Wir wollen Feuer weitergeben und nicht Asche.“ Jetzt ist für mich die Frage: Brauchen die Traditionsvereine die Lodenstoffe und die Lederhosen und die Ausrüstung jedes Jahr? Wie viel haben die schon im Kasten hängen? Ist das jetzt schon ein Ausdruck von Kunst und Kultur, wenn man sich eine kurze Lederhose anzieht? Ich weiß, ich kann es nicht beurteilen, aber es soll diese und Heimatpflege geben, meiner Meinung nach, aber aus einem eigenen Traditions- und Heimatbudget, (Abg. Zellot: Schrecklich! Schrecklich!) damit es nicht immer mit der Kultur konkurrieren muss. Ich würde nur sagen, ich war letztens wieder im Stadttheater bei einer Lesung von Kärntner Autoren. Wir haben so tolle und so besonders niveauvolle Kärntner Autoren: Warum schätzen wir sie nicht wert? Warum geben wir ihnen nur ein Fünfundzwanzigstel von denen, die die Lederhose tragen? (Abg. Zellot: Wie die anderen mehr sind!) Ja, freilich sind sie mehr – aber geben wir, bitte, etwas Feuer weiter, und schauen wir, dass wir dort auch ein bisserl fair sind. Es ist so ähnlich wie bei den Beratern im Land: Überall, wo Geld dafür aufgemacht wird, sind gleich wieder ein paar da und haben ein Kulturkonzept. Ich würde mir wünschen, dass man ein paar Spielregeln einführt, dass man schaut, dass man auch wirklich Qualitätssicherung hat. Es ist bei den Preisträgerinnen und Preisträgern schon etwas besser geworden, aber es fließt doch sehr viel Ideologie ein in die Art und Weise, wie man bei uns Kultur fördert. Wir haben immer noch in Kärnten keine Mittelbühne oder für Klagenfurt, zumindest, wirklich eine Schande. Wir haben außer dem Stadttheater und der Villacher Studiobühne nichts! Es gibt Menschen, die sich wirklich stark engagieren, die dafür kein Geld bekommen. Wenn man wirklich, so wie ich, viele Freunde im Bereich der Kultur hat, die man auf der Straße trifft und die nichts mehr zum Leben haben, die gerne arbeiten würden, aber von Nichts leben müssen, weil einfach unsere Gesellschaft keine Wertschätzung gibt und nicht einmal Aufträge gibt. Die Menschen können sehr viel. Das sind teilweise bildende Künstler. Die bekommen gar nichts!
Eine kleine Geschichte noch zum Filmbudget. Letztens hat mich der Präsident geschimpft, weil ich gesagt habe: „20.000 Euro für einen Film.“ Ich habe den Film gesehen. Er ist sehr engagiert gemacht. Es ist eine Dokumentation, die ungefähr zehn Minuten dauert. Das hat 20.000 Euro gekostet. Wenn ich mir jetzt das Filmbudget anschaue, ist die gesamte Filmförderung mit 29.500 Euro dotiert, das heißt ich kann in etwa eine 15-minütige Dokumentation machen. Das bedeutet aber: Die Schauspieler kriegen nichts, weil es ja keine gibt. Es gibt keine Maske, es gibt keine Ausstattung, es gibt keinen Regieassistenten. In dem Fall hat wirklich ein sehr engagierter Vater mit seinem Sohn und einem Bauscheinwerfer einen sehr schönen Film über den Landtag gemacht. Aber ist das wirklich alles, was wir in Kärnten an Film zusammenbringen wollen?! 15 Minuten Dokumentation. Ist es nicht möglich, ich weiß nicht, wo Bürgermeister Vouk jetzt ist, aber ich kann mir vorstellen: Wir könnten in Velden ein Filmfestival auf die Beine stellen: mit jungen Regisseuren, wir können mit der Uni zusammenarbeiten und dort wirklich Filmförderung betreiben. Wir könnten schauen, dass wir dort wirklich an einem Wochenende wunderschöne Kärntner Künstler Filme zeigen lassen. Ja, warum nicht?! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das kannst du ja machen. Suche um eine Förderung an!) Ja, aber solange ich alles in Lodenstoffe stecke und wenn ich dann sehe, es gibt einige Projekte, wie das Museum Moderne Kunst, das wird um 147 % mehr gefördert. Dort, wo der Herr Landeshauptmann seine Freude hat, fließt sehr viel hinein. Wo aber jetzt eine alternative Szene sein könnte, die auch da ist, wird sie ausgehungert. Also wenn man das ein bisserl fairer machen würde und die Töpfe für die zulässt, die eigentlich ideologisch Kultur und Kunst verstehen und teilweise nicht unbedingt das Niveau zusammenbringen, das ich mir für Kärnten wünsche, dann hätten wir da schon viel getan. In dem Sinn vielleicht auch eine Filmförderung. Danke! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Cernic das Wort. - Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Der schlechteste Holub, den es je gab! – Abg. Mag. Cernic. Das war jetzt kein Lob! – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nein, das war kein Lob!)

Holub

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Vielleicht ganz kurz allgemein einleitend, weil mein Kollege Holub es unterlassen hat. Wir haben im Kulturbereich gegenüber dem Voranschlag 2005 eine ziemlich deutliche Steigerung. Es werden im Kulturbudget 4,5 Millionen Euro mehr veranschlagt für das Jahr 2006 als im Jahr 2005. Das hat unterschiedliche Gründe, zum einem sind etwa 2 Millionen Euro an Mehraufwendungen für das Musikschulwerk notwendig. Dem stehen aber auch Einnahmen gegenüber, die erhöht sind. Wir haben auch, wenn Sie sich erinnern, die Landesmusikschulabgabe erhöht, und so ist da auch mit mehr Einnahmen zu rechnen.
Natürlich gibt es auch wieder den berühmten und schon vom Kollegen Holub erwähnten Posten der Brauchtums- und Heimatpflege, der eine kontinuierliche Steigerung erfährt und mit 1,391.900 Euro nochmals um 232.000 Euro höher budgetiert ist als im Jahr 2005. Ein Schelm, dem dabei einfällt, dass wir wieder ein Jahr haben, in dem es Wahlen gibt. Denn übertroffen wurde diese Budgetposition nur noch im Landtagswahljahr 2004, wo man letztendlich darüber im Rechnungsabschluss rund 2 Millionen Euro an Ausgaben aus dieser Budgetposition errechnet hat.
Ich möchte, weil es heute dazu wieder einen Beitrag in den Kulturseiten der „Kleinen Zeitung“ gibt und weil auch gestern in einer Anfrage der Seebühnenreferent, Dr. Haider, dazu befragt wurde, mit diesem Thema „Seebühne“ beginnen. Gestern ist die Anfrage an den Referenten gestellt worden, ob im Jahr 2005 Mittel für die Seebühne aufgewendet wurden. Die Frage wurde von ihm mit „Nein!“ beantwortet. Einschränkend hat er dann gesagt: „Nur für die Aufführungen selber wurde kein Geld aufgewendet.“ Die Einschränkung ist auch notwendig, weil wir im Rahmen unserer Arbeit im Untersuchungsausschuss auch Unterlagen zur Verfügung gestellt bekommen haben, aus denen klar hervorgeht, dass im Jahre 2005 sehr wohl 288.877 Euro, also eine nicht unbedeutende Summe, aus dem Kulturbudget für die Seebühne zur Verfügung gestellt wurden. Ich zitiere hier aus einem Schreiben des Kulturreferenten, der an die Wörthersee-Festspiele GesmbH schreibt, zu Händen Herrn Mag. Bilgram: „Ich freue mich sehr, Ihnen heute mitteilen zu können, dass es mir möglich ist, der Wörthersee-Festspiele GesmbH in Klagenfurt für das Budgetjahr 2005 eine Subvention in der Höhe von 288.877 Euro zur genehmigen. Überweisung erfolgt nach Maßgabe der frei werdenden Mittel.“ Dann steht noch: „Die Auszahlung dieser Subvention ist jedoch an die Auflage der Verwendung der Logos „Land Kärnten – Kultur“ auf allen in Verwendung stehenden Publikationen als Nachweis der Förderung durch das Land Kärnten gebunden.“ Ich gehe einmal davon aus, nachdem ja die Wörthersee-Festspiele GesmbH de facto nur mehr auf dem Papier besteht und eigentlich ja nur mehr den Zweck erfüllt, dass sie als Untervermieterin quasi der Seebühne den Schein sichert, dass sie die Wörtherseebühne auch betreibt, damit es keine Gefährdung der Bundessubventionen gibt; ich gehe einmal davon aus, dass diese Subvention nicht allein gedacht sein kann für eine Gesellschaft, die eigentlich nicht mehr fungiert. Das heißt also, diese ständigen Bemerkungen, dass kein Steuergeld in diese Bühne fließt, sind einfach nicht korrekt. So ist es nicht!
Ich möchte auch hier noch einmal, weil ich das im Haus selber noch nicht getan habe, zu dem dann letztendlich sehr kontroversiell diskutierten Thema des Weiterbetriebes oder des Nichtweiterbetriebes dieser Bühne Stellung beziehen. Wir haben uns als SPÖ, nachdem also hier vier Jahre lang wirklich nicht sehr erfolgreich gearbeitet wurde, darauf verständigt, dass wir in dieser Sache so vorgehen, dass wir zuerst einmal eine sehr exakte Analyse der Situation vornehmen. Das habe ich selber gemacht. Ich habe also versucht, mit Expertinnen und Experten österreichweit, vor allem dort, wo Seefestspiele durchgeführt werden, umfassend diese Problematik zu diskutieren. Wir sind als SPÖ zu dem Ergebnis gekommen, dass die Auskünfte so sind, dass man sich überlegen muss oder eigentlich die Position beziehen muss, dass man mit dem seinerzeit ehrgeizigen Projekt der Eigenbespielung, der Eigenproduktion auf der Bühne, aufhört. Das hat verschiedene Gründe. Einer dafür – auf den möchte ich im Speziellen zu sprechen kommen, weil von Seiten des BZÖ mit dieser unserer sehr seriös erworbenen und dann auch ganz seriös weitergegebenen Information in einer Weise umgegangen wurde, die unakzeptabel war – war die Frage der Beschallung, auf die ich zuerst zu sprechen kommen will. Im Open-air-Bereich ist es mittlerweile Allgemeinstandard, dass man ein Beschallungssystem verwendet, das man als „richtungsbezogene Beschallung“ bezeichnet. In diesem Zusammenhang haben wir darauf hingewiesen, dass wenn man den Standard von Mörbisch, wenn man den Standard von Bregenz auf der Seebühne erreichen will, man ein solches richtungsbezogenes Beschallungssystem braucht und ein solches Beschallungssystem Millionen Euro an Investitionskosten erfordert. Die Herren vom BZÖ haben das verwechselt. Es mag sein, dass ein mangelndes technisches Verständnis und mangelnde physikalische Grundlagen die Ursache sind. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht darüber.) Sie haben die Qualität einer Tonanlage verwechselt mit der Kritik an einem Beschallungssystem, aber das ist vielleicht eben mangels Information passiert oder auch absichtlich - ich will das gar nicht bewerten -, jedenfalls in einer Art und Weise, die ich hier eindeutig zurückweisen möchte. Noch einmal, ganz offiziell im Haus: Das war nicht gerechtfertigt, und das war das unterste Schubladl! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Außer dem Problem der Beschallung hätten wir – das wissen wir – einen Orchestergraben zu ersetzen, der seinerzeit nur provisorisch gemacht wurde. Es gibt Konstruktionsprobleme, weil die Bühne ist als Provisorium in den See gesetzt worden. Der Standort ist ein Problem, und zum Weiteren haben wir das Problem auch mit dem künstlerischen Konzept. Sie wissen alle, die Seebühne hat begonnen mit dem sehr ambitionierten Konzept, dort einen international anerkannten Musicalstandort zu entwickeln. Das wurde von Ihrer Seite – und da richte ich mich jetzt an das BZÖ, seinerzeit FPÖ – unterbunden, indem man die Bühne aus der Obhut des Stadttheaters genommen hat. Das hat man ganz willkürlich gemacht. Damit hat man das ambitionierte Konzept, einen Musicalstandort zu entwickeln, zertrümmert. Heute, fast fünf, sechs Jahre später, ist es natürlich so, dass sich international die Szene geändert hat. Es scheint Experten undenkbar, dass man die Bühne mit diesem Konzept neu belebt. Auch das wäre mit gigantischen Kosten verbunden.
Wenn man die Seebühne mit Mörbisch vergleicht, dann muss man sagen, dass man in Mörbisch ein Produktionsbudget von 10 Millionen Euro jährlich hat. Dieses Produktionsbudget wäre auch notwendig – nicht in diesem Ausmaß -, aber etwa 5,5 Millionen Euro Produktionsbudget wären bei Eigenproduktionen auch hier auf unserer Seebühne nötig. Das würde bedeuten, dass wenn man sich die Einnahmen, mit denen man zu rechnen hat (das sind etwa 1,7 Millionen Euro Einnahmen, bei bester Auslastung), davon abzieht, noch einiges an Sponsorengeldern dazu abzieht, dass man trotzdem auf einen jährlichen sehr, sehr hohen Zuschussbedarf käme, der etwa bei 2,5 bis 3 Millionen Euro liegen würde. In Mörbisch schreibt man auch erst schwarze Zahlen, seit man die Sitzplätze auf 6.000 erhöht hat, wobei wir wieder zurück wären bei der Frage des Beschallungssystems. Bei einer Erweiterung der Sitzplätze müsste man jedenfalls das Beschallungssystem ändern, um einige Qualität zu erreichen.
Das heißt, was wir gemacht haben, war keine polemische Auseinandersetzung mit der „Frage Seebühne“, sondern ich glaube, erstmals – und das ist das, was in den Jahren davor, jedenfalls ab 2001 zur Gänze unterblieben ist – eine sehr exakte Auseinandersetzung mit den Fakten und der Frage für die SPÖ: „Wie positionieren wir uns zur Seebühne? Macht es Sinn, sich dafür stark zu machen, dass man noch einmal von vorne beginnt – oder gibt es schwerwiegende Gründe, die dagegen sprechen?“ Das hat, wie gesagt, nichts damit zu tun, dass wir in irgendeiner Weise polemisch agieren wollten oder unsachlich agieren wollten.
Jede einzelne unserer Feststellungen ist begründet, ist nachvollziehbar, ist gedacht gewesen als Hinweis dafür, dass man sich in einer budgetären Situation, wie wir sie derzeit im Land haben, überlegen muss, ob man in dieses Projekt noch einmal viele, viele Millionen Euro investiert. Und unsere Meinung dazu ist nein. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ich komme jetzt zur Frage der derzeitigen Bespielung und der Frage: Was darf das kosten? Man hat sich also entschlossen, auf der Seebühne ein eingekauftes Pro​gramm aufzuführen. Dieses eingekaufte Programm hat in diesem Jahr, so erzählt man uns, keinen Förderungsbedarf gehabt. Die Frage ist: Wie schaut es im nächsten Jahr aus? Hier wurden von Seiten des BZÖ umfangreiche Mittel angefordert, um die​se Aufführungen auf der Seebühne zu fördern. Ich möchte dazu etwas vorlesen. Ich habe mich im Internet schlau gemacht. Dort wird zum Beispiel die Hair-Produktion, die es auf der Seebühne heuer geben wird, angeboten. Sie wird angeboten um 14.500,-- Euro, dazu kommen dann noch Steuern. Das heißt, das macht pro Auffüh​rung 20.000,-- Euro. In der Größenordnung liegen auch die anderen Aufführungen, die es auf der Seebühne geben wird. Es ist eine Aufführung, die zwischen Dezember und Mitte April 2006 an circa 50 verschiedenen Standorten deutschlandweit zu sehen sein wird. Und im Dreierpack wird sie wahrscheinlich noch billiger zu haben sein als um 20.000,-- Euro.
Und jetzt darf ich Sie einmal auffordern, mit mir mitzurechnen. 2.000 Sitzplätze mal durchschnittlich 45,-- Euro macht also bei 100 Prozent Auslastung 90.000,-- Euro Einnahmen pro Vorstellung. Wenn man sagt, wir haben nur 50 Prozent Auslastung, macht das immer noch 45.000,-- Euro Einnahmen pro Vorstellung. Das ist immer noch um circa 25.000,-- Euro mehr als die Vorstellung selber kostet. Wenn man das durchrechnet auf die 19 Vorstellungen, wenn man sogar dabei berücksichtigt, dass vielleicht eine Eröffnungsvorstellung mit der Frau Montserrat Caballé mehr kostet, dann kommt man trotzdem am Ende zur Frage: Was müssen wir da subventionie​ren? Was müssen wir da subventionieren? Das heißt, auch hier hat es einen Grund, dass wir im Budget ersucht haben, diese Positionen für die Wörtherseebühne auf Null zu stellen, weil anhand dieses Programmes ist nicht nachvollziehbar, wofür Extrasubventionen ausgewiesen werden sollten. Das ist etwas, wo wir der Meinung sind, wenn man die Bühne so bespielt, dann muss sich das rechnen. Denn das ist eine Produktionsqualität, die hier geboten wird, die man eben zu einem günstigen Preis bekommt. Das ist ein Einkauf, das ist keine Eigenproduktion, die man zu einem Preis bekommt, der sich rechnen müsste bei dieser großen Anzahl von Sitzplätzen, die zur Verfügung stehen. (Abg. Gunzer: Das hätte der Sapetschnig schon alles vor​her ausrechnen können!)
Und wenn man sie subventioniert, dann in dem Rahmen, wie man auch andere Stät​ten subventioniert, wie Finkenstein, wie den Carinthischen Sommer. In diesem Rah​men, wie man auch andere Veranstaltungen subventioniert, die von außen einkaufen. Das ist also die Begründung für unsere Haltung bezüglich der Seebühne. Ich möchte da auch kurz zu sprechen kommen auf eine Feststellung der ehemals FPÖ oder ein Teil der FPÖ, jetzt nicht mehr BZÖ sondern eigenständige FPÖ, wo also der Herr Harald Janach, der Bezirksobmann der FPÖ St. Veit/Glan, feststellt: „Damit soll an​scheinend“ – schreibt er da – „von einem Totalversagen bei der Seebühne abgelenkt werden.“ (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Hört! Hört!) Die Auftraggeber, und damit Alleinver​antwortlichen für das Millionendebakel Seebühne, kommen ausschließlich aus dem BZÖ-Umfeld und also … (Einwände aus der F-Fraktion.) sich in einer völlig unge​rechtfertigten Aktion auf eine neue (Abg. Dipl.-Ing.Gallo: Vielleicht will er SPÖ-Mit​glied werden!) Vorsitzende der SPÖ zu stürzen, die man meint, nur mit dem Mittel der Attacke gegen ihre Familie beeindrucken zu können, weil man sie anders nicht beeindrucken kann, das halte ich für nicht gerechtfertigt.
Ich möchte auch darauf hinweisen, dass wir im Aufsichtsrat der Seebühne von die​sen Geldern die der Wörtherseefestspiel GesmbH hier aus dem Kulturbudget über​tragen wurden, keine Information bekommen haben. Und das ist ein weiterer Aspekt, auf den ich hinweisen möchte. Es sind die Rechte des Aufsichtsrates der Wörther​seefestspiel Gesellschaft massivst missachtet worden in der Vergangenheit und das scheint kein Einzelfall zu sein, sondern das scheint immer wieder vorzukommen. Ich erinnere mich daran, dass der hochgeschätzte Vorstand der HYPO Herr Kulterer, den Aufsichtsrat der Flughafen GesmbH verlassen hat, mit dem Hinweis auf solche Missachtungen der Rechte des Aufsichtsrates. Ich verweise auf die Presseaussen​dung „Dicke Luft in Kärntner Tourismusholding“, wo namhafte Leute, wie Peter Leeb oder auch Hans Melcher darauf hinweisen, dass auch dort die Rechte des Aufsichts​rates massiv missachtet werden.
Ich möchte von dieser Stelle aus an das BZÖ appellieren, dass man (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) diese Dinge ernster nimmt in Zukunft und froh ist, dass man Kontrollorgane hat, die zeitgerecht feststellen, wenn etwas aus dem Ruder läuft und nicht deren Rechte permanent missachtet. Ich möchte damit auf die Idee der Carinthischen Musikakademie kommen und die bei diesem Projekt festgestellte Sorgfältigkeit. Es wurde festgestellt, dass die Sorgfalt bei dieser Projekterstellung nicht ausreichend ist. Es ist das ein Projekt, von dem man sogar die Absicht hatte, es über den Zukunftsfonds zu finanzieren. Ich möchte in diesem Zusammenhang für die SPÖ ganz klar feststellen, dass wir mit dem Zukunftsfonds ganz sorgfältig umgegan​gen wissen möchten. Wir möchten, dass diese Gelder sorgfältig verwendet werden. Und unter sorgfältig verstehen wir in erster Linie auch, dass dieser Fonds Dinge finanzieren soll, die irgendwann einmal eine Rendite bringen, dass aber keinesfalls dafür dienen soll, die Grundfinanzierung für Dauerkostenträger in der Zukunft zu schaffen, – das ist ja eine kontraproduktive Sache.
Und der Rechnungshofbericht stellt fest, dass diese Carinthische Musikakademie etwa 2 Millionen Euro Folgekosten haben wird. Ganz abgesehen davon, dass man hier in der zusammenfassenden Beurteilung lesen kann, das Betriebskonzept der CMA ist im derzeitigen Planungsstand noch nicht im notwendigen Ausmaß entwickelt und mit Inhalten gefüllt. Wesentliche Geschäftsfelder sind nur grob umrissen, vielfach nur als Ideenkatalog ausgestaltet. Was man also hier wollte, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist ganz klar, man wollte 10 Millionen Euro aus dem Zukunfts​fonds beschließen für eine Idee, die noch nicht einmal entwickelt ist, oder auf gut Deutsch, eigentlich weiß noch keiner genau, was dort passieren soll. Nur Gelder sollen fließen. Auch für das sind wir nicht zu haben.
Wenn wir investieren, dann müssen wir das in Zukunft bei dieser arbeitsmarktpoliti​schen Situation in Kärnten immer nur unter zwei Aspekten tun, nämlich der Frage der Arbeitsplatzsicherung und der Frage der Nachhaltigkeit. Und solche Sachen sind da nicht drinnen, denn das ist – wie vieles andere auch – unsorgfältig geplant, nicht aus​gegoren und daher ist es nicht zu akzeptieren, dass hier Mittel dafür verwendet wer​den. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Wir haben auch – und darauf möchte ich nur kurz eingehen – die Presseförderung verankert, oder wir werden das im Zuge eines Abänderungsantrages tun, die Presseförderung verankern im ordentlichen Budget. Was hat das für Gründe? Die Presseförderung ist ziemlich misslich behandelt wor​den in der Vergangenheit. Sie war nicht im ordentlichen Budget verankert. Das hat zur Folge gehabt, dass sie ständig zum Tauschobjekt geworden ist. Immer im Nach​tragsvoranschlag musste die Presseförderung verhandelt werden.
Ja, was haben wir uns nicht alles eingetauscht dafür. Eine Kulturamtsleiterin wurde eingetauscht gegen die Verankerung der Presseförderung und, und, und. Zuletzt war es der Versuch, auch wieder einen Abtausch mit der Seebühne zu machen. Ich glaube, und da denke ich schon, dass ich das für alle Fraktionen hier im Haus sagen kann, dass es ein Interesse daran geben muss, ein Zeichen zu setzen, dass wir da​ran interessiert sind, einer demokratischen Öffentlichkeit Raum zu geben. Und in diesem Sinne sehe ich Presseförderung. So sehe ich im Übrigen auch Kulturförde​rungen. Ja! Es ist unsere Aufgabe, die freie Meinungsäußerung zu ermöglichen. Kunst ist eine solche, vielleicht die schönste Form der freien Meinungsäußerung, auch Pressefreiheit fällt unter diesen Aspekt und daher sehe ich es als eine Selbst​verständlichkeit, dass wir mit einer ordentlich budgetierten Presseförderung ein Sig​nal in diese Richtung setzen und zeigen, dass uns das wichtig ist und, dass wir das fördern müssen. Im Übrigen sollten wir davon wegkommen, ständig Tauschhandel zu betreiben. Wir sollten uns einigen darauf, welche Dinge sind uns wichtig, was wollen wir erreichen. Und das sollten wir gemeinsam verfolgen und das sollten wir gemein​sam beschließen und wir sollten aufhören damit, ständig sowie am Tarviser Markt zu handeln.
In weiterer Folge möchte ich dann gerne auf das Stadttheater zu sprechen kommen, weil ich glaube, dass die Entwicklung im Bereich des Stadttheaters eine ist, die man als positiv darstellen kann, auch für die Möglichkeit, dass eine Zusammenarbeit am Ende zu einem Ergebnis führt, das ein gutes ist. (LH-Stv. Dr. Strutz: Ist das ein Lob?) Ja! Wir haben auch hier nicht konfliktfrei begonnen. Vielleicht ist es hier beiden, also sowohl der SPÖ als auch dem BZÖ so ergangen, dass allerlei Verdächtigungen gegenüber dem Stadttheater im Raum gestanden sind, die in die Richtung gegangen sind, dass dort Mittel in irgendeiner Art und Weise verbraucht werden, die nicht ak​zeptabel ist. Ich bin im März 2004, mit Beginn dieser Legislaturperiode, in den Thea​terausschuss gekommen und habe mich dann sehr, sehr intensiv mit dieser Thema​tik auseinandergesetzt. Das heißt, ich habe die Finanzlage ganz genau geprüft. Ich habe mir ganz genau die Entwicklung der Kosten angeschaut und bin zu dem Ergeb​nis gekommen – und ich glaube, es war auch möglich, das zu kommunizieren – dass es dort keine Verschleuderung von Mitteln gibt, sondern dass das Stadttheater ein erstklassig arbeitender Betrieb ist, der 260 Menschen Arbeitsplätze gibt. Diese 260 Menschen, die dort arbeiten, sind nicht Menschen, die weiß Gott was verdienen und irgendwelche Gelder bekommen, die ungerechtfertigt wären. Es sind Schneiderinnen, Kostümbildnerinnen, Bühnenarbeiter, Techniker und Technikerinnen, die so durch​schnittlich um die 1.000,-- Euro im Monat verdienen. Das, meine sehr geehrten Da​men und Herren, das ist nicht die Arbeitnehmergruppe dort, die aus dem Vollen schöpft und wo Mittel verschwendet werden, wie uns das eine zeitlang dargestellt wurde. Das ist uns auch klar geworden und in der Folge sind wir zu dem Ergebnis gekommen, dass ein Betrieb mit 87 Prozent Personalkosten und 260 Arbeitneh​merinnen und Arbeitnehmern ohne eine Valorisierung seines Budgets einfach nicht überleben kann, ohne dass die Arbeitsplätze gefährdet sind und der Betrieb an die Wand fährt. Das wollen wir nicht und ich bin froh darüber, dass auch die anderen Parteien, die hier im Landtag vertreten sind, das so nicht wollen und, dass wir mittler​weile dazu übergegangen sind, eine Valorisierung des Theaterbudgets für die näch​sten Jahre vorzusehen, dem Betrieb die Grundlagen für eine ordentliche Arbeit zu schaffen, mit der er die Erfolge fortsetzen kann, die es bisher gegeben hat.
Finanziert oder bedeckt werden diese Gelder, die wir hier mehr ausgeben, ohnehin vom Theater selber. Das Theater hat in den vergangenen Jahren sehr gut gewirtschaftet. Es hat immer wieder auch Gastspiele gegeben, die Gelder gebracht haben. Mit den Rücklagen, die das Theater dem Land im Vorjahr zurückgeben musste, wird man diese Mehrausgaben, die die Valorisierung braucht, bedecken.
Zur Bestellung der Intendanz möchte ich ein besonderes (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Lob!) Lob aussprechen. Die Ablauforganisation der Bestellung dieser Intendanz ist bisher vorbildlich vor sich gegangen. Ich bin zuversichtlich, dass es uns gelingen wird, am 20. Jänner, wenn ich das der Zeitung richtig entnommen habe, auch unter den fünf Kandidaten/Kandidatinnen, die die Jury ausgewählt hat, einen zu finden, der den erfolgreichen Kurs des Theaters weiter fortführen kann; einen oder eine. Wir müssen uns schon darüber im Klaren sein, dass das eine hohe Verantwortung ist. Ein Intendantenwechsel ist ein Hochrisikofaktor für ein Theater. Das sieht man bei den Wiener Bühnen derzeit sehr genau. Dieser Hochrisikofaktor ist in Kärnten noch höher, weil viel besser kann es nicht mehr werden, sondern höchstens schlechter. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das soll man nicht sagen!) Denn die Kennzahlen des Theaters sind sehr, sehr gut, und der Nächste wird zu tun haben, diese Kennzahlen zu halten. Da meine ich jetzt rein die ökonomischen Kennzahlen des Theaters, Herr Kollege Gallo. Vom Künstlerischen sind immer neue Impulse möglich.
Ich möchte nicht zu lang werden. Einige Sätze noch zum Musikschulwerk. Wir sind der Meinung, dass die zusätzlichen Kosten, die für das Musikschulwerk aufgewendet werden, wirklich auch vertreten werden müssen. Wir glauben, dass die Entwicklung des Musikschulwerkes in den letzten Jahren eine sehr gute war. Dass es über das Musikschulwerk ein breites Angebot an die Jugendlichen in unserem Land gibt, ist eine Form der Freizeitgestaltung, die wir für ungemein wichtig halten. Es ist hier mit einem endgültigen Ausbau der Standorte in nächster Zeit zu rechnen. Die Standorte sind über Kärnten sehr dicht verteilt. Es wird da nicht mehr viel dazukommen, sodass man sagen kann, es ist eine Endausbausituation des Musikschulwerkes erreicht. Das wird dann auch in Zukunft dazu führen, dass sich wahrscheinlich die Kostenentwicklungen im Rahmen halten werden; in dem Rahmen, der halt notwendig ist, um Personalkosten mit den entsprechenden Erhöhungen abzudecken.
Lassen Sie mich noch ganz kurz zum Abschluss ein, zwei Worte zum Landesmuseum sagen. Wir sind der Meinung, dass das Landesmuseum dringend einer Erneuerung bedarf. Darauf haben wir uns auch gemeinsam verständigt, wie auch auf die Renovierung des Künstlerhauses. Ich hoffe, dass diese Dinge zügig in Angriff genommen werden. Ob, wenn man das Museum entwickeln will, eine Vorgangsweise, wie sie kürzlich mit dem so genannten Fürstenstein gewählt wurde, eine glückliche ist, das wage ich zu bestreiten. Ich glaube nicht, dass es einen Sinn macht, dass man dem Museum wesentliche Exponate in Nacht- und Nebelaktionen wegnimmt und damit die Anziehungskraft des Museums schwächt, nur weil man signalisieren will, dass ein Nachbarland mit einem historisch für Kärnten bedeutenden Objekt unsensibel umgegangen ist. Eine solche Vorgangsweise lehnen wir ab. Wir halten das für absolut verzichtbar. Da ist wirklich außer Kosten nichts dahinter. Das erinnert mich irgendwie an den kleinen Buben, der aufstampft, wenn ihm irgendetwas nicht passt und er etwas demonstrieren will. Mehr ist das nicht. Ich glaube, dass wir uns so etwas nicht leisten sollten und dass das keine Antwort auf die Vorkommnisse ist, die damit gemeint waren. Im übrigen glaube ich, dass vielleicht wenn man schon mit einzelnen Steinen so sorgfältig umgeht, man sich erinnern sollte, dass man schon vor geraumer Zeit das Lapidarium des Museums abgebaut hat, weil man dort einen Neubau macht und die Steine jetzt irgendwo herumlungern. Es wäre größter Handlungsbedarf, unter konservatorischen Aspekten das wieder in Ordnung zu bringen. Das wäre viel dringender, als der Transport des Fürstensteines von einem Haus A über ein paar Meter ins Haus B.
Zum Abschluss noch ein kurzes Wort, weil es heute schon angeschnitten worden ist, zur Frage Mittelbühne. Ich bin auch der Meinung, dass die Mittelbühne in Klagenfurt notwendig ist. Ich möchte aber darauf hinweisen, dass hier die Ursachen – wenn das nicht so schnell vor sich geht, wie es vielleicht gehen sollte – nicht beim Land liegen und auch nicht nur beim Kulturreferenten. Ich möchte darauf hinweisen, dass es hier auch darum geht, dass die Stadt Klagenfurt sich bereit erklärt, ihre Leistungen dazu zu erbringen. Ich möchte, bitte, daran erinnern, dass die Neue Bühne in Villach von ihrem Budget etwa 300.000 Euro von der Stadt bekommt, etwa 65.000 Euro vom Land und daher auch nur 65.000 Euro vom Bund. Das soll kein Jammern sein. Das soll nur eine Feststellung sein, dass man nicht ständig davon ausgehen kann, dass alle Investitionen in der Stadt Klagenfurt ausschließlich aus Landesmitteln finanziert werden. Dasselbe gilt auch für das Theater. Auch hier erwarten wir uns, dass die beabsichtigten Mehrkosten – die ja nicht so sensationell sind -, dass die auch in entsprechendem Verhältnis von der Stadt Klagenfurt getragen werden. Es kann nicht so sein, dass die Stadt sich ständig der Verantwortung entzieht.
Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, jetzt möchte ich schon aufhören, damit ich nicht noch viel länger werde, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Bitte, darf ich zum Schlusswort kommen! – Heiterkeit.) damit wir nicht bis Mitternacht hier sitzen. Genau genommen sind die Rahmenbedingungen, die Kulturschaffende sich von politisch Verantwortlichen erwarten, einfach zu beschreiben: Sie wollen einerseits so viel Liberalität im Land, dass sie ihre künstlerische Arbeit frei gestalten können, dass die Präsentation dieser künstlerischen Arbeit möglich wird – unabhängig davon, ob oder wem sie gerade gefällt. Und dann natürlich die Sicherung der finanziellen Grundlagen, damit sich künstlerische Projekte auch abseits eines Marktes präsentieren und artikulieren können. Es muss unser gemeinsame Ziel sein, genau das zu ermöglichen. Es muss auch unser gemeinsames Ziel sein, einen Ausgleich zwischen den einzelnen Gruppierungen zu schaffen. Hier, glaube ich, haben wir Handlungsbedarf, weil ich nicht glaube, dass die Verteilung der Mittel zwischen Volkskultur, Hochkultur und alternativem Kulturbereich ausgewogen sind. Beim alternativen Kulturbereich haben wir mit Sicherheit Nachholbedarf. Das ist das, was wir uns wünschen. Wir wünschen uns, dass mit den Mitteln des Landes im Jahre 2006 auch einiges an guten künstlerischen Projekten im Land vor sich gehen kann, dass diese Projekte erfolgreich sind, dass sie dann auch international über die Grenzen Kärntens hinaus ein Echo finden. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Werte Kolleginnen und Kollegen! Der Herr Abgeordnete Lutschounig hat gestern zur Beteiligung des Landtages an den Budgetberatungen eine eher sehr skeptische Haltung an den Tag gelegt. Er hat das als „Budgetaugenauswischerei“ bezeichnet. Ich sehe das auch fast so. (Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion) Ich glaube aber, dass der pädagogische Impetus, der diese Beratung oder diese Beteiligung des Landtages gehabt hat, kein unwesentlicher war und dass man sich jetzt mit den Zahlen intensiver auseinandergesetzt hat als vorher. Das hat natürlich auch zur Folge gehabt, dass auch im Kulturausschuss Empfehlungen an den Kulturreferenten gemacht wurden, von denen wir uns doch erwarten – und das in der Gesamtheit des Kulturausschusses -, dass diese Empfehlungen auf fruchtbaren Boden fallen werden.
Die Kollegin Cernic hat ausgeführt, das freut mich, dass im Kulturbudget 39 Millionen zur Verfügung stehen. Das sind um fünf Millionen mehr als im vergangenen Jahr. Es ist auch gelungen, 200.000 Euro von der Seebühne hin zu schichten in einen anderen Ansatz. Genau dieser Ansatz ist es, der möglicherweise auch ein Ansatz sein kann, unsere Wünsche im Hinblick auf die Förderung der alternativen Kulturszene letztendlich in Szene zu setzen oder damit zu beginnen. Es ist, glaube ich, nicht nur der Wunsch, dass die alternative Szene entsprechend gefördert wird, sondern es muss an sich eine Forderung sein, die alternative Szene entsprechend auch von Landes- und Bundesseite zu unterstützen. Es gäbe hier – und diesen Wunsch haben wir in der Empfehlung des Ausschusses formuliert – ein probates Mittel, der alternativen Szene entsprechend auf die Sprünge zu helfen, und zwar ist das eine Auftaktveranstaltung, ein Festival, das es im Land Oberösterreich schon seit Jahrzehnten mit sehr, sehr großem Erfolg gibt. Es ist dies das „Festival der Regionen“. So wird es jedenfalls in Oberösterreich bezeichnet. Ich glaube, dass Kärnten mit seiner besonderen geografischen und kulturellen Lage, am Schnittpunkt eben dreier Kulturen, ein solches „Festival der Regionen“ als Impulsgeber für eine blühende alternative Szene braucht! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Das Festival soll an der Nahtstelle zwischen Kunst und Alltagsleben angesiedelt sein. Die Projekte dieses Festivals sollen die Bevölkerung in die Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen, politischen und künstlerischen Fragestellungen einbeziehen. Abseits der Zentren soll dieses Festival der Regionen zeitgenössische Kulturarbeit und Kunstformen mit lokalen Traditionen, Geschichten und Eigenheiten verbinden. Weder programmatisch noch inhaltlich soll dieses Ereignis ein reines Kunstfestival sein, sondern eine Plattform, auf der eigentlich sonst Unmögliches oder noch nicht Vorhandenes geschehen soll, und zwar die Zusammenarbeit zwischen Kunstschaffenden, Laien und der Bevölkerung. Es soll eine Bühne für Ideen sein, die auf Grund der Programmatik und der Logik des Kulturbetriebes keine Möglichkeit und keinen Ort haben, Menschen außerhalb der Ballungszentren, außerhalb der Städte mit zeitgenössischer Kunst- und Kulturarbeit bekannt zu machen. Anstatt auf dem Kulturmarkt einzukaufen, anstatt fertige Produktionen von der Stange zu kaufen, formuliert dieses Festival einen Rahmen, in dem sich gesellschaftspolitische, ästhetische und regionale Fragestellungen verknüpfen. Es ist also eine Einladung an Interessierte jedweder Herkunft und jedweder künstlerischer und kultureller Ausrichtung, zu den gestellten Fragen in Form eines Projektes im Rahmen des Festivals eine Antwort zu geben. Angestrebt wird also die Schaffung eines jährlichen Festivals, das neben Großveranstaltungen wie „Trigonale“ oder Heimatherbst“ einen Schwerpunkt für das zeitgenössische Kunst- und Kulturschaffen setzt, mit besonderer Berücksichtigung – ich habe es bereits erwähnt – der geografischen Lage Kärntens am Schnittpunkt dreier Kulturen. Das Festival versteht sich nicht als eine Dachmarke von bereits bestehenden Aktivitäten, sondern vielmehr als ein Katalysator für neue Projekte, die momentan nicht realisierbar wären.
Es soll dezentral organisiert werden und eben – wie schon erwähnt – Kooperationen, intensive Kooperationen zwischen KünstlerInnnen, freien Kulturinitiativen und ande​ren nicht etablierten Kulturträgern und der Bevölkerung fördern. Als Träger dieses Festivals bietet sich die „IG-Kik“, das ist die Interessensgemeinschaft der Kulturinitia​tiven in Kärnten, Koroška. Als erster Schritt soll der Dachverband mit der Entwicklung eines ausführlichen Konzepts beauftragt werden und entsprechende Förderungen durch Bund, Land, die betroffenen Städte und Gemeinden und Sponsoren sollen die​ses Projekt fördern. Wir hoffen natürlich auch, dass es entsprechend der Absichten des Bundes auch hier ein entsprechendes Engagement des Herrn Saats​sekretärs Morak geben wird.
Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Dieses Festival oder dieser Impulsge​ber sollte wirklich Wege zeigen, weg von der reinen Kunstkonsumation hin zu einer intensiven Beteiligung, zu einer Involvierung und somit einer wirklichen Identifikation der Bevölkerung mit Kunst und Kultur unserer überaus spannenden und auch sehr spannungsreichen Region am Schnittpunkt dieser dreier Kulturen. Wir haben im Kul​turausschuss auch mehrmals die Problematik im Zusammenhang mit der jetzt an​stehenden Renovierung des Künstlerhauses beraten und ich denke, dass dieses baukünstlerische Juwel entsprechend den Bauvorschriften bzw. auch den denkmal​schützerischen Vorschriften anlässlich des 100-jährigen Bestehens großzügig adap​tiert werden sollte. Es ist notwendig, diesen Jugendstilbau entsprechend herzurich​ten, weil es wirklich ein absolutes architektonisches Highlight in Klagenfurt ist, aber man darf (LH-Stv. Dr. Strutz: Das älteste Jugendstilgebäude!) – habe ich gesagt – bei der Bespielung dieses Hauses nicht darauf vergessen, dass die Bespieler dieses Hauses, und das ist der Kunstverein, und das ist da auch insbesondere der Verein „Innenhofkultur“, dass diese beiden Kulturträger entsprechend mit Mitteln aus der öffentlichen Hand versorgt werden.
Wir wissen, dass ab dem Jahr 1999 die Subventionen für den Kunstverein auf, glaube ich, ein Drittel ihrer ursprünglichen Summe reduziert wurden. Der Verein „Innenhofkultur“ ist auch nicht gerade großzügig für seine Aktivitäten beteilt worden. Und, wenn man jetzt wirklich ein neues, prächtiges Haus baut, dann sollte man auch darauf achten, dass im kommenden Jahr und in den darauf folgenden Jahren auch entsprechende Mittel für die Bespielung dieses Hauses zur Verfügung stehen wer​den. Ich denke, dass der Herr Kulturreferent in seinem Resümee der Debattenbei​träge das positiv beantworten wird. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ein weiterer Punkt, der uns sehr am Herzen liegt, ist ein entsprechendes Weiterbrin​gen der Jugendkulturszene. Auch hier gibt es entsprechende Projekte, die schon dem Herrn Kulturreferenten zur Kenntnisnahme vorgelegt wurden. Es handelt sich um dieses sogenannte „Urban culture project“ das am Messegelände errichtet wer​den sollte. Das, glaube ich, inhaltliche Konzept wurde in Kooperation mit dem Ju​gendsekretariat entwickelt und ich hoffe, dass auch hier die entsprechenden Gelder fließen werden, damit Kärnten nicht nur ein Land der Hochkultur, sondern auch ein Land der Alternativen und der Jugendkultur sein wird oder sein sollte. Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Ich möchte aufmerksam machen, wenn wir in dieser umfangreichen Art und Weise das Budget behandeln – was ich sehr be​grüße, weil ich mich freue, wenn sich die Abgeordneten umfangreich auseinander​setzen – in mich etwa genötigt sehe, um 18.00 Uhr heute zu unterbrechen und morgen – ich sage das nur – um 09.00 Uhr die Fortsetzung plane. Das möchte ich jetzt einmal vorweg sagen, nicht um euch abzuschrecken und kürzer zu reden, sondern nur aufmerksam zu machen auf die Konsequenzen, welche die bisherige Art der Abwicklung der Tagesordnung nach sich ziehen wird. (Es herrscht Unaufmerk​samkeit und Lärm im Hause.)
Als Nächster hat bitte der Herr Abgeordnete Tauschitz das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuschauer! Ich werde mich sehr bemühen, nicht so lange zu reden wie meine Vorredner, nachdem ich mich ja inhalt​lich durchaus beim Einen oder Anderen anschließen kann und ich werde versuchen, mich nicht in Lobhudeleien aufzuhalten sondern zum Kern zu kommen, dort wo es ein bisschen haariger wird.
Im Kulturbudget haben wir prinzipiell eine Erhöhung von ungefähr 4 Millionen Euro. Wenn wir die Presseförderung, die sich mit 900.000,-- zu Buche schlägt dazurech​nen, sind es in Wahrheit 5 Millionen Euro. Das sind jene 5 Millionen, die man im letz​ten Jahr schamlos überzogen hat, und die hat man jetzt ganz einfach ins nächste Budget transferiert. Dass die Traditions- und Heimatverbände wiederum um 200.000,-- Euro mehr bekommen, ist für mich insoferne unverständlich, als dass ich selbst, ich glaube, drei Kärntner Anzüge besitze und sie auch regelmäßig trage und von mehreren Vereinen auch eine Tracht besitze. Aber was ich, …(Zwischenruf von LH Dr. Haider.) In meiner Erinnerung habe ich bis jetzt noch jedes selbst bezahlt be​ziehungsweise (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Vielleicht bist ein Kulturträger, …) aufgeteilt mit dem Verein und das war noch zu Zeiten, wo es keine umfangreichen Förderungen für diese Tätigkeiten gegeben hat. Ich weiß nicht, ob sich das Land oder ihre BZÖ/SPÖ-Koalition mit der derzeitigen Finanzlage das leisten kann. Aber das sind nicht die großen Brocken.
Kommen wir zu einem Thema, das ich wesentlich interessanter finde, weil es sehr stark zeigt, was diese BZÖ/SPÖ-Koalition macht. Kommen wir zur Seebühne. Nicht nur, dass der Herr Landeshauptmann Haider sich gestern hier herstellt und sagt: „Es wird kein Geld, kein Steuergeld in die Seebühne fließen im Jahr 2006.“ (Abg. War​muth: Das hat er ja nicht gesagt!) Nicht nur, dass die Frau Klubobmann-Stellvertre​terin Cernic von der SPÖ sich hier herstellt und sagt: „Die SPÖ hat eine ganz klare Linie zur Seebühne.“ Nicht nur, dass der Kollege Holub gestern vom Herrn Landes​hauptmann mit verbalen Entgleisungen einer Belehrungsorgie unterzogen worden ist, die seinesgleichen gesucht hat und in Wahrheit unerträglich war. (Abg. Holub: Ja, das stimmt!) Dann haben Sie noch die Dreistigkeit, dieses nicht vorhandene Geld, das ja offensichtlich laut Ihren Aussagen nicht fließt, reinzuschreiben. Natürlich nicht in der Position 3 sondern unter Punkt 7. Ich weiß schon, Herr Präsident, darüber darf ich jetzt nicht sprechen, aber der Punkt heißt: „Wörtherseebühne!“ Also glaube ich sehr wohl, dass er hierher passt und ist mit 467.000,-- Euro dotiert, die natürlich nicht für den Betrieb sind sondern für die Abgänge aus dem laufenden Betrieb. Da frage ich mich, ob das jetzt nicht die Seebühne ist.
Und dann steht unter dem Punkt „Wörtherseebühne“, meine sehr geehrten Damen und Herren von der SPÖ: „Förderausgaben Ermessen 200.000,--„. Also, wenn Sie dafür drei Wochen gestritten haben mit ihrem Koalitionspartner und die Öffentlichkeit hingehalten haben und alle Zeitungen damit vollgekritzelt haben, dafür, dass dann der Punkt „Ermessensausgaben“ als Unterpunkt bei der „Wörtherseebühne“ ange​führt ist, dann muss ich ganz ehrlich sagen, dann hätten Sie das der Öffentlichkeit ersparen können.
Denn Ihre Linie in der Wörtherseebühne ist mir absolut nicht er​kennbar, wenn wir wieder 667.000,-- Euro wertvolles Steuergeld, in einem Land das schuldentechnisch nicht sehr gut da steht, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo lacht dazu.) – wie wir gestern ausführ​lich ergründet haben – dass 667.000,-- wertvolles Steuergeld für so eine Sache verschwendet werden. Noch dazu, wo die Frau Kollegin Cernic vorhin sehr richtig vorgerechnet hat, was denn diese – ich maße es mir nicht an, es zu beurteilen – aber es sind doch keine erstklassigen Produktionen die dort aufgeführt werden, sondern alle Menschen und alle Experten die berufen sind, über so etwas zu urteilen, spre​chen von drittklassigen Stangenproduktionen und, dass solche Stangenproduktionen auf einem Abend 20.000,-- Euro kosten. Und da frage ich mich, wenn wir – wie die Frau Cernic ausgeführt hat – einen Überschuss von mindestens 45.000,-- Euro pro Abend haben, für was werden dann die 667.000,-- Euro verwendet, außer für die Leasingrate, weil die ist nämlich auch nicht so hoch. Dann frage ich Sie: Sind da vielleicht versteckte Kosten drinnen, vielleicht vom Herrn Zanella oder so? Oder spielen wir in diesen Beträgen vielleicht ein wenig Wahlkampf?
Und warum ich mir anmaße, das hier vom Rednerpult aus zu behaupten, ist ganz einfach. Es ist in der heutigen Kleinen Zeitung ein sehr interessanter Artikel über die Seebühne drinnen. Weil diese Seebühne wird ja jetzt von der „K & V-Betreiberge​sellschaft“ betrieben, die aber in Wahrheit einer englischen Ltd., nämlich der „Culture & Peace Ltd.“ gehört. Diese wiederum gehört einer anderen Ltd., ich glaube, Citylink Ltd. Und diese Citylink Ltd. ist überhaupt pleite und muss deswegen von der „Citylink Directors Ltd.“ betrieben werden. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Er kennt sich dabei nicht aus, und will uns …) Sehr geehrter Kollege Gallo! Sehr geehrter Kollege Gallo! Ich habe vor einer halben Stunde mit der Zeitung, die es geschrieben hat und vor einer drei​viertel Stunde mit unserer Botschaft in England telefoniert und habe mich erkundigt über diesen Herrn Thomas Weigt, der ein geborener Deutscher ist und genau diese Firmen gründet. Wenn mir die Botschaft und die Außenhandelsstelle, beide dringend anraten, die Finger von so etwas zu lassen, weil das höchst unseriös klingt und höchst unseriös scheint, und das Land Kärnten und der Kulturreferent Dr. Martin Strutz, der jetzt gerade den Raum verlassen will, sich auf so etwas einlässt, (Ein​wände aus der F-Fraktion.) … auf so etwas einlässt, dann muss ich schon sagen, dann ist das ein Zeichen, wie unseriös mit unserem Steuergeld umgegangen wird! Denn ich frage mich, was haben englische Limitedgesellschaften im Kärntner Lan​desbudget zu suchen oder mit Kärntner Steuergeldern zu suchen? (Einwände aus der F-Fraktion. – Lärm im Hause. – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn die BZÖ in Wirtschafts- und Finanz​fragen zum Thema Kultur so vorgeht, dann ist das leider Gottes nichts Neues, wie wir nach einem Finanzreferenten Pfeifenberger wissen. Dass die SPÖ in ihrer Koalition dabei mitmacht ist für das Land Kärnten eine mittlere Katastrophe. Und ich sage Ihnen: Das Kulturbudget ist so, wie es hier vorliegt, mit diesen Details schlichtweg eine Katastrophe. Und von uns gibt’s deshalb auch fürs Kulturbudget keinerlei Zu​stimmung, denn wir können hier einfach nicht mitgehen. Etwas, der Ordnung halber, muss ich natürlich erwähnen. Es gibt gemeinsame Anträge, zum Beispiel aus dem Kulturausschuss, wie zum Beispiel das Künstlerhaus vom Kulturverein, für – jetzt nicht mehr für Kulturverein Kärnten – das wichtige Maßnahmen sind, die wir außer Streit stellen können … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du bist ja über ein Mindestmaß infor​miert, dann willst du referieren, … ) außer Streit stellen können! Herr Kollege Gallo! Herr Kollege Gallo! Wenn Sie sich innerparteilich nicht einig sind, dann tun Sie mir bitte nichts heraußen versuchen, etwas weis zu machen. Sie wissen, von was ich spreche. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: ... tun'S überlegen zuerst und dann reden Sie!) Diese Dinge sind sehr positiv zu bemerken, aber es sollte normalerweise zum Standardre​pertoire einer Regierung gehören und nicht solche Grauslichkeiten, wie sie etwa weiter hinten stehen. Ich danke vielmals! (Abg. Dipl.-Ing Gallo: Das ist Dummheit; - exponential! – Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt dem Landeskulturreferenten1. LH-Stv. Dr. Strutz das Wort.)
Tauschitz

Erster Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz (F):

Dr. Strutz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Abgeordnete! Ich wollte mich ursprünglich nach der Wortmeldung vom Kollegen Seiser zu Wort melden, weil ich glaube, dass man ein paar Dinge einfach auch rasch aufklären hätte können und beantworten können, um nicht die Debatte – wie ich glaube – unnötig zu verlängern. Weil es gehört auch zur Kultur des Hohen Hauses, dass man über Dinge, die viel​leicht schon erledigt sind, nicht wieder neue Forderungen erhebt, dass man korrekt auch mit Zahlen umgeht und, dass man hier einfach versucht, gerade unter dem Titel der „Kultur“ auch ein gewisses Maß an Gesprächskultur zu machen.
Ich schätze die Beiträge und das Engagement der sozialdemokratischen Abgeordne​ten. Ich schätze den Kollegen Holub, auch als Künstler, und ich möchte das unter​streichen, was eingefordert worden ist – auch vom Kulturreferenten –, auf die Anre​gungen einzugehen. Ich glaube, dass ich in den vergangenen Monaten und im ab​laufenden Jahr durch meine Tätigkeit im kulturellen Bereich gezeigt habe, dass ich versuche, gerade die Kultur aus dem politischen Streitfeld herauszuhalten, (Abg. Tauschitz: Das gelingt aber nicht gut!) weil ich glaube, dass in der Vergangenheit oft die Kultur … ja, bei Ihnen vielleicht nicht!
Wenn Sie auch einmal die Kulturseiten lesen würden und sich vielleicht ein bisschen damit beschäftigen, was Kulturkritiker zur Kulturpolitik auch außerhalb Kärntens und zur kulturellen Entwicklung unseres Bundeslandes sagen, dann würden Sie auch das einmal anerkennen. Aber ich nehme Ihre Kritik wirklich nicht ernst, denn wenn Sie sich als Abgeordneter zum Thema Kultur melden, dann ist das so, wie wenn ein Blinder von der Farbe spricht. (Beifall von der F-Fraktion) Ich habe Sie noch nie im Stadttheater gesehen. Ich habe Sie noch nie auf einer regionalen Kulturveranstaltung gesehen. (Abg. Lutschounig: Du sitzt immer in der 1. Reihe. Da siehst du ja niemanden!) Ich habe Sie noch nie im Dialog mit Kärntner Künstlern gesehen, und deshalb gehe ich auf Ihre Wortmeldung auch nicht ein.
Sehr wohl eingehen möchte ich auf die Anregungen der Kollegen der Sozialdemokratischen Partei und auch des Kollegen Holub und möchte einfach sagen, das was Kollege Seiser gesagt hat, hier einen Schwerpunkt auch im Bereich der Regionen im kulturellen Bereich zu setzen, ist absolut richtig. Ich glaube, die Kulturarbeit des Landes Kärnten ist geprägt von einer enormen Vielfalt und von einer enormen Qualität, die vor allem aus dem kreativen Potenzial, das wir in den Talschaften, in den einzelnen Regionen haben, wo wir auch einfach zur Kenntnis nehmen müssen, dass hier ein eigenständiges Programm entwickelt wurde, wo ein enormen kreatives Potenzial von den Künstlern in den Regionen vorhanden ist. Ich glaube – und das ist mein persönliches Engagement -, im kulturellen Bereich diese Ressourcen einfach zu verstärken und diese Dynamik, die wir in den letzten Jahren entwickelt haben, auch aufrecht zu erhalten.
Die Bilanz des Kultursommers, das habe ich hier im Hause mehrfach angesprochen, ist eine positive. Wir haben gerade im letzten Jahr eine Anzahl auch von neuen Aktivitäten in neuen Sparten der Kultur, die teilweise vernachlässigt worden sind, einfach gehabt. Der beste Beweis dafür sind für mich die Sommertheater, die stattfinden, sind die musikalischen Darbietungen, wo wir eine sehr lebende Jazzszene haben. Wir haben das gerade anlässlich einer großen Veranstaltung im Künstlerhaus zur Kenntnis nehmen müssen. Das, was beispielsweise auch in Friesach mit der grenzüberschreitenden Kooperation mit Italien im Bereich Freejazz und No-border-Festival stattfindet, das sind alles positive Entwicklungen, wo ich als Kulturreferent bemüht bin, diese Initiativen, die aus den Regionen kommen, zu verstärken. Mein Zugang ist, die Rahmenbedingungen zu verbessern, das heißt auch neue finanzielle Mittel zu erschließen, denn es ist uns bewusst – und hier sollten wir, glaube ich, realistisch sein -, Kultur kann nur mit Unterstützung der öffentlichen Hand stattfinden. Da ist an Begehrlichkeiten nach obenhin keine Grenze gesetzt. Auch ich hätte als Kulturreferent gerne mehr Geld für das Stadttheater, mehr Geld für die alternative Szene, mehr Geld auch für andere Aktivitäten. Ich hätte mich gefreut, wenn auch der Hohe Landtag, so wie ich das auch im Ausschuss gebeten habe, durchaus auch eine Gewichtung im Kulturbudget vornimmt. Wir haben trotzdem zusätzlich mehr Mittel. Das freut mich! Das ist auch in schwierigen Verhandlungen gelungen, sage ich jetzt einmal, nicht nur auf Landesebene mit dem Finanzreferenten, sondern es ist mir auch gelungen, auf Bundesebene zusätzlich Mittel für die Kultur in Kärnten ansprechen. Ich bin bemüht, auch im Bereich des Zukunftsfonds verschiedene Punkte über diese Schiene zu finanzieren, beispielsweise wenn ich die Fertigstellung des Steinhauses von Prof. Domenig, um auch die Thematik der Architektur in Kärnten zu positionieren, hier einfordern möchte. (Zwischenruf des Abg. Lutschounig) Bitte, Herr Kollege? Gut, ich glaube, dass Prof. Domenig nicht nur über unser Bundesland, sondern international einer der renommiertesten Architekten ist, dass wir eine echte Chance haben, mit der Positionierung des Themas „Architektur“ und „Design“ österreichweit hier eine Institution zu schaffen, dass wenn Sie sich mit diesem Thema einmal beschäftigt hätten, Sie auch wissen müssten, dass bereits Verträge von renommiertesten Kulturinstitutionen von Los Angeles bis Japan, die dem Thema „Architektur“ einen kulturellen Schwerpunkt widmen, vorliegen. Deshalb habe ich hier auch die Unterstützung des Zukunftsfonds beantragt. Ich bitte die Kollegen Abgeordneten, auch auf ihre Vertreter in diesem Gremium einzuwirken, dieses Projekt zu unterstützen, auch ein Zentrum für Studenten im Bezirk Feldkirchen zu schaffen. Wie gesagt, es wurden mehr finanzielle Mittel erschlossen aus verschiedenen Geldquellen, zusätzlich zum Landesbudget. Mir ist es bewusst, dass wir mit diesen Mitteln sorgfältig umgehen möchten. Ich habe und gehe diesen Schritt sehr behutsam auch eine neue Gewichtung im Kulturbudget vorgenommen. Einige wollen es sehen – andere negieren es.
Wenn heute das Thema „Mittelbühne“ angesprochen wurde, so möchte ich Sie einfach nur bitten, vor allem Kollegen Holub, weil ich weiß, dass du ja in der Sache besser informiert bist, dass du hier nicht ans Rednerpult trittst und sagst: „Wir brauchen eine Mittelbühne.“ und das auch einforderst, sondern dass du auch anerkennst, dass der Kulturreferent alles in die Wege geleitet hat, um einen Neubau einer Mittelbühne in Klagenfurt sicherzustellen. Das ist nicht von heute auf morgen zu bewerkstelligen, weil ich glaube, ich möchte hier auch ein gutes Projekt machen. Jenes, das ich präferiere, ist der Standort der Lieglgarage. Ich bin bemüht – eben auf Grund der geringen finanziellen Ressourcen – hier auch einen privaten Betreiber mit ins Boot zu nehmen. Das ist dir bekannt. Ich habe aber darüber hinaus sichergestellt, nachdem ich weiß, dass viele Kulturinitiativen, Theatergruppen, eine Spielstätte brauchen, auch eine Spielstätte brauchen, weil in Klagenfurt beispielsweise aus unverständlichen Gründen die Subventionen von einer Spielstätte abhängig gemacht werden. Aus diesem Bedürfnis heraus habe ich mit dem Artecielo in Klagenfurt einen Vertrag abgeschlossen, eine Kultureinrichtung, die technisch in einem einwandfreien Zustand ist, wo wir zwischen 200 und 250 Sitzplätze zur Verfügung stellen können, wo eine Tonanlage, wo eine Lichtanlage vorhanden ist. Dieser Vertrag ist unterschrieben worden. Sie haben aus den Zeitungen entnommen: Wir werden diese Bühne am 22. Dezember eröffnen. Ich lade Sie schon recht herzlich ein, Herr Kollege, bei dieser Eröffnung anwesend zu sein! (Abg. Lutschounig: Hoffentlich gibt es keinen Rohrbruch! – Lärm im Hause.) Bitte? (Abg. Lutschounig: Das war schon einmal!) Ja, ist ein netter Einwurf zum Thema „Kultur“. Das ist genau das Niveau der ÖVP. Wir haben hier eine Kulturdebatte und Sie machen halt blöde Witze darüber. Ich informiere über das, was die Stadt Klagenfurt, Ihr Bürgermeister von der ÖVP über Jahre nicht zustande gebracht hat, nämlich den Kulturschaffenden die notwendigen Rahmenbedingungen auch zur Verfügung zu stellen. (Beifall von der F-Fraktion)
Wir werden am 22. Dezember die Mittelbühne eröffnen. Sie steht ab Jänner – und das ist das Entscheidende – kostenlos allen Kulturschaffenden zur Verfügung! Und da spreche ich jetzt nicht nur die Theatergruppen an, wie beispielsweise auch das Klagenfurt-Ensemble, die ja dieses Problem haben, die sozusagen ab Jänner dort bespielen können, sondern ich möchte dort auch den Bereich „Tanz“ einfach allen auch Alternativen zur Verfügung zu stellen. Das war relativ einfach zu bewerkstelligen. Man braucht ein bisschen Verhandlungsgeschick, man braucht Einfühlungsvermögen, man braucht eine gewisse Sensibilität im kulturellen Bereich.
Das Thema „Künstlerhaus“: Meine Bitte ist einfach, das auch anzuerkennen und nicht herauszugehen und die Fakten zu ignorieren. Auch das Thema „Künstlerhaus“, das angesprochen wurde, liegt mir persönlich am Herzen. Hier habe ich ebenfalls mit Staatssekretär Morak verhandelt und sicherstellen können, dass die finanzielle Unterstützung jetzt nicht nur von Seiten des Landes – die ist für mich eine Selbstverständlichkeit – erfolgt. Für mich ist der Ausbau, die Sicherung des Künstlerhauses, als eine zusätzliche Spielstätte zum Museum für moderne Kunst, ein wichtiges Faktum, vor allem in Vorbereitung für die große Landesausstellung „Kunst nach 1945“, weil ich das Künstlerhaus erstens auf Grund der Positionierung auch des Kunstvereines hier mit im Boot haben möchte. Wir müssen die technischen Voraussetzungen schaffen. Dazu kann ich von Seiten des Kulturbudgets, und möchte das auch nicht für die baulichen Maßnahmen, Zuschüsse leisten. Dafür ist das Bundesdenkmalamt, dazu ist das Bundeskanzleramt aufgefordert, dies auch zu tun. Mir geht es um die inhaltliche Unterstützung. Die wird im Rahmen der 100-Jahr-Feierlichkeiten und des 100-Jahr-Jubiläums geschehen. Hier gibt es auch schon die Vereinbarungen, die Zusagen. Wir werden einen großen Kunstkatalog mit der Bilanz auch auflegen. Von mir werden nicht nur diese inhaltlichen Dinge sondern auch die große Ausstellung anlässlich dieses 100-Jahr-Jubi​läums auch finanziell in einem großen Ausmaß unterstützt. Die baulichen Maßnahmen sind für mich eine Notwendigkeit. Hier kann ich mich nur als Kulturreferent einbringen und versuchen, das sicherzustellen.
Sidestep zu Klagenfurt: Von Klagenfurt bekommt das Künstlerhaus ebenfalls keine finanzielle Unterstützung. Ich weiß nicht, Frau Kollegin Trannacher, ich habe vor einer Woche mit dem zuständigen Präsidenten und der Geschäftsführerin gesprochen, die sich darüber beklagt haben, dass für die baulichen Adaptierungen von Seiten der Stadt Klagenfurt nach wie vor die finanziellen Mittel fehlen. Wenn das nicht so ist, dann freut mich das, weil ich glaube, dass wir hier in einem guten Einklang sind.
Kollege Seiser hat darüber gesprochen, dass das Thema „Literatur“ vernachlässigt wurde oder die Frau Kollegin Cernic oder wer auch immer. Auch hier habe ich bereits im Beirat darüber gesprochen, dass ich das Jahr 06 zu einem Schwerpunkt im Bereich der Literatur machen möchte. Wir haben – und das ist mein Zugang – jedes Jahr so ein bisschen eine Schwerpunktbildung. Im Jahr 05 war es das Thema „Frauen“, wo es uns gelungen ist, glaube ich, gerade auf die Schaffenskraft, auf die Kreativität, aber auch auf die schwierigen Umstände, die Frauen im kulturellen Bereich zu bewerkstelligen haben, aufmerksam zu machen. Wir haben schwerpunktmäßig hier auch die Ankäufe getätigt. Es werden in der kommenden Woche auch die Kulturpreise des Landes Kärnten vergeben, wo wir wieder mehr als die Hälfte, und da hat es eine politische Intervention des Kulturreferenten gegeben, an Frauen vergeben. Das freut mich auch. Wie gesagt, 06 soll das Thema „Literatur“ oder der Schwerpunkt dem Thema „Literatur“ gewidmet werden. Hier gibt es eine Reihe auch von Schwerpunkten, die einfach auf Grund von Jubiläen und Geburtstagen uns diesen Anlass geben. Wir feiern den 80. Geburtstag von Ingeborg Bachmann. Wir haben den 150. Todestag von Literaten, wo ich einfach einen Schwerpunkt setzen möchte. Hier bin ich in guten Gesprächen. Ich möchte sagen, ich habe die Kritik anlässlich des Lesefestes ernst genommen. Ich werde – nachdem ich einen Bereich aufgearbeitet habe – mir im Jahr 06 das Thema „Literatur – lesen“ vornehmen, insbesondere weil ich als Bildungsreferent auch bemüht bin, meine Referate in Hinkunft zu vernetzen und auch im Bildungsbereich das Thema „Lesen und Literatur“ zu einem Schwerpunkt machen werde. Wir werden in Kärnten ein Lesekompetenzzentrum einrichten, das eine Servicestelle sein wird, auch für alle Schulen. Ich bin bemüht, dieses Lesekompetenzzentrum dahingehend einzurichten, dass hier nicht nur im Pflichtschulbereich, sondern vor allem für den höheren Schulbereich Literatur kostenlos zur Verfügung gestellt wird, dass man sich wirklich wieder einmal auch in vorbildhafter Weise mit Literatur, mit dem Thema „Lesen“ auseinandersetzt, weil ich glaube: Das ist der richtige Ansatz, um auch den Schwachstellen, die uns beispielsweise die PISA-Studie zu Tage gefördert hat, entgegenzuwirken.
Ich bedanke mich bei der Frau Kollegin Cernic für das Lob im Zusammenhang mit dem Stadttheater. Ich glaube wirklich, dass wir hier eine gute und gemeinsame Vorgangsweise haben. Mir ist bewusst, dass wir mit diesem Stadttheater ein Juwel, ein Aushängeschild in der Kulturlandschaft Kärntens haben, deshalb ist damit auch sorgsam umzugehen. Ich glaube, dass wir das in der Frage der Intendantenbestellung getan haben. Ich glaube, dass wir in der Hinsicht einfach im Plan sind. Wir werden im Jänner hier diese Vorgangsweise festsetzen, wer als Intendant oder als mögliche Intendantin – auch das ist ja möglich, und das möchte ich hier unterstreichen – zukünftig das Stadttheater führen wird. Ich möchte wirklich noch einmal unterstreichen, dass ist bemüht bin, die politische Einflussnahme und Vereinnahmung im kulturellen Bereich weiterhin auszugrenzen.
Deshalb möchte ich kurz vielleicht noch einmal auch einen kleinen Sidestep zum Thema der Presseförderung machen, wo sozusagen auch ein bisschen politische Willkür unterstellt wurde. Ich möchte nur sagen, dass wir eigentlich – nachdem ich ja schon 15 Jahre hier auch im Hohen Haus vertreten gewesen bin – im Jahre 1989 unter Landeshauptmann Jörg Haider gerade die willkürliche Vergabe von Förder​mittel, auch in diesem Bereich versucht haben, abzustellen. Wir haben erstmals nach der absoluten Mehrheit der Sozialdemokraten damals die gesetzlichen Rahmenbe​dingungen geschaffen, beispielsweise für die Parteienförderung, beispielsweise für die Klubförderung. Bis zu diesem Zeitpunkt, als noch die Sozialdemokraten die Mehr​heit gehabt haben, sind diese Unterstützungen alle nach Ermessen des jeweiligen Referenten oder Landeshauptmannes verteilt worden. Das Musikschulwerk bei​spielsweise, ist auf eine gesetzliche Basis gestellt worden. Und auch, wenn sich der Kollege Tauschitz jetzt darüber mokiert, dass die Zuwendungen für die Heimatver​bände ja, gestiegen sind, und das ablehnt (Abg. Tauschitz: Das habe ich nicht ge​sagt! Das habe ich nie gesagt! Zuhören!) und sagt: „Es laufen schon zu viele im Kärntner Anzug herum“, dann weise ich das auf das Entschiedenste zurück! (Beifall von der F-Fraktion.) Sondern es ist … Kollege Tauschitz, Sie brauchen sich keine Sorgen machen. Wir werden dieses Protokoll veröffentlichen, weil das zeigt den Stel​lenwert, den die ÖVP auch den kulturellen Einrichtungen und vor allem den heimat​engagierten Verbänden in Kärnten auch zuteil werden lassen.
Aber, wie gesagt. Wir sind es gewesen, die hier auch das Musikschulwerk oder bei​spielsweise das Kindergartenwesen, auch die gesetzlichen Ansprüche, die beispiels​weise für den zweisprachigen Bereich hier im willkürlichen Bereich vergeben worden sind, auf eine gesetzliche Basis gestellt haben. Und vom Kindergeld bis hin zur Fami​lienförderung ist das geschehen. Ich bin auch bemüht, hier im Bereich der Lebenssi​cherung einfach darauf einzuwirken, dass wir hier diese gesetzliche Basis auch sicherstellen wollen. Und bei der Presseförderung möchte ich schon sagen, dass es ja unser Antrag gewesen ist und auch unsere Forderung gewesen ist, schon in den 90er Jahren, schon in den 90er Jahren, diese gesetzliche Regelung auch sicherzustellen. Es war allerdings das Bemühen der Sozialdemokratischen Partei, nachdem sie ja im Eigentum der Kärntner Tageszeitung als Parteiorgan gewesen ist, hier immer auch einen gewissen Spielraum zu haben, um mit den Geldern sozu​sagen auch ein bisschen manövrieren zu können. Da sollten wir bei der Wahrheit sein und das sei hier deshalb angemerkt.
Ich möchte vielleicht zusammenfassen, einerseits eine gute und positive Blanz im abgelaufenen Jahr in kultureller Hinsicht, die die Anerkennung findet, auch der Kul​turkritiker, auch anderer Kulturschaffender, wenn anlässlich der Eröffnung der letzten Ausstellung im Museum für Moderne Kunst beispielsweise der Leiter der Kunsthalle Graz anmerkt: „Es ist wieder eine Freude, nach Kärnten zu kommen. Kärnten ist in kultureller Hinsicht wieder interessant geworden.“ Dann freut uns das. Wenn wir mit Lentos zusammenarbeiten, dann freut uns das. Wenn wir über die Grenzen hinaus Kooperationen tätigen, die anerkannt werden, dann freut uns das, und dann soll man die Kultur nicht krankjammern, sondern dann soll man auch anerkennen, dass wir in dieser Hinsicht eine gute Entwicklung in Kärnten nehmen.
Ich möchte mich nicht so sehr auf die positive Bilanz beziehen, sondern ich möchte einfach ein paar Ausblicke auch auf das Jahr 2006 noch einmal kurz abschließend geben. Schwerpunkt wird natürlich das "Mozartjahr" sein, wobei ich sage, dass wir sicherlich nicht mit Salzburg und anderen in Konkurrenz treten wollen. Ich möchte nur auch – wie gesagt – auf die Rahmenbedingungen eingehen. Im kommenden Jahr Ingeborg Bachmann, 80ster Geburtstag; der 150. Todestag von Schubert oder, wie gesagt, auch das Mozartjahr, das in Kärnten auch eine besondere Berück​sichtigung finden wird. Vor allem der Carinthische Sommer wird sich im Jahr 2006 ausführlich mit diesem Jubiläumsjahr beschäftigen, nicht nur auf herkömmliche Weise, sondern durchwegs – auch auf meinem Wunsch hin – mit einem sehr zeitge​nössischen Zugang. Wenn ich vielleicht darauf verweisen darf, dass wir die Begeg​nung Mozart und Jazz als eine neue Form präsentieren werden mit dem "Feuerhaus Ensemble", weil ich glaube, dass wir – wie ich es eingangs gesagt habe – gerade im Bereich des Jazz eine sehr dynamische und aufblühende Szene in Kärnten haben, und es mein ausdrücklicher Wunsch gewesen ist, hier auch im Carinthischen Som​mer einen Schwerpunkt zu setzen. Und ich glaube, die Symbiose oder die Begeg​nung von Mozart und Jazz auf diesem hohen Niveau kann durchaus sehr interessant sein.
Es wird weiterhin, auch als Bildungsreferent natürlich mein Engagement, die „Zau​berflöte für Kinder“ geben, weil wir immer beim Carinthischen Sommer auch einen Schwerpunkt darauf gelegt haben, uns mit Kindern und Jugendlichen den Zugang zur Kultur zu ermöglichen. Das Besondere an dieser Zauberflöte ist, dass sie durch​wegs auch – wie gesagt – mit Kindern besetzt sind und vom Orchester bis zu den darstellenden Künstlern, vom Musikschulwerk natürlich der Präsident eingebunden ist, hier die Kinder im Mittelpunkt stehen. Und wir, wie gesagt, hier auch einen Schwerpunkt setzen werden. Wir haben sehr renommierte Künstler für den Carin​thischen Sommer gewonnnen und ich hoffe, dass wir das "Steinhaus" – auch wenn es der ÖVP ein Dorn im Auge ist – bis dahin so sichergestellt haben, dass wir es als eine zusätzliche kulturelle Spielstätte für den Carinthischen Sommer auch anbieten können.
Der Kultursommer ist schon mehrfach diskutiert worden. Wir werden die Highlights natürlich ausbauen, die Stärken ausbauen. Das heißt, die Trigonale wird eine Erwei​terung erfahren. Sie bekommt auch eine erhöhte finanzielle Unterstützung von Seiten des Landes. Das ist das renommierte Festival in den Regionen, vor allem mit dem Schwerpunkt in St. Veit. Wir werden die Sommertheater weiterführen. Wie gesagt, ein Schwerpunkt „Literatur“ ist geplant. Das Thema Mittelbühne ist jetzt einmal vorübergehend gelöst. Im Bezug auf das Stadttheater, wie gesagt, darf ich eigentlich sagen, dass wir gemeinsam in der Koalition die Forderungen aufgenommen haben, um sich am Werden, das heißt einerseits, mit der Wertsicherung steht dem Stadt​theater ein Budget zur Verfügung, wo ich glaube, dass wirklich bis zum Auslaufen der Periode der Spielbetrieb auf einem sehr hohen Niveau gesichert ist. Der Spiel​plan wird vom Intendanten präsentiert, es wird auch nicht eingegriffen, aber die Rah​menbedingungen sind mit ihm abgestimmt und werden umgesetzt.
Was mir wichtig ist, wir werden auch – und das unterstreicht auch mein Bemühen, nicht nur die Städte, sondern auch in den Gemeinden, die kulturellen Aktivitäten zu unterstützen –, gerade im kommenden Jahr in Gmünd einen Schwerpunkt setzen. Gmünd wird sich im Rahmen der Landesausstellung hier auch verstärkt im kultu​rellen Bereich präsentieren. Ich erspare mir jetzt das Programm, das ein sehr enga​giertes und sehr modernes ist. Wenn wir beispielsweise die renommierte internatio​nale Künstlerin Valie Export oder Peter Greenaway, (Abg. Ing. Scheuch: Der Green​away ist gut!) der die Satellitenfotos oder die Satellitenarbeiten hier mitbringt, nach Kärnten gewinnen können, dann ist das einfach eine spannende Interaktion, die uns hier erwartet, und wo ich einfach glaube, dass es gelungen ist, auch in kultureller Hinsicht ein bisschen mehr Modernität, ein bisschen mehr Weltoffenheit nach Kärn​ten zu bringen und das sollte man anerkennen.
Wobei ich mich abschließend darauf verwahre, dass wir sozusagen die Moderne mit der Tradition ausspielen und jeweils hier herausgehen und sagen: „Die Einen kriegen zuviel und die Anderen kriegen zu wenig.“ Ich glaube, in Kärnten werden Tradition und Moderne nicht mehr als Gegensatz begriffen, sondern ich glaube, es ist eine wertvolle Symbiose und ein produktives Nebeneinander von Jung und Alt, von Mo​dernem, vom Weltoffenem, aber auch das Besinnen in kultureller Hinsicht auf die Tradition und auf die Werte. Und dafür stehen wir. Ich glaube, dass es ein sehr großes Engagement gibt, nicht nur von Seiten der Kulturschaffenden, sondern ich glaube, dass das Engagement auch bei den jeweiligen Kulturverantwortlichen der einzelnen Parteien ein sehr starkes ist, was von mir begrüßt ist.
Ich kann nur unterstreichen: Bei mir sind die Türen offen für alle Anregungen in kultu​reller Hinsicht, weil ich glaube, dass wir gerade dieses Thema eigentlich aus dem politischen Streit halten sollen. In diesem Sinne ist das Motto, das ich mir selbst für meine politische Tätigkeit gegeben habe, "Kärnten Kultur lebt", wie ich glaube, in der Vergangenheit erfüllt worden und wird im Jahr 2006 erfolgreich, nicht zuletzt auch aufgrund der Unterstützung des Kärntner Landtages und des Engagement der Abge​ordneten, sicher seine volle positive Weiterentwicklung erfahren. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Strutz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke dem Herrn Kulturreferenten für seinen umfangreichen Bericht, den er dem Hohen Haus zuteil werden ließ. Und ich habe den letzten Redner zur Gruppe 3, Herrn Dipl.-Ing. Abgeordneten Gallo. Er hat den Kulturreferenten vorgelassen, weil der Kulturreferent einen dringenden Termin bereits offensichtlich schon versäumt haben dürfte. – Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Zunächst erlaube ich mir, dir aus kultureller Sicht auch herzlich zum Geburtstag zu gratulieren, aus mehreren Gründen. Einmal, weil du selbst über Jahrzehnte Kultur lebst und Kultur und Kunst auch mit dem Kärntner Landtag in einer sehr breiten Weise verbunden hast. Durch die Konzerte, durch die künstlerische Ausgestaltung, aber auch durch den Austausch von Künstlern mit den Nachbarregionen. Herzlichen Dank dafür, mach´ bitte so weiter! (Beifall von der F-Fraktion.) Kärntens Kultur lebt und Kärnten lebt Kultur! Daher danke ich dem Kul​turreferenten, solange er noch da ist, (Abg. Mag. Grilc: Wieso, ist er schon wieder weg! – Heiterkeit in der ÖVP-Fraktion.) denn er hat, Gott sei Dank, auch andere Ter​mine, als sich mit einigen Niederungen hier herinnen zu beschäftigen. Und, dass das so sein wird, hat er in eindrucksvoller Weise dargestellt, und ein wesentlicher Teil da​für ist auch im Budget für 2006 enthalten.
Was wir bisher gehört haben, waren aber auch wesentliche Unterschiede im Zugang zur Kultur. Ich möchte daher die unsrige noch einmal herausstreichen. Für uns ist der Kulturbegriff ein sehr umfassender. Wir spielen die einzelnen Sparten nicht gegenei​nander aus, sondern für uns sind Volkskultur, Hochkultur, aber auch die alternative Szene gleichgestellt. Und einen zweiten Zugang haben wir auch. Wir wollen Kunst und Kultur ermöglichen und unterstützen, denn Verhinderer, das haben auch die bis​herigen Debattenbeiträge gezeigt, gibt es genug. Und auch sie reichen von der Volkskultur bis zur Seebühne. Frau Kollegin Cernic, ich habe nicht ganz verstanden, warum Sie dieses Thema und vor allem die Tonanlage ins Spiel gebracht haben. Da​her nur einen Satz dazu: Es war die Frau Landesrätin, damals noch Landesrätin, Schaunig, die die Tonanlage in der Streitkultur des Kärntner Rundfunks kritisiert hat. Und wir haben ihr gesagt, dass diese Tonanlage (Abg. Mag. Cernic: Das Beschal​lungssystem! Begreifen Sie das immer noch nicht!) – selbstverständlich, ich habe das selber gehört – und wir haben Ihr gesagt, wer diese Tonanlage geliefert hat. Das ist alles. Und im Übrigen verweise ich auf die Spielwiese des Untersuchungsaus​schusses, denn dort ist genug Gelegenheit, sich über diese Dinge zu verbreitern. (Abg. Lutschounig: Wenn die Leute nie kommen, wen willst denn befragen!)
Ich komme zu einigen anderen Reaktionen. Es war gut, dass der Herr Abgeordnete Lutschounig sich gemeldet hat, denn er war immer einer, der sich sehr stark für die Volkskultur eingesetzt hat, verbal! (Abg. Ing. Scheuch: Diese Ära ist vorbei!) Ich habe überhaupt nicht gemerkt, dass er irgendeine Reaktion der Ablehnung gezeigt hat, was der Kollege Tauschitz gesagt hat. Wir – und dabei bleiben wir – sehen in der Volkskultur, im Brauchtum, eine der Säulen der Kultur in Kärnten (Einsetzender Bei​fall von der F-Fraktion.) und zwar das kulturelle Herz Kärntens.
Das unterscheidet uns von den Grünen, die eine starke Reduzierung der Ansätze verlangen. Ich werde nicht zulassen, dass das in der Diskussion – lieber Kollege Holub, ich mag dich sonst – auf „Lederhosenniveau“ gesetzt wird. Das ist Unkultur! Übertroffen wirst du dabei nur noch vom Herrn Abgeordneten Tauschitz, der für mich so etwas wie „Unkultur“ damit hier geprägt hat. (Abg. Lutschounig: Herr Professor!)
Der Zugang zur Volkskultur für uns ist deshalb auch ein besonderer, weil das etwas ist, was aus dem Volke kommt und im Einklang mit den Menschen im Lande steht. Es ist daher für mich die Frage, ob die Österreichische Volkspartei das Wort „Volk“ nicht aus dem Namen streichen soll, wenn Sie solche Sachen hier zum Besten geben! (Abg. Ing. Scheuch: Aber wir wollen es den Leuten sagen. Wir werden ein schönes Inserat setzen, mit den Aussagen des Kollegen Tauschitz!)
Ich möchte zum Herrn Abgeordneten Holub – er ist jetzt hinter mir, versteckt sich schon (Abg. Holub, lachend: Ich stehe voll hinter dir!) – noch etwas sagen: Vielleicht hat er in Unkenntnis etwas gesagt, was die Kulturpreisträgerinnen und –preisträger des Landes betrifft, nämlich gemeint, dass das Ganze besser geworden wäre. Herr Kollege, es gibt in Kärnten seit einigen Jahren ein Kulturförderungsgesetz. Und die Ermittlung der Preisträger erfolgt seit damals – und vorher hat es keine gegeben – streng nur durch die Fachbeiräte bzw. das Kulturgremium. Es ist kein einziger Fall bisher gewesen, wo die Regierung das nicht bestätigt hätte oder einen anderen Kandidaten vorgeschlagen hätte. Wenn du weiterhin so etwas behauptest, dann strafst du eigentlich das Kulturgremium und die Fachbeiräte und diskriminierst diese. Das wollte ich nur dazu sagen.
Es ist, wenn man eine objektive Betrachtung versucht, (Abg. Lutschounig: Fahren Sie fort, Herr Dozent!) immer ein bisschen schwierig, sozusagen den eigenen Bereich, die eigenen Referenten zu loben. Daher greife ich zur Unterstützung (Abg. Lutschounig: Das glaube ich. Ich kann mir vorstellen, dass selbst du da Schwierigkeiten hast!) – na, du wirst dich wundern – ein rosa Blatt, „Standard“, von nicht sehr lange, 7./8. Dezember, unter dem Titel „Schwarzes Jahr der roten Kulturpolitik“; betrifft das Land Salzburg. „Salzburger Kulturstätten über SPÖ-Regierungsbilanz enttäuscht.“ Ich werde ein paar Sätze daraus zitieren. So viel Zeit muss sein! „Rund eineinhalb Jahre nach ihrem Wahlsieg bei den Landtagswahlen können sich Salzburgs Sozialdemokraten noch in Umfragewerten von der Frau Landeshauptmann sonnen.“ Die Unzufriedenheit mit der Regierungspolitik wird aber zunehmend deutlicher formuliert, und dann kommt es: „Am Dienstag haben nun auch die 64 im Dachverband Salzburg Kulturstätten zusammengeschlossenen freien Kultureinrichtungen zur Attacke gegen die SP-Politik geblasen. Salzburg habe ein schwarzes Jahr der roten Kulturpolitik hinter sich, so die bittere Bilanz vom Dachverbandsvorstand Karl Zehentner. Von einer Aufbruchstimmung ist wenig zu merken, ergänzt Geschäftsführer Thomas Randisek.“ Und dann weiter, was noch dazukommt: „Das Resultat der Salzburger Kulturpolitik ist auch die große Anzahl halblegaler Beschäftigungsfälle.“ Und am Ende dann noch: „Dazu kommen noch, dass das Land und die ebenfalls SP-dominierte Stadt Salzburg die Kulturstätten nicht einmal bei der Suche nach neuen Finanzierungsquellen unterstützt.“

Ich habe dieses Beispiel deshalb gebracht, weil Kulturreferent Dr. Martin Strutz hier eine erste Maßnahme nach seiner Amtseinführung gesetzt hat. Das Kulturbudget im Land Salzburg beträgt übrigens 39 Millionen Euro, also Kärnten hat auch hier die Nase vorn.
In Kärnten liest sich das, was die Kulturpolitik des Kulturreferenten betrifft, so: „Kärntens Kultur in guten Händen. Ein Wunder! Seit 30 Jahren beobachte ich die Kärntner Kulturpolitik.“ Und am Schluss dann: „Ich weiß, aus meiner Feder liest sich das etwas komisch, zumal meine kritische Einstellung zu den Freiheitlichen bekannt sein dürfte. Aber Strutz ist ein Glücksfall für die geschundene Kärntner Kultur, ein Signal für den Aufbruch aus der tiefsten Provinz in bessere Zeiten. (Beifall von der F-Fraktion) Er möge uns lange erhalten bleiben.“ (Lärm in der SPÖ-Fraktion) Das sagt, und da bin ich wieder bei den beiden … Das ist der Kärntner Monat, auf Seite 57. (Abg. Schober: War das der Pressesprecher vom BZÖ?) Nein, nein! (Heiterkeit im Hause) Ich werde sagen, wer das geschrieben hat. Das hat geschrieben die Ilse Gerhart, die vor vielen Jahren noch unter ihrem Mädchennamen Ilse Brömme für die mittlerweile verblichene „Volkszeitung“ geschrieben hat, also ein ÖVP-Organ, und jetzt eher in dieser Hälfte ihre, sagen wir politische Heimat hat. Aber ich will das nicht überbewerten, sondern eine kritische Stimme ist sie auch dem BZÖ gegenüber. Kritisch, wie sie selber sagt. Und das hat also schon Gewicht! (Abg. Lutschounig: Sie hat Gewicht, ja!)
Ich möchte zu meinen Ausführungen auch ein bisschen noch ausholen und das Kärntner Musikschulwerk nicht auslassen. Denn es tönt mittlerweile noch schöner aus den Kärntner Musikschulen, (Heiterkeit) weil noch mehr junge Menschen Musikunterricht genießen. (Abg. Lutschounig: Weil noch mehr Lehrer sich eine goldene Nase verdienen! – Lärm im Hause.) Es ist erstmals in der Geschichte des Landes Kärnten im heurigen Jahr zur Vergabe von Frauenkulturpreisen gekommen. (Abg. Mag. Trannacher: Die SPÖ-Frauen haben das schon auch gemacht!) Ja, einen Preis, ich weiß, dass sich die Frau Abgeordnete Trunk damit ein Denkmal setzen will, aber sie macht das halt leider sehr einseitig und nicht ganz frei, weil die Nominierung sicher nicht durch die unabhängigen Fachbeiräte erfolgt. Das sage ich Ihnen auch dazu. Ist aber gut: je mehr je besser! (Abg. Lutschounig: Objektiv ist nur das, was das BZÖ macht!) Nein, nein. (Heiterkeit) Es ist nur so, das grundsätzliche Problem ist ja eines, das haben einige Vorredner getan: Es sind Behauptungen aufgestellt worden, die schlichtweg falsch sind. Diese sind dann dementiert worden. Das sind Rhetorikregeln, die man im Grundkurs 1 lernt – aber es gibt immer auch die zweite Seite: die, die das nicht durchschauen. (Abg. Lutschounig: Warum hast du den Grundkurs nie besucht?)
Das Stadttheater ist angesprochen worden. Erlauben Sie mir auch, was die Vergangenheit betrifft, ein paar aufklärende Bemerkungen! Unsere Kritik war sehr pointiert und sachlich, (Abg. Mag. Trannacher: Was?!) weil es nicht geht, dass dort ein Intendant werkt, der nur für das Schönwetter verantwortlich ist – und für alles andere, das nicht so gut funktioniert, sind die Mitarbeiter, vom Kaufmännischen Direktor abwärts verantwortlich. Das war im Wesentlichen unser Zugang.
Weil der Herr Landeshauptmann jetzt hier ist, möchte ich schon auch in Erinnerung rufen, dass Sie hier ein Feindbild aufbauen und das derzeit pflegen, dass aber unbestritten ist, dass sowohl die Adaptierung, der Umbau, der Zubau des Stadttheaters Klagenfurt unter Landeshauptmann Dr. Jörg Haider eingeleitet worden ist, dass der Intendant Pflegerl unter seiner Amtsführung als Landeshauptmann geholt worden ist und dass auch das Budget des Stadttheaters in der Vergangenheit unter Landeshauptmann Kulturreferent Dr. Haider ausreichend bedient worden ist – sonst hätte es nicht jährlich auch zu Rücklagenbildungen kommen können. Das ist also mit einigen kleinen Anmerkungen so zu sagen.
Meine sehr geehrten Damen und Herren, daher haben wir auch im Ausschuss die Initiativen für eine gute Zukunft der kulturellen Szene in Kärnten gesetzt. Die Valorisierung des Stadttheaterbudets ist die eine Geschichte. Worauf wir aber auch drängen, das ist die strukturelle Festlegung auch in rechtlicher Hinsicht des Stadttheaters. Ohne dem wird es nicht gehen! Wenn wir das schaffen, wird auch das, was die Frau Abgeordnete Cernic als „Hochrisikofaktor“ bei der Intendantenwahl gemeint hat, nicht greifen. Ich weiß, was Sie gemeint haben. Es liegt an den Mitgliedern des Theaterausschusses hier vor allem auch die finanziellen Bedingungen des neuen Intendanten so zu formulieren, dass unmissverständliche Klarheit besteht. (Zwischenruf der Abg. Mag. Trannacher) Das ist, glaube ich, die Wichtigkeit. (Abg. Lutschounig: Nicht so, wie beim Direktor des Stadttheaters, der Pension bezieht und Gehalt!)
Unsere Wünsche haben wir formuliert. Ich möchte sie der Vollständigkeit halber hier noch einmal anführen. Auch das Landesmuseum Kärnten bedarf einer Modernisierung und Adaptierung, vor allem im Eingangsbereich. Die Fortsetzung der Ausstellung „Kosmopoliten, Eremiten I“ durch die „Kunst nach 1945“ hat der Kulturreferent bereits erwähnt und ebenso das Museum moderner Kunst, nämlich die „Sammlung Kärnten“.
Nicht erwähnt wurde bisher der „Kulturcluster Zollfeld“. Ich möchte doch sehr bitten, das das, was dort an Verborgenem, an Geschichte unseres Landes noch unter der Erde ruht, auch im Zuge des Ausbaus der Straße für Kärnten und für unsere Zukunft gesichert wird. Das, was jetzt in Virunum geschieht, könnte ein guter Ansatzpunkt für die weitere Vorgangsweise sein.

Was auch ein Anliegen ist, dass von vielen Menschen, vor allem im Musikbereich geäußert wird: ein Ankaufsbudget für Musikinstrumente und damit eine Unterstützung von Schülerinnen und Schülern in der Musikausbildung. Hier muss derzeit über das Budget für Volkskultur sozusagen der Ausweg gegangen werden. Das ist nicht sehr transparent und führt auch zu Irrtümern, auch in der Diskussion. 
Die Klein- und Mittelbühne für Klagenfurt hat der Kulturreferent bereits angesprochen.
Ich möchte daher meinen Schlusssatz dafür verwenden, allen Kunst- und Kulturschaffenden des Landes Kärnten für das Geleistete im heurigen Jahr zu danken und wünschen, dass sie sich auch im neuen Jahr 2006 mit den über 40 Millionen Euro, die das Kulturbudget vorsieht, gut zu Recht finden mögen, dass sie sich und den Menschen in Kärnten damit viel Freude und Kunst- und Kulturgenuss bereiten mögen! (Beifall von der F-Fraktion)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Damit ist die Generaldebatte zur Gruppe 3 beendet. Ich freue mich persönlich ganz besonders, dass es heuer zu einer sehr substanziell hochstehenden Auseinandersetzung über Kunst und Kultur in unserem Lande gekommen ist! Ich glaube, das haben die Kulturschaffenden und alle jene, die sich damit auseinandersetzen, verdient. Wir sind alle gemeinsam aufgefordert, auch Beiträge zu leisten, auch Besuche von Kulturveranstaltungen, Kunst, künstlerischer Qualität zu tätigen.

Ich möchte eines festhalten, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten – ohne jetzt irgendeine Kritik anzubringen – nicht in großem Umfang bei kulturellen Veranstaltungen einfinden. Vielleicht kann der eine oder andere aus dieser heutigen Kulturdebatte doch Lust verspüren, sich mit dem einen oder anderen mehr auseinanderzusetzen. Ich meine, das würde auch die Diskussion in diesem Hause wesentlich verbessern. Denn die Kultur- und Kunstdebatte heute war auf einem Niveau, wo wir sagen können: Das bringt auch etwas für die Zukunft. Bei allen unterschiedlichen Argumenten sollten wir in diesem Bereich verstärkt tätig werden. Ich bedanke mich bei den Damen und Herren Abgeordneten für ihre wirklich erfreulichen und hochstehenden Beiträge! Danke!
Ich möchte nun zur Gruppe 4 überleiten. Die Gruppe 4 wollen wir in drei Abschnitten tätigen: Soziales zuerst, dann Wohnbau und dann, wenn gewünscht, Familienförderung. Dies nur, damit die Damen und Herren Abgeordneten wissen, wie wir bei der Debatte hier in der Gruppe 4 vorgehen.

Ich komme zuerst zur Sozialen Wohlfahrt und Soziales. Es hat sich als Erste Frau Abgeordnete Mag. Trannacher zu Wort gemeldet.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Liebe Zuhörer! Liebe Kollegen und Kolleginnen des Hohen Hauses! Ich bin ja fast versucht, bei den Worten des Herrn Präsidenten anzuschließen, denn auch im Bereich der sozialen Wohlfahrt ist es ein ganz wesentliches Problem, dass viele sich da zu Wort melden, die sich mit der Materie nicht eingehend beschäftigt haben.
Es gibt eine alte Volksweisheit, die nennt sich: Reisen bildet! Und in Anlehnung an die Anfragebeantwortung von Landesrat Dörfler vom gestrigen Tag, bin ich beinahe versucht zu sagen: Der Landtag bildet! Aber tut er das wirklich? Ich fühle mich manchmal versucht, gewisse Aussagen, insbesondere von Seiten des BZÖ, aber auch vor allem die Presseaussendungen, die direkt aus dem Klub kommen, bestim​mte Aussagen zu Sachthemen als einfach unkommentierbar, schlichtweg zu ignorie​ren. Dennoch kann ich Ihnen hier ein paar Anmerkungen, die unmittelbar mit der Budgetierung des Sozialbereiches zu tun haben, nicht ersparen. Denn die von Cari​taspräsident Küberl jüngst konstatierte Aufmerksamkeitsverweigerung der Bundesre​gierung gegenüber dem Phänomen der Armut und sozialen Ausgrenzung trifft im noch viel größerem Ausmaß auf die Vertreter der BZÖ-Freiheitlichen hier in Kärnten zu.
Sie gehen sogar noch einen Schritt weiter. Sie ignorieren ihren eigenen Anteil, ihre Beteiligung an bundespolitischen Maßnahmen, die in den letzten fünf Jahren zu einer gravierenden Verschlechterung der sozialen Lage in unserem Land geführt haben. Sie von den BZÖ-Freiheitlichen, weigern sich konsequent, ein immer größer werden​des Stück unserer Realität überhaupt zur Kenntnis zu nehmen. Und in Ermangelung eines sozialpolitischen Konzeptes setzen Sie dann, vorwiegend vor Weihnachten, Er​satzhandlungen, wie damals im Zuge der Landtagswahl den Pflegescheck oder heuer die sogenannte „Mütterpension“, die im besten Fall der Beruhigung des eige​nen Gewissens dienen. In Realitas sind sie doch wohl eher für die Wählerstimmen​maximierung des Landeshauptmannes vorgesehen. So ist es auch folgerichtig, dass es den Pflegescheck schon lange nicht mehr gibt. Und im Übrigen haben ihn, in der Gemeinde Steindorf und im Stadtteil Waidmannsdorf in Klagenfurt, insgesamt nicht einmal mehr als 40 Menschen in Anspruch genommen. Und ganz nebenbei muss ich hier auch erwähnen, dass allein die Ausgaben für die seinerzeitigen Werbemaßnah​men, zumindest die Ausgaben die deklariert waren, eine Größenordnung erreicht haben, die es erlaubt hätten, 500 Stunden medizinische Hauskrankenpflege kosten​los anzubieten!
Ich verstehe schon – Herr Klubbomann Scheuch, schön, dass Sie gerade kommen -(Abg. Ing. Scheuch: Extra für Sie gekommen!) dass sich die Welt aus der Perspek​tive eines Hochsitzes Ihrer Eigenjagd etwas eingeschränkt darstellt. (Dies löst Heiter​keit und Beifall in der SPÖ-Fraktion aus. – Abg. Lutschounig lacht lautstark dazu.) Und ich verstehe auch, dass jemand, dessen monatliches Spesenkonto das durch​schnittliche Jahreseinkommen der Kärntnerinnen und Kärntner weit übersteigt, viel​leicht wirklich glaubt, dass es genügt, wie ein Weihnachtsmann durch die Lande zu ziehen. (Abg. Ing. Scheuch: Deswegen verstehen wir Ihre soziale Kälte nicht! Schä​men Sie sich! Schämen Sie sich!) Zukunftsweisende Sozialpolitik ist das nicht, Herr Klubobmann! (Abg. Ing. Scheuch: Wir sind keinem Menschen was neidig! Schämen Sie sich!) Denn der jüngste Sozialbericht der Bundesregierung enthält erschütternde Details.
Die Zahl der Menschen, die armutsgefährdet oder von Armut betroffen sind, steigt nämlich kontinuierlich an. (Abg. Ing. Scheuch: Sie neiden den Müttern etwas! Schä​men Sie sich!) Und die österreichische Gesellschaft für Politikberatung ortet in Ihrem Armuts- und Reichtumsbericht für Österreich erhebliche Umverteilungsprozesse, nämlich nicht so, wie es sein sollte, sondern Umverteilungsprozesse von Arm zu Reich. Umverteilungsprozesse von Arm zu Reich, die zeitlich eindeutig mit dem Wir​ken der ÖVP/BZÖ-Freiheitlichen (Abg. Ing. Scheuch: Sie sind nicht nur mir was neidig, sondern auch den Müttern!) Bundesregierung einhergehen. Während Arbeit​nehmer und Arbeitnehmerinnen einen immer kleiner werdenden Teil an der gemein​samen Wertschöpfung erhalten, steigt der Anteil der Betriebsüberschüsse und Selbstständigeneinkommen in den Jahren 1996 bis 2003 überproportional. Hier wird von Seiten der Bundespolitik Klientelpolitik betrieben, bei der immer größer wer​dende Bevölkerungsgruppen schlichtweg auf der Strecke bleiben. Die extreme Zu​nahme sogenannter atypischer Beschäftigung mit geringem Einkommen führt zu einer explosionsartigen Zunahme von Unterstützungsfällen für „Hilfen in besonderen Lebenslagen“. Diese Akuthilfe, die immer mehr von Menschen – und überwiegend sind es Frauen – in Anspruch genommen wird, die nebenbei einer Beschäftigung nachgehen, steigt gravierend. Dies belegt die vom Politik- und Sozialwissenschafter Emmerich Talosch herausgegebene Studie über atypische Beschäftigung. Die Pa​lette dieser Arbeitsmodelle umfassen Teilzeitarbeit, geringfügige Beschäftigung, be​fristete Beschäftigung, Leiharbeit, Arbeit auf Abruf, Telearbeit und sogenannte scheinselbstständige Erwerbstätigkeiten. Armut trotz Arbeit ist immer weniger eine Ausnahmeerscheinung.
Es geht hier um die wirklich tiefgreifende Aushöhlung des bis dato existierenden ge​sell​schaft​lichen Konsens der solidarischen Absicherung gesellschaftlicher Risiken. Von Armut bedroht oder betroffen sind längst nicht mehr sogenannte „Randgruppen“; von Armut betroffen oder bedroht sind längst weite Teile der sogenannten „Mittel​schicht“. Das sind Menschen, die berufstätig sind und die aufgrund ihres Erwerbsein​kommens immer weniger in der Lage sind, ihren Alltag auch zu finanzieren. Die nackten Budgetzahlen sprechen hier eine deutliche Sprache. Waren für den Bereich der "Hilfe in besonderen Lebenslagen" im Jahr 2000 noch Mittel in der Höhe von ge​rundet 600.000,-- Euro notwendig, so erhöhte sich dieser Betrag kontinuierlich jedes Jahr, erreichte bereits im heurigen Jahr einen Höchststand, 1,03 Millionen Euro, und wird sich aufgrund der Prognosen im Jahr 2006 nochmals nahezu verdoppeln.
Für Emmerich Talosch ist diese Entwicklung eine gesellschaftliche Zeitbombe, wenn nicht rechtzeitig von der Politik gegengesteuert wird. Gesetzliche Umverteilungsmaß​nahmen, die dieser Entwicklung aber entgegenwirken und damit eine materielle Ab​sicherung gewähren, sind dringend erforderlich und erste Schritte dafür wurden mit dem Entwurf zur Kärntner Lebenssicherung gesetzt. Vordringlich können diese not​wendigen Änderungen aber … (Abg. Ing. Scheuch: Betonung auf Entwurf! Betonung auf Entwurf! Entwurf habens gesagt!) Natürlich ist es ein Entwurf. (Abg. Ing. Scheuch: Da sind Sie säumig und das ist das Problem!) Wenn Sie es nicht verhindert hätten, wäre der Entwurf schon bedeutend weiter. (Mehrere Einwände aus der

F-Fraktion. – Lärm und Unruhe in der F-Fraktion. – Abg. Ing. Scheuch: Ja, weiter ja! – Abg. Trettenbrein: Verschlafen habts das!) Wenn der Herr Landeshauptmann näm​lich neuerdings eine Mütterpension in Form einer Einmalzahlung durchsetzen möchte, so möchte ich schon darauf hinweisen, dass das … so möchte ich … (Abg. Ing. Scheuch: Sie kündigen heute an, dass Sie ein halbes Jahr brauchen werden …) einfach einmal darauf hinweisen, ja – und auch das ist eine bundespolitische Mate​rie, (Abg. Ing. Scheuch: Ankündigungspolitik! Ankündigungspolitik!) eine bundespoli​tische Materie, wo bereits im Jahr 1998 die damalige Frauenministerien Barbara Prammer, ein Konzept vorgelegt hat – für die eigenständige Alterssicherung von Frauen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Lutschounig: Aber bis heute ist nichts passiert!) Gescheitert ist es – ja, deswegen ist es nicht passiert – (Abg. Lutschounig: Warum?!) an der konservativen Mehrheit im Parlament. (LH-Stv. Dr. Strutz: Genau, es werden andere schauen!)
Übrigens, Herr Landeshauptmann, wo waren Sie da? Und wo waren Sie eigentlich, als die ÖVP und das BZÖ – damals noch FPÖ – eine Pensionsreform eindeutig zu Lasten der Frauen beschlossen und in Kraft gesetzt haben? (Mehrere Zwischenrufe aus der F-Fraktion. – Abg. Zellot: Na, aber mit Deutschland vergleichen! – Lärm und Unruhe im Hause.) Und wo waren Sie, als eine Steuerreform beschlossen wurde, bei denen Frauen abermals zu Verliererinnen degradiert wurden? (Es folgen weitere Ein​wände aus der F-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) Waren Sie damals nicht Chefverhandler in der Bundesregierung? Und haben Sie sich diese Maßnahmen nicht medial an die eigenen Fahnen geheftet? Und, wo sind Sie eigentlich heute, wenn die Bundesregierung wegen mangelnder Aktivitäten im Bezug auf die aktive Armutsbekämpfung und die Unterstützung des Wiedereinstiegs für Frauen von der EU gerügt wird? Und wo sind Sie, wenn sich die Bundesregierung untätig zeigt, was aktive Arbeitsmarktpolitik anbelangt. (Abg. Ing. Scheuch: Wir sind dafür, die Mütter​pension auszahlen, im Gegensatz zu euch!)
Welche sozialpolitischen Maßnahmen sind in den letzten fünf Jahren einer ÖVP/BZÖ-Regierung in Wien umgesetzt worden? Mit Ausnahme, (Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) mit Ausnahme von Kürzungen. Das Problem ist einfach das, wenn die Argumente ausgehen, ja, Herr Klubobmann, dann neigen Männer, also insbeson​dere Männer immer dazu, irgendwie ganz wild zu gestikulieren und zu schreien. Ich denke, Sie sollten einmal zuhören, weil vielleicht … (Weitere Zwischenrufe in der

F-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) vielleicht kommen wir dann auf einen Level, wo man sich wirklich um Inhalte bemüht und nicht polemisch und mit Störak​tionen versucht, andere Menschen aus dem Konzept zu bringen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Wenn … (Abg. Ing. Scheuch: Jetzt reden Sie frei von der Leber oba!) Ja, da könnte ich Ihnen, … da kriege ich einen Ordnungsruf vom Hern Präsidenten, wenn ich das täte. (Heiterkeit und Lärm im Hause.) Aber, der Herr Präsident hört nicht zu, also hätte ich momentan eine gute Chance. Die einzigen sozialpolitischen Maßnahmen der Bundesregierung waren nämlich in Wahrheit Kürzungen, ja! Rücknahme von Leistungen, eine Schlechterstellung und Belastung jedes einzelnen und jeder einzel​nen Österreicherin (Zwischenrufe aus der F-Fraktion.) durch neue Selbstbehalte bei​spielsweise im Gesundheitsbereich. Der renommierte Sozialphilosoph Theodor W. Adorno hat bereits vor 40 Jahren, in Anbetracht der gesellschaftlichen Entwicklung gesagt: „Dieser Gesellschaft droht der Kältetod!“ Mit einer ÖVP/BZÖ-Bundesregie​rung sind wir mittlerweile auf dem guten Weg dorthin. (Abg. Ing. Scheuch: Ja, mir ist auch kälter geworden bei ein paar Vorträgen ….)
Dazu ein paar konkrete Daten. Derzeit sind 106.469 Frauen arbeitslos. Das sind um 7 Prozent mehr als im Vorjahr. Dazu kommen noch 25.630 Frauen, die in Schulun​gen sind. Das bedeutet einen Anstieg von 12,5 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Es waren also insgesamt im September 2005 131.499 Frauen auf Arbeitssuche. Die ar​beitsmarktpolitische Untätigkeit der Bundesregierung, gepaart mit frauen- und fami​lienpolitischen Fehlentscheidungen, hat für viele Frauen dazu geführt, dass sie sich in einer prekären Situation befinden. (Abg. Gunzer: Wir sind im Kärntner Landtag, nicht im Parlament in Wien!) Laut den jüngsten Untersuchungen – und die Abgeord​nete Lesjak hat´s bereits gestern erwähnt – schaffen die Frauen zunehmend den Wiedereinstieg nach der Erziehungsphase nicht mehr. Soviel zur Regelung des Kin​dergeldes. (Abg. Trettenbrein: Seid's immer dagegen gewesen!)
Immer wieder gern zitierte Zuwächse bei der Anzahl der Beschäftigten sind in Wahr​heit nur durch eine deutliche Ausweitung der Teilzeitarbeit und zu Lasten der Voll​zeiterwerbstätigkeit erreicht worden. In Österreich gibt’s eine der größten Teilzeit​quoten. Wir liegen mit knapp 23 Prozent im Jahr 2004 deutlich über dem EU-Durch​schnitt und diese Teilzeiterwerbsquote ist auch noch mal höchst ungleich zwischen den Geschlechtern verteilt. Während die Teilzeitquote bei den Männern noch unter 10 Prozent liegt, wird sie in absehbarer Zeit bei den Frauen die 50-Prozent-Marke erreichen. Also generell haben es erwerbsinteressierte Frauen immer schwerer, durch Beschäftigung ihre Existenz eigenständig zu sichern. Und auch diese Entwick​lung zeigt sich ganz stark in den Sozialhilfestatistiken der Länder. Bereits rund 15 Prozent der Sozialhilfeempfängerinnen und –empfänger sind gleichzeitig beschäftigt. Es besteht auch ein klarer Zusammenhang zwischen mangelnder externer Kinderbe​treuung und Armut. Die geringe Einbindung – und auch das hat die Kollegin Lesjak gestern bereits erwähnt, – die geringe Einbindung von Frauen, Müttern mit kleinen Kindern in den Arbeitsmarkt spiegelt sich in einer überdurchschnittlichen Armutsge​fährdung wider. Und besonders dramatisch ist die Situation für Alleinerzieherinnen. Statt gleichem Gehalt für gleichwertige Arbeit ist die Einkommensschere auch in den letzten fünf Jahren in Österreich abermals größer geworden. (Zwischenruf von Abg. Zellot.)
Der jüngste Beschäftigungsbericht der EU-Kommission hat Österreich (Lärm im Hause) eine Rüge erteilt, wegen unzureichender politischer Anstrengungen zur Verkleinerung dieser Einkommensschere. Denn die Unterschiede belaufen sich nach wie vor auf mehr als 30 %. Bei den Bezieherinnen und Beziehern von Pensionen sind es sogar über 40 %. Schließlich ist die Pensionsreform der ÖVP/BZÖ-Bundesregierung die Armutsfalle Nummer eins. Seit der Einführung des ASVG wird nunmehr erstmals, erstmals Alter wieder eindeutig zu einem Armutsrisiko. In Österreich sind 230.000 Pensionisten und Pensionistinnen auf die Ausgleichszulage angewiesen. 104.000 Frauen sind es. Der Ausgleichszulagen-Richtsatz liegt unter der Armutsschwelle.
Die Mehrheit der berufstätigen Frauen verliert durch die Pensionsreform. Die Bewertung der Kindererziehungszeiten macht die Verluste bei weitem nicht wett. Der längere Durchrechnungszeitraum schlägt sich hier voll durch. Auch die heuer in Kraft getretene Steuerreform (Abg. Zellot: So viel Blödsinn! – Abg. Trettenbrein: Das ist wie ein Krimi!) verschärft die bestehende Einkommensschere zwischen Männern und Frauen noch zusätzlich, denn man hat einfach 1,5 Millionen Frauen bei dieser Steuerreform schlicht übergangen.
Die letzte zukunftsweisende sozialpolitische Verbesserung auf Bundesebene erfolgte noch unter der SP-Kanzlerschaft im Jahr 1993, als man das Bundespflegegeldgesetz beschloss und damit zumindest einen Teil der pflege- und betreuungsbedingten Mehrkosten der Betroffenen abdeckte. Erhöht wurde dieses Pflegegeld jedoch seit dem Jahr 1996 nur ein einziges Mal, und zwar um 2 %. Wie uns die Frau Bundesministerin Haubner vor wenigen Tagen über die Medien ausrichten ließ, sieht sie auch keine Veranlassung für eine Erhöhung im nächsten Jahr.
Sozialpolitik auf Länderebene ist immer subsidiär. Sie reagiert gemeinsam mit den Gemeinden auf das Versagen der Politik auf anderen Ebenen. Die Verursacher auf nationaler Ebene haben aber Namen und Adresse. Es ist das Bundesministerium für soziale Sicherheit und Generationen, das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, das Bundesministerium für Finanzen, das Bundeskanzleramt und – um das nicht zu vergessen – das Landeshauptmannbüro des Landeshauptmannes für Kärnten. Sozialpolitik auf Länderebene ist, so gesehen, auch bis zu einem gewissen Grad fremdbestimmt. Sie muss als ein System, das die unmittelbaren Lebensbedürfnisse der Menschen im Blick hat, flexibel auf gesellschaftliche Herausforderung, sich ändernde Bedarfs- und Bedürfnislagen reagieren und ihrem Versorgungsauftrag für benachteiligte Gruppen gerecht werden.
Dennoch wird der Bereich des Sozialen immer so abgetan, als hätte er keine Bedeutung, als wäre er ausschließlich ein Kostenfaktor. Deshalb möchte ich Sie alle, wie der Herr Landtagspräsident Sie zu Kulturveranstaltungen eingeladen hat, so möchte ich Sie alle, die so leichtfertig von „sozialer Hängematte“ oder von „Sozialorganisationen“ sprechen, „denen man Geld in den Rachen werfen würde“, ich möchte Sie alle einladen, sich der Realität zu stellen und eine andere Perspektive einzunehmen! Ich rate Ihnen wirklich dringend, sich die Dinge genau anzusehen, die hinter den nackten Zahlen stehen! Verbringen Sie vielleicht auch nur einmal einen Tag mit einer mobilen Krankenschwester, begleiten Sie sie, wenn sie im Oberen Mölltal unterwegs ist und ihr Auto stehen lassen muss, um ihre Klienten nach einem halbstündigen Fußmarsch zu erreichen. Oder verbringen Sie einfach einmal eine Woche in einem Pflegeheim oder in einer Einrichtung für Menschen mit Behinderung. Helfen Sie einem Pflegehelfer, einer Pflegehelferin bei seiner/ihrer Arbeit. Reden Sie mit den Bewohnern/Bewohnerinnen. Ich lade Sie auch ein, auch nur einmal einen halben Tag bei uns im Frauenbüro zu verbringen, um zu erfahren, wie es jenen Menschen geht, von denen Sie, Herr Klubobmann Scheuch, so kaltschnäuzig behaupten: „Wer isst, soll auch arbeiten!“ (Abg. Ing. Scheuch: Das ist ein Bibelzitat! – Heiterkeit in der F-Fraktion.) Vielleicht könnten Sie dann doch Ihre sozialdarwinistische Perspektive etwas zu Recht rücken! Vielleicht hätten Sie dann aber auch etwas mehr Verständnis für sozialpolitische Notwendigkeiten und deren budgetäre Bedeckung, denn mit irgendwelchen Einmalzahlungen ist diesen Menschen nicht geholfen. (Abg. Trettenbrein: Hättet ihr die Lebenssicherung vorher gemacht, bräuchten wir das nicht mehr machen!) Das ist bestenfalls ein Tropfen auf den heißen Stein! (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Ich sage Ihnen: Lieber einmal als keinmal!) Das, was gefordert ist, sind verbriefte Rechte – und nicht Almosen. Langfristige Konzepte werden hier benötigt und nicht leicht zu durchschauende Marketinggags. (Abg. Ing. Scheuch: Langfristig heißt aber nicht lange dauern! – Lärm in der F-Fraktion. – Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Am Wort ist die Frau Abgeordnete Mag. Trannacher!)
Ich kann auch nicht umhin, Ihnen noch ein paar Budgetzahlen zu verdeutlichen, nämlich was die Bedeutung der Sozialwirtschaft als Wirtschaftsfaktor anbelangt. Das wird nämlich bei Ihnen zumeist außer Acht gelassen. Mehr als 10.000 Menschen in Kärnten sind im Bereich des Sozialen beschäftigt. Trotz geringer Entlohnung, trotz hoher Arbeitsbelastung, trotz hoher psychischer und physischer Belastung sind diese Menschen – und das hat das IHS untersucht – hoch zufrieden. Warum sind sie das? Weil das Menschen sind, die mit einem ganz besonderen Engagement sich jener annehmen, die tatsächlich Hilfe benötigen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion und KO Abg. Ing. Scheuch) Und sie produzieren in ihrer tagtäglichen Arbeit einen sozialen Mehrwert, der mit Geld überhaupt nicht aufzuwiegen ist. Unsere gesamte Volkswirtschaft würde zusammenbrechen, müssten wir die darüber hinausgehend noch getätigten ehrenamtlichen freiwilligen unbezahlten Tätigkeiten im so genannten dritten System, im Sozialbereich, mit Geld bezahlen. Auch das sei hier ganz deutlich gesagt: Rund 80 % aller Beschäftigten, im Altenpflegebereich sogar 86 %, sind Frauen.
Zur Wirtschaftskraft der Kärntner Sozialorganisationen noch ein paar Sätze. Beispiel Kärntner Hilfswerk, Betreiberin von Tagesstätten, Bildungseinrichtungen, mobilen Diensten, Tagesmüttern, Seniorennotrufen und vielem anderen mehr: 350 Beschäftigte. Mehr als 1.000 Klienten/Klientinnen werden täglich betreut.

Das Österreichische Rote Kreuz: 450 hauptamtliche Beschäftigte und mehr als 2.000 ehrenamtliche Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen! Neben den Gesundheits- und sozialen Diensten werden vom Österreichischen Roten Kreuz zwischen 180.000 und 190.000 Fahrten, zum Wohle aller Kärntner und Kärntnerinnen, getätigt. Auch hier wird es im Jahr 2006 eine budgetäre Anpassung geben müssen, weil ansonsten die flächendeckende Bereitstellung der Rettungsfahrzeuge nicht mehr gewährleistet werden kann.
Die Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärnten, über 900 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, in nahezu allen Sparten des Sozial- und Gesundheitsbereiches, mehr als 10.000 Klienten/Klientinnen werden durch die Mitarbeiterinnen versorgt. Diakonie Kärnten: 650 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; mehr als 1.100 Menschen werden täglich betreut; Behinderteneinrichtungen, Pflegeheime, Kindertagesstätten, Bildungseinrichtungen, reformpädagogische Einrichtungen, innovative Projekte zur Integration von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung: all das sind die Leistungen, die sich hinter den Zahlen im Budget verbergen.
Zusammen genommen – da gebe ich auch den Abgeordneten der Interessengemeinschaft der Grünen Recht – ist der Sozialbereich immer noch zu gering dotiert. Trotz Steigerung, auch das will ich anerkennen, gibt es im Bereich des Sozialen nach wie vor extrem hohen Handlungsbedarf. Ich lade Sie wirklich alle ein, auf sachlicher Ebene, indem man sich die Dinge vor Augen hält, um die es hier geht, auch im nächsten Jahr konstruktiv und nicht polemisch zum Wohle der Kärntner und Kärntnerinnen tätig zu werden! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Geschätzte Zuhörer auf der Tribüne! Ich darf heute das Sozialbudget durchleuchten, und ich tue das sehr gerne, weil ich sehr stolz bin auf das Sozialbudget! Wir haben einen Budgetrahmen – und das muss man sich vor Augen führen! – von 287 Millionen Euro. Das entspricht 15 % des Gesamtbudgets. Das verleiht auch der Wichtigkeit dieses Ressorts Ausdruck. Es ist auch – entgegen dem, wie das gestern hier debattiert wurde – im Sozialbereich zu einer beträchtlichen Höherdotierung gekommen, eines der wenigen Ressorts, wo es zu einer Höherdotierung gekommen ist, (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das ist das, was wir immer sagen!) nämlich um 6 %. 6 % im Sozialbudget machen immerhin 11,5 Millionen Euro aus!
Das ist nicht deshalb erfolgt, aus reiner Verschwendungssucht oder aus Eigennutz. Der Herr Grilc hat gestern gesagt, dass die SPÖ zustimmt, weil die eigenen Ressorts gut ausgestattet wurden. Da gebe ich Ihnen ja Recht – aber das Geld, das hier im Sozialbereich eingesetzt wird, ist ja kein Geld, das für Eigenwerbung oder für die Bewerbung von Seifenblasen oder Events ausgegeben wird, sondern das ist Geld, das zu 98 % gebunden ist an Pflichtausgaben. Das ist nachvollziehbar in den Erläuterungen – die sind sehr umfangreich -, wohin dieses Geld fließt. Jeder Cent dieses Budgets kommt den Kärntnerinnen und Kärntnern zugute! (Beifall von der SPÖ-Fraktion und Abg. Mag. Ebner)
Die Höherdotierung ist aus zwei Gründen notwendig: einerseits die demografische Entwicklung. Wir wissen, dass die Menschen in unserem Land immer älter werden. Das ist eine generelle Tatsache. Andererseits ändern sich die gesellschaftlichen und politischen Rahmenbedingungen.
Die Schwerpunkte des Sozialbudgets finden einerseits Ausdruck in der stationären Altenpflege und Altenbetreuung. Hier wird immerhin ein Gesamtbetrag von 100 Millionen Euro investiert. Es ist auch ein konsequenter Weg, der hier weiter fortgesetzt wird. Es wird der Bedarf noch immer weiter ausgebaut. Alleine in der Zuständigkeit der Ressortleiterin, Gabi Schaunig, wurden die Pflegebetten und Wohnplätze mittlerweile verdreifacht. Auch für heuer ist noch ein weiterer Ausbau dieses Sozialprogrammes geplant, in der Höhe von über 8 Millionen Euro. Ich betone das deshalb, weil dieses Ausbauprogramm, mit dem mittlerweile schon 62 Millionen investiert wurden, kommt 29 Pflegeheimen, 12 psychosozialen Einrichtungen und 11 Behinderteneinrichtungen zugute. Das heißt, hier wurde Geld investiv eingesetzt; hier wurden auch etliche Arbeitsplätze durch die investiven Maßnahmen geschaffen. Das möchte ich auch noch deutlich hervorheben und betonen, dass hier Arbeitsplätze geschaffen werden. Hier werden Arbeitsplätze in unserem Bundesland geschaffen, Arbeitsplätze in strukturschwachen Regionen. Es sind mittlerweile 330 Arbeitsplätze, die vor allem von Frauen eingenommen werden. Also es wird hier in diesem Bereich zu keiner Globalisierung kommen, denn man kann einen Pflegepatienten kaum auslagern nach Malaysien, sondern er wird hier vor Ort gepflegt, und das kommt auch wiederum unserer Bevölkerung zugute.
Ein weiterer Schwerpunkt, die mobile Pflege mit 15,7 Millionen Euro, eine Höherdo​tierung von 4,23 Prozent. Hier sind 12 private und gemeinnützige Anbieter tätig; ins​gesamt 900 Mitarbeiterinnen. Auch hier wieder vorwiegend Frauen, die hier in einem Vollzeitbeschäftigungsprogramm tätig sind und mit einem modernen Zeitleistungser​fassungssystem erfolgt hier die Abrechnung.
Ein weiterer Schwerpunkt: Die Eingliederung Behinderter. Auch hier erfolgte eine Höherdotierung von 4,81 Prozent. 42 Millionen werden in diesen Bereich investiert. Das Familienpaket: Mit 35,3 Millionen Euro, mit dem Kinderbetreuungswesen das 20 Millionen Euro umfasst, Kinderbetreuungseinrichtungen, familienpolitische Maßnah​men. Und ich möchte auch die Familienförderung hier herausnehmen, die ebenfalls eine Höherdotierung von 2,28 Prozent erfahren hat. Es werden hier 4.000 Kinder ge​fördert, allerdings sind es Kinder aus Familien, wo das Einkommen nicht ausreicht. Das sind Transferleistungen des Bundeslandes Kärnten an diese Familien, die zu wenig Geld haben. Und die Sozialhilfe; eine große Position im Sozialbudget. Die Ab​rechnung erfolgt im Nachhinein. Für das Jahr 2004 wurden hier 14,6 Millionen aus​gegeben. Es hat 1.200 Leistungsbezieher der Sozialhilfe gegeben, 7.230 Einzellei​stungsbezieher und 800 Ansuchen für Hilfe in besonderen Lebenslagen. Und die Hilfe in den besonderen Lebenslagen wurde vom letzten Jahr auf heuer verdoppelt. Auch das ist für mich ein Ausdruck der verfehlten Bundespolitik und, dass es notwen​dig ist, dass hier die Länder eingreifen müssen.
Und es hat mir gestern ein bisschen weh getan, was die Frau Abgeordnete Lesjak – die ich als sehr kompetente und genaue Abgeordnete einschätze – gestern gesagt hat, im Sozialbudget wurde kein Cent mehr investiert! Barbara, das stimmt nicht! Du hast dir das nicht angeschaut. (Abg. Zellot: Bravo, Herr Finanzreferent!) Ich kann dir da sämtliche Positionen auflisten, die eine Steigerung erfahren haben. Das ist eben von der Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfes, Pflegegeld, soziale Dienste, bei der Alkohol- und Drogenberatung, sonstige Maßnahmen für freie Wohlfahrt. Also, das ist eine umfangreiche Liste. Alle sind höher dotiert worden. Es ist unfair, wenn du sagst, es ist keine Höherdotierung erfolgt. (Abg. Zellot: Bravo, Herr Finanzreferent! Weiter so!) Und dieses Geld kommt allen Kärntnerinnen und Kärntnern zugute. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – LH Dr. Haider: Sowie der Gesundheitsreferent gesagt hat: Für die Finanzen bin ich zuständig, also Sie … loben tut Sie mich! – Heiterkeit und Beifall in der F-Fraktion.) Ja, ich danke der Gaby Schaunig, dass sie sich gegenüber dem Herrn Landeshauptmann durchgesetzt hat und das schon mehrmals öffentlich. (Hei​terkeit bei LH-Stv. Dr. Strutz. – 1. LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut: Sowie beim Zukunftsfonds!) Ja! Wiederum eine Durchsetzung … (LH Dr. Haider: Frau Kollegin, wenn es Ihnen guttut, dann anerkennen wir das! – Heiterkeit in der F-Fraktion.)
Okay! Aber, ich gebe dir Recht Barbara. Es sind noch immer zu wenig, die Unter​stützung erfahren. (Es erfolgen weitere Zwischenrufe von LH Dr. Haider.) Das liegt einerseits daran, dass sich viele Menschen nicht trauen, Unterstützung anzufordern, (LH Dr. Haider: Wie ist das mit der Koralmbahn!? – Der Vorsitzende das Glocken​zeichen gebend: Am Wort ist die Frau Abg. Dr. Prettner! – Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner nochmals das Wort.) Also, ich gebe, … Ich bin gleich fertig. (Es er​folgen weitere Zwiegespräche zwischen den Regierungsmitgliedern in den Bänken und den Abgeordneten der F-Fraktion und ÖVP-Fraktion. – Der Vorsitzende: Viel​leicht können die Mitglieder der Landesregierung in einem Separée draußen ihre weiteren Zukunftspläne schmieden, gemeinsam. Ich merke, dass da doch eine Be​reitschaft ist, sich zuzuhören, zumindestens. – Dies löst Heiterkeit im Hause aus. – Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner wiederum das Wort.) Ich glaube, es gibt genügend Gremien, wo Regierungsmitglie​der ausreichend miteinander kommunizieren können. Das muss nicht unbedingt im Plenum hier sein. (Es kommt wiederum zu Zwischenrufen aus der F-Fraktion. – Der Vorsitzende: Herr Klubobmann Ing. Scheuch, bitte lassen wir die Frau Abgeordnete sprechen.)
Also, ich gebe dir Recht, dass es zu wenig sind, die um soziale Transferleistungen ansuchen. Vermutlich ist die Dunkelziffer viel höher. Aber es liegt einerseits daran, dass sich die Menschen nicht trauen, um Unterstützung anzusuchen und anderer​seits, dass sie sich in diesem Förderdschungel nicht auskennen. Also, wenn ich jetzt das Beispiel einer alleinerziehenden Mutter hernehme, die hat die Möglichkeit, Sozialhilfe zu beantragen, Heizkostenzuschuss, Wohnbeihilfe, Kinderbetreuungsgeld oder Familienförderung, sie kann für einen Kanalanschluss eventuell um Unterstüt​zung ansuchen und Hilfe in besonderen Lebenslagen. Also, das sind viele verschie​dene Kanäle. Und diesem Dschungel und diesem undurchsichtigen System soll durch die Kärntner Lebenssicherung eine Abhilfe geschaffen werden. Hier wird klar und transparent und nachvollziehbar festgelegt, wer Anspruch hat, und wo man diesen Anspruch auch einfordern kann. (Abg. Mag. Lesjak: Aber keine Mindestsiche​rung! Es bleibt alles gleich!) Und, das haben auch die politischen Mitbewerber bereits zugestanden, dass das Gesetz der Kärntner Lebenssicherung das beste Sozialhilfe​gesetz in ganz Österreich ist. (Zwischenruf von LH Dr. Haider.) Und das ist ja dann wohl ein Beweis, dass es etwas Gutes ist.
So, ich werde noch ein bisschen auf die Debatte von gestern reflektieren, weil da hat der Herr Lobnig zum Beispiel gesagt, bei der Flüchtlingsfürsorge – da wollte ich Sie berichtigen – Sie haben gesagt, dass für die Flüchtlingsvorsorge vom Land Kärnten 11,5 Millionen Euro ausgegeben werden. (3. Präs. Lobnig: Nein! Ich habe gesagt, 12,3 stehen zur Verfügung, … ) Vom Land … Nein, das haben Sie eben nicht ge​sagt, deshalb wollte ich das berichtigen, (Es erfolgen weitere Einwände aus der F-Fraktion. – Lärm und Unruhe in der F-Fraktion.) weil das, (Mehrere gleichzeitige Zwischenrufe aus der F-Fraktion. – Lärm im Hause.) müssten Sie ja wissen, dass 60 Prozent vom Bund kommen und 40 Prozent vom Land gezahlt werden. (Es kommt zu dauernden Zwischenrufen aus der F-Fraktion.) Das hat ja der Herr Landeshaupt​mann so vereinbart und unterschrieben und er hält sich ja auch an die Vereinbarun​gen, letztendlich dann. (LH Dr. Haider: Frau Kollegin, wir müssen hier dazusagen, dass der Bund nicht zahlt, und daher ist es …. . – Abg. Zellot: Aber der Bund ist säumig, zahlt nicht! – LH-Stv. Mag. Dr. Schaunig-Kandut: Ja, weil Sie die 15-BVG-Vereinbarung gekündigt haben. – Abg. Mag. Dr. Kaiser: Schnell, solange es die Regierung noch gibt. – Es erfolgen weitere Zwischenrufe von LH Dr. Haider und Abg. der F-Fraktion. – Es herrscht weiter Lärm und Unruhe im Hause.)
Ja, Herr Landeshauptmann, nun auch zu Ihnen. Sie haben ja den besten Draht zur Bundesregierung. Nun, Herr Landeshauptmann, ich möchte das jetzt auch mit der Mütterpension zusammenfassen. Die Mütterpension ist ja ein Lieblingsthema von mir. (LH Dr. Haider: Ja, es war kein Nachteil und so gesehen, brauchen wir nur die Diskussion in der Regie​rung vorzubringen… – Beifall von der F-Fraktion. – Der Vorsitzende: Herr Landes​hauptmann! Herr Landeshauptmann: Am Wort ist die Frau Abgeordnete Prettner!) So, Herr Lan​deshauptmann, jetzt bin ich am Wort. (Es herrscht weiterhin Unruhe im Hause. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.)
Okay, also die Mütterpension. Die Bezeichnung „Pension“ allein ist für mich ja schon ein Hohn und es erinnert mich eben – vor zwei Jahren war das, glaube ich – die Pen​sionsreform … (LH Dr. Haider: Sind Sie jetzt dagegen, dass Mütter die Pension … Sind Sie dagegen? … ) die vom Chefverhandler Jörg Haider ausgehandelt wurde. (Weiterer Zwischenruf von LH Dr. Haider.) Dieselbe Situation wie jetzt mit der Mütter​pension. Sie haben chefverhandelt in Wien draußen, die Pensionsreform. (LH Dr. Haider: Sind Sie dagegen, dass Familien 240 Millionen mehr genehmigt kriegen! Bravo!) Haben dann letztendlich erkannt, dass die Pensionisten weniger herauskrie​gen als sie vorher herausgekriegt haben und haben es dann da ausgezahlt. (LH Dr. Haider: Sie rechnen nur falsch!) Herr Landeshauptmann! Wissen Sie, was das ist? Das ist Brandstifter … (LH Dr. Haider: Ja, okay, die rote Sozialversicherung in Wien … ) Sie sind Brandstifter in Wien gewesen; Brandstifter in Wien! (Der Vorsitzende das Glockenzeichen gebend: Frau Abgeordnete Dr. Prettner, ich möchte Sie auf​merksam machen, dass das Wort „Brandstifter“ zumindestens einen Ordnungsruf verlangen würde!) Ich wollte … Okay! Würde, ja! (Der Vorsitzende: Ich bitte Sie, sich etwas einzuhalten, ja!) Ja, jedenfalls waren Sie dann der Erste am … (Der Vor​sitzende wiederum unterbrechend: Und nicht vom Konzept abzuweichen, weil dann kommen solche Sachen raus. Wirklich wahr! – Abg. Mag. Ragger laut lachend: Wie​der vom Zettel herunterlesen!) Also, Sie haben als Erster den Brand gelöscht. (Heiter​keit in der F- und SPÖ-Fraktion.) Auch hier ist das so. Sie haben das damals so gemacht, bei der Mütterpension machen Sie das ähnlich, in der gleichen Art und Weise. (Es herrscht Lärm und Unaufmerk​samkeit im Hause.)
Ich darf Ihnen bitte einen Tipp geben. Wir werden jetzt in Kürze Weihnachten …

(LH Dr. Haider: Was tätet ihr denn reden, wenn Ihr mich nicht hättet hier! – Unruhe und Heiterkeit im Hause.  –  Der Vorsitzende: Herr Landeshauptmann, ich muss hier auch festhalten, lassen wir die Frau Abgeordnete …) In Kürze feiern wir Weih​nachten, das Fest der Familie, das Fest des Friedens. Herr Landeshauptmann, ich hoffe, Sie werden auch mit Ihrer Schwester in diesen Weihnachtsfeiertagen zusam​mentref​fen. (LH Dr. Haider: Ganz gut!) Sie ist Sozialministerin in unserem Lande Österreich. Ich bitte Sie, übergeben Sie Ihr einen Gesetzesentwurf der Kärntner Lebenssicherung und Sie soll das im Bund umsetzen. Dann haben Sie was Gutes für Kärnten und für ganz Österreich getan. (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – LH Dr. Haider: Das ist ja erst ein Entwurf. Wir haben ja noch nichts! Ihre Untätigkeit ver​hindert, dass wir den beschließen konnten. Hätten wir nicht nur einen Entwurf … - Der Vorsitzende: Herr Landeshauptmann, bitte, lassen wir die Diskussion!)
So, nun noch etwas … (Zwischenruf von LH Dr. Haider. – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) So, nun noch zum Ende kommend. (Zwischenruf von LR Ing. Rohr.) Eine Äußerung muss ich noch kommentieren. Eine Äußerung, die mir sehr sauer aufgestoßen ist. Das ist, wenn ein BZÖ-Abgeordneter Bibelzitate verwendet. (LH Dr. Haider: Das darf er schon …) Ja, das darf er schon. Weil er den Apostel Paulus mit dem Brief an die Thessaloniker, das ist eine Volksgruppe in Griechenland, wenn er dies zitiert und, wenn er sagt: „Nur wer arbeitet soll auch essen!“ Das ist So​zialpolitik, die vor 2000 Jahren betrieben wurde. (Dies löst Heiterkeit in der F-Fraktion aus.) Jetzt erklären Sie, erklären Sie das den Kindern, die nicht arbeiten dürfen, den Seniorenpensionsbeziehern, die nicht arbeiten dürfen, (Es herrscht Lärm und Unruhe im Hause.) erklären Sie das den Kranken, die nicht arbeiten können! Und erzählen Sie das den Beeinträchtigten, die auch nicht arbeiten können, dass die nicht essen dürfen! Das erklären Sie den Menschen in diesem Land. (Beifall von der SPÖ-Frak​tion.)
Moderne Arbeit bringt eine Reihe von Arbeits- und Tätigkeitsformen hervor. (Es herrscht Unaufmerksamkeit in der F-Fraktion.) Klassische Vollarbeit ist nicht mehr an der Tagesordnung, sondern es gibt ein Heer von geringfügig Beschäftigten, Men​schen werden in die Selbstständigkeit gedrängt. Wohin das führt, hat die Pleitensta​tistik gezeigt. Und, es gibt ein Heer von Arbeitslosen in unserem Land. Die Zahl ist schon so erschreckend hoch, dass sie bald die Einwohnerzahl von ganz Kärnten er​langen wird. Viele Menschen wollen arbeiten, finden aber keine Arbeit! Viele finden mit dem Einkommen kein Auskommen mehr. Und das ist kein Aushängeschild, diese Äußerung, die Sie getätigt haben. Herr Klubobmann, für eine zukunftsorientierte Par​tei, die das sogar noch in diesem Namen drinnen trägt. Also, das ist für mich völlig unerklärlich!
Zum Abschluss: Wir sind stolz auf unser Budget. Hier werden Mittel zweckmäßig, nachhaltig und transparent eingesetzt und es kommt jedem einzelnen Bürger in die​sem Lande zugute. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Dr. Prettner

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

(Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Jetzt hören wir das Gegenteil! – Heiterkeit in der F-Fraktion.) Hoher Landtag! Verehrter Herr Präsident! Auch von mir noch einmal alles Gute zum Geburtstag! (Der Vorsitzende: Danke schön!) Es macht Sinn, über dieses Thema wirklich sachlich zu sprechen und wirklich die Tatsachen ins Auge zu fassen, und nicht nur ins Auge fassen und sich der Realität stellen, sondern auch etwas dagegen tun, weil, wenn ich dann höre von der SPÖ, man muss sich dieser Realität stellen, Wir haben jetzt die soziale Situation von Arbeitslosigkeit, die Entwicklung der Armut et cetera aufgezählt gekriegt. Das wissen wir ja alles, das ist ja normalerweise mein Text, das ist das, was ich immer gebetsmühlenartig aufzähle. Aber, was ich nicht nachvollziehen kann ist, dass sich die SPÖ traut, dann so ein Budget zu machen. Und ich muss das zurückweisen, diese Korrektur, dass es da eine Erhöhung des So​zialbudgets gegeben hat. Es gab natürlich die Erhöhung des Sozialbudgets um 6 Prozent. Das sind Pflichtausgaben, sie müssen steigen.
Allerdings ist es so – und es ist auch ersichtlich in den Erläuterungen und auch in diesen ganzen Budgetunterlagen – dass diese Erhöhung ausschließlich dem Bereich der Pflege zugute kommt. Da steht drinnen: „Im Sozialbereich wurde eine gegenüber 2005 generelle Aufwertung der Ausgaben um 6 Prozentpunkte vorgenommen, wobei der Schwerpunkt der Ausgaben speziell wiederum im Bereich der Alten- und Pflege​heime bzw. den sozialen Diensten gesetzt wurde.“ Keine einziger Cent Armuts​leistung in diesem Budget, nicht ein Cent Sozialleistung, die diese Situation, diese soziale Situation irgendwie verbessern könnte! Also, da muss ich wirklich sagen, es ist für mich unerträglich, mir das anzuhören.
Wir sehen hier zum Beispiel, und das hat eine Zeitung geschrieben – die Kleine Zeitung am 7. Dezember – wie viele Sozialhilfeempfänger es gibt. Ja, 2004 haben wir 1.185, dann 2005 waren es circa 1.200 Menschen. 1.200 Personen kriegen Ar​mutsleistung im Moment und es werden noch mehr werden. Es sind aber sehr viel mehr, es sind rund 80.000 Menschen in Kärnten arm und armutsgefährdet, unter der Armutsgrenze, die bei 800,-- Euro liegt; die sind darunter. Und wir haben 20.000 Men​schen, die in verfestigter Armut leben. 20.000 Menschen in Kärnten! 90.000 – wenn man sich das ein bisschen vorstellen möchte – das ist ungefähr soviel wie Klagenfurt Einwohner hat, so viele Menschen leben unter der Armutsgrenze! Jetzt habe ich das oft genug gesagt, das ist eine Realität und die andere Realität ist das Budget. Wieso finde ich im Budget keine soziale Leistung? Nicht ein Cent für diese Entwicklung! Also, das muss mir eigentlich irgend​wer, irgendwann einmal erklären, warum das so ist. Und, das neue Gesetz – ich habe mir das genau angeschaut – die soziale Min​destsicherung trifft auch keine Vorsorge für dieses Problem. Es wird diesem Budget eine Schlüsselposition zugedacht, wie ich schon gesagt habe, aber es ist eine Schlüsselposition, die sich nicht auf die soziale Lage bezieht. Wir haben in Kärnten das Armutsproblem schon sehr lange – das wissen wir -, aber es gibt keine Erhöhung dieser Sozialleistungen, keine Vorsorge für Hilfsbedürftige. Von mir aus könnte man auch die Gelder aus dem Zukunftsfonds dafür verwenden – woher auch immer, aber es ist notwendig, das politisch zu entscheiden! Es muss jetzt die Entscheidung getroffen werden, ob wir die Armut haben wollen oder ob wir sie nicht haben wollen. Das ist etwas, das wir hier diskutieren müssen und nicht theoretisch herumreden, wie die Entwicklung ist, sondern man muss auch Zahlen und Fakten nennen. Wenn ich mir die Bedürftigen anschaue: Wenn die alle eine soziale Leistung kriegen sollten, die es bräuchten, dann müssten im Budget einige Millionen mehr drinstehen. Die sind allerdings nicht zu finden.
Der Gesetzesentwurf ist sozusagen ein abgemagerter Entwurf, weil da die Forderungen, die Prof. Pfeil vorgeschlagen hat, eigentlich nicht mehr zu finden sind und dieser Gesetzesentwurf bis zur Unkenntlichkeit abgeschrieben wurde. Das Hauptproblem – es ist schon genannt worden – ist der fehlende Zugang zur Sozialhilfe. Wir haben 70.000 bis 85.000 Menschen in Kärnten, die Sozialhilfe brauchen würden. Kriegen tun sie 1.200 Menschen, also die Sozialhilfe wird beschränkt. Im neuen Gesetzentwurf ist auch keine Möglichkeit eingebaut, dass dieser Zugang etwas leichter wird. Immer noch haben wir die Heranziehung zum Kostenersatz von Verwandten. Das heißt, dass Eltern und Kinder irgendwie angezapft werden können. Das führt zu erheblichen familiären Problemen und persönlichen Problemen und stellt einen zentralen Grund dar, warum Sozialhilfeleistungen nicht in Anspruch genommen werden: weil es zurückgezahlt werden muss.
Auch der Kostenersatz, der Regress, nach Erhalt der Sozialhilfe: Das hält die Menschen ab, Sozialhilfe zu beanspruchen, wenn sie es dann zurückzahlen müssen. Und sie haben eh nichts! Es ist auch nicht so, dass die aus der Sozialhilfe sozusagen Millionäre werden, hinterher, und das vielleicht zurückzahlen könnten. Die verbleiben dann in dieser Sozialhilfe! Das ist eine Struktur, die genau dieses Verhalten erzeugt, das Verhalten der sozialen Hängematte. Wir beschuldigen dann die Menschen und schieben die Schuld dann persönlich zu. In Wahrheit ist das etwas, das von diesem Sozialhilfegesetz verursacht wurde. Leider Gottes wird das auch in dem neuen Entwurf fortgeschrieben, also da gibt es keine Änderung dafür.
Es gibt im Entwurf auch keine wirkliche Einbeziehung von Schulden in der Einkommensberechnung. Auch das hat Prof. Pfeil am Anfang vorgeschlagen, dass jemand, der sehr viele Schulden hat, dass das berücksichtigt und eingerechnet wird.
Weitere Punkte von uns: Es gibt auch kaum eine Anrechnungsregelung vom Einkommen, das heißt wenn jemand dazuverdient, gibt es die Anrechnungsregelung nur für ein Jahr und auch sehr kompliziert, also wenn jemand dann geringfügig beschäftigt ist und für zirka 300 Euro im Monat arbeiten geht, dann verliert er nach einem Jahr die Möglichkeit, die Sozialhilfe zu beziehen. Er muss das zurückzahlen und ist dann sozusagen schon wieder vor dem Nichts.
Karitative Leistungen stützen das Landesbudget, nicht die Betroffenen. Es ist im neuen Entwurf auch drinnen, dass wenn es Leistungen von der Caritas gibt, dass dann der oder die Betroffene weniger Sozialhilfe kriegt. Das ist absurd, denn die Caritas soll nicht das Kärntner Landesbudget unterstützen, sondern die Menschen gehören unterstützt!

Es gibt eine unzureichende Orientierung an der Armutsgefährdungsschwelle. Wir wissen, die Armutsgrenze ist bei 800 Euro. Das war auch ein Vorschlag vom Prof. Pfeil, der gemeint hat, man müsse sich auch dahingehend orientieren, dass das eine echte Mindestsicherung ist, das heißt man muss den Wert dazu bestimmen oder diesen so genannten Mindeststandard, dass es auch dem gerecht wird.
Was auch sozusagen nicht in den Entwurf der sozialen Mindestsicherung aufgenommen wurde, ist der Vorschlag, dass die vielen Einzelrichtsätze heraus genommen werden und dafür ein Gesamtbetrag fixiert wird. Also wenn ich für dieses Thema Landesrätin wäre, (Abg. Zellot: Na, bitte!) ich hätte die Einzelrichtsätze schon längst abgeschafft, das Schulstartgeld, den Heizkostenzuschuss etc. Es ist absurd, das jedes Jahr neu zu berechnen! Es ist nur Verwaltung. Wir wissen, dass wir im Winter warm brauchen und dass wir etwas zum Essen brauchen etc. (3. Präs. Lobnig: Zu Essen brauchen wir jeden Tag!) Das wissen wir ja alles. Wir brauchen das nicht jedes Jahr extra berechnen. Heizkostenzuschuss, das muss drin sein, in diesem Betrag! (Abg. Warmuth: Ist eh drin!) Dann hätte ich keine … Na ja, aber der Betrag macht 450 Euro aus. Wie soll denn jemand mit so einem Betrag leben können und sich eine Heizung leisten können?! Es ist ja zynisch, bitte schön! Es ist zynisch! Auch in unserem Modell ist vorgesehen, dass die Leute arbeiten gehen sollen. Wir meinen nicht Grundeinkommen. Die Leute sollen arbeiten gehen. Das hat der Pfeil gemeint, mit dem Empowerment. (Abg. Lutschounig: Hat der Pfeil den Bogen überspannt?!) Was heißt das? Empowerment heißt, stark machen. Stark werde ich dann, wenn ich dann, wenn ich ein bisschen von meinem selbst verdienten Geld auch behalten darf und dass ich damit etwas machen kann: wenn ich Betreuung erlebe, wenn ich irgendwie Begleitung erlebe und vielleicht einmal später einmal mehr Geld verdienen darf. Wenn man das irgendwie weg lässt, dann braucht man sich nicht wundern, dass die Leute einfach durch den Rost fallen und die Ärmsten der Armen sind und das nicht in Anspruch nehmen.
Also ich hätte diese Einzelrichtsätze abgeschafft, dann hätte ich auch nicht jedes Jahr diese politischen Streitereien, und es wäre das Problem gelöst. So lange wir das aber nicht haben: Ja, selbstverständlich soll es einen Heizkostenzuschuss geben! Selbstverständlich soll es ein Schulstartgeld geben, selbstverständlich soll es eine Mütterpension, aber eine echte Mütterpension geben, nämlich jedes Jahr soll es eine Pension geben, die die Existenz sichert (Abg. Trettenbrein: Bravo!) und ein menschenwürdiges Leben sichert. Immer, eine echte, fortwährend – nicht nur eine Einmalzahlung. Das ist ja zu wenig! (Abg. Lutschounig: Hunderttausend Wünsche!) Eine richtige Mütterpension. (LH Dr. Haider: Fangen wir einmal damit an!) So lange es das nicht gibt, brauchen wir diese Extrazahlungen. Wir sind ja dafür. Das entspricht dem Modell der "Grünen Grundsicherung".
Damit ich auch noch etwas zum Kinderbetreuungsgeld sage: Ich habe gestern das Kinderbetreuungsgeld auch kritisiert. Das Kinderbetreuungsgeld beinhaltet mindestens zwei wichtige Wahrheiten: Erstens dauert es länger als der Kündigungsschutz. Das benachteiligt tendenziell Frauen, die halt auf den Kündigungsschutz angewiesen sind. Zweitens: Das Kinderbetreuungsgeld ist besser als alles andere, das wir vorher gekannt hatten. (Lärm im Hause. – LH Dr. Haider: Barbara, die Frauen können jederzeit arbeiten gehen. Es ist kein Arbeitsverbot beim Kindergeld!) Ach so? (LH Dr. Haider: Das ist ein Missverständnis!) Dann war es ein Missverständnis. Jedenfalls ist es besser als das, was wir vorher als Karenz gekannt haben. Frauen, die Studentinnen kriegen jetzt etwas usw. Es ist auch interessant, dass das BZÖ auf solche Dinge draufkommt und nicht eine SPÖ. (Lärm im Hause) Also ich finde es als einen Hohn und einen unglaublichen Zynismus (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Na, sehen Sie einmal! – Beifall von der F-Fraktion. – 3. Präs. Lobnig: Super!) Wirklich wahr! Das regt mich so auf! Das ist ein Herzensthema von mir. Und dann muss ich mir anhören, wie die Armut sich entwickelt. Das habe ja ich immer gesagt. Es ist sehr schön, wenn man diese Gebetsmühlen hört. Wo sind aber die Gelder?! Also das kann mir keiner weismachen, dass das ein so tolles Modell für Kärnten ist. Es kostet ja nichts! Und wenn es nichts kostet, dann kann ich ja nicht wollen, dass der Bezieherinnenkreis sich erweitert. Der wird klein bleiben, weil die Menschen keinen Zugang haben.
Freilich, der Bund, man kann jetzt nicht die ganzen Ausreden auf den Bund schieben, weil das Sozialhilfegesetz Landesangelegenheit ist. Das ist keine Bundesangelegenheit. Besser wäre natürlich, von uns aus gesehen, dass die Sozialhilfe wirklich vom Bund gesteuert wird, aber das ist noch ein weiter Weg dorthin. Wir beantragen das ja auch in unserem Antrag, den wir gestern eingebracht haben: ein bundeseinheitliches Sozialhilfe-Rahmengesetz, das eine gewisse Vereinheitlichung der Länder gewährleisten sollte und das dann in den 15a-Verhandlungen auszuverhandeln ist.
Wir fordern auch eine Festsetzung einer Sicherungshöhe mit individuellem Anspruch, die nicht nur eine Verwaltung des Elends schafft, sondern auch eine gesellschaftliche Partizipation ermöglicht. Was heißt „individueller Anspruch“? – Von uns aus sind die Menschen alle gleich oder gleich bedürftig. Es soll jeder und jede selber einen Anspruch haben, das heißt zum Beispiel, dass bei einem älteren Ehepaar, bei einer Frau, bei einer Nichtpensionistin (die keine Pension kriegt), dass die natürlich einen eigenen Anspruch hat und nicht vom Mann abhängig ist. Also mehr Unabhängigkeit für Menschen.
Wir haben auch eingebracht eine Anrechnungsregelung von Einkommen, die das Engagement und die soziale Beteiligung fördert. Ich habe das schon erwähnt. Das ist im § 6 in der Sozialmindestsicherung verankert. Man muss das halt vorher durchrechnen. Man muss sich wirklich die Mühe machen, das durchzurechnen: Was bedeutet es, wenn man jetzt 50 % des Mindestsatzes in Abzug bringt?“ Was kommt unterm Strich heraus? Ist es dann noch lohnenswert, arbeiten zu gehen um 300 Euro oder nicht? Inwieweit wird das Einkommen sozusagen angerechnet bzw. die Sozialhilfe angerechnet? Also das muss man halt eine zeitlang herumrechnen.
Dann fordern wir auch die Abschaffung der Vermögensverwertung. Das hat überhaupt keinen Sinn. Das zementiert die soziale Ausgrenzung nur noch mehr, wenn jemand, ein Bauer zum Beispiel, der dann keinen Bauernhof mehr hat, der ist seiner Existenzgrundlage beraubt und hat kein sinnstiftendes Leben mehr, in Wahrheit.
Abschaffung der Regressforderungen, Abschaffung des Richtsatzmodells, das habe ich schon gesagt. Wir brauchen eine einheitliche Höhe etc. Die weiteren Punkte entnehmen Sie bitte unserem Antrag.
Zur Information noch: Ich habe eine kleine Studie zum Thema „Frauen und Armut“ in Auftrag gegeben. Ich werde das am Montag präsentieren. Ich schicke Ihnen gerne, allen Klubs, die Studie zu. Es geht mir nämlich darum, zu schauen, wie es wirklich um Kärnten steht. Meine Zahlen, die ich da aufgezählt habe, die sind Schätzungen. Ich kann das nicht wirklich exakt sagen, weil wir ja keine Zahlen haben. Das ist der Grund, warum ich sehr bald, nachdem wir in den Landtag eingezogen sind, einen Sozialbericht gefordert habe, eine Sozialbedarfserhebung, so wie es zum Beispiel in Tirol gemacht wurde, damit wir in Kärnten sehen: Wie viele Bedürftige haben wir denn wirklich?! Wie viel könnte denn so ein Gesetz dann finanziell ausmachen? Ich kann ja ein Gesetz erst dann machen, wenn ich vorher weiß, wie viele Leute das eigentlich betrifft. Ich habe geschaut, im Leistungsbericht der Abteilung 13. Der ist nicht aussagekräftig, weil dort zwar drinsteht, wie viel Leistungen die Abteilung sozusagen erbracht hat, aber das sagt nichts darüber aus, wie viele Menschen das brauchen würden, die ja jetzt keine Sozialleistungen empfangen. Es ist wichtig, da wirklich von Grundlagen auszugehen und nicht irgendwie in den luftleeren Raum ein Gesetz zu machen, das in Wahrheit eine Fortschreibung der alten Sozialhilfe ist. Danke schön! (Beifall vom Abg. Holub)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Im Sinne der Zeitökonomie werde ich versuchen, mich sehr kurz zu halten. Ich möchte mich darauf beschränken, die wesentlichen Punkte noch einmal zusammenzufassen.
Wir haben in der Sozialen Wohlfahrt, inklusive der familienpolitischen Maßnahmen im Voranschlag 2006 Ausgaben in der Höhe von 271 Millionen Euro und einen Abgang von 111 Millionen Euro. Das bedeutet eine Steigerung von 6 % gegenüber 2005. Laut dem Budgetprogramm 2005 bis 2009 ist vorgesehen, dass es im Jahr 2007 und im Jahr 2008 wiederum zu Steigerungsraten um 1 % höher, also 7 % und 8 % kommt. Nur angemerkt: Beim Schuldenabbauprogramm 2000 ist man noch davon ausgegangen, dass es sinkende Raten seien werden und hat das Jahr 2004 mit 4 % budgetiert. In der Periode 2000 bis 2003 wuchsen die Sozialaufwendungen in Kärnten um mehr als 6 %, der Österreichdurchschnitt in derselben Periode (2000 bis 2003) war 2,3 %. Ich glaube jetzt nicht bzw. ich wage es zu bezweifeln, dass die Sozialleistungen in Kärnten um so viel höher und qualitativ besser sind als in Restösterreich.
Netto haben sich die Ausgaben pro Kopf im Kärntner Sozialbereich zwischen 2000 und 2003 um 9,2 % erhöht, während es in Österreich 6,6 % waren. Das bedeutet, dass wir im Sozialbereich oder im Bereich der sozialen Wohlfahrt wirklich mehr als großzügig vorgehen. Es darf halt bezweifelt werden – obwohl es anders lautende Aussagen gibt -, dass es durch das Lebenssicherungsmodell, also das neu zu beschließende, das im vorliegenden Entwurf, uns zur Ansicht stehende, diese Kosten in irgendeiner Art und Weise eingespart werden. Ganz im Gegenteil! Ich glaube, dass es da zu einer Kostenexplosion kommen wird.
Der Budgetexperte, der durchaus fraktionsübergreifend anerkannt ist, Lehner, hat sehr wohl Einsparungsbereiche im Sozialbereich geortet, aber diese Einsparungsbereiche wurden nicht berücksichtigt, die Trefferquote zu verbessern. Zum Beispiel: Ob dies wiederum durch ein verallgemeinertes System wie das Lebenssicherungsmodell erreicht werden kann, weiß ich nicht.
Selbstverständlich sind wir von der Österreichischen Volkspartei dafür, dass wir all jenen, die Hilfe brauchen, auch Hilfe angedeihen lassen und diese Hilfe auch gewährt wird. Wir wollen aber auch – und das sage ich hier ganz klar – Anreize zur Arbeit schaffen. Wir haben nichts davon, wenn unsere Bürger, wenn sie in Notsituationen sich befinden, keinen Anreiz haben, wieder in das Arbeitsleben integriert zu werden. Ich nehme als Beispiel ein sehr radikales, aber sehr effizientes bzw. effektives Modell: das Modell Dänemark. Im Modell Dänemark hat man sehr hohe Arbeitslosengelder und verliert, wenn man in die Arbeitslosigkeit kommt, kaum etwas monetär. Der Punkt ist aber: Nach einem halben Jahr muss man wieder arbeiten. Wenn man nach einem halben Jahr keine Arbeit hat, dann wird einem Arbeit zugeteilt. Und so kann es auch durchaus passieren, dass jemand, der vorher im mittleren Management gearbeitet hat, plötzlich sich auf einer Gemeinde wieder findet und damit beschäftigt ist, Brückengeländer zu sanieren. Das kann jeder tun. Glauben Sie: Es ist in Dänemark fast niemand nach sechs Monaten noch arbeitslos, denn Arbeitslosigkeit gehört in Dänemark einfach dazu. Man ist ein paar Monate arbeitslos, hat dann wieder eine Arbeit. Und so entsteht ein Kreislauf. Diese zwischenzeitlichen Krisen, in die die Menschen kommen, werden vom Staat wunderbar abgefedert.
Man muss halt auch den Mut haben, radikal zu sagen, wir können es uns nicht leisten, dass gut ausgebildete Menschen in der Arbeitslosigkeit verharren und vom Staat ausgehalten werden müssen. Das Grundsicherungsmodell der Grünen, mit den 800,-- Euro – also mit dem Medianeinkommen, das in diesem Jahr circa 800,-- Euro beträgt – kann ich mir auch nicht gut vorstellen, denn wenn ein Sozialmodell mehr Geld, also mehr arbeitsloses Einkommen bringt als das Gehalt eines Niedrigverdie​ners bei uns in Kärnten faktisch aussieht, dann glaube ich nicht, dass irgendjemand dazu angehalten wird, wieder in den Arbeitsprozess zurückzukehren.
Kurz noch zum Schulstartgeld. Wir fordern nochmals, immer wieder gebetsmühlen​artig, die Wiedereinführung und auch die nachträgliche Auszahlung für das Jahr 2005. Es wäre machbar, wenn die BZÖ/SPÖ-Koalition dies will. Es ist nicht einzu​sehen, wieso die Familien bestraft werden, dass ihre Koaltion nicht arbeitet und ihr Lebenssicherungsmodell, wo das Schulstartgeld enthalten sein soll, nicht zustande bringt, dass dafür – weil Sie nicht fähig sind, ein Gesetz zu verabschieden – die Fa​milien bestraft werden. (Zwischenruf von Abg. Trettenbrein.) Und, es nützt auch nichts, wenn die BZÖ und die SPÖ sich wechselseitig die Schuld zuschieben. Sie haben 80 Prozent der Macht in diesem Land, Sie haben 80 Prozent der Verantwor​tung in diesem Land. Und aus diesem Grund müssen Sie auch handeln und bitte, seien Sie so nett, und lassen Sie Ihre Ehestreitigkeiten auch innerhalb Ihrer Be​ziehung.
Wir freuen uns natürlich sehr, dass die Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin Gaby Schaunig sich heute in der Fragestunde grundsätzlich positiv zum Kindergeld geäu​ßert hat, was ja eine Neuigkeit an sich darstellt, weil das war ja nicht immer so der Fall. (Abg. Zellot: Bei euch ja auch nicht! Bei euch ja auch nicht!) Also, meines Wissens, obwohl, im Bewusstsein meiner kurzen politischen Zeit, die ich in diesem Haus verbringen darf, kann ich mich sehr wohl erinnern, wer das Schulstartgeld ein​geführt hat, wer es erfunden hat. Und das war, glaube ich, unser letzter Parteiob​mann Landesrat Georg Wurmitzer: (Abg. Dipl.-Ing. Gallo und Abg. Trettenbrein lachen lautstark dazu.) Es ist nicht einzusehen, dass für die sogenannte „Mütterpen​sion“ das Geld einfach zur Verfügung gestellt wird. Man nimmt sich das aus irgend​einer Position heraus, aber das Geld für das (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Was macht der Wurmitzer jetzt!) Schulstartgeld nicht verwendet wird, und die vielen Unterschriften, die die Kärntnerinnen und Kärntner uns hierher mitgegeben haben, die wir gestern in der Petition überbracht haben – auch die Unterschriften von der FPÖ, vom Kollegen Schwager – die sind genau in dieselbe Richtung zu zählen. An diesen Unterschriften können Sie nicht vorbei, meine Damen und Herren von der Koalition! Und ich fordere Sie noch einmal auf, dass Sie dieses Schulstartgeld wieder einführen. Denn, wenn Sie gegen die Bevölkerung Politik machen, dann werden Sie Ihre Rechnung präsen​tiert bekommen. Und es ist nicht eindrucksvoller, als mit diesem Beispiel zu bewei​sen, dass Sie an den Familien und an der Zukunft dieses Landes vorbeiarbeiten.
Kurz noch zu den Senioren, was ich auch nicht verstehe. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Weil du kein Senior bist, weder so noch so!) Es ist für mich nicht nachvollziehbar, wieso es im Bereich der Seniorenhilfe zu Einsparungen von 567.000,-- Euro kommt und bei der Seniorenförderung von 250.000,-- Euro. Also, an Ihrer Stelle, Herr Kollege Gallo, wäre ich an dieser Stelle etwas leiser, weil Sie könnte das ja durchaus schon be​treffen und Sie könnten sich vielleicht, genauso wie ich mich für meine Alterskollegen einsetze, auch für Ihre Alterskollegen einsetzen. Ich möchte mich an dieser Stelle aber ganz herzlich bei allen Trägerorganisationen und deren Mitarbeitern bedanken, weil die im Bereich der sozialen Dienste, bei der Jugendanwaltschaft, bei den Frauenhäusern, bei den Seniorenorganisationen, die in diesem Bereich großartige Arbeit leisten und auch mit der Politik im ständigen Kontakt stehen und auch solche Kürzungen nicht verstehen.
Ein letztes Wort noch zur Art und Weise der Erstellung des Budgets. Es ist für mich schon mehr als entlarvend, wenn ein Budget so erstellt wird, dass von Seiten der SPÖ gleich die Sorge über die Minderdotierung im Sozialbereich zum Anlass ge​nommen wird, im Rahmen eines Empfehlungsbeschlusses an die Landesregierung sicherzustellen, dass im Falle des Falles zu wenig Geld vorhanden ist, im Nachtrags​voranschlag dementsprechend Vorsorge zu treffen ist. Das ist ein weiterer Beweis dafür, dass dieses Budget ein Schwindelbudget ist. Sie rechnen (Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) nämlich schon damit, dass Sie mit den Sozialausgaben nicht auskommen und Sie brauchen offensichtlich auch einen Nachtragsvoranschlag. Es ist nicht zu akzeptieren.
Ich fordere Sie nochmals auf: Denken Sie an das Schulstartgeld. Sie können nicht an der Bevölkerung vorbeiregieren! Und in diesem Sinne sind unsere Kritikpunkte an diesem Budget oder eben für diesen Bereich ausreichend dargelegt und im Sinne der Zeitökonomie habe ich mich, glaube ich, im Gegensatz zu den Vorrednern sehr kurz gehalten. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Ragger das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Mag. Ragger (F):

Mag. Ragger

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren des Hauses! Im Punkt 5.3 in den Erläuterungen des Antrages zum Budget sind die wesentlichen Merkmale für den Bereich der sozialen Wohlfahrt aufgelistet. Mir liegt es als Sozial​sprecher, hier etwas tiefer zu gehen. Auf der einen Seite hören wir jedes Jahr von der Fortschreibung des Sozialbudgets mit 6 Punkten, nächstes Jahr 7 Punkte, ein Jahr darauf 8 Punkte. Meines Erachtens ist es einmal wichtig, auch im Hohen Haus zu diskutieren und einmal in die Tiefe zu gehen, dass wir das Rahmenprogramm und das Rahmenbudget dieses großen sozialen Bereiches in den nächsten Monaten und Jahren einmal genau untersuchen werden müssen. Denn, sowie die Frau Abgeord​nete Prettner heute gesagt hat, es sind zwar 98 Prozent Pflichtausgaben, aber in diesen 98 Prozent Pflichtausgaben muss man ja auch wissen, dass hier sehr viele Sachaufwendungen als auch der Bereich des Personals enthalten ist. Und daher, meines Erachtens und ich glaube sogar – das bin ich mir sicher – sehr viel in duale Bereiche oder in Mehrgleisigkeiten der Verwaltung verloren geht, anstatt dass wirk​lich dieses Geld den Bedürftigen zur Verfügung gestellt wird.
Ich glaube daher, dass es Zeit ist, im sozialen Bereich – vor allem hier in der Struktur als auch in der Verwaltung – Anpassungen und Korrekturen vorzunehmen und ge​meinsam, solange dieses koalitionäre Verhältnis mit der SPÖ geht, jedoch uns den Mut nehmen sollten, in diesem Bereich einmal ganz klar zu bekennen, gibt es große Strukturen, die heute absolut überlastet, teilweise überzogen, teilweise einfach zu fett geworden sind, oder ist hier wirklich kein Bedarf vorhanden, dass das wirklich so derartig gut strukturiert ist, dass man damit das Auslangen findet. Vor allem in wich​tigen Bereichen, wo wir gemeinsam mit der Landesrätin, glaube ich, ein sehr gutes Gesetz zustande gebracht haben, war das Heimgesetz. Hier sind wir wirklich d´accord gegangen und haben über weite Strecken hinweg, eine klare neue Regelung für das Land Kärnten geschaffen. Wichtig für mich ist aber auch zu berücksichtigen, dass neben diesem Heimgesetz diese psychiatrischen Außenstellen – und das ist mir wie​derum ein Anliegen – heute ja in einem Bereich tätig sind, wo sie nicht nur psychia​trische Grundversorgung und, ich sage jetzt einmal, teilweise Bereitstellung für diese psychiatrischen Dienste machen, sondern auch viele die in dieser psychiatrischen Außenstelle vorhanden sind, werden ja teilweise auch bereits in Pflege genommen.
Das heißt, sie sind in den Pflegestufen 3, 4, 5, 6 und hier besteht natürlich die Gefahr für diese psychiatrischen Außenstellen durch die Änderung des Heimgesetzes, dass sie, wenn sie mit Rahmenvereinbarungen des Landes, insbesondere der Abteilung 13 konfrontiert werden und diese Rahmenverträge hinkünftig erhalten – mir ist heute so ein Rahmenvertrag in die Hände gekommen – dass, wenn man das berücksichtigt und auch die Schlüssel für die Versorgung berücksichtigt, es hier natürlich zu erheb​lichen Mehrkosten kommen wird und teilweise diese psychiatrischen Außenstellen, die in Kombination geführt werden, nämlich einerseits, dass sie nur die Betreuung über haben, andererseits dass sie aber auch teilweise die Versorgung im Pflege- und Altenheimbereich über haben, hier mit Mehrkosten zu rechnen haben, und das für die nicht mehr tragbar ist und das natürlich eine ernste Gefahr in Kärnten ist, dass sie das langfristig nicht mehr finanzieren können.
Also, hier müssen wir sehr genau schauen. Ich kann Ihnen ein Beispiel sagen. Es geht hier um eine Außenpflegestelle, eine psychiatrische, mit 42 Betten. Sie haben sich das durchgerechnet. Wenn Sie diesen Schlüssel, der im Heimgesetz vorge​sehen ist, auch auf die psychiatrischen Außenstellen umlegen würden, würde das jährlich zu Mehrkosten von 50.000,-- Euro führen. Das kann kein Heim, keine psychiatrische Außenstelle verkraften. Ein zweites wichtiges Gesetz, was wir vorab jetzt einmal in die erste Diskussion gebracht haben, ist natürlich das neue Sozial​hilfegesetz, Kärntner Lebenssicherung. Es ist als Gesetz von der SPÖ eingebracht worden. Für mich ist es ganz klar, dass Sie mir erlauben werden, dieses Gesetz ein bisschen tiefer und eingehender zu kontrollieren, zu adaptieren und auch unsere Vorstellung in dieses Gesetz einzubringen. Nachdem die Soziallandesrätin jetzt fast über ein Jahr Zeit gehabt hat, mit Experten, mit vielen verschiedenen Profis, hier die​ses Gesetz zu erarbeiten, werden Sie von mir nicht verlangen können, dass ich dieses Gesetz in zwei Wochen derartig im kleinen Finger habe, dass ich darüber auch bis ins kleinste Detail hier eine Gutheißung oder eine Wertung abgeben kann. Es werden genauso auf unserer Ebene die Sozialexperten zu diesem Gesetz mir persönlich eine Stellungnahme zukommen lassen und dann werden wir in klaren Verhandlungen diese Adaptierungen in diesem Gesetz vornehmen und dieses Ge​setz dann gemeinsam einfließen lassen.
Es ist richtig, wie der Kollege Tauschitz sagt, teilweise ist natürlich der Ansatz von den Grünen für mich auch teilweise ein etwas zu weiter Rahmen. Man muss ja auch bedenken, dass – sowie er das vorgezeigt hat an diesem Modell „Dänemark“ – man ja Anreize für den Wiedereinstieg schaffen muss. Meines Erachtens sind diese An​reize von den Grünen, dass man sagt, man schafft diese ganzen Maßnahmen, die jetzt im Gesetz teilweise vorhanden sind, wieder ab, teilweise zu weit für mich, weil im Endeffekt hier überhaupt kein Anreiz mehr bestehen würde, dass jemand, der wirklich einer der Ärmsten der Armen ist, keine Möglichkeit hat, überhaupt eine Arbeit zu finden oder er wieder eine Einstiegshilfe hat. Da ist es sicherlich zu überlegen, dass man Modelle parallel dazu erarbeitet.
Man hat ja auch gesehen, einer der letzten vorgeschlagenen Friedensnobelpreisträ​ger war der John Revkin, der die Bereiche der sozialen Wohlfahrt des 21. Jahrhun​derts beleuchtet und ganz klare Ansätze herausgearbeitet hat. Und da sind uns witzi​gerweise die Amerikaner um einiges voraus. Auf der einen Seite steinigen wir sie und sind wir wirklich sehr, sehr kontrovers zum System, das die Amerikaner teilweise in ihren Reihen haben, und wie sie sich entwickelt haben. Auf der anderen Seite haben sie aber einen tertiären Sektor geschaffen – also nicht diesen Dienstleistungs​sektor, sondern einen tertiären Sektor geschaffen – wo es den Ärmsten der Armen wieder möglich ist, über den Bereich – ich nehme jetzt ganz einfach heraus, dass er sozusagen für die Gemeinde theoretisch tätig werden muss; man kann jetzt böswillig vielleicht sagen, sogar Schnee schaufeln gehen muss im Winter – aber ihm wird die Möglichkeit geboten, wieder einen Einstieg zu schaffen. Und dieser tertiäre Sektor macht mittlerweile fast 10 Prozent des Bruttoinlandsproduktes in Amerika aus.
Das heißt, das ist eine nicht mehr aufzuhaltende Entwicklung, die natürlich langsam, aber auch stetig in Europa Platz greifen wird müssen. (Abg. Mag. Trannacher: Das ist verfestigte Armut!) Die verfestigte Armut ist über Jahrhunderte geschaffen worden, nicht aber aufgrund von sozialen Missständen und von sozialen Entwicklungen, die über – ich sage jetzt einmal, über Jahrhunderte hinweg in den Bereichen, vor allem speziell in Europa – gepflegt worden sind. Wir brauchen nur daran erinnern, wie sich das Ganze in England entwickelt hat, wo bewusst auf Armut Wert gelegt worden ist. (Abg. Seiser: In Amerika auch!) Das darf ich zum Besten geben, Frau Kollegin! In Amerika genauso, das ist richtig! Und in diesen Bereichen sind wir ja, glaube ich, aus diesem Zeitalter dieses Schreckens heraus und wir sind in der Entwicklung auf einem besseren Weg, (Zwischenruf von Abg. Mag. Dr. Kaiser.) nehme ich einmal an.
Daher, noch einmal zusammengefasst, zur Lebenssicherung wird es sicher notwen​dig sein, sich hier eingehend und viel intensiver und tiefer mit diesem Thema zu be​schäftigen, als hier eine Lobhudelei auf eine entwickeltes Lebenssicherungsgesetz abzugeben, was der Professor Pfeil entwickelt hat, wo auf der einen Seite herausko​piert worden ist und auf der anderen Seite wieder reingesteckt worden ist. Das wird sicher nicht der Fall sein, sondern wir werden es wirklich tiefgreifend auseinander​klauben müssen. Und da bin ich absolut auch bei der Landesrätin, dass es klare Worte geben wird, in den einzelnen Bereichen tätig zu sein. Wichtig für mich und auch auffallend, was mir bis dato noch keiner richtig beantworten hat können, ist vor allem dieser Bereich des Asylwerbers bzw. dieser 15a-BVG-Vereinbarung. Da muss man die Kollegin Trannacher revidieren. Frau Kollegin, die 15a-BVG-Vereinbarung ist aufgekündigt, sie ist aber nach wie vor existent und nach wie vor in Wirksamkeit. Wenn Sie der Frau Dr. Havranek in der letzten Sitzung genau zugehört hätten, dann hat die das ganz klar formuliert, dass bis nicht eine Entscheidung getroffen ist vom Verfassungsgerichtshof, dieses Gesetz bzw. diese 15a-BVG-Vereinbarung aufrecht ist. Das heißt, Sie können sich nicht darauf stützen, dass Sie sagen, es gibt keine 15a-BVG-Vereinbarung. Auf der anderen Seite setzen wir im Budget 11,575 Millio​nen Euro fest, wo wir bereit sind und der Sozialausschuss darauf hingewiesen hat, dass sich die löbliche Abteilung 13 um 2,4 Millionen Euro verrechnet hat. Das ist nach wie vor Faktum. (Zwischenruf von Abg. Mag. Trannacher.) Und jetzt schlägst du wieder den Budgetvoranschlag bzw. das Budget 2006 auf, und dort steht's wieder drinnen mit 11,5. Ausgemacht sind 8,9, wenn man es richtig rechnen würde. Offen​sichtlich ist es hier mathematisch sehr komisch, dass die Abteilung 13 nicht rechnen kann.
Da muss man sich sogar hinterfragen: Ist das nicht vielleicht bei anderen Gesetzen auch so, dass man sich derartig verrechnet? Aber hier ist Faktum, dass man sich um 2,4 Millionen verrechnet hat! Das heißt, Sie haben 2,4 Millionen Luft für andere Projekte. Ich glaube, dass das die Soziallandesrätin sehr wohl verstehen wird, dass sie diese Umschichtung perfekt etablieren kann in andere Bereiche, wo wirklich die, die es brauchen, das dann zugeführt wird.
Noch eines: Zum Abschluss möchte ich der Frau Kollegin Trannacher mitgeben, weil sie früher von einem Hochsitz gesprochen hat: Mir ist es lieber, manchmal am Hochsitz einen Abschuss zustande zu bringen, als am Boden zu sitzen und einen Rohrkrepierer zu verkraften. (Lärm im Hause) Vielleicht ist das der letzte Ansatz? Ich empfehle, lesen Sie das Buch von Rifkin! Es ist wirklich ein guter Ansatz für die soziale Wohlfahrt im 21. Jahrhundert. Ich glaube, dass wir dieses Budget jetzt einmal im Rahmen der 6-prozentigen Weiterentwicklung natürlich beschließen werden müssen, aber es muss auch die Diskussion zumindest erlaubt sein, dass man sich einmal die Strukturen anschaut und dass man die Verwaltungsentwicklungen in diesem großen Referat, das – wie heute die Frau Kollegin Prettner gesagt hat – mittlerweile schon 15 % des Budgets ausmacht, durchleuchten darf.
Ich danke für die Aufmerksamkeit und hoffe, dass auch die Kolleginnen des Hauses hier diesem Ansatz dieses Budgets die Zustimmung erteilen! Danke! (Beifall von der F-Fraktion)
Mag. Ragger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Als Nächste hat sich – ich möchte das richtig sagen - nicht die Soziallandesrätin, an das muss man sich gewöhnen, entweder die Sozialreferentin (Lärm im Hause) oder die Frau Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Schaunig-Kandut erteilt. Ich erteile ihr das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Zweite Landeshauptmann-Stellvertreterin Mag. Dr. Schaunig-Kandut (SPÖ):

Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Herr Präsident! Hoher Landtag! Ich denke, etwas, was Frauen auszeichnet, ist, dass sie auf dieses und Ähnliches vielleicht doch nicht einen so großen Wert legen. Unser Selbstbewusstsein … (Vorsitzender: Aber Sie müssen richtig angesprochen werden! – Lärm und Heiterkeit im Hause.)
Vielleicht einige Punkte zu meinen Vorrednern, die doch korrigieren muss. Lieber Kollege Ragger, du hast die Falschen geprügelt. Zuständig für das Flüchtlingsreferat ist der Herr Dr. Haider, und ich werde ihm deine Kritik ausrichten. (Abg. Mag. Ragger: Aber die Buchhaltung ist von dir!) Zuständig für die Benennung der Budgetposten ist der Flüchtlingsreferent. Wir übernehmen das eins zu eins. Ich werde dem Herrn Landeshauptmann (Abg. Mag. Ragger: Die Buchhaltung liegt bei euch! – Lärm und Zwischenrufe im Hause. – Vorsitzender, das Glockenzeichen gebend: Ich bitte, das dann später noch zu verifizieren! Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin, bitte!) deine Kritik mitteilen. Du kannst das drehen und wenden, wie du willst: Die Budgetierung stammt von Flüchtlingsreferat des Herrn Dr. Haider. Ich werde ihm deine Kritik eins zu eins überbringen.
Das Zweite, deine Ausführungen zu Rifkin: Vielleicht hast du das Buch nicht gelesen? Ich habe es gelesen. Sieglinde Trannacher, glaube ich, auch. Wir kennen beide den Inhalt. Die Ausführungen von Rifkin waren genau umgekehrt, auch in einem ganz tollen Artikel, der veröffentlicht worden ist, der in die Richtung geht, dass Europa und seine Sozialpolitik ein Kontrapunkt zur neoliberalen Globalisierung in dieser Welt sein sollte – ein hochinteressantes Buch und ein ganz interessanter Artikel. Ich würde dich bitten, dass du vielleicht das gesamte Werk einmal liest, nicht nur aus Zweitwiedergaben zitierst. (Abg. Mag. Ragger: Ich habe es nicht nur zitiert, sondern auch gelesen!) Wenn du dich so sehr für Nobelpreisträger im Sozialbereich interessierst, darf ich dir noch Amatyra Sen, „Ökonomie für die Menschen“ ans Herz legen, der in Verbindung mit dem Buch von Rifkin hoch interessant ist und vielleicht den Blickpunkt in der Sozialpolitik etwas verschiebt.
Der Bereich der Sozialpolitik: Ich möchte mich da bei dir bedanken für das Lob, für die gute Vorarbeit zum Gesetz für die Kärntner Mindestsicherung. Es stimmt, wir haben ein Jahr lang mit Expertinnen und Experten diskutiert, die vor Ort arbeiten. Es ist ein tolles Gesetz geworden. Vielleicht ist das auch der Grund, warum man es nicht gleich beschließen möchte, sondern ein bisschen noch warten möchte. Aber, wie gesagt, das nehme ich gern zur Kenntnis. Letztendlich wird es beschlossen werden, und es wird ein Meilenstein in der Sozialpolitik in Kärnten sein. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Angesprochen wurden die Verwaltungskostenanteile bei den sozialen Vereinen. Die sind generell in einer Größenordnung von 5 bis 7 % bei uns in allen Budgetierungen auch so festgelegt. Darüber hinaus wird nichts bezahlt. Ich würde eine andere Anregung gern weitergeben, dass man vielleicht für andere Fördermaßnahmen für diverse Gesellschaften des Landes oder Wirtschaftsförderungen den gleichen strengen Maßstab bei den Verwaltungskosten anlegt wie bei den Sozialvereinen. Ich bin mir ganz sicher: Wir würden uns einiges Geld im Lande ersparen.
Die Leistungen im Sozialbereich gehen direkt an die Klientinnen und Klienten. Wie schon ausgeführt: Der Verwaltungsbereich ist geregelt und äußerst schmal. Wir haben in Kärnten in vielen Bereichen ein hervorragendes Controlling- und Erfassungssystem. Ich denke nur an die mobilen Dienste, wo gemeinschaftlich mit den Anbietern und den Mitarbeiterinnen und den Klientinnen und Klienten ein Erfassungssystem entwickelt und umgesetzt worden ist, um das uns ganz Österreich beneidet. Wir sind inzwischen das einzige Land, das punktgenau sagen kann, welche Leistungen erbracht werden, wie viel Dienstleistungsstunden es gibt, wie die Einteilung ist und wie ein Controlling möglich ist, das ganz genau die Leistungssysteme auch erfassen kann.
Lieber Kollege Ragger, vielleicht können wir es so machen, wie sonst auch immer: dass du Einzelfälle mit mir direkt abklärst und dich nicht auf Auskünfte, die nicht ganz vollständig sind, verlässt! Für den Bereich der Außenpflegestellen gibt es ein ganz eindeutiges Konzept und einen eindeutigen Aufgabenbereich. Es gibt zwei Gruppen von Außenpflegestellen: solche, die Patienten übernehmen, die in den normalen Betreuungsbereich fallen, die niedrige Pflegestufen haben und eine psychische Beeinträchtigung haben. Es gibt eine zweite Gruppe von Außenpflegestellen, die den Pflegeheimen gleichgestellt sind und die mit der Betreuung der pflegebedürftigen Personen befasst sind. Es wäre nicht denkbar, dass man in jedem Bereich der Außenpflegestellen den intensiven Personalaufwand, wie er für eine Pflege notwendig ist, auch wirklich umzusetzen.
Wenn Einzelne Klienten aufnehmen, die nicht in ihren Aufgabenbereich fallen, dann kann das kein generelles Infragestellen einer Systematik sein, sondern Einzelpunkte, die man korrigieren muss.
Zum Herrn Kollegen Tauschnig, Tauschitz, Entschuldigung, ich würde ihn bitten, dass er mit dem Sprachgebrauch – er ist leider nicht mehr anwesend – ein bisserl vorsichtiger umgeht. Im Sozialbereich von „Trefferquoten“ zu sprechen, das finde ich nicht sehr angebracht! Jung gegen Alt auszuspielen – wie immer man zu den inhaltlichen Ausführungen einzelner Abgeordneten der anderen Fraktionen stehen mag -, finde ich auch nicht sehr angebracht, und darauf zu reflektieren, man fühlt sich selbst für die jüngere Generation verantwortlich, und der Herr Gallo soll für die Älteren reden, ich denke, das ist einfach kein Umgang miteinander, der in diesem Haus gepflogen werden sollte!
Gleich etwas verwerflich finde ich es, wenn man gegen das Sozialbudget wettert, das eins zu eins den sozialen Anbietern zugute kommt und damit den Klientinnen und Klienten, und am Ende die Sozialvereine für die gute Arbeit lobt: Man sollte doch, bitte, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dort nicht für so blöd halten, dass sie auf derartige Tricks hineinfallen, dass man ihnen auf der einen Seite des Geld wegnehmen möchte und sozusagen die gute Arbeit mit Lob entlohnen möchte. Lob ist nicht die Gegenleistung für gute Arbeit. Die Gegenleistung für gute Arbeit ist gutes Geld! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Zellot: Das kann nicht stimmen! Eine gerechtfertigte Maßnahme bei guter Leistung ist heute bei Menschenführung gang und gäbe!)
Nun zu den inhaltlichen Punkten im Sozialbereich. Das Lob ist gut, aber es kann das Geld nicht ersetzen. Auch Sie möchten für Ihre Arbeit ein Entgelt haben. Sie würden sich schön bedanken, wenn wir sagen würden: „Die Abgeordneten sollen für ein Lob der Öffentlichkeit arbeiten!“ Das würden Sie auch nicht tun.
Der Bereich Soziales gliedert sich in unterschiedliche Bereiche. Ich möchte mit dem Bereich der Pflege beginnen. Der Bereich der Hauskrankenpflege, also die Betreuungsleistungen vor Ort für die Klientinnen und Klienten, die zu Hause betreut werden, hat in den letzten Jahren erfreulicherweise eine große Steigerung erfahren. Wir haben hier Stundensteigerungen, die über den Budgetsteigerungen liegen. Das zeigt, dass die Effizienzsteigerungen in den Vereinen äußerst groß sind und dort sowohl im Verwaltungsbereich als auch bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine große Einsatzbereitschaft vorhanden ist und die Leistungen sehr effizient eingesetzt werden.
Der zweite Bereich in der Pflege sind stationäre Einrichtungen. Da bin ich sehr glücklich: Unser neues Gesetz wurde ja bereits lobend erwähnt, dass wir es in Kärnten geschafft haben, uns auf eine dezentrale Versorgung zu einigen, wo kleine Pflegeheime möglichst ortsnahe dafür sorgen sollen, dass Menschen, auch wenn sie stationäre Einrichtungen brauchen, möglichst in ihrer gewohnten Umgebung bleiben, weil Sozialkontakte, Besuchskontakte zu Familienangehörigen einfach etwas Unersetzliches sind.
Das Heimgesetz und die Heimverordnung tragen dem Rechnung und haben das auch in entsprechende gesetzliche Grundlagen gegossen. Im Ausbau finden sich Tagesstätten für die ältere Generation, wenngleich dieser Bereich noch in den Kinderschuhen steckt, weil wir feststellen, dass die bestehenden Einrichtungen damit zu kämpfen haben, dass die Auslastungen äußerst unterschiedlich sind, keine längerfristige Planung möglich ist und die stundenweise Inanspruchnahme dazu führt, dass der Personalbereich dort nicht längerfristig geplant werden kann. Ich bin mir aber sicher, dass das ein Bereich ist, wo hinkünftig ein weitaus größerer Bedarf noch entstehen wird.
Diese Investitionen, die in den Regionen getätigt worden sind, wurden schon in dem Statement der Frau Abgeordneten erwähnt. Die Kollegin Trannacher hat dargestellt, das Sozialwirtschaft ein wichtiger Wirtschaftsfaktor ist und dass die Regionen massiv davon profitierten, wenn Sozialleistungen vor Ort erbracht werden, Arbeitsplätze geschaffen werden und letztendlich Regionen gestärkt werden, die über sonstige Schienen der Wirtschaftspolitik höchstwahrscheinlich zu keinen Investitionen kommen werden.
Für den Bereich der pflegenden Angehörigen haben wir in Kärnten ein umfassendes Paket geschnürt. Wir haben Bereiche geschaffen, wo über Pflegestammtische und Fortbildungsmaßnahmen - die Schulungen „Pflege für zu Hause“ laufen jetzt inzwischen flächendeckend in ganz Kärnten - psychologische und fachliche Unterstützung geleistet wird, Wir haben in Kärnten neu eingeführt, dass wir 50 % der freiwilligen Weiterversicherung für Pflegepersonen übernehmen, etwas ganz Wichtiges, vor allem für viele Frauen, die zur Pflege der älteren Generation aus dem Berufsleben aussteigen und damit, wenn sie sich nicht weiter versichern – gerade in Zeiten, wo das Pensionssystem so zu Lasten der Frauen verändert wird -, ganz wichtige Versicherungszeiten für sich selbst auch weiter erwirtschaften können.
Letztendlich haben wir ein System der Urlaubspflege geschaffen, wo über maximal ein Monat im Jahr Betreuungsleistungen in Pflegeheimen ohne Grundentgelt zur Verfügung gestellt werden, weil es für pflegende Angehörige unabdingbar ist, auch Regenerationszeiten für sich selbst zu haben. Wir wissen alle, wie schwierig diese Tätigkeit ist und wissen auch, dass wenn die öffentliche Hand all diese Pflegeleistungen übernehmen müsste, das System schlichtweg unfinanzierbar wäre.
Im Bereich der Jugendwohlfahrt und Jugendpolitik gehen wir neue Wege, indem wir keine Einrichtungen vor Ort schaffen, die die Jugendlichen betreuen. Das ist leider ein Bereich, wo wir feststellen, dass die Inanspruchnahme immer intensiver wird, wo es immer mehr Fälle gibt, die mit einer Problematik versehen sind, wie wir sie vor wenigen Jahren überhaupt noch nicht gekannt haben und wo wir in Kärnten auch im nächsten Jahr neue Einrichtungen schaffen werden müssen, die mit den Problemen, die hier auftreten, auf eine verstärkte Betreuung stößt und vor allem auch mit therapeutischen Konzepten intensiver umgehen werden müssen.
Im Bereich der Jugendarbeit versuchen wir, die Teilnahmemöglichkeiten von Jugendlichen zu verstärkten. Da bedanke ich mich bei den zehn Pilotgemeinden in Kärnten, mit denen wir ein Partizipationsprojekt auf die Füße gestellt haben. Es ist schön zu sehen, dass viele Gemeinden es wirklich sehr, sehr ernst meinen mit der Einbeziehung der Jugendlichen in Entscheidungsprozesse. Ich glaube, dass solche Perspektiven für Jugendliche auch etwas ganz, ganz Wichtiges sind, um Teilnahmemöglichkeiten positiv zu erleben, um Teilhabemöglichkeiten in der Gesellschaft auch zu realisieren und einer gewissen Frustration der Machtlosigkeit auch entgegenzuwirken.
Im Bereich der Jugendkultur sind wir gemeinsam mit dem Kulturreferenten dabei, für Klagenfurt ein sehr schönes Konzept zu realisieren. Ich hoffe, dass wir es bald aus der Taufe heben können. Im Jugendreferat starten wir in den nächsten Tagen einen Bandwettbewerb für ganz Kärnten. Das ist aus dem „News-talks“, also aus den Jugendgesprächen, die ich in ganz Kärnten gehalten habe, als ganz dringender Wunsch hervorgekommen, dass wir eine breite Palette von Jugendlichen im kulturellen Bereich haben, die ihr Können auch der Öffentlichkeit gern präsentieren würden. Ich freue mich schon sehr auf diese Initiative, weil wir in den Vorbereichen schon gesehen haben, welche Talente es hier in Kärnten gibt.
Wir haben einen weiteren Ausbau der Kinderschutzzentren vor, weil diese Zentren nur Sinn machen, wenn sie möglichst ortsnahe, zumindest in Mittelkärnten, Oberkärnten und Unterkärnten, einmal angesiedelt sind, um möglichst präventiv auch zu arbeiten und Familien Unterstützung zu geben.
Was mich schmerzt, ist, dass ein sehr toller Bereich, nämlich der „Treffpunkt Familie“, ein Mediationsverfahren in Scheidungssituationen, von Bundesseite mit den starken Förderungskürzungen bedroht ist und wir es von Landesseite kaum schaffen werden, diesen Subventionsentfall aufzufangen. Alle Verhandlungen bis dato haben nicht gefruchtet. Die Zuweisungen der Gerichte in diesem Bereich steigen. Ich werde noch einmal versuchen, den Bund dazu zu bewegen, diese sehr wichtige und aus meiner Sicht unersetzliche Stelle für die Kärntner Familien auch aufrecht zu erhalten.
Im Bereich der Behindertenhilfe gehen wir neue Wege, indem wir Beschäftigungstherapie in Form integrativer Beschäftigung in Betrieben anbieten. Ein tolles Konzept, von dem die Jugendlichen, die davon betroffen sind, ihre Familien oder auch die Betriebe profitieren. Ich kann nur animieren, dass noch mehr Betriebe sich dazu bereit erklären, beeinträchtigten Jugendlichen auf diesem Weg eine Chance zu geben!
Ganz toll entwickelt sich unser Integrationsprojekt in Brückl. Hier sind die Nachfragen so groß, dass wir jetzt schon an einen Ausbau denken müssen und ich hoffe, es wird uns im nächsten Jahr auch gelingen, hier weitere Plätze zu schaffen, weil eben die​ser neue Weg so stark in Anspruch genommen wird. Zusätzlich dazu schaffen wir Tagesstätten in allen Kärntner Bezirken. Die Initiativen dazu gehen jeweils von enga​gierten Elternvereinen aus. Und ich glaube, dass Eltern die Bedürfnisse ihrer Kinder am allerbesten kennen, deshalb machen wir das jeweils in Kooperation mit diesen Elternvereinen, um vor Ort die Betreuungsleistungen zu erbringen.
Heute schon heiß diskutiert und ich glaube, auch deshalb, weil die Qualität eine sehr gute ist und der politische Erfolg sicher ein großer sein wird, das Projekt der Kärntner Lebenssicherung. (Abg. Mag. Ragger: Sie kennen das Gesetz nicht, nicht ich!) Ich habe schon gesagt, zeitlich hinausschieben wird vielleicht gelingen, wenn man das politisch so möchte. Verhindern wird nicht gelingen, denn das Gesetz ist ein öster​reichweit bahnbrechendes. Und zur Kritik der Grünen, dass wir nur die Sozialhilfe re​geln, dann ist es einfach so, dass wir nichts Anderes regeln können. Wir können die Fragen eines zu geringen Notstandes, einer zu geringen Arbeitslose, einer zu gerin​gen Dotierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik, so gerne ich das würde, leider nicht von Kärnten aus regeln, sondern das sind Bundesthemen. Wir können nur unseren Aufgabenbereich regeln und das tun wir sehr gut und sehr gewissenhaft. Das Gesetz wird unterschiedliche Ansprüche zusammenführen und gesetzlich festgelegte An​sprüche auch dort normieren. Es wird ein Case-Management vorgesehen, es wird Sachleistungen geben und Initiativen, die den Wiedereinstieg erleichtern.
Es wird vor allem zu einer Entstigmatisierung kommen, weil nicht mehr – sowie bis​her – die traditionelle Sozialhilfe das Angebot ist, sondern eine umfassende Grund​sicherung. Und ich erhoffe mir, dass dann die Inanspruchnahme der Leistung auch etwas erweitert wird. Ich teile Ihre Bedenken, dass viele, die derzeit de facto An​spruch auf Sozialhilfe hätten, diese nicht in Anspruch nehmen, weil sie mit der Stig​matisierung, die das mit sich bringt, nicht zu Rande kommen und das ist durchaus verständlich. Die Kritik, dass auch im neuen Gesetz die Sozialhilfe rückzahlbar ist, die geht ins Leere. Das wird abgeschafft und ich darf Sie bitten, den Gesetzestext entsprechend zu studieren, dann merkt man das auch sehr rasch. Und, dass es unterschiedliche Sätze gibt, das erklärt sich allein aus der Tatsache, dass eine Per​son weniger Unterstützungsleistung von öffentlicher Hand braucht als zum Beispiel ein Vierpersonenhaushalt. Also einheitliche Sätze würden keinen Sinn machen, da muss differenziert werden nach der Haushaltsgröße.
Die Höhe - über die kann ich gerne diskutieren. Wenn es mehr Geld gibt aus den unterschiedlichen Töpfen, kann man auch die Anspruchsberechtigung in die Höhe schrauben. Ich glaube aber, dass man auch in der Sozialpolitik auf eine Ausgewo​genheit achten muss und wir müssen uns an Ausgleichszulagen, Richtsätzen, an durchschnittlichen Einkommen in Kärnten orientieren, um hier nicht eine soziale Schieflage zu gestalten, sondern vielmehr für alle, die es wirklich brauchen, Unterstüt​zungsleistungen entsprechend normieren. Ich habe schon eingangs gesagt: Dieses Gesetz ist ein Mosaikstein. Wir stellen die Sozialhilfe auf völlig neue Beine und es würde mich sehr freuen, wenn es von Bundesebene auch endlich Verhandlungs​be​reitschaft geben würde, die Systeme der ersten sozialen Sicherung entsprechend an​zugleichen und mit den Bundesländern zu verhandeln. Es ist in der Vergangenheit, trotz sehr vieler Initiativen der Sozialreferentinnen und –referenten nicht gelungen. Wir haben uns schließlich darauf verständigt, dass wir untereinander auf der Länder​ebene uns koordinieren und einheitliche Gesetzesvorgaben machen. Der Bund macht einstweilen leider nicht mit. Das ist ein Faktum das wir nur so zur Kenntnis nehmen können.
Im Bereich der Frauenpolitik setzen wir Schwerpunkte in der Mädchenarbeit, vor allem im Bereich der Berufsorientierung, weil die Frage des Berufsweges letztlich auch entscheidend für das weitere Fortkommen und das Einkommen ist und vor allem Mädchen noch immer dazu tendieren, einige wenige Berufe zu ergreifen. Hier möchten wir dazu beitragen, dass die Bandbreite der Wahlmöglichkeiten weitaus größer wird. Des weiteren haben wir eine enge Kooperation mit den Beratungsstellen und es freut mich, dass eben im neuen Gesetz auch wichtige Gewaltschutzeinrich​tungen endlich gesetzlich abgesichert werden. Was mich besonders freut ist, dass es uns in den letzten Monaten gelungen ist, ein Politikerinnennetzwerk aufzubauen, wo mit erfrischender Offenheit und mit einer ungeheuren Dynamik über politische Frau​gen diskutiert wird, nämlich über gesellschaftspolitische Fragen, die vielleicht von uns Frauen mit einem anderen Zugang betrachtet werden und wo vieles möglich ist.
Eines der Ziele die wir uns aktuell gesetzt haben, sind Lehrgänge für Frauen die in die Politik wollen, aber auch engagiert im Bereich der Zivilgesellschaft mitarbeiten wollen, um ihnen diesen Einstieg zu erleichtern, um ihnen rechtliche Grundlagen zu übermitteln und Handlungsspielräume wo man sich einbringen kann. Und ich darf mich bei allen Fraktionen für die Mitarbeit in diesem Bereich bedanken. Es ist sehr schön zu sehen, wie es geht, wenn man es wirklich möchte und wie viel man da weiterbringen kann. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Letztendlich möchte ich die Gelegenheit aber auch nützen, mich bei den Mitarbeite​rinnen und Mitarbeitern im Sozialbereich zu bedanken. Und ich bin sehr froh, dass es uns in Kärnten gelungen ist, einen Kollektivvertrag, den es nun endlich gibt, auch als Grundlage für die Förderung zu beschließen. Und ich kann es nur noch einmal wie​derholen: Sozialarbeit kann nicht anders gesehen werden wie die Arbeit in anderen Wirtschaftsbereichen. Es ist eine hochqualifizierte Arbeit, die mit einem hohen Aus​maß an persönlichem Engagement verbunden ist. Und die Mitarbeiterinnen und Mit​arbeiter verdienen auch eine gerechte Bezahlung für die Leistungen die sie erbringen und das Engagement der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, das über das Bezahlte hinausgeht, das kann ich als Sozialreferentin nachempfinden. Ich glaube, dass der Sozialbereich zwar einer der Bereiche ist, wo man den größten Einsatz zeigen muss, aber einer, wo man unheimlich viel zurückbekommt. Und, man kann, wenn man in diesem Bereich sich ein bisschen näher interessiert – und das würde ich vielen Ab​geordneten auch ans Herz legen – unheimlich viel zurückbekommen. Man begegnet ganz, ganz tollen Menschen, von denen man sich auch für sein eigenes Leben viel abschauen kann. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Mag. Dr. Schaunig-Kandut

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ja, Hohes Haus! Damit möchte ich noch einmal ganz kurz auf das Wort des Lobes replizieren. Ein großer schottischer Philosoph, ich glaube Thomas Hobbes war's, Mitte des 17. Jahrhunderts, hat in seinem großen Werk „Der Leviathan“ drei wesentliche Grundbedürfnisse der Menschen dargelegt. Erstes einmal das Grundbedürfnis des Lebens zu befriedigen. Das heißt, die täglichen Notwendigkeiten. Zweitens, Macht auszuüben; in welcher Form auch immer. Ich darf nur einmal skizzieren. Und drittens, gelobt zu werden und anerkannt zu werden. Das sind drei wesentliche Grundbedürfnisse der Menschen. Ich habe schon öfter darüber nachgedacht und habe mich schon erwischt, dass das vielleicht schon irgendwie stimmen könnte. (Abg. Mag. Trannacher: Was die Macht anbelangt … ) Mein Gott, das ist schön, Macht ausüben! (Heiterkeit in der F-Fraktion.) Das kann nur jemand denken, wenn er das auch so selbst will, aber wer (Abg. Mag. Ragger: Wie der Schelm denkt, so spricht er!) – ich würde sagen – wenn wir uns selbst prüfen, dann üben wir jeden Tag in vielfältigster Form und auf verschiedenen Ebenen Macht aus. Aber gut, das war nur ein kleiner Sidestep.
Ich möchte jetzt die Sitzung bis dreiviertel Drei unterbrechen. Es wird dann … die Frau Abgeordnete Warmuth hat sich noch zu Familie und Generationen gemeldet und die Wohnbauförderung. Mit diesem Teil dann den Abschnitt 4 abzuschließen und dann mit Gesundheit und Krankenanstalten, Gruppe 5, fortzusetzen. Ich bitte den Herrn Präsidenten Ferlitsch, dass er dann den Vorsitz führt. Danke!
(Unterbrechung der Sitzung um 13.23 Uhr bis 14.50 Uhr.)
Dipl.-Ing. Freunschlag

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Meine Damen und Herren Abgeordneten! Wir setzen die unterbrochene Landtagssitzung fort. In der Gruppe 4 haben wir noch „Familie und Generationen“ zu behandeln. Als Nächste ist Frau Abgeordnete Wilma Warmuth gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen! Danach kommt die Gruppe „Wohnbauförderung“ in der Gruppe 4 dran.

Bitte, Frau Abgeordnete!

Ferlitsch

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Hohe Beamtenschaft! Ich bedauere es sehr, dass meine beiden Kolleginnen nicht hier sind – ich, hoffe, sie kommen noch! Ich hätte gerne ein paar Anmerkungen zu ihren Wortmeldungen gemacht. Ich werde hier aber nichtsdestotrotz das vollziehen, weil ja um 14.45 Uhr die Sitzung begonnen hat.
Geschätzte Damen und Herren! Wenn die Frau Mag. Trannacher und die Frau Dr. Prettner verschiedene Themen im Bereich der Frauenpolitik als „Defizite“ angemerkt haben, dann darf ich eines sagen: Diese Defizite waren auch Teil des Frauenvolksbegehrens 1997. Damals war die SPÖ in der Regierung. Es haben 600.000 Menschen das Volksbegehren unterschrieben. Nur, die eigene Regierung, SPÖ, hat damals nichts gemacht. Als erste Maßnahme ist der Schuss überhaupt nach hinten losgegangen. Da hat man die Karenzzeit noch gekürzt. Das möchte ich noch anmerken.
Angemerkt wurden von den Kolleginnen die atypischen Arbeitsverhältnisse, die Teilzeitarbeitsverhältnisse, die Arbeitslosigkeit, die mangelnde Berufswiedereinstiegschance, ungleicher Lohn für gleiche Arbeit. Sehr geehrte Damen und Herren, das alles stimmt teilweise. Ich darf aber auch eines anmerken: Bei den Arbeitszeitverhältnissen sind letzten Endes die Sozialpartner gefordert. Die verhandeln diese Maßnahmen und Rahmenbedingungen – nicht die Politik! Ich darf auch sagen, Teilzeit als Vorwurf für die Frauen zu sehen, das ist aus meiner Sicht etwas zu kurz gegriffen, denn es gibt sehr wohl Frauen, die gerne Teilzeit arbeiten und das auch als Chance mit Beruf und Familie zu vereinbaren.
Ich glaube auch, dass die Politik nicht die Aufgabe hat, ständig den Familien irgendwelche Strukturen vorzugeben. Man hat Rahmenbedingungen zu schaffen. Bei der Arbeitslosigkeit ist auch anzumerken – ich darf das ergänzend zur Frau Landesrätin sagen -, dass es wichtig ist, dass Frauen gute Ausbildungen haben und in gut dotierte Berufe kommen.

Berufswiedereinstieg: Ich gebe zu, hier wäre die Wirtschaft gefordert, optimale Rahmenbedingungen zu schaffen.

Gleicher Lohn für gleiche Arbeit: Nachdem ich regelmäßig die ÖGB-Zeitungen lese, nachdem mein Lebenspartner auch Mitglied des ÖGB ist, habe ich hier gelesen, dass die Frauenvorsitzende des ÖGB vor zwei Jahren bedauert hat, dass leider im Verhandlungskomitee beim ÖGB nur eine Frau drinnen ist, sodass die Kollektivverträge nicht dementsprechend verhandelt werden, wie sie eigentlich zugunsten der Frauen sein müssen – in diese Richtung mehr Fairness! Ich glaube daher, dass das aus meiner Sicht eine langjährige Walze ist. Man müsste aber dort, auch wo die Damen die Kritik anmerken, verstärkt Nachdruck verleihen, dass das dort auch umgesetzt wird. (Beifall von der F-Fraktion)
Zur Pension für Frauen ist anzumerken, dass Sozialministerin Haubner nun erstmals ein Pensionsrecht beantragt hat – das wurde auch verabschiedet -, wo Frauen bereits nach sieben Jahren Berufstätigkeit pensionsrechtliche Ansprüche haben können. Vorher war diese Regelung mit 15 Jahren. Ich glaube, das ist ein Fortschritt.
Ich kann zur Frau Kollegin Prettner sagen: Ich gebe Recht, dass es ein großer Wurf ist, wenn man es geschafft hat, in den Talschaften Pflegeheime zu installieren. Ich muss aber auch sagen, als wir vor drei Jahren das auf der Landtags- und Regierungsebene beantragt haben, dass es auch ein Entwicklungsprozess in den Köpfen einzelner Politiker war, dass man nicht alles den Bezirksstädten zukommen lässt, sondern dass man die Talschaften begünstigt. Ich denke nur an den Kampf für Deutsch Griffen. Ich muss sagen, damals war die ÖVP für das Heim in Deutsch Griffen sehr hilfreich. Man hat es dann auch gemeinsam geschafft und hat eigentlich gemerkt, dass – obwohl vorher ein harter Kampf war und gar nicht die Zustimmung der Sozialdemokraten war – mit sehr viel Freude die Frau Landesrätin das wieder eröffnet hat. Ich kann das auch so sagen.
Ich möchte aber auch sagen, dass der Pflegehelferberuf und überhaupt der Pflegeberuf ein Zukunftsberuf ist. Wir wissen, dass da enorme Chancen auch im ländlichen Raum bestehen. Ich freue mich, dass wir im Bezirk St. Veit bereits das zweite Mal heuer eine Intensivpflegehelferausbildung abschließen konnten, wo Frauen in den mittleren Jahren mit Familienkompetenz wieder in den Beruf einsteigen konnten. Ich freue mich, dass hier der Herr Landeshauptmann gemeinsam mit dem AMS dieses Projekt auch für einen ländlichen Bezirk vorangetrieben hat.
Sehr geehrte Damen und Herren! Zur Frau Kollegin Lesjak, die kritisiert hat, Empowerment sei nicht der Begriff für Frauen. Prof. Pfeil hat das gesagt. Das findet deine Kritik. Ich bin der Meinung, das ist sehr wohl ein Begriff, der für Frauen passt, denn ich denke, dass es nicht darum geht, ständig nur die scheinbar negative Istsituation zu kritisieren, sondern vielmehr die Frauen zu stärken, auf die Eigenverantwortung hinzuweisen und darauf zu schauen, dass die Frauen eine gute Ausbildung haben und auch Durchsetzungsstrategien, wo es notwendig ist, sicher zu arbeiten.
Ich darf auch sagen, dass ich auch nichts davon halte oder dass man vorsichtig mit dem Begriff der 800 Euro für die Lebenssicherung umgehen muss. Das muss man sehr genau durchleuchten – ich habe es noch nicht getan. Ich darf aber darauf hinweisen: Grundsätzlich muss man bei Transferleistungen in diese Richtung sehr vorsichtig sein. Wenn Menschen, die Beruf und Familie vereinbaren, Teilzeitarbeit haben, dann unter Umständen weniger kriegen als die Leute, die eine Grundsicherung haben und wo man nicht genau weiß, ob es nicht doch möglich wäre, dass diese Leute auch arbeiten, so erzeugt das auch Unmut und wird von vielen auch als nicht fair empfunden. Deshalb ist diese Lebenssicherungsdebatte mit äußerster Vorsicht anzugehen.
Ich freue mich aber insgesamt, dass wir hier ein Budget für alle Generationen haben. Insbesondere für die Familien sind Mittel von 35,264 Millionen Euro vorhanden, für Familien, Senioren, Jugend und Menschen in besonderen Lebenskrisen, aber auch für die Frauenpolitik.
Wichtig – und das darf man auch heute immer wieder erwähnen – ist dieses Kinderbetreuungsgeld. Dies, auch wenn man meint „Frauen zurück an den Herd“ und das von anderen politischen Mitbewerbern teilweise auch verrissen wird: Ich denke, es ist nicht Sache der Politik, das zu beurteilen, sondern es bietet mehr Wahlfreiheit der Lebenskonzepte. Immerhin wurden pro Kind im Jahre 2001  436 Euro vom Land Kärnten bis zum dritten Lebensjahr den Familien gewährt. Ich freue mich, auch zu erwähnen, dass wir insgesamt seit dem Jahr 2001 73,2 Millionen Euro an Kindergeld hier in Kärnten ausgezahlt haben, und zwar für 16.800 Kinder; immerhin mehr als eine Milliarde Schilling. Das sind wichtige Gelder, monetäre Zuschüsse, die letzten Endes allen zugute gekommen sind!
Erwähnenswert ist auch, dass wir im Familienzuschuss, im neuen Budget eine Stei​gerung von 2,26 Prozent haben. Und, ich freue mich, dass Kärnten Spitzenreiter ist bei der Familienförderung im Bezug auf die Auszahlungsdauer. Wir sind das einzige Bundesland, das nach dem Auslaufen des Kindergeldes – das ist nach zweieinhalb Jahren, drei Jahren – den Familien eine Förderung, einen Zuschuss gönnt und ins​besondere sind hier Alleinerzieherfamilien und Mehrkindfamilien bedacht. Und hier kann man bis zu 436,-- pro Kind erreichen und diese Beschlüsse fallen auch im Familienfondskuratorium. (Beifall von der F-Fraktion.)
Im Jahr 2005 wurden 8,5 Millionen Euro für 4000 Kinder zur Verfügung gestellt und, da muss man wirklich dem Steuerzahler danken, aber auch dem Familienreferent, der sehr hartnäckig immer wieder für das Budget kämpft. Insgesamt wurden seit 2000 66,4 Millionen Euro an Familienzuschüssen zum Kindergeld gewährt. Das ist fast eine Milliarde Schilling! Geschätzte Damen und Herren! Zum Bereich der Senio​ren wurde von meinen Vorrednern ausgeführt, ich darf nur ergänzend festhalten, zur Wortmeldung der Kollegin Trannacher, die gemeint hat, dass der Pflegescheck über​haupt keine Auswirkung gehabt hat, dass nur 40 Personen daran teilgenommen haben. Es waren mehr als 100 Personen, wurde vor zweieinhalb Jahren gestartet und ich kann sagen, dass sich mittlerweile auch in der Sozialabteilung durch das Projekt „Altwerden zuhause“ vieles getan hat. Und es war sicher motivierend, dieses Modell des Pflegeschecks, dass hier ein Altern in Würde und Menschlichkeit ermög​licht wird. Wir wissen, dass 80 Prozent der Bevölkerung bei Pflegebedürftigkeit am liebstem daheim gepflegt werden wollen.
Hier muss die Gemeinde durch Rahmenbedingungen noch stärker eingreifen, wie beispielsweise eine Infostelle zu installieren, damit die Leute auch beraten werden über mobile Pflegedienste, Pflegegeld et cetera, aber auch einem Hilfsmittelpool, bei​spielsweise ein Pflegebett zur Verfügung zu stellen. Hier ist noch Handlungsbedarf. Und ich glaube auch, dass seitens des Landes – das werden wir ebenfalls noch weiter beantragen – die mobilen Pflegedienste leistbarer gemacht werden müssen, weil es gibt kaum Möglichkeit, die Menschen während der Nacht zu betreuen. Das ist fast nicht zu bezahlen. Da müssen wir uns was überlegen. Andererseits kann es auch nicht unser Ziel sein, dass wir zulassen, dass ständig ausländische Teams da unsere Menschen bedienen und die dann in Konkurrenz zu unseren eigenen Pflege​diensten stehen. Pflegende Angehörige zu schulen und sozialrechtlich abzusichern – ein Punkt wurde bereits angesprochen – sollte aber verstärkt, vielleicht auch vom Gemeindebund aus, forciert werden, dass auch die Gemeindevertreter in der Rich​tung einwirken, dass die Menschen die Möglichkeit haben, hier das Know-how für die Pfege, die man zumindest daheim in niedrigen Pflegestufen absolvieren kann, dass man hier Hilfestellung bekommt.
Im Bereich der Jugendwohlfahrt ist der Bedarfs- und Entwicklungsplan schon lange ausständig. Ich habe gehört, er hätte bereits vor einem halben Jahr präsentiert wer​den sollen. Das war noch nicht der Fall. Hier ist die Situation unbefriedigend, weil die Jugendwohlfahrt sehr schwer zu finanzieren ist. Das Ziel sollte sein, anstelle der teuren Pflegeplätze, noch stärker das Projekt der Pflegeeltern zu forcieren. Aber es ist auch eines erschreckend, das haben uns die Fachbeamten bei der Budgetbespre​chung erklärt, dass immerhin 21 Millionen – das ist viel Geld – für diese Jugendwohl​fahrt aufgewendet werden muss, dass aber zwei Drittel dieses Budgets in andere Bundesländer fließt, weil hier zu wenig Pflegeplätze sind. Und ich denke, wir werden uns dahingehend auch einiges überlegen müssen, dass die Wertschöpfung verstärkt im eigenen Land bleibt. Das sind auch Beschäftigungen, die wichtig sind und darüber müssen wir auch nachdenken. (Beifall von der F-Fraktion.)
Ja, noch sagen darf ich: Wenn wir Beruf und Familie optimal miteinander ver​einbaren wollen, dann wird es zu wenig sein, dass die Politik alleine die Rahmenbe​dingungen schafft, sondern es wird auch die Wirtschaft gefordert sein. Hier ist ekla​tanter Nachholbedarf. Es geht darum, dass man Firmeninteressen auch an die fami​liäre Situation der Mitarbeiter versucht anzupassen. Und ich denke, es wäre wün​schenswert, dass hier die Wirtschaftskammer auch das Potenzial der Arbeitnehmer richtig erkennen wird, indem, dass man bespielsweise das Familienaudit forciert. Das ist ein Projekt, gefördert vom Familienministerium, wo Rahmenbedingungen verein​bart werden, die letzten Endes sowohl der Firma als auch dem Arbeitnehmer verstärkt zugute kommen.
Geschätzte Damen und Herren! Ich darf abschließend noch eines sagen und eines noch feststellen. – Herr Klubdirektor, gib a Ruh´! (Die Vortragende wartet, bis die Aufmerksamkeit im Hause gegeben ist.) Wir Freiheitlichen, lassen Sie mich eines zur Frauen,- Familien- und Generationenpolitik feststellen. Wir Freiheitlichen stehen für ein partnerschaftliches Lebensmodell. Es gibt keine separierende Frauenpolitik – es gibt dort und da Schwachstellen, das gebe ich zu – aber, es gibt keine Welt nur für Frauen, sondern wir müssen schauen, dass wir die Probleme gemeinsam bewälti​gen. Ich glaube auch, dass es notwendig ist, auch als Vision der Politik, mehr Mut für die Familie zu machen und hier helfende Maßnahmen weiterhin auszubauen. Ich darf aber auch eines sagen. Eine funktionierende Familienpolitik, umgesetzt im eige​nen Bereich, ist auch das Fundament für sämtliche weitere Erfolge. Ich darf an dieser Stelle heute hier den Damen und Herren des Sozialausschusses ganz herzlich für die Zusammenarbeit danken, darf dem Herrn Vorsitzenden Arbeiter und seiner Stell​vertreterin, der Frau Trannacher, danken, der Sozialreferentin und dem Familienrefe​renten und sämtlichen Mitarbeitern in den Abteilungen. (Beifall von der F-Fraktion.)
Warmuth

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Wir kommen jetzt zum Bereich Wohnbau in der Gruppe 4. Ich würde ersuchen, dass wir die Reden eher kurz und auf den Punkt gebracht halten. Das ist, glaube ich, der allgemeine Wunsch aufgrund einiger Gespräche. Und wir werden im Anschluss an den Bereich Wohnbau ein Klubobmännergespräch, über die weitere Vorgangsweise der heutigen Sitzung bzw. der Ausweitung durchführen.
Herr Abgeordneter, ich erteile Ihnen das Wort!

Ferlitsch

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! In der Gruppe 4 ist auch das Kapitel Wohnbauförderung, das eine Reihe von Budgetansätzen enthält. Ich setze voraus, dass Sie sich damit auseinandergesetzt haben, dass Sie Kenntnis davon haben und, dass Sie dann – je nach Parteizugehörigkeit – diesen Kapiteln zustimmen oder diese ablehnen. Jedenfalls möchte ich Ihre Blicke und vor allem Ihre Ohren auf das neue Wohnbauförderungsgesetz richten, nachdem ja diese Mittel zum Großteil verteilt wer​den werden. Wir stehen nämlich unmittelbar vor einem sehr bedeutenden Schritt, denn dieses Gesetz wird am Dienstag in der Regierung beschlossen werden. Und, was auch erfreulich ist, dieses Gesetz ist sehr breit diskutiert worden und im Konsens ent​standen.
Es hat drei wesentliche Bereiche. Einen umweltpolitischen, einen kulturpolitischen, aber auch einen regionalpolitischen. Und auch der bisherige beschäftigungspoli​tische Teil, nämlich Arbeit zu schaffen, Arbeitsplätze zu sichern, wird nicht geschmä​lert. Gebe es die Wohnbauförderung nicht, könnten nicht nur viele Menschen ihr Wohnbedürfnis in der Art, wie sie es jetzt können, nicht befriedigen, sondern es könnten auch viele nicht Arbeit erhalten. Lassen Sie mich also diese drei wesent​lichen Punkte ein bisschen herausstreichen. 
Das Erste im Umweltbereich dient zur Umsetzung des Kyotozieles, denn in der Klimastrategie werden erhebliche Kohlen​dioxidreduktions​potenziale im Gebäudebereich identifiziert. Diese werden durch Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz - ich nenne als Beispiele die Niedrig​energie- und Passivhäuser, die thermisch-energetische Sanierung - und andererseits durch Umstellung von fossilen auf erneuerbare Energieträger realisiert. Bei der Sa​nierung von Heizungsanlagen sollen die Anreize für klimafreundliche Technologien und Energieträger verbessert werden.
Was den kulturpolitischen Bereich betrifft, ist es erfreulich – eine lange Forderung der Kulturschaffenden – dass für Zwecke der Beratung und für Kunst am Bau auch Mittel der Wohnbauförderung verwendet werden dürfen. 
Der große Schritt ist der im regionalpolitischen Bereich. Hier leiden vor allem ländliche Gebiete an der Abwan​derung, an der fehlenden Infrastruktur, an fehlenden Arbeitsplätzen. Und hier soll durch das Wohnbauförderungsgesetz mehrfach Anreiz geschaffen werden, im länd​lichen Bereich zu bauen und zwar dadurch, dass für strukturschwache Gebiete ein Zuschlag zur Förderung im Ausmaß von 7.500,-- Euro gewährt werden soll. Die Zu​schläge für Jungfamilien und behindertengerechte Maßnahmen werden ebenfalls er​höht. Von 7.300,-- auf 7.500,-- Euro und auch, was die Wohnbeihilfen betrifft, gibt es für den anrechenbaren Wohnaufwand im ländlichen Raum, einen Zuschlag von 70,-- Euro, um zusätzliche Anreize für die Wohnbautätigkeit und Wohnraumbeschaffung im ländlichen Raum und gegen die Landflucht in diesen Gebieten zu schaffen.
Ich bin damit am Schluss, denn durch diese Maßnahmen wird wesentlich mehr er​reicht als durch viele Reden hier im Landtag. Daher schließe ich mit dem Appell, auch heimische Baustoffe zu verwenden und wo immer es geht, stolz auf Kärntner Holz zu sein. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Ich darf dem stellvertretenden Klubobmann herzlich danken, für die kurze, prägnan​te, aber aussagekräftige Wortmeldung.
Ich darf das Wort Herrn Abgeordneten Lutschounig erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Geschätzter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Ja, Ende gut, alles gut. Diese Rede des Kollegen Gallo hat wirklich sehr gut geendet, da kann man dem eigentlich nichts hinzufügen. Holz ist wirklich unser Baustoff, der in unserer Bau​wirtschaft wirklich mehr Verwendung finden sollte und die nordischen Staaten, die skandinavischen Staaten und auch Nordamerika leben uns das ja vor, dass wir die​sen Baustoff wirklich mehr verwenden sollten.
Wir haben natürlich auch ein lachendes und ein weinendes Auge in diesem Zusam​menhang, auch was die Budgetierung betrifft. Grundsätzlich kann man davon aus​gehen, dass es in Wahrheit ein Plus von 6 Millionen Euro gibt. Auf der anderen Seite natürlich unerfreulich, und das ist jetzt wieder das Negative, dass diese 5 Millionen in dem anderen Paket – über die Abänderungsanträge – wieder weggenommen wird, sodass es dann für andere Maßnahmen auch für die Finanzierung herangenommen wird. Also, das ist weniger erfreulich. Aber vielleicht auch zum neuen Wohnbauförde​rungsgesetz, was der Kollege Gallo jetzt schon angezogen hat. „Kunst am Bau“, ja ist wichtig, aber die Steigerungsstufe von 0,05 Prozent auf 0,5 Prozent scheint mir zu hoch zu sein. Ich glaube, dass wir uns auf wesentlichere Maßnahmen beschränken sollten, dass hier nicht in einem so großen Ausmaß – und bei diesen großen Beträ​gen, und man denke da an Bauten, wie sie im Rahmen des Krankenhausneubaues zustande kommen – das sind schon riesige Beträge, die dann auch für Kunst am Bau Verwendung finden. Also, ich glaube, dass der Betrag oder die Erhöhung jedenfalls ein bisschen zu hoch ist.
Was mir irgendwo ein bisschen abgeht, ist natürlich zum Beispiel auch, dass die Ar​beitsleistung auch entsprechend gefördert wird. Bisher konnte bekanntlich, wenn je​mand – was weiß ich – von einem Gesamtbetrag von 18.250,-- Euro an Arbeitslei​stungen hier eingebracht hat, das immerhin mit 7.300,-- Euro gefördert wird, das wis​sen wir in diesem Fall, sodass die Arbeitsleistung, die Eigenleistung eigentlich nicht mehr anerkannt wird. Das ist, glaube ich, auch etwas, was uns jedenfalls nicht so in diesem Sinne passt.
Wir wollen natürlich auch unsere Forderung für günstige Startwohnungen für Jungfamilien in diesem neuen Gesetz umgesetzt wissen. Das ist auch ein sehr wesentlicher Beitrag. Die jungen Familien können sich die teuren Wohnungen einfach nicht leisten. Das ist auch etwas, was wir glauben, dass es notwendig wäre, dass das hier entsprechende Berücksichtigung finden. Wo wir auch den Mut brauchen, wenn wir auch von der Erreichung des Kyoto-Zieles sprechen, dass es darum geht, dass die Wohnbauförderung beschränkt nur dann gewährt werden sollte, wenn es auch eine Abkehr von den fossilen Brennstoffen gibt. Diesen Mut hat man offenbar nicht gehabt. Andere Bundesländer haben schon vorgezeigt, dass nur dann Wohnbauförderung gewährt wird, wenn man auch darauf verzichtet, dass fossile Brennstoffe eingesetzt werden. Ich glaube, in einer Zeit, wo die Rohstoffe knapp und auch sehr teuer sind, wäre es ein Gebot der Stunde, eine gezielte Maßnahme auch im Wohnbauförderungsgesetz das entsprechend zu hinterfragen bzw. einzubauen, weil man auf diese Art und Weise einen Lenkmechanismus zur Verfügung hätte, der tatsächlich dem Kyoto-Ziel mehr entsprechen würde. Da wäre noch viel zu tun. Ich hoffe, dass jeder seine umweltpolitischen Maßnahmen auch in dieser Richtung in dieses Gesetz einfließen lassen wird! (Beifall von der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Seiser das Wort.)

Lutschounig

Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Geschätzter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wir haben erst gestern am Abend den Entwurf der Novellierung zum Wohnbauförderungsgesetz erhalten. Ich kann dem Herrn Kollegen Gallo in vielen Bereichen nur zustimmen, insbesondere was die Einhaltung des Kyoto-Zieles betrifft. Ich möchte gleichzeitig aber den Herrn Kollegen Lutschounig diesbezüglich korrigieren, weil es zusätzlich ein Bonifikationssystem bei Bioheizungen gibt. Es gibt zusätzlich Punkte, wenn mit wiederverwertbarer Energie geheizt wird. Es gibt keinen Abschlag, wenn das nicht getan wird. (Abg. Lutschounig: Ist das ein Fehler?) Ja, aber ich denke, dass man jetzt noch sofort von einer Ölheizung auf eine Hackschnitzel- oder Biomasseanlage umstellen kann, ohne dass man die entsprechenden Kostensituationen auch der betroffenen Häuselbauer bzw. Mieter in der entsprechenden Form berücksichtigt. (Abg. Lutschounig: Bei einem Neubau ist das am leichtesten!)
Zum Holz sage ich in eigener Sache als Baureferent der holzfreundlichsten Gemeinde Kärntens: Wir bauen im kommenden Jahr die hundertste Wohnung in Holz, daher rennen Sie bei mir offene „Holztüren“ ein, wenn Sie dem Holz den Vorzug geben.
Ich darf insbesondere zum Wohnbauförderungsgesetz bemerken, dass, wie gesagt, der Entwurf gestern eingetroffen ist. Es hat natürlich ein sehr, sehr breites Begutachtungsverfahren gegeben. Es sind stapelweise Stellungnahmen zu diesem Wohnbauförderungsgesetz eingelangt. Die Berücksichtigung dieser Stellungnahmen ist aus meiner Sicht nur in einem minimalen Ausmaß erfolgt. Es wird, glaube ich, schon noch die Zeit da sein, dass man über die eine oder andere Möglichkeit der Veränderung sprechen wird können.
Zur Wohnbauförderung insgesamt: Wir haben im kommenden Jahr 123 Millionen Euro zur Verfügung, die wir auch dringend brauchen, einerseits die Wohnbauförderung als Konjunkturmotor der Kärntner Wirtschaft, andererseits die Wohnbauförderung quasi als Säule des sozialen Ausgleichs. Im Zusammenhang mit der wirtschaftsfördernden Kraft Wohnbauförderung sei nur erwähnt, dass wir zwar heuer im August sensationelle Produktionswerte in der Bauwirtschaft haben, man diese aber immer im Zusammenhang mit der überaus schlechten Situation im vergangenen Jahr 2004 sehen muss.
Auf jeden Fall ist es so, dass die Preisdämpfungseffekte, die sich durch den sozialen Wohnbau in unserem Bundesland ergeben, natürlich auch darauf auswirken, dass die Kaufkraftsituation in unserem Bundesland sich etwas verbessert hat. Sie wissen, es gibt zwei verschiedene Untersuchungen der letzten Monate. Das eine Institut sieht uns an vorletzter Stelle in der Kaufkraft, das andere Institut sieht uns nach wie vor an letzter Stelle, wobei also immer wieder die Verbesserung der Situation, wie das geringe Mietniveau in unserem Bundesland, angeführt wird. Und das sollte natürlich auch so bleiben!
Ich hoffe, dass die Bestrebungen, die es auch von Bundesseite her gegeben hat, im Zusammenhang mit dem Wegfall der Zweckbindung, im Zusammenhang mit der Auflösung der Gemeinnützigkeit etc. etc., dass diese Bestrebungen auf Grund der tatsächlichen Wirksamkeit der Wohnbauförderung und auch des gemeinnützigen Wohnbaues hintangehalten werden. Ich hätte in diesem Zusammenhang nur ein Beispiel erwähnen wollen. Sie wissen also alle um die Situation der 13.000 ESG-Wohnungen. Der Herr Finanzminister hat diese ESG-Wohnungen letztendlich einem privaten Institut verkauft. Bevor er diese ESG-Wohnungen diesem Institut verkauft hat, hat er sich noch 33 Millionen Euro an Rücklagen aus diesen ESG-Wohnungen herausgeholt; Rücklagen, die die Mieter im Laufe der Jahre bezahlt haben. Das ist ein massiver Einschnitt in diesem Bereich! (Abg. Zellot: Grasser!) Grasser, selbstverständlich Grasser!
Ich möchte nicht auf die Bedeutung der Wohnbauförderung jetzt als quasi Säule des sozialen Ausgleichs näher eingehen, nachdem die Zeit also schon ziemlich fortgeschritten ist. Ich erinnere nur an die Situation in den Vororten von Paris, wo auch klar und deutlich herauskommt, dass die nicht vorhandene oder eine schlechte und falsche Wohnpolitik Grund für diesen sozialen Flächenbrand ist. Im Bundesland Kärnten wird das hoffentlich nicht so sein, in Österreich hoffentlich auch nicht!
Daher bin ich auch zuversichtlich, dass mit der Novellierung des Wohnbauförderungsgesetzes ein richtiger Schritt in die richtige Richtung getan wird, wobei wir eines nicht außer Acht lassen dürfen: Wir müssen auch in Zukunft Bedacht darauf nehmen, dass die derzeit noch ausgewogenen Mieten im sozialen Wohnbau in den gemeinnützigen Wohnungen auch das bleiben, was sie sind, nämlich wirklich ausgewogen. Hierauf werden wir in den nächsten Jahren ein besonderes Augenmerk zu legen haben! Danke schön! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Seiser

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Noch kurz vielleicht ergänzend zu dem, was jetzt gesagt wurde, zur Wohnbauförderung: Das wäre natürlich schon ein sehr gutes Instrument, den ökologischen Wohnbau zu fördern, über die Wohnbauförderung, wenn man jetzt bestimmte Maßnahmen mit der Förderung verkoppelt und verbindet, so wie das auch der Fall ist, zum Beispiel in Vorarlberg machen sie das, so eine Art Energieausweis. Je mehr ein Häuselbauer oder eine Häuselbauerin von diesem Energieausweis, von diesen ökologischen Maßnahmen umsetzt, desto mehr wird er gefördert. Also das ist ganz sicher ein tolles Modell, das wir uns abschauen könnten und verstärkt in diese Richtung hinarbeiten könnten. Danke! (Beifall vom Abg. Holub)

Mag. Lesjak

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Zum Bereich Wohnbau zur Gruppe 4 liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. – Wir kommen zur Gruppe 5, Gesundheit, Krankenanstalten, Umweltschutz und Nationalpark.

Als Erstes werden wir Gesundheit und Krankenanstalten diskutieren. Als Erste ist Frau Abgeordnete Dr. Prettner zu Wort gemeldet. Ich darf dir das Wort erteilen! (Abg. Lutschounig: Klubobmännerkonferenz!) Später? Also, Frau Abgeordnete, ich darf ersuchen, vielleicht machen wir doch kurz eine Klubobmännerkonferenz. Wir beginnen dann mit der Gruppe 5.

(Die Mitglieder der Klubobmännerkonferenz beraten sich am Präsidentenpult von 15.24 bis 15.26 Uhr.)
Meine Damen und Herren! Wir setzen die Landtagssitzung wieder fort. Die kurze Konferenz hat ergeben, dass wir uns um 18 Uhr noch einmal kurz beraten, ob wir am heutigen Tag die Tagesordnung abarbeiten können. Ich würde in diesem Zusammenhang noch einmal ersuchen – wie wir das auch bisher gehandhabt haben -, dass die Redemeldungen kurz, prägnant und auf den Punkt gebracht vorgenommen werden sollen. Ich hoffe, dass wir dann auch heute die Tagesordnung fertigmachen können. Wie gesagt, um 18 Uhr werden wir darüber noch einmal kurz beraten.

Ich darf zur Gruppe 5 nochmals der Frau Abgeordneten Prettner das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Werte Zuhörer! Gemäß den Wünschen der Obmännerkonferenz werde ich mich kurz fassen und zum Budget für Gesundheit Stellung nehmen.
Es ist schon öfters zum Ausdruck gekommen: Das Budget ist ein in Zahlen gegossener politischer Wille der Landesregierung. Ich bin stolz darauf, dass sich die Landesregierung dazu bekennt, 17 % des gesamten Budgetvolumens im Bereich der Gesundheit zu investieren. Das sind immerhin 310 Millionen Euro!
Für mich ist das auch ein Ausdruck dafür, dass der Wille – ich glaube, über alle Fraktionen hinweg -, eine optimale Gesundheitsversorgung für die gesamte Bevölkerung hier zu gewährleisten und den Zugang zur Gesundheitsversorgung jedem zu ermöglichen, dass dieser politische Wille bei allen vorhanden ist.
Wir haben uns auch darüber geeinigt, dass die Abgänge bei den Landeskrankenanstalten über die Legislaturperiode hinweg auf einem Niveau gehalten werden sollen, und zwar bei 196 Millionen Euro. Dies soll allerdings nicht auf Kosten der Qualität gehen, sondern durch engmaschige Kontrollen der Mittel, die ausgegeben werden. Es soll nicht jedes Krankenhaus alles machen, sondern es soll strikt, genau, getrennt werden, wer für welche Eingriffe und für welche Leistungen zuständig ist. Ich möchte hier erwähnen, dass ist stolz bin, in Österreich zu leben, dass hier jeder den Zugang zu medizinischen Leistungen hat. Für mich war es ein Armutszeugnis, dass der amerikanische Präsident vor zirka einem Jahr eine lebensnotwendige Operation haben musste, die wirklich sehr existenziell für ihn war und er vor der Operation gesagt hat, er wünschte sich, dass sich jeder Bürger in seinem Land diese Operation leisten könne. Bei uns ist das keine Frage, ob man sich das leisten kann, sondern bei uns ist das die Frage, ob es jemand braucht, und dann wird es auch durchgeführt.
Ich möchte hier an dieser Stelle noch einmal die Leistungen, die im Gesundheitsbereich erbracht werden, hervorheben, die Leistungen, die vor allem dem Personal, das im Krankenhaus tätig ist, zugeschrieben werden können. Das sind immerhin 6.000 Kärntnerinnen und Kärntner, die hier tätig sind. Rund um die Uhr! Sonntags, feiertags, wenn andere Menschen Urlaub haben, andere Menschen feiern können, stehen diese bei den Patienten am Krankenbett und betreuen Menschen.
Ich möchte die Schwerpunktsetzung des Landes hier auch hervorheben, was die Suchtprävention betrifft. Es werden hier Mittel ausgegeben, und zwar sind für die Landesstelle Suchtprävention 300.000,-- Euro; für die Drogenkoordination 741.000,-- Euro und im Sozialbudget ist auch für die Alkohol- und Drogenberatung noch einmal 927.000,-- Euro vorgesehen. Es gibt hier viele Projekte, um bei Jugendlichen über​haupt den Zugang zu Drogen gar nicht erst aufkommen zu lassen. Und es gibt auch ein Projekt, das ganz, ganz früh ansetzt – das möchte ich jetzt hervorheben – das ist das Projekt des Spielzeug-Kindergartens, das bewusst machen soll, dass schon sehr, sehr früh das Konsumverhalten der Menschen, das auch oft als Frustrationsbe​wältigung verwendet wird, überbrückt werden kann, damit auch die Kinder lernen, kreativ zu sein, ihre eigenen persönlichen Fähigkeiten zu entwickeln und nicht immer durch Spielzeug praktisch in Tätigkeit gehalten werden, sondern auch Kontakte untereinander pflegen und sich miteinander auseinandersetzen.
Es gibt auch das Programm „way-out“ für drogenauffällige Jugendliche die bereits Kontakt hatten mit Drogen. Hier erfolgt die Zuweisung über die Amts- oder Schul​ärzte und bis Jänner 2005 hat es bereits 205 Betreuungen in diesem Bereich gege​ben. Es soll verhindern, dass Jugendliche eine kriminelle Karriere einschlagen. Es gibt auch das Programm des Landes, um Essstörungen zu verhindern, das betrifft vor allem die weibliche Bevölkerung, weil ein Großteil der weiblichen Bevölkerung ist mit ihren Körper, mit dem Gewicht meistens nicht zufrieden. Die Einen fühlen sich zu dick, die Anderen fühlen sich zu dünn. Es ist ein großes Problem, und hier werden workshops angeboten, um sich in der eigenen Haut wieder wohlzufühlen. Auch hier werden Mittel in der Höhe von 181.000,-- Euro investiert.
Ein wesentlicher Schwerpunkt den ich persönlich als sehr, sehr wichtig halte ist die Diabetesvorsorge. Diabetes ist laut WHO die Epidemie des 21. Jahrhunderts. In Kärnten sind circa 30.000 Menschen davon betroffen. Auch hier gibt es eine große Dunkelziffer. Diabetes ist die Krankheit der Industriestaaten. Folge von Übergewicht und Bewegungsmangel. Die Folgen sind bekannt; es kommt zu Gefäßverengungen und zu Folgeschäden an praktisch allen Organen, Herz, Gehirn, die periphären Ex​tremitäten, Augen, was auch immer. Das verursacht viele, viele Kosten, deshalb ist es hier wichtig, gute Aufklärung zu leisten, gute Vorsorge zu leisten. Und es reicht auch schon aus, wenn man Diät einhält bzw. ausreichend Bewegung betreibt. Hier ist praktisch ein sehr wichtiges Betätigungsfeld, das viele, viele Folgekosten ein​sparen kann, wenn man hier gute Beratung und gute Vorsorge leistet.
Ein wichtiger Bereich ist die „gesunde Gemeinde“. Die „gesunde Gemeinde“ ist ein Projekt das 2002 ins Leben gerufen wurde. Auch hier geht es um die Prävention, um darauf aufmerksam zu machen, wie viel man eigentlich an Folgeschäden vermeiden kann, wenn man sich gesund und bewusst ernährt. Hier gibt es Schwerpunkte bei der Kindervorsorge für Bewegung und für den Arbeitsplatz Beratungen. Und ich möchte an dieser Stelle den vielen Gemeinden – es sind mittlerweile über 50 die sich an dieser „gesunden Gemeinde“ beteiligen – recht, recht herzlichen Dank ausspre​chen, den vielen, die hier tätig sind, die hier freiwillige Arbeit leisten und freiwillige Vorsorgearbeit für die Kärntnerinnen und Kärntner betreiben. (Beifall von der F- und SPÖ-Fraktion.)
Einen Punkt möchte ich noch herausstreichen, weil es so aktuell ist und, weil es über die Medien in den letzten Wochen und Monaten immer wieder gespielt wird. Das ist der Pandemieplan im Zusammenhang mit der Vogelgrippe, der hier immer wieder publiziert wurde. Es ist nur eine Tatsache, was die Experten annehmen, dass in den nächsten Jahren eine große Epidemie, eine Grippeepidemie auf uns zukommen wird. Und, es ist auch sehr wichtig, dass die Länder dafür Vorsorgemaßnahmen tref​fen. Das Land Kärnten hat hier Vorsorge getroffen, schon im Nachtragsvoranschlag haben wir 2 Millionen für diesen Pandemieplan reserviert. Für das nächste Jahr sind noch 970.000,-- Euro für diesen Pandemieplan ausgelegt und das Budget in diesem Sanitätsdienst, in der Zuordnung Sanitätsdienst beläuft sich auf 1,1 Millionen Euro.
Gesundheit ist unser höchstes Gut. Jeder Cent, der hier ausgegeben wird, kommt den Menschen unseres Landes zugute. Und ich möchte auch sagen, dass diese vielen Millionen, die hier ausgegeben werden, auch Arbeitsplätze schaffen. Es sind immerhin 60 Millionen, die auch in investive Maßnahmen hineingesteckt werden und auch andere Arbeitsplätze außer diese im Krankenhaus praktisch hervorrufen. Für mich ist das Geld ein sehr gut investiertes Geld und ich bin stolz, dass wir bereit sind, dieses auch auszugeben. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)
Dr. Prettner

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Damit wir im Kärntner Landtag wissen, worüber wir wirklich reden, darf ich doch kurze Berichtigungen anbringen. Frau Kolle​gin, nicht böse sein! Wir reden im Krankenhausbereich, im Landeskrankenhaus, von 7.123 Köpfen, was richtig ist, dass wir knapp 6.200 und noch was Volldienstposten haben. Aber, nachdem alles was heute diskutiert worden ist, über Teilzeit und so weiter, selbstverständlich in unseren Reihen immer schon möglich war – und ich be​grüße das auch – obwohl es riesige Probleme in der Dienstplangestaltung rund um die Uhr natürlich bringt. Und deswegen haben wir eben fast um 1.000 Beschäftigte mehr, die allerdings im Bereich der Teilzeit in etwa der gleichen Summe anzusiedeln ist. Aber, nachdem wir ja auch den Stellenplan der Krankenhäuser heute mitzube​schließen haben, darf ich hier ganz kurz nur den Stellenplan auch kundtun. Die mei​sten oder alle Abgeordneten werden sich das zwar angeschaut haben, aber es ist vielleicht nicht ganz unwichtig, dass es ins Protokoll hineinkommt, um auch die zu​ständigen Regierungsmitglieder – wobei ich da nicht an Kollegen Schantl zweifle – aber es sind ja auch andere Regierungsmitglieder anwesend einschließlich des Lan​deshauptman​ness, von diesen Zahlen dementsprechend auch ausgehen, weil wir werden im nächsten Aufsichtsrat zum Thema LKH Neu eine Riesendiskussion haben, wenn ich das nur so hier vortragen darf.
Das LKH Klagenfurt hat für 2006 3.940 Dienstposten geplant; das LKH Villach 1.448; Wolfsberg 640; Laas 158; Hermagor 159, wobei das schon bereits dabei ist, dass die Rehab ausgebaut wird, wenn ich das nur kurz miterwähnen darf; das KABEG-Management 38. Das ergibt derzeit einen Volldienstpostenplan, damit wir alle genau wissen, wovon wir sprechen, von 6.383 Stellen. Ich hoffe, und da darf ich meinen Kollegen Schantl heute schon bitten, dass wir auch diese Zahl dementsprechend im Aufsichtsrat, der jetzt neu stattfindet, dann auch in dieser Form gemeinsam vertreten werden können. Nachdem wir heute eine sehr fortgeschrittene Zeit haben, gehe ich auf das Investitionsprogramm nicht ein, und ich darf nur ersuchen, die, die sich in dem Bereich schlau machen und auch mitdiskutieren, dass man sich das sehr genau anschaut, weil es sind natürlich sehr große Summen drinnen, die für alle Bereiche der Krankenanstalten benötigt werden. Und sollte es dann im neuen Jahr zu Diskus​sionen kommen, dass wir alle gemeinsam sachlich wissen, wovon wir dann auch dementsprechend reden und auch zustimmen müssen.
Es hat eine riesige Diskussion gegeben, nachdem die Landesregierung in diesem Jahr versucht hat – ob es notwendig gewesen ist oder nicht, das lasse ich offen – im 2004er Jahr noch, den Verkauf der Krankenanstalten zu beschließen und dann die Landesimmobiliengesellschaft zu verkaufen. Ich habe mir die Geschäftsordnung der Landesimmobiliengesellschaft – kurz genannt der LIG – sehr genau angeschaut und im ersten Absatz ist eindeutig klar und deutlich dort drinnen formuliert, dass Grund​stücke und alles, was dazu gehört, Immobilien, zum Bestbieter weiterverkauft werden sollen. Und wir sind auch zufällig draufgekommen, dass es massive Gespräche mit deutschen finanzkräftigen Organisationen gibt, unter anderem diese Paracelsus​gruppe, oder die Kaufmanngruppe, die höchstes Interesse gehabt haben, einzelne Häuser zu kaufen. Ich rede jetzt gar nicht vom Köck & Ebner, der in Oberösterreich, und da bin ich meinen grünen Freunden ein bisschen bös, mit Zustimmung der Grünen zuerst drei Häuser Köck-Ebner nach unten untersucht hat und dann zu einem billigsten Preis dann auch gekauft haben. Ich weiß, dass sie da vorher nicht in der Regierung waren, wie mir der Kollege Holub gesagt hat, aber es war bewusst und gezielt, weil ich hoffe, dass solche Entscheidungen bei uns in möglich sein dürfen. Aber da sind wir wahrscheinlich auch einer Meinung.
Aufgrund dieses Verkaufes, was in einer Ho-Ruck-Aktion passieren hätte sollen, sind wir gezwungenerweise dementsprechend dagegen aufgetreten und wir haben dann eine Vereinbarung zwischen dem Land Kärnten und dem Zentralbetriebsräten und der Kärntner Krankenanstalten, unter Beisein des Präsidenten der Kärntner Kammer für Arbeiter und Angestellte, vereinbart – und zwar am 7.10.2004. Aber ich möchte Ihnen diese Vereinbarung – damit sie nicht in Vergessenheit geraten kann und soll – hier vollinhaltlich zur Kenntnis bringen, den Kollegen Schantl bitten, das auch wei​terhin zu vertreten und selbstverständlich auch die anderen Regierungsmitglieder, weil eine Vereinbarung ist eine Vereinbarung und sollte auch halten. Diese Vereinba​rung garantiert die Sicherung der Standorte – ein Thema, das wir ja schon oft genug im Kärnter Landtag gehabt haben und auch gemeinsam beschlossen haben – den Neu- und Ausbau der Kärntner Krankenanstalten sowie die Sicherung der flächende​ckenden und für alle leistbaren hochwertigen Gesundheitsversorgung in Kärnten. Ich habe die Aussendungen von Kollegen Schantl mit Genugtuung gelesen, der von sich aus kundgetan hat – und gewisse Medien haben das auch gebracht – es darf keine Einbuße in der Qualität geben.
Ich hoffe, dass wirklich auch alle Abgeordneten das vertreten, dass eine hochwertige Gesundheitsversorgung weiterhin aufrechterhalten werden soll, auch in den geist​lichen und privaten Krankenanstalten. Und vor allem, dass der Versorgungsauftrag – und das wird bittschön ein springender Punkt zur Diskussion LKH Neu werden – dass der Versorgungsauftrag, den derzeit auch der Kärntner Landtag in vielen Jahren und Sitzungen beschlossen hat, für die Zukunft aufrechterhalten werden muss. Ich glaube, dass die Kärntner Bevölkerung, die ja eigentlich die Krankenhäuser genauso als andere Dinge über ihre Steuermittel finanziert, ein Recht darauf hat – und ich be​tone das in diese Richtung ganz deutlich – ein Recht darauf hat, so versorgt zu wer​den wie es ihnen zusteht.
Und ich sage jetzt etwas, was ich normalerweise in diesem Rahmen nicht sagen sollte, ich sage es trotzdem. Ein neues riesengroßes Haus ohne Patienten und wo​möglich ohne Personal ist nicht das, was wir uns auch von der Arbeitnehmervertre​tung, und ich nehme auch an, politisch alle nicht vorstellen, weil wir einen guten Ruf in der Gesundheitsversorgung haben. Wir wollen diesen Ruf behalten und wir sollten als Landtag garantieren, dass es in keiner Art und Weise, mit noch so wenig oder noch soviel Beraterfirmen – deren Ergebnissen ich sowieso schon lange nicht mehr traue, das möchte ich auch in aller Deutlichkeit dazu sagen – hier andere Vorhaben sind. Weil solange – und jetzt komme ich zum LKH Neu, bevor ich dann weiter zu dieser Vereinbarung komme – solange nicht sichergestellt ist, dass die Versorgung aufrecht bleibt, und wenn man immer hinten herum, am Tisch offen leider von nie​mandem hört, dass sich angeblich das LKH Neu selber finanzieren soll, wenn wir zwischen 800 und 1.000 Beschäftigte weniger haben werden, das ist etwas, von dem ich glaube, das dies in diesem Land keiner der Abgeordneten – egal welcher Frak​tion – mitverantworten sollte und kann. Für das Weitere gibt es die Berechnungen noch nicht am Tisch. Der Rechnungshof hat jetzt einen vorläufigen Bericht gemacht, der das ein bisschen in diese Richtung durchklingen anfängt – der brandneu ist – aber es wird auch das ein Thema im neu zu konstituierenden Aufsichtsrat nächste Woche sein.
Wir haben in dieser Vereinbarung noch mehrere Punkte, insgesamt 6 Punkte. Dass die Beschäftigungsgarantie abgegeben ist, da haben wir schon oft genug darüber gesprochen, das kann ich mir sparen. Aber der Punkt 1 in dieser Vereinbarung, dass nach der Übertragung der Krankenanstalten in das Eigentum der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft, diese weiterhin zu 100 Prozent im Eigentum des Landes Kärn​ten verbleiben. Der Eigentümer muss das Land Kärnten bleiben! Eine Änderung be​darf einer Zweidrittelmehrheit im Kärntner Landtag und die dafür notwendige Ge​setzesänderung wird im Kärntner Landtag beschlossen, das bereits erfolgt ist. 2. Allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die in einem Dienstverhältnis stehen, wird der Bestand ihrer Dienstverhältnisse garantiert, unabhängig von Auswirkungen durch organisatorische Veränderungen im Kärntner Gesundheitswesen, wie sicher organi​satorische Änderungen notwendig sein werden.
Wir sind aber auch bereit, wenn es am Tisch verhandelt wird, da mitzuarbeiten und vielleicht wieder einen vernünftigen Beschluss dann zustande zu bringen. Ich sage ganz gezielt und bewusst und noch einmal: Ich würde das Verhältnis, das wir im Sozialausschuss, das die Kollegin Warmuth so lobend erwähnt hat, auch weiterhin haben wollen. Wir werden auch diese Dinge im zuständigen Ausschuss und im Gremium sachlich behandeln. „Die Beschäftigten der Kärntner Landeskrankenanstalten! – das ist der Punkt 3 – „bleiben Landesbedienstete und unterliegen dem Landesvertragsbedienstetengesetz.“ Auch hier kann eine zukünftige Änderung nur mit Zwei-Drittel-Mehrheit im Kärntner Landtag beschlossen werden.
Jetzt kommt ein wesentlicher Punkt, liebe Kolleginnen und Kollegen des Kärntner Landtages! „Der Aufrechterhaltung von öffentlichen Dienstleistungen ist der Vorrang vor privaten Übertragungen einzuräumen.“ Allein was wir hier erlebt haben, mit der Parkraumbewirtschaftung, die nicht die Unterschrift des Zentralbetriebsrates trägt, das möchte ich in aller Deutlichkeit dazusagen, wo wieder ein Vertrag gemacht worden ist, der einem Rechtsanwalt scheinbar 22.000 Euro gebracht hat. Inhaltlich … (Abg. Mag. Ragger, lachend: Ich war das nicht!) Also, Kollege aus dem Lavanttal, wenn ich dich gemeint hätte, hätte ich dich auch genannt. In privatem Bereich, das hat mit dir herinnen nichts zu tun (Der Redner lacht.), aber ich traue dir so einen schlechten Vertrag gar nicht zu, nebenbei bemerkt. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nicht der Wiedenbauer?) Ich nehme an, dass der junge Wiedenbauer ein guter Rechtsanwalt ist. Das nehme ich an. Ich kann es ja sagen, es ist auch überall bekannt: Es ist der berühmte Quendler, der auch für viele andere Dinge bezahlt worden ist. (LR Ing. Rohr: Es gibt einen Rechnungshofbericht darüber!) Wie die Leistung war oder nicht war, darüber können wir einmal diskutieren, lieber Kollege Gallo.
Die Drittelparität der Vertreter des Aufsichtsrates ist wieder hergestellt worden, nachdem massiv die ÖVP das damals betrieben hat. Dr. Wutte, scheinbar, hat ihm das das Mandat im Landtag gekostet, und natürlich auch der Kollege Strutz war nicht ganz beleidigt, dass er da hat mitwirken dürfen. Wir haben das im Kärntner repariert, deswegen ist das für mich positiv abgeschlossen. Wir hoffen, dass die Drittelparität des Zentralbetriebsrates bewirkt, dass auch im Aufsichtsrat dringende Beschlüsse positiv gefasst werden und die nicht dringend sind und womöglich nicht ausgereift sind, nicht zum Tragen kommen.
Aber jetzt kommt der 6. Punkt, und deswegen lese ich diese Vereinbarung jetzt eigentlich noch vor. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Das 6. Gebot!) Das 6. Gebot kennst du wahrscheinlich besser als ich, Gallo! (Heiterkeit) „Die aus dem Verkaufserlös erzielten Mittel müssen langfristig in voller Höhe in den Gesundheitsbereich zurückfließen (Investitionsfinanzierung).“ Ich möchte das noch einmal in der Deutlichkeit hier vorlegen, weil Tauschitz oder der Kollege Grilc ein bisserl in die Richtung argumentiert usw. Das ist eine Vereinbarung, die wir einfordern werden. Diese Vereinfachung werden wir am Dienstag über unseren neuen Gesundheitsreferenten auch im Aufsichtsrat vorlegen.
Es gäbe viele Dinge zu sagen. Nachdem die Zeit sehr kurz ist, werde ich zum Ende kommen: Ich möchte mich bei allen jenen, die sich immer im Gesundheitsbereich positiv sowohl für die Patienten als auch für die Bediensteten eingesetzt haben, auch hier von diesem Pult aus recht herzlich ein Dankeschön sagen und sie auffordern, bitte auch in Zukunft hier – nachdem es um viele Mittel gehen wird, aber auch um den Bestand einer tadellosen und guten Versorgung – das gemeinsam mit uns hier im Landtag zu machen! Danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Arbeiter

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Ich werde versuchen, mich kurz zu halten. Ganzheitliche Gesundheitsbetrachtung, ich denke, das ist auch im Sinne des neuen Gesundheitsreferenten Schantl. Teil der Gesundheit ist Vererbung, 30 % sind der Lebensstil und 30 % sind Nahrungsaufnahme, was man eben dem Körper zuführt. Wenn man das sein bisserl ins Gleichgewicht bringen könnte, wir haben so ein bisserl den Ansatz: Medizin repariert das kaputte Werkl – aber Medizin macht an der Gesundheit nur 10 % aus. Wir sollten uns ein bisserl mehr um die 90 % kümmern. Wenn man immer mit Whisky Auto fährt, ist es kein Wunder, wenn es bald kaputt ist, also von dieser Seite her.
Zweiter Punkt wäre: Vorsorge. Ich bin mir sicher, wenn man ganz Kärnten scannen könnte, schon ab 35, 40, ein Teil wird schon untersucht, haben wir Herz-Kreislauf-Erkrankungen im Griff, wir haben auch den Zucker im Griff usw. Wir würden mehr als 50 % der Kosten damit abfangen. Ganz sicher. Es kostet am Anfang fast nichts.
Gesundheitssystem: Für die Geriatrie, also Alter ist keine Krankheit, muss aus dem medizinischen Bereich nicht ausgelagert, aber anders betrachtet werden und ist eben in dem Fall keine Krankheit. Wenn man da ein eigenes System schaffen würde, genauso auch wie für den Pflegebereich, wenn man das in den Griff kriegt, wenn alle mitarbeiten, und da wird man freiwillige Hilfe brauchen, da wird man wahrscheinlich auch ein Punktesystem brauchen, wo man sich zur Lebenssicherung etwas dazuverdienen kann, wenn man gerade nichts zu tun hat, wenn man in der Pflege tätig ist. Das wären einmal Ansätze.
Als Nächstes habe ich mir ein bisserl näher die KABEG angeschaut. Da gibt es ja auch vom Rechnungshof ein paar Kritikpunkte, die da heißen: „Enorme Kosten im Schulungs- und Weiterbildungsbereich.“ Die Romreise ist auch interessant. Wahrscheinlich hat man sich an Hand des Kolosseums schon angeschaut, wie das Krankenhaus-alt ausgeschaut hat. Die KABEG hat ein bisserl ein Problem, weil sie auf der einen Seite 250 Millionen löhnen muss für die alten Bauten und auf der anderen Seite 350 Millionen löhnen muss schon für das Krankenhaus-neu. Das heißt, man zahlt eigentlich auch schon für Gebäude, die es wahrscheinlich gar nicht mehr geben wird.
Aber es gibt eben auch am KABEG-Manage​ment ziemliche Kritikpunkte. Es gibt den Kritikpunkt, dass man eben die Finanzierung und die Leistungsplanung nicht zwei Händen haben sollte. Genauso wird es von Experten beschrieben: „Leistungsplanung und Finanzierung sollten in einer Hand sein.“ Und da ist es eben nicht so. Da sind die Leistungsplanung beim Land und die Finanzierung bei der KABEG. Das sollte man ändern, damit man dort ein bisserl was einspart!
Wenn ich dann sehe, wie die KABEG grundsätzlich einsparen will, dann steht das schon in der Leistungsangebotsplanung, in der Strukturreform, dann gibt es auch besoldungsrechtliche Schritte, die angedacht sind, Einsparung im Sachaufwand, und man will neue Technologien fördern. Die neuen Technologien finde ich nirgends. Und zur Einsparung im Sachaufwand darf ich erinnern, dass im Personalaufwand 2006 plus 9 Millionen dazukommen, davon 60.000 allein für das KABEG-Management. Im Sachaufwand kommt eine Million dazu. Von 143 Millionen beansprucht das KABEG-Management 10,6 Millionen. Der Allgemeine Sachaufwand und der Sachaufwand steigen um 20 Millionen, davon 18 Millionen für das KABEG-Management. Vielleicht sollten wir das wieder einmal andenken! In der Steiermark haben sie das Krankenhaus zurück in das normale Budget geführt. Das war am Anfang ein bisserl kritisch, aber es funktioniert jetzt gut. Das sollten wir uns vielleicht auf lange Sicht auch einmal überlegen! Danke! (Beifall der Abg. Mag. Lesjak und der ÖVP-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Zellot das Wort.)

Holub

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Meine geschätzten Damen und Herren! Herr Präsident! Gesundheitsvorsorge ist eigentlich ein wesentlicher Punkt. Ich glaube, diese Gesundheitsvorsorge, wie es auch schon mein Vorredner gesagt hat, von Erbanlagen, beginnt schon einmal grundsätzlich beim Elternhaus. Sie soll sich in der Schule fortsetzen und in weiterer Folge natürlich auch im Beruf. Alle diese Maßnahmen, die hier getroffen werden, sollen in verschiedenen Bereichen auch angewandt werden. Das ist natürlich ein wesentliches Einsparungspotenzial für die Gesellschaft, da hier wirklich im Vorhinein gewisse Vorsorgen getroffen werden.
Meine geschätzten Damen und Herren! Ich glaube, es ist auch – und Holub hat das auch gesagt, und ich möchte ein bisschen darauf eingehen -, die Nahrung ein wesentlicher Teil. Wenn in der letzten Zeit auf Grund der Umfrage und der Nachforschung der Arbeiterkammer man vor allem bei Lebensmitteln für Kinder wieder erschrocken feststellen musste, bei Nahrungsmitteln, die so viele positive Stoffe und gesundheitliche Inhaltsstoffe beinhalten sollen, 50 % von dem nicht zutreffen, dann muss man eben sagen, dass auch hier vor allem die Lebensmittelindustrie Mitverantwortung trägt, dass nicht das drin ist, was drin sein soll. Und das ist natürlich eine Katastrophe! Ich glaube, hier ist es einmal wichtig, deswegen ist es auch von Vorteil, dass wir in Kärnten auch hier mit den Grundnahrungsmitteln, auch in Bezug auf eine ordnungsgemäß geführte Landwirtschaft auch einiges bieten können.
Zu den Krankenhäusern ist es einmal wirklich positiv, und ich möchte einmal negativ sein. Negativ ist es, wenn man selbst im Krankenhaus ist. Das ist einmal eines, aber man ist immer froh, wenn die Versorgung hier natürlich funktioniert. Ich glaube, der Herr Kollege Arbeiter hat ja hier die Zahlen genannten. Er hat hier auf die zukünftigen Gefahren, die auf uns zukommen, auch mit diesem neuen Krankenhaus, genannt. Man muss dazusagen: Das Land Kärnten hat einmal grundsätzlich eine gewisse Verantwortung, verantwortungsbewusst gegenüber den Krankenhäusern und der Versorgung in Kärnten zu sein. Punkt 1 sind wir ein Bundesland, das eigentlich kein Krankenhaus zugesperrt hat, im Gegensatz zu anderen Bundesländern. Wir sind auch weiterhin auf dem Weg, dass wir einzelne Krankenhäuser auf gewisse medizinische Bereiche spezialisieren. (Beifall von der F-Fraktion) Ich glaube, das ist ein wesentlicher zukunftsorientierter Beitrag, wo Kärnten das wieder an erster Linie vorzeigt. Ich glaube, dass auch die optimale Versorgung der Bevölkerung einen Punkt auch einbringen soll, dass es auch in der medizinischen Betreuung kein Zwei-Klassen-System ist. Das heißt, dass jene, die ein bisschen mehr im Säckel haben, sich etwas Besseres aussuchen können als vielleicht andere, die hier nicht so gut bestallt sind. Deswegen ist es natürlich mit dem Bau dieses großen neuen und modernen Krankenhauses hier in Klagenfurt auch möglich, dass es Zugang für jeden hier gibt. Somit kommen wir unserer Pflicht nach, dass wir die Versorgungspflicht der Kärntner Bevölkerung in Sachen Gesundheit zufrieden stellen! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Zellot

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! (Zur Zuhörertribüne hinauf:) Sehr geehrte Frau Gössinger! Ich werde versuchen, mich kurzzufassen. Lieber Kollege Arbeiter, danke für die Rede von vorhin, denn das bestätigt mir, dass Sie schön langsam verstehen, was die ÖVP meint, wenn es darum geht, (Heiterkeit in der SPÖ-Fraktion) um unsere Forderung, dass das Geld aus dem KABEG-Deal für das Lkh verwendet werden soll. Es ist schön, wenn Sie immer wieder hier im Landtag Ihr Papier uns präsentieren und es nicht unversucht lassen, es uns jedes Mal wieder vorzulesen. Nur frage ich Sie, wenn ich mir das Budget ansehe, dass Sie heute oder vielleicht morgen beschließen werden: Wo sind denn die 90 Millionen Euro aus dem KABEG-Deal für das Krankenhaus reserviert?! – Ich kann es nicht erkennen. Es tut mir sehr leid! Ich kann rechnen, so viel ich will: Ich erkenne nirgendwo 99 Millionen Euro; weder aufgeteilt noch als Gesamtes. Sie sind nicht da, Herr Kollege Arbeiter; sie sind nämlich ganz normal im Budget eingearbeitet. Und aus Ihrem Geld, aus Ihrem Geld von den Krankenanstalten, werden die Inserate vom Herrn Landeshauptmann genauso finanziert wie wahrscheinlich die Wege von unserem Herrn Landesrat Martinz oder vielleicht das Gemeindebudget vom Herrn Landesrat Rohr oder eine andere Sache (LR Ing. Rohr: Die BZ kommen vom Bund!. – Der Redner lacht.) aus dem Gesundheitsreferat vom neuen Landesrat Schantl. Mir ist sehr wohl bewusst, dass die Gemeindemittel, die BZ-Mittel aus dem Bund kommen. Das weiß ich sehr wohl, aber Sie sind auch noch für andere Dinge zuständig, in Ihrem Referat, nicht nur für die Gemeinden, Herr Landesrat.
Die Verschuldensentwicklung der KABEG ist – das wissen Sie ganz genau – sehr dramatisch! Wir haben das gestern erörtert. Wir wissen, dass im Budget einige hundert Millionen Euro der KABEG drinnen sind. Wir wissen, dass im Jahr 2006 rund 700 Millionen Euro an Landesdarlehen an die KABEG draußen sind. Wir sind, dass der Gemeindefinanzierungsanteil sich bei knapp 300 Millionen bewegt. Und wir wissen, dass sich das im Laufe dieser Budgetplanungsperiode (bis zum Jahr 2009) unter Ihrer BZÖ/SPÖ-Koalition auf eine Größenordnung hin bewegen wird, die sich bei 2 Milliarden Euro einpendelt. Das ist nur die KABEG. Dieses Horrorszenario 2009 und darüber hinaus gilt es, abzuwenden, um genau das zu erreichen, was die SPÖ und auch das BZÖ fordert, nämlich die Gesundheitsversorgung für alle unsere Kärntnerinnen und Kärntner aufrecht zu erhalten und die Qualität zu halten. Ich sage Ihnen: Wenn die Schuldenfrage, auch bei der KABEG, und die Finanzentwicklung in den Griff zu bekommen sein wird, dann wird das Gesundheitssystem in Kärnten in einem Desaster enden. Und das wollen wir doch alle gemeinsam verhindern!
Und ich glaube, niemand in diesem Haus möchte, dass die nächste Generation eine schlechtere Gesundheitsversorgung hat als diese. Es wird sich auch erst heraus​stellen, ob der Beschluss mit den 196 Millionen, also mit der Deckelung des Nettoge​barungsabganges, halten wird, denn wir wissen auch, dass diese 196 Millionen Euro nicht eingehalten werden können.
Und, wenn ich ganz kurz einen Schwenk zum Rechnungshof mache, der ja vor kur​zem einen Bericht veröffentlicht hat oder einen Vorbericht – der von einer Zeitung an die Öffentlichkeit geführt wurde – dann zeigt sich ja auch, wie verschwenderisch im Rahmen der Krankenanstalten-Betriebsgesellschaft mit Geld umgegangen wird. Ja, die externe Projektorganisation kostet ein Vermögen! Und zwar ein Vermögen das in keinerlei Zusammenhang mit dem tatsächlichen Aufwand steht. Der Anteil der Pla​nungskosten an den Gesamtprojekten ist im Bereich des LKH deutlich höher als bei Vergleichsprojekten. Und es ist ja nicht so, dass Kärnten das einzige Land ist, das Projekte in dieser Größenordnung durchführt. 30 Millionen Euro oder umgerechnet, über 16 Prozent der Gesamtkosten ausschließlich für Pla​nung auszugeben, ist ge​linde gesagt, Verschwendung! Sehr geehrte Damen und Herren von der Koalition, ebenso gab es heftige Kritik des Rechnungshofes an dem hohen Rechts- und Bera​tungsaufwand. Sie haben das schon selbst angesprochen, Herr Kollege Arbeiter, die​ser Rechts- und Beratungsaufwand ist ja offensichtlich systemimmanent in diesem Land, denn nicht nur in den Bereichen der Regierung, in den Bereichen des Landes​hauptmannes sind die Kosten für den Rechts- und Beratungsaufwand immens, son​dern jetzt auch in den Krankenhäusern.
Und es muss im Interesse aller Abgeordneten und aller politischen Vertreter dieses Landes sein, diese Löcher oder dieses Fass ohne Boden, dicht zu machen, damit wir rein finanziell ein Licht am Ende des Tunnels sehen können. Der Krankenhausneu​bau wird sich mit mindestens 360 Millionen Euro zu Buche schlagen. Und ich frage Sie, wenn wir uns kurz die Schuldensituation des letzten Tages wieder ins Gewissen rufen: Wo wollen Sie dieses Geld herbekommen? Und wie wollen Sie in zukünftigen Budgets, auch wenn es eine Leasingfinanzierung ist, zum Beispiel, das finanzieren? Und beim LKH Klagenfurt wurde auch kritisiert und zwar, dass den Vorgaben der KABEG hinsichtlich eines sparsamen Umganges – und diese Vorgabe ist ja definitiv gegeben worden – mit Repräsentationsmitteln nur unzureichend nachgekommen wird. Also, die Reisekostenstory in diesem Rechnungshofbericht ist eine riesengroße Frechheit, eine Brüskierung gegenüber dem Steuerzahler, kann ich an dieser Stelle nur sagen. Und alle die verantwortlich sind für solch einen schamlosen Umgang mit Steuergeld sollten normalerweise sofort ihre Konsequenzen ziehen und dafür sor​gen, dass sie den Steuerzahler nicht weiterhin auch noch massiv mit sinnlosen Aktio​nen belasten.
Aber, etwas darf man auch nicht vergessen! Der Herr Abgeordnete Arbeiter hat ge​sagt, er ist nicht dafür zu haben, dass es Einsparungen im LKH Neu geben soll, und nur dadurch erreicht werden, dass Personal eingespart wird. Schön langsam kommt heraus – Ihre Worte – dass man doch daran denkt. Also, Herr Abgeordneter ich kann Ihnen nur sagen, all jene Berechnungen, die in der KABEG gemacht werden, die ar​gumentieren, dass man das Krankenhaus Neu von sich selbst, also aus sich selbst heraus finanzieren kann, können aus mathematischer Gewissheit nur auf der Tat​sache beruhen, dass man mit massivem Personalabbau rechnet. Und, wenn das Ihre Politik für die KABEG und für die Krankenhäuser in Kärnten ist, na dann Gesund​heitsversorgung in Kärnten Gute Nacht, denn die Personalentwicklung in der KABEG ist auch nicht gerade eine sparsame.
Es wurden gerade eben wieder zusätzliche Posten beschlossen, die in die Verwal​tung gehen, die nicht für den Bürger da sind, die nicht an der Pflege oder an der Ge​sundung unserer kranken Bürgerinnen und Bürger beteiligt sind. Es kommt jährlich zu einer Aufblähung und einer Ausweitung. Man fragt sich wirklich, wozu man eigent​lich soviel Bedienstete braucht. Ich kann mir nicht vorstellen, dass man in der KABEG eine derartige Armee an Bediensteten braucht, nur um die Krankenhäuser zu verwalten, vor allem dann, wenn man ohnehin so viele externe Gutachter und so viele Entscheidungen extern verlagert, die in Wahrheit außen getroffen werden. Also, entweder, ich outsource, ich lasse extern Gutachten erstellen und halte mich daran als Management oder ich nehme selbst qualifiziertes Personal auf, triff selbst die Entscheidungen. Dann spare ich mir aber die externen Berater! Externe Berater zu forcieren und in Massen dafür Geld auszugeben und gleichzeitig herzugehen, Per​sonal einzustellen, da ist für mich nicht verständlich, wie so etwas unter dem Titel „gutes Budget“ oder „ökonomische Verwaltung“ geführt werden kann.
Fakt ist, es müssen gravierende Schritte unternommen werden, um die Gesundheits​versorgung in Kärnten aufrecht zu erhalten. Fakt ist, es muss mehr passieren als in diesem Budget von Ihnen eingerechnet wurde. Ich würde Ihnen dringend anraten, das Gesundheitsproblem wirklich ernst zu nehmen, denn ohne einer Reform im Ge​sundheitsbereich wird es uns nicht gelingen, das Budget nachhaltig zu sichern. Wir sind jederzeit bereit, mit jeder Fraktion in diesem Hause Reformen in diesem Bereich anzugehen, sozial verträgliche Reformen, ohne dass die Qualität leidet. Aber dass hier, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist zu wenig. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
Tauschitz

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Als Nächster zu Wort gemeldet ist der zuständige Gesundheitsreferent, Herr Lan​desrat Dr. Wolfgang Schantl. Es ist seine Jungfernrede im Rahmen dieses Budgets. Ich wünsche dir alles Gute und erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Landesrat Dr. Schantl (SPÖ):
Dr. Schantl

Vielen Dank, Herr Präsident! Hohes Haus! Verehrte Zuhörer! Wir nehmen die Reform im Gesundheitswesen sehr ernst und es wurden auch hier im Land Kärnten in den letzten Jahren schon wesentliche Punkte unternommen. Die Strukturreform und die Leistungsangebotsplanung, wie es in Kärnten durchgeführt wurde und auch schon umgesetzt wurde und in weiterer Folge auch weiterverfolgt wird, ist eigentlich beispielhaft in Österreich und zeigt auch schon wirkliche Erfolge. Die Belagstage in den Kärnt​ner Krankenanstalten gehen zurück um 3 Prozent, die stationären Aufnahmen gehen zurück um 2 Prozent. Es wird hier der Kostenexplosion, wie es in den letzten Jahren stattgefunden hat, schon deutlich entgegengewirkt und das Fortsetzen dieser Struk​turreform ist ein wesentlicher Punkt, auch in den neuen Programmen.
Wegen der Kostenexplosion und vor allem dieser außerbudgetären Schuldenent​wicklung, die Sie angesprochen haben, muss ich natürlich auch meiner Besorgnis darüber Ausdruck verleihen. Leider liegt das im Bereich des Finanzreferenten und er muss hier auch die nötigen Schritte unternehmen. Ganz wichtig, weil das auch ange​sprochen wurde, die Einsparungspotenziale von 43 Millionen Euro, eben heute Vor​mittag darauf angesprochen, vom Herrn Professor Lehner. Hier sind eben auch schon die neuen Entwicklungen der Leistungsangebotsplanung wirksam, wobei die 43 Millionen Euro in den nächsten Jahren hier sicher nicht lukriert werden, aber es wer​den hier zumindest nachhaltig Kosteneinsparungen stattfinden.
Als wesentlicher Punkt, weil auch heute von Ihrer Seite die Gesundheitsvorsorge und die Gesundheitsprävention angesprochen wurde. Die gesunden Gemeinden, die ja vom Land Kärnten mitfinanziert werden und einen wesentlichen Punkt in der Ge​sundheitsvorsorge darstellen, werden in den nächsten Jahren über ein Gesundheits​land Kärnten in einen Verein übergeführt, der die Gesundheitsvorsorge auf eine brei​tere Basis stellen soll. Und alle Interessensgruppen und alle Vorsorgemaßnahmen sollten hier gebündelt einfließen, die eben die Vorsorge gezielter, steuerbarer und kostengünstiger gestalten und vor allem auch effektiver gestalten sollen. Also, hier sollte auch in Zukunft jenes gelingen, dass wir sagen: Vorsorgen ist besser als hei​len! Weil jeder Kärntner, der nicht krank wird, ist ein Gewinn für jede Person selber und natürlich auch fürs Gesundheitssystem, weil wir uns hier massive Kosten er​sparen werden.
Und noch ein Punkt zur KABEG: Die im letzten Rechnungshofbericht begründete Kritik an der KABEG, wurde im Aufsichtsrat ja schon formuliert, und ein Vertreter von Ihrer Fraktion war ja auch anwesend. Die KABEG hat auch hier Stellung genommen und es wurde in Zukunft vereinbart, dass alle Beraterverträge im Aufsichtsrat vorge​legt werden müssen, begründet werden müssen, warum sie auch gebraucht werden und ob nicht die KABEG selber diese Agenden wahrnehmen kann und wird über den Aufsichtsrat selber dann beschlossen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Noch ein Punkt vielleicht zur Standortsicherung. Ganz wesentlich ist das commitment zur Standortsicherung – und der Kollege Arbeiter hat es auch angesprochen in diesem 6-Punkte-Programm – dem ich mich natürlich auch commit. Standort​sicherung kann nur dann gewährleistet sein, wenn wir es nicht einfach nur als Schlagwort aussprechen, sondern die Standorte auf eine wirtschaftlich fundierte, gute Basis stellen. Das kann nur gelingen, wenn wir die einzelnen Standorte auch mit einem Leistungsspektrum versehen, das sie wirklich wahrnehmen und spezialisierte, hochspezialisierte Leistungen in andere Krankenhäuser verlegen, wo sie auch ko​stengünstig und mit besserer Qualität gemacht werden können. Diese Standortsiche​rung durch die wirtschaftliche Sicherstellung dieser Standorte, wurde jetzt zum Bei​spiel auch in Hermagor schon durch das Leistungsspektrum der Neurorehabilitation in den letzten Tagen gewährleistet, die Verträge wurden abgeschlossen. Wir sollten diesen Standort wirklich auf Jahre hinaus sichern, und vor allem den Ausbau, der nächste Woche dann beschlossen wird und fortgesetzt wird, jetzt auch sicherstellen. Ich bedanke mich! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Dr. Schantl

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Gruppe 4 … (3. Präs. Lobnig hält eine kurze Unterredung mit dem Vorsitzenden.) normal ist der, … Aber bitte, Herr Präsident, wenn du unbedingt willst, dann machen wirs.

Ferlitsch

Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke, Herr Präsident! Ich möchte die Diskussion jetzt nicht in die Länge ziehen, sondern nur vielleicht eine kleine Anmerkung zum Gesundheitssystem machen. Selbstverständlich ist es im Interesse aller Gemeinden, Gesundheitsversorgung, vielleicht sogar in der nächsten Nähe vorzuweisen und vorne zu haben, doch die Bei​träge, die die Gemeinden für dieses Gesundheitssystem aufwenden sind immens hoch. Wir wissen, dass nur alleine fürs Jahr 2006 von den Gemeinden 26,9 Millionen Euro gezahlt, beigesteuert werden, wobei es aber auch Gemeinden oder vor allem Bezirke gibt, die keine Gelder zurückbekommen, weil sie auch in diesem Gesund​heitssystem keine Krankenanstalten vorweisen und daher auch kein Personal haben. Das sind zum Beispiel der Bezirk Völkermarkt, und da weiß ich, dass da … (Der Vorsitzende unterbrechend: Herr Präsident, ich muss Ihnen sagen, Sie haben die Rolle des Berichterstatters. Also bitte ganz kurz halten! Normal ist es nicht möglich, das Wort zu ergreifen.) Und hier würde es Sinn machen, hier auch einen Ausgleich für jene Bezirke zu schaffen, die keine Krankenhäuser haben, weil hier kein Geld mehr zurück in die Gemeinden fließt. Danke!
Lobnig

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist der Bereich „Gesundheit und Krankenanstalten“ in der Gruppe 5 erledigt. Wir kommen zum Bereich „Umweltschutz“. Als Erste zu Wort gemeldet ist Frau Ab​geordnete Mag. Cernic. Ich erteile dir das Wort!

Ferlitsch

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es wird der Referent für Umwelt noch umfassend Stellung beziehen zu dieser Gruppe und daher halte ich mich kurz. Respektive komme ich nur auf einige wenige Bereiche zu spre​chen, von denen ich glaube, dass sie hier unbedingt auch kundgetan werden müs​sen. Da ist zum Einen die Problematik, für die Zukunft in den nächsten Jahren bud​getäre Vorsorge in außerordentlichem Ausmaß zu treffen. Und das ist die Proble​matik des Ossiacher Sees. Seit einigen Jahren schon ist zu bemerken, dass die Wasserqualität des Ossiacher Sees deutlich abnimmt. Es kommt Jahr für Jahr im Sommer zu einer starken Algenbildung, die dazu führt, dass am zweitgrößten Bade​see Kärntens, der natürlich auch die Grundlage für den Tourismus dieser Region ist, die Urlauberinnen und Urlauber zeitweise froschgrün aus dem See steigen, (Abg. Lutschounig: Nicht froschgrün, schwarz! Schwarz ist das!) wenn sie ihre Runden schwimmen. Der Anblick von Algenfladen, die auf der Oberfläche schwimmen, ist auch kein erquicklicher. Und wir haben mittlerweile eine Situation erreicht, vor der man nicht weiter die Augen verschließen kann.
Ich habe mich in diesem Sommer 2005, nachdem ich selber vom Fach bin und fest​stellen musste, dass die Belastung immer stärker wird, selber hinter den Labortisch gestellt und zweimal zwei Proben untersucht. Ich darf hier alle darauf aufmerksam machen, dass der See heuer im Sommer kurz vor dem Kippen war. Und das be​deutet, dass die Mittel, die hier aufzuwenden sind, nicht mehr eine Frage des Wollens einzelner sind, sondern Mittel, die notwendig sind, um den See zu sanieren, sind ganz einfach in Zukunft aufzuwenden.
Da man schon sehr lange gewartet hat, ist die Situation bereits eine kritische. Besonders im oberen Teil des Sees - also um die Gemeinden Bodensdorf, Ossiach, Steindorf; dort, wo der See flacher ist – hat sich mittlerweile am Grund des Sees auf Grund der abgestorbenen Biomasse eine dicke Faulschlammschicht gebildet. In dieser Faulschlammschicht besteht die Gefahr, dass anaerobe Prozesse vor sich gehen, die dann, letztendlich, ein Kippen des Gewässers zur Folge haben, wenn man das nicht löst.
Da man zu lange gewartet hat, die auslösenden Quellen in irgendeiner Form zu sanieren, einerseits sind das die Austräge aus der Tibel, die in den Ossiacher See fließen und andererseits sind das die Einträge aus der Bewirtschaftung des Bleistätter Moors, die den See belasten, wenn man da also so lange wartet, dann kosten die Sanierungsmaßnahmen eine große Menge Geldes. Es werden etwa sieben Millionen Euro oder vielleicht noch mehr notwendig sein, um eine endgültige Sanierung dieses Problems herbeizuführen. Da muss es sein, dass sich alle darüber im Klaren sind, dass es da um eine Grundlage der Tourismuswirtschaft dieser Region geht, wenn der See in einem Zustand ist, dass man in ihm nicht mehr baden, in nützen kann, dann wird der Tourismus dieser ganzen Region zusammenbrechen. Da kann es nicht so sein, wie es jetzt ist, dass man die Verantwortung vom einen zum anderen schiebt und keiner die Kosten übernehmen will. Diese Kosten sind ganz einfach zu tragen! Daran führt überhaupt kein Weg vorbei.
Ebenso wie der Umweltschutzreferent, der ja nicht alleine und auch nicht federführend zuständig ist, ist hier auch einzufordern, dass von Seiten des Finanzreferenten die entsprechenden budgetären Vorsorgen getroffen werden. Es ist einzufordern, dass sich der Referent Martinz mehr einbringt als bisher. Für mich ist das aus diesem Bereich ein etwas „latschates“ Engagement, was mich besonders wundert, weil ja der Herr Kollege Martinz schließlich jahrelang Bürgermeister der Gemeinde Ossiach war. (Lärm in der ÖVP-Fraktion) Ich erinnere nur daran, dass man rund um den See herum das eine und das andere Projekt plant, dass man für eine Carinthische Musikakademie zehn Millionen Euro flüssigmachen will aus dem Zukunftsfonds, damit man dann von dort hinausschaut auf einen See, wo der Algengatsch herumschwimmet und der kippt und der über kurz oder lang anfangen wird, „angenehm zu duften“. Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das kann so nicht sein!
Oder heuer wird man das Steinhaus von Domenig als Kulturstätte aktivieren. Das wird schwer werden, wenn es dann vom See her muffeln wird (Abg. Lutschounig: Das passt aber eh zum Bau dazu!) oder sich diese Kulturstätte nicht so richtig beleben lassen wird. Das heißt also, hier ist äußerster Handlungsbedarf. Hier kann es nicht sein, dass Einzelne, die dazu beitragen sollen, wenn der Umweltreferent sich bemüht, quasi zu konsensualen Lösungen zu kommen, sich einfach zurückzieht und sagt: „Na, das kann ich nicht finanzieren, und das will ich nicht finanzieren.“ Da sind alle Abwasserverbände und Wasserverbände und was da immer beteiligt ist, aufgerufen, ihren Beitrag zu leisten, um hier das Schlimmste zu verhindern. Und ich sage Ihnen: Es ist zehn, nein, fünf vor zwölf! Ohne ein – und das ist jetzt schon zu sagen – Absaugen dieser Faulschlammschicht im flacheren Bereich des Sees wird der See nicht mehr zu sanieren sein; langfristig!
Das Zweite, zu dem ich Stellung nehmen möchte, ganz kurz, ganz allgemein, ist der Naturschutz. Kärnten liegt mit seinen Aufwendungen für den Bereich Naturschutz am Ende der Aufwendungen aller Bundesländer. Das heißt, die Naturschutzaufwendungen sind ohnehin sehr, sehr gering. Ich möchte an dieser Stelle vor allem erinnern, dass wir Beschlüsse haben, den Naturschutzbeirat betreffend, diesen im Sinne einer Umweltanwaltschaft aufzuwerten und auch mit entsprechender Infrastruktur auszustatten. Diese Beschlüssen haben wir vor vielen Monaten hier gemacht, nach einer langen Diskussion, in der Überzeugung, dass der Naturschutzbeirat bei uns eine etablierte Institution ist und wir ihn nicht durch einen einzelnen Umweltanwalt, eine Umweltanwaltschaft, ein entsprechendes Umweltanwaltschaftsgesetz ersetzen sollen. Wir haben damals beschlossen, dass verschiedene Möglichkeiten diesem Naturschutzbeirat eröffnet werden sollen, damit er ordentlich arbeiten kann. Bis heute ist da nichts passiert! Das ist etwas, das ich mit aller Vehemenz einfordere, meine sehr geehrten Damen und Herren, weil ich glaube, dass man sonst die Diskussion um eine Umweltanwaltschaft neu beleben muss. Man muss sie neu beleben und muss anfangen, wieder dort zu diskutieren, wo wir aufgehört haben, zu diskutieren. Weil wenn man nicht einmal in der Lage ist, innerhalb von etlichen Monaten diese minimale Infrastruktur den ehrenamtlich arbeitenden Leuten zur Verfügung zu stellen, sich immer noch nicht darum bemüht hat, dass eine Geschäftsordnung entsteht, dann muss man sagen, dann geht das nicht, dann funktioniert das nicht, und dann müssen wir diese Diskussion neu eröffnen. Ich bin die Erste, die dazu bereit ist. Dass die Naturschutzbeiräte ihrer Aufgabe nicht nachkommen können, weil sie nicht auf eigene Kosten im ganzen Land herumfahren sollen, wenn sie Bescheide über verschiedene Verhandlungen bekommen, woran sie eigentlich teilnehmen sollten, das ist einzusehen. Da funktioniert es dann nicht. Da werden Bürgerrechte verletzt, wenn das nicht wahrgenommen wird, in massivem Ausmaß. Und das kann so nicht sein! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Ich werde mit Sicherheit in der nächsten Zeit verfolgen, ob man hier tätig wird – ansonsten werden wir die Diskussion wieder aufnehmen.
Das Dritte auf das ich noch zurückkommen möchte, ist die Haltung ganz generell, die wir zu den Fragen des Naturschutzes haben. Diese ganz generelle Haltung kommt in der Endlosangelegenheit Walterskirchen zum Ausdruck. Immer wieder gibt es irgendwo eine Neubelebung dieses Themas. Was steckt dahinter? Für mich steckt dahinter: Jemand kauft um 80 Millionen Schilling (damals) ein Naturschutzgebiet, das noch dazu Natura-2000-Gebiet ist, in der Hoffnung, dass er es sich irgendwie wird richten können, dass er dort Appartements bauen wird, dass er sich dort einen Alterssitz bauen wird. Und das gegen alle Auflagen, die sich aus dem Naturschutzrecht und auch aus den rechtlichen Grundlagen für Natura-2000 ergeben.
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich finde es beschämend, dass in regelmäßigen Abständen ständig darüber, sowohl in der Gemeinde Krumpendorf als auch beim Naturschutzbeirat, als auch in den verschiedenen Abteilungen Gutachten erstellt werden müssen und Gerichtsverfahren gemacht werden müssen und, und, und und, um festzustellen, was jeder weiß, der um 80 Millionen Schilling ein Naturschutzgebiet erwirbt: dass man nämlich dort nicht beliebig bauen kann. Auch dann nicht beliebig bauen kann, wenn auf irgendeinem Stückerl eine Bauwidmung drauf ist; dann nicht beliebig bauen kann, wenn alles mit rechten Dingen zugeht. Ich fordere hier massiv ein, dass da auch weiter alles mit rechten Dingen zugeht, denn in der Vergangenheit sind da sehr, sehr seltsame Dinge passiert – bis hin zum einzelnen, nachweisbaren Versuch, die Grenzen des Naturschutzgebietes schön klammheimlich zu verändern. Das sind Zustände, meine sehr geehrten Damen und Herren, die werfen auch ein bisschen ein Sittenbild auf die Ernsthaftigkeit, mit der wir die Frage des Naturschutzes behandeln. Wenn das selbstverständlich ist, wenn jemand, der so etwas macht, annehmen kann, dass sich das schon irgendwie richten und hinkriegen lassen wird: So kann das nicht sein! Hier, glaube ich, brauchen wir ein wesentlich entwickelteres Bewusstsein dafür, dass Naturschutz nicht eine Störung des Lebens einzelner Leute ist, sondern Naturschutz ist ein gerechtfertigtes Anliegen von uns allen und ist auch irgendwo im Zusammenhang zu sehen mit einer Verantwortung, die wir haben sollten, für die nächsten Generationen. Das sehe ich jetzt nicht als leere Floskel. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Mag. Cernic

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Ich bin auf Grund dieser Wortmeldung der Kollegin Cernic sehr dankbar! Also das muss wirklich gesagt werden, die Haltung des Landes Kärnten zum Naturschutz. Sie hat das wirklich auf den Punkt gebracht. Es ist so, dass das Land Kärnten hier sozusagen sich unterscheidet. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Präsentieren Sie hier auch das Land Kärnten?) Präzisieren kann ich das ganz einfach: Es gibt zwei ganz besondere Unterschiede zu anderen Bundesländern, also zwei interessante Merkmale. Erstens hat Kärnten keine weisungsfreie und unabhängige Umweltanwaltschaft, und Kärnten ist hintennach bei der Bekämpfung des Feinstaubs und des Ausbaus von Ökostrom. Das geht auch aus dem Wirtschaftsbericht hervor. Das sind Merkmale, die genau diese Haltung zum Ausdruck bringen, weil so getan wird, als ob der Naturschutz und der Umweltschutz eigentlich wurscht wären. Auch budgetär wird das vernachlässigt. Es ist irgendwie beschämend für ein Land, das auf diese natürlichen Grundlagen, natürlichen Ressourcen sehr stolz sein sollte. Das sind unsere Wirtschafts- und Lebensgrundlagen, und auf die muss man aufpassen.
Wenn ich heute vom Naturschutzreferenten, Dr. Strutz, gehört habe, dass ich da dem Naturschutzbeirat etwas unterstellen möchte: Ich möchte niemandem etwas unterstellen, aber ich frage Sie, was es denn ist, wenn ein Naturschutzbeirat als Gremium am gleichen Tag die Unterlagen zur Verfügung bekommt und am gleichen Abend eine Entscheidung treffen muss, eine ganz wichtige Entscheidung?! Was ist denn das dann als ein Druckausüben? Wir hätten einen Einspruch beim Feststellungsbescheid für das UVP-Verfahren zum Stadion in Klagenfurt machen können. Die einzigen Einspruchsberechtigten sind der Naturschutzbeirat und auch der Bürgermeister. Es wäre sehr, sehr wichtig für dieses Projekt, eine Umweltverträglichkeitsprüfung zu machen. Dass der Naturschutzbeirat diesen Einspruch nicht gemacht hat, kann für mich nur bedeuten, dass vorher irgendwer oder irgendetwas auf den Naturschutzbeirat so eingewirkt hat, dass er diesen Einspruch eben nicht gemacht hat. Und das ist nicht Sinn der Sache! Der Unterschied zwischen Naturschutzbeirat und Umweltanwalt ist der, dass der Umweltanwalt eben unabhängig und weisungsfrei ist oder sein sollte und auch handlungsfähig sein sollte. Der Naturschutzbeirat ist in der gegenwärtigen Situation nicht handlungsfähig. Es ist eigentlich eine Frechheit, dass ich da überhaupt nichts getan hat, seit dem letzten Naturschutzgesetz. Da muss sich wirklich irgendetwas tun. Da muss ich an meine Vorrednerin anschließen.
Sehr erschrocken war ich auch über das Abschneiden der Umwelt- und Energiepolitik. Das geht interessanterweise auch aus dem Wirtschaftsbericht 2004 hervor. Das haben wir auch auf der Tagesordnung. Ich darf zitieren: „Im Bereich Umwelt- und Energiepolitik verpflichtet sich Österreich, seinen Anteil an der inländischen Stromerzeugung aus erneuerbarer Energie von 70 % im Jahr 1997 bis zum Jahr 2010 auf 78,1 % anzuheben. Laut IHS-Kärnten wird dieses Ziel mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht mehr erreicht werden. Kärntens Treibhausgase weisen jedenfalls ein stärkeres Wachstum auf als im Bundesdurchschnitt. Österreichweit wird dieses Ziel verfehlt und kärntenweit erst recht.“ Also Kärnten ist in der Reduktion der Treibstoffemissionen weit, weit hinter dem Bundesdurchschnitt. Auch in der Erzeugung von Ökostrom, in der Einspeisung von Ökostrom ist Kärnten hintennach. Die Ursachen für diesen starken Anstieg der Treibhausgasemissionen sind auch klar - das schreibt auch der Wirtschaftsbericht -, die sind im Sektor „Verkehr“ zu finden. Im Sektor „Verkehr“ deswegen, weil Kärnten den höchsten Anteil an Individualverkehr im Bundesländervergleich hat. Am meisten Auto gefahren wird in Kärnten. Das wird auch mit dieser Pendlerpauschale unterstützt. Aber wir dürfen uns nicht wundern, dass die Treibhausgasemissionen da ansteigen, dass wir dieses Problem haben. Wir werden auch einen Antrag in diese Richtung einbringen, dass man einen Feinstaubaktionsplan in Angriff nehmen sollte. Wir haben ja bereits vor einiger Zeit auch schon so einen Antrag eingebracht. Es ist leider in dieser Richtung nicht sehr viel weitergegangen.
Ganz bescheiden nehmen sich die Aufwendungen für den Klimaschutz aus, nämlich 50.000 Euro im Voranschlag. 50.000 Euro Aufwendungen für den Klimaschutz, damit kann man leider Gottes nicht sehr viel tun. Ich würde sehr viel an Ihr Gewissen appellieren, auch an Ihr Naturgewissen – das hat ja hoffentlich jeder! – hier wirklich ein bisschen mehr Gelder auch für den Natur- und Umweltschutz zur Verfügung zustellen! Danke! (Beifall vom Abg. Holub und KO Abg. Mag. Kaiser)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Herr Präsident! Hoher Landtag! Die Energiewirtschaft, die Rahmenbedingungen haben sich weltweit in den letzten Jahren tiefgreifend verändert. Das spüren Konsu​menten ebenso wie Unternehmer. Die Preise für Öl, Kohle, Gas, Strom, Benzin, Die​sel ziehen an. Der Rohölpreis auf dem Weltmarkt lag Anfang Dezember bzw. August 2004 bei rund 43 Dollar je Fass und Ende August 2005 bei 70 Dollar je Fass. Die Kosten für Heizöl haben sich innerhalb eines Jahres um ein Drittel erhöht. Vieles deutet darauf hin, dass diese Veränderungen nicht vorübergehend sondern dauer​haft sind und viel weitergehen werden.
Manche Experten sprechen sogar von einem Strukturumbruch in der Erdölversor​gung der unmittelbar bevorsteht und trotz steigender Preise in Zukunft zu einem schrumpfenden Angebot an Erdöl führen wird. In diesem Zusammenhang werden Rohölpreise von 80 mit 120 Dollar je Fass in den nächsten Jahren für durchaus mög​lich gehalten. Angesichts dieser Entwicklungen stellen sich zahlreiche Fragen hin​sichtlich der Perspektiven für die Kärntner und österreichische Energieversorgung. Wo soll die Wirtschaft, die Energieversorger, die privaten Haushalte in Zukunft Inve​stitionsschwerpunkte setzen? Soll die Politik klare Weichenstellungen in eine be​stimmte Richtung vornehmen oder die Entwicklung sowei wie möglich den Kräften des Marktes überlassen werden? Ist die Versorgung der Wirtschaft und der Haus​halte mit Strom, Wärme und Treibstoffen gesichert, auch wenn es zu größeren Tur​bulenzen auf dem Erdölmarkt kommen sollte? In Österreich gibt es zwei Denk​schulen, wobei sich die eine für die Fortsetzung des bisherigen Weges ausspricht und die andere einen beschleunigten Umstieg auf erneuerbare Energieträger propa​giert.
Der bisherige Weg in Österreich lässt sich wie folgt charakterisieren: Die Energie​politik des Bundes konzentriert sich auf die Umsetzung der Vorgaben, die aus Brüssel kommen und überlässt im Übrigen die Entwicklung weitgehend den Marktkräften. Richtlinien aus der EU-Zentrale veranlassten die österreichische Bundesregierung, Gesetze über die Liberalisierung des Strommarktes – die Folge daraus, KELAG, Stadtwerke Klagenfurt, über die Beimischung von Biotreibstoffen zu forcieren – des Ökostroms zu verabschieden. Abgesehen von diesen Bundesaktivitäten gibt es zahl​reiche Initiativen des Landes Kärnten und den Gemeinden, die erneuerbare Energie​träger in vielfältiger Weise unterstützen. Die Befürworter des beschleunigten Umstie​ges auf erneuerbare Energie und Energieträger und erhöhte Energieeffizienz befür​wortet einen systematischen und konsequenten Umbau des Energiesystems zu er​neuerbaren Energieträgern in der Form, wie dies die Bundesregierung im Regie​rungsprogramm 2003 festgelegt hat. Dort heißt es, dass der Anteil der erneuerbaren Energieträger jährlich um ein Prozent zunehmen soll. Hätte man diesen Weg weiter verfolgt, so hätte sich der Anteil der erneuerbaren Energieträger von 1990 bis 2003 von 21 auf 34 Prozent erhöht und entsprechend der Anteil der fossilen Energieträger auf 66 Prozent reduziert. Dies ist aber leider Gottes nicht eingetreten. Das Ergebnis sieht man. Die fossilen Energieträger beherrschen nach wie vor den Markt und die Preise steigen ins Endlose.
Die Frage des künftigen energiewirtschaftlichen Weges lässt sich nicht nur nach rechtlichen sondern auch nach ökonomischen Gesichtspunkten betrachten. Der österreichische Nationalökonom Joseph Schumpeter, 1883 bis 1950 in Österreich tätig bzw. geboren und gestorben, hat in seinem bekannten Buch „Sozialismus, Kapitalis​mus und Demokratie“ auf eindrucksvolle Weise die besondere Bedeutung der Inno​vation und des technischen Fortschrittes für die wirtschaftliche Entwicklung beschrie​ben. Innovationen führen immer wieder zur Entwertung bestehender Kapitalanlagen, weil neue Technologien frühere Investitionen obsolet machen. So legt die zerstöre​rische Kraft der Innovation die Basis für neue wirtschaftliche Dynamik. Dieser Ge​dankenansatz führt zur Frage, wo künftig Innovationsschwerpunkte in der Energie​wirtschaft zu erwarten sind? Im Bereich der Öl- und Gasverbrennung oder im Bereich der erneuerbaren Energieträger, sei es nun Windenergie, Biomasse, Solartechnik oder Wasserkraft.
Von den Zielsetzungen her sollte ein Weg der Langfristigkeit energiewirtschaftlicher Investitionen wünschenswert erscheinen lassen. Dazu bedarf es einen gesellschaft​lichen, politischen Konsens der Energieträger, die die Energieversorgung Kärntens und Österreichs der nächsten 20 bis 25 Jahre, also bis 2030, bestimmen sollte. Letztendlich sollte diese Zielsetzung in einem energiewirtschaftlichen Rahmen gesetzt mit Zielvorgaben bis 2030 münden und würde allen Entscheidungsträgern helfen.
Dieses Ziel kann meiner Ansicht nach nur erreicht werden, wenn einerseits der Aus​bau aller Formen der erneuerbaren Energien (Wasserkraft, Wind, Biomasse, Solar​technik) deutlich beschleunigt wird und gleichzeitig der Energieverbrauch durch Effi​zienzverbesserung und Sparen um etwa 20 Prozent gesenkt werden sollte. Es wird wichtig sein, den vorgeschlagenen Umbau der Energiesysteme, fossiler erneuerbarer Energie und Energieeffizienz anzugehen, um ein breites Verständnis für ein derarti​ges Vorhaben zu wecken. Es ist eine intensive Information und Aufklärung der Bevöl​kerung über die Notwendigkeit dieser Energiewende unerlässlich. Es muss daher ge​lingen, den Umstieg der Energieversorgung breiten Kreisen der Bevölkerung ver​ständlich zu machen.
Schweden ist bei der Nutzung erneuerbarer Energien in Europa in einer Vorreiterpo​sition. Um Österreich wieder auf diese Überholspur zu bringen, ist die Schaffung eines nationalen Energieaktionsplans erforderlich. Nur mit ihm ist es möglich, das Potenzial der erneuerbaren Energie bis zum Jahr 2020 bzw. 2030 voll auszureizen. In Schweden hat die Regierung Goran Börsen das Heft fest in die Hand genommen und für die Rahmenbedingungen gesorgt, um bis 2020 die Verdrängung fossiler Energieträger durch erneuerbare Ressourcen möglichst weit voranzubringen. Kom​munen und Regionen liefern sich einen Wettkampf um die Realisierung der Energie​wende weg von den üblichen hin zu erneuerbarer Energie. Städte wie Stockholm und Norköpping und viele andere, sind hervorragend unterwegs bei der Nutzung von erneuerbarer Energie für Strom, Wärme und Treibstoff. Vor allem beim Treibstoff gehen sie komplett neue Wege. Sie verwenden Biogas als Treibstoff. Dieses Biogas wird aus kommunalen und regionalen Abfällen gewonnen.
Um Österreich und Kärnten ähnlich den Schweden auf die Überholspur zu bringen, wobei Kärnten gerade was die erneuerbare Energie betrifft ein Vorreiterland war, im Speziellen in der Solartechnik, wäre eine Kraftanstrengung der gesamten Regierung vonnöten, nicht nur des Lebensministers. Engagement muss auch von regionalen und Landesenergieversorgern kommen. Gemeinsam mit starken Organisationen, wie zum Beispiel den Raiffeisenorganisationen, müssen die Potenziale der Abfallwirt​schaft in Stadt und Land mit den Potenzialen der Land- und Forstwirtschaft kombi​niert genutzt werden. Für den Rahmen hat der Bund mit einem nationalen Energie​versorgungsplan nach schwedischem Muster zu sorgen. Energiefragen müssen in Zukunft dezentral, nicht zentral gelöst werden. Im dezentralen Ansatz liegt höhere Wertschöpfung sowie bessere ökologische Potenziale. Schwedische Regionen be​weisen das nachdrücklich.
Ich hätte sicherlich noch sehr viel über die Thematik dieser Energie und Energiefor​men zu sprechen, möchte aber jetzt auf das Landesbudget kommen. Man hat ja ge​sehen, dass wir eben den Voranschlag nachbessern haben müssen. Gerade im Be​reich der Energie und für das Budget 2006 sind rund 8,2 Millionen vorgesehen. Mit diesen 8,2 Millionen will man wieder Investitionszuschüsse in den verschiedensten Formen bei der Umsetzung erneuerbarer Energien seitens des Landes mitfinan​zieren. Es muss aber auch etwas gesagt werden, dass wir in vielen Bereichen höchstwahrscheinlich nicht mehr jene Förderhöhen erreichen werden können wie sie unsere Bürger und die Wirtschaft in den letzten Jahren erfahren haben. Wichtig ist es aus meiner Sicht aber auch, dass wir in Zukunft in Kärnten ein Energiekonzept haben werden. An diesem Energiekonzept werden wir alle maßgeblich beteiligt sein und mitdiskutieren müssen, wenn wir gemeinsam für Kärnten ein neues Energiekon​zept erarbeiten wollen. Der Umweltreferent, Landesrat Rohr, hat ja schon ein Kon​zept in Vorbereitung und wird uns sicherlich Anfang des Jahres dieses Konzept prä​sentieren. Das Ziel soll eine zielorientierte nachhaltige Energiewirtschaft in Kärnten sein. Und um dieses Ziel zu erreichen, brauchen wir eine breite Basis der Meinungs​bildnerinnen und Meinungsbildner, die alle miteinzubinden sind.
Meine geschätzten Damen und Herren! Ich möchte vielleicht noch auf zwei Punkte kommen. Sie sind unmittelbar natürlich auch mit Energie zusammenhängend, aber unmittelbar geht es mir um den Bereich Nationalpark. Wir haben in Kärnten einen Nationalpark, der hervorragend bewirtschaftet wird und auch funktioniert. Und ich glaube, es ist auch eine richtige Entscheidung seitens der Landesregierung gewe​sen, hier in Kärnten einen Nationalpark zu installieren. Es gibt hier immer bessere Wertschöpfungen aus diesen Nationalparks und die Gemeinden und die Bevölkerung und der Tourismus, aber auch natürlich das Land Kärnten, kann hier in Zukunft sehr viel Wertschöpfung noch erwarten. Natürlich brauchen wir auch den dementspre​chenden finanziellen Unterbau im Bereich der Naturparke.
Derzeit gibt es ja nur eine Naturparkregion Dobratsch. Der Herr Landeshauptmann hat in seiner Budgetrede gesagt, er beabsichtigt auch mit dem Naturparkreferenten einen Naturpark Weißensee zu verabschieden. Die Gemeinden und die Regionen Südkärntens haben natürlich auch die Absicht, einen Naturpark Südkärnten einzu​bringen. Ich selbst habe die Gespräche mit dem Naturparkreferenten geführt und wir werden im Jänner, ich denke, mit den Grundeigentümern den positiven Abschluss machen, damit wir das verordnen werden können. Die Naturparke haben derzeit ein Budget von 72.000,-- Euro vorgesehen, aber laut dem heutigen Budgetbeschluss soll es so sein, dass der Referent bis auf 350.000,-- Euro, wenn die dementsprechenden Unterlagen nachgeliefert werden, erhöhen kann.
Geschätzte Damen und Herren! Ich fasse noch einen Teil mit und zwar den Teil Wasserbau, wir alle haben mitbeschlossen bzw. beschlossen und wir haben auch einen Siedlungswasserfonds und einen Wasserfonds in Kärnten installiert der im größten Teil von den Kommunen des Landes Kärnten ausgenützt wird. Und ich glaube, das ist auch jener sinnvolle Bereich, dass man hier Geld einsetzt, das wieder zurückbezahlt werden kann, um anderen Gemeinden hier Investitionen frei zu machen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort. – Der aufgerufene Abgeord​nete erklärt, erst nach Abg. Lutschounig an der Reihe zu sein.)
Strauß

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Entschuldigung! Lieber Abgeordneter Lutschounig, ich darf mich entschuldigen! Du bist natürlich vorher dran. Du bist in der Reihenfolge vor Herrn Abgeordneten Gallo.

Ferlitsch

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Ja, meine geschätzten Damen und Herren! Nachdem die Frau Kollegin Cernic in fachlich, wie für es für Sie als Biologin üblich ist, sehr guter Form auch die Proble​matik des Bleistätter Moors und die Auswirkungen auf den Ossiacher See dargelegt hat. Wo ich nicht mit ihr gemeinsam gehen kann, ist die politische Beurteilung, indem Sie den Herrn Landesrat Martinz als „latschert“ oder „lotschert“ oder irgendwie hinge​stellt hat. Das stimmt nämlich insoferne nicht, Frau Kollegin – das muss ich dir schon sagen – wenn jemand initiativ war im Bereich des Ossiacher Sees und deren Ver​besserung der Wasserqualität, dann war es die ÖVP bitte! Denn, wir haben es in die Wege geleitet, … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Und es ist schwarz seitdem! – Heiterkeit in der F-Fraktion.) Da hat der Kollege insoferne wirklich Recht, denn es sind nicht grüne Flecken, sondern es sind wirklich schwarze. Ich war das mindestens zehn Mal an​schauen. Das schaut so grauslich aus wie ein abgezogener, abgehäutelter Ratz. Schiach! Grauslich! Es kommt bei der Hitze von unten herauf, es lagert ja am Boden und kommt dann herauf. Der Herr Präsident kennt das ja bestens.
Aber ich glaube, die Ursachen, und das haben auch die Experten befunden, sind – wie du das richtig gesagt hast, Frau Kollegin – natürlich die Einströmung über die Tiebel und auch die landwirtschaftliche Nutzung, weil es Phosphate sind, um die es sich handelt, die dort eingeschwemmt werden. Aber wir haben es in die Wege ge​leitet, dass wir die 60 Hektar so eine Art ein Retentionsbecken geschaffen haben und, dass wir die Ablöse aus landwirtschaftlichen Mitteln finanziert haben. Frau Kollegin, wir haben das abgelöst. Nur jetzt geht es darum, dass natürlich alle anderen – weil wahrscheinlich der Umweltreferent das allein nicht derpacken wird – sondern, dass es eine Sonderfinanzierung geben wird müssen, damit man auch die weiteren baulichen Maßnahmen, damit es dann letztlich zu dieser Überflutung kommt, auch umsetzen wird können. Also, da haben wir wirklich alles getan. Und ich glaube, dass der Herr Referent nicht „lotschert“ ist, sondern dass es darum geht, dass jetzt entsprechende Mittel, Sondermittel – ob Sonderbedarfszuweisungen oder was auch immer – zur Verfügung gestellt werden, zum Einen.
Zum Anderen, was Walteskirchen betrifft, auch ein Dauerlieblingsbrenner von der Frau Kollegin, die sich da ja fachlich sehr eingebracht hat. Nur, glaube ich, diese Weltuntergangsstimmung mit Walterskirchen gemeinsam zu sehen oder heraufzube​schwören, finde ich zumindest unbegründet, weil ich glaube, was dort passiert ist, - klarerweise hat einer die 80 Millionen nicht deshalb ausgegeben, damit dort in der Zukunft nur Schnecken und Frösche herumlaufen werden – sondern, dass es auch für ihn eine persönliche Nutzung geben wird. Es geht aber nicht darum, und das geht hervor, dass er dort eine Appartementnutzung haben will, sondern dass er für sich eine private Nutzung haben will, dass diese vielen Gebäude, die dort stehen – die alles eher als noch entsprechend schön und passend anzusehen sind – weggerissen werden und ein ordentliches Gebäude hingestellt wird, wo er dann auch seinen Alterssitz hat. Und ich glaube, das sollte man durchaus machen. Und, wenn da eine Junktimierung mit dieser sogenannten „Hirschenwiese“ geschieht. Dort, glaube ich, dass es ökologisch wirklich wertvoller wäre, obwohl auf dieser Wiese eine Widmung oben ist, dass man diese dem Naturschutz, der Natur belässt.
Aber ich glaube, all diese Dinge sollten ja letztlich mit Augenmaß behandelt werden. Und ich glaube nicht, dass man aus einem fundamentalen Standort heraus, dazu Nein sagen muss. Irgendeiner, der das kauft, der darf dort für alle ewigen Zeiten nichts mehr tun und das in keiner Weise nutzen. Ich glaube, dass sich auch die Nutzung des Waldes dort zur Zeit so darstellt, dass in einigen Jahren – in 10, 15, 20 Jahren – der Wald wieder fast eine Größe erreicht hat wie er jetzt war. Und waldliche Nutzung ist ja kein Umweltskandal, es ist ja dort nicht ein Flugplatz oder irgendein Fabriksgelände entstanden, sondern es kann der Wald sich ja weiterhin entwickeln.
Der Kollege Strauß hat sehr breit auch dem Energiebereich hier seine Ausführungen gewidmet. Es ist wirklich zu unterstreichen, was er gesagt hat. Da sind wir d’accord. Ich glaube, dass man einfach alle gesetzlichen Möglichkeiten, so wie die eine, wo ich früher bei der Wohnbauförderung gemeint habe, nutzen sollte, um hier auch in den Bereich der Alternativenergie vorzudringen, wo man auch mit gesetzlichen Anreizen, was die Wohnbauförderung betrifft, jedenfalls doch eine gewisse Regelung vorgeben kann, dass es ein besonderer Reiz ist, sich beim Neubau alternativen Energieformen zuzuwenden. Das ist, glaube ich, oberstes Gebot! Wenn das geschieht, werden wir auch viele andere Dinge wie Kyoto-Ziel etc. erreicht haben.
Was wir in besonderer Weise noch forcieren sollten, das hat er auch gesagt: Das ist auch die Wasserkraft. Wir glauben alle, Wasserkraft zu nutzen, ist etwas, was der Natur nicht gut tut, was dem Umweltschutz nicht gut tut. Ich sage ganz ehrlich: Wir haben ein riesiges Know-how auch mit der ÖDK hier in Kärnten gehabt. Leider Gottes hat sich diese Meinung im letzten Jahrzehnt geändert, dass der Ausbau der Wasserkraft praktisch ein Tabu-Thema geworden ist. Schade darum! Ich sage ganz ehrlich: Schade, dass man diese Ressourcen nicht mehr nutzen kann! Wir sollten auch was die Kleinkraftwerke betrifft – ob das jetzt auf kommunaler Ebene geschieht, dass es die Gemeinden selbst betreiben wollen oder viele andere Interessenten es machen – auch forcieren. Wir sollten hier auch aus der Sicht des Naturschutzes nicht einen generellen Riegel vorschieben. Ich glaube, wir werden auch in der Zukunft dringendst notwendig haben, dass wir den Strom brauchen. Wie gesagt, die fossilen Stoffe sind ja wirklich endlich. Wir wissen, in 20, 30 oder in 50 Jahren werden sie tatsächlich zu Ende sein. Wir brauchen diese Alternativen dringendst: ob es die Windkraft ist, ob es die alternative Form von Biogas und Bioenergie oder Biomasse ist, die wir nutzen oder letztlich auch die Wasserkraft. Dies sind alles erneuerbare Energieträger, die wir in besonderer Weise stärken sollten. Ich glaube, wir sollten jede politische Maßnahmen dafür nutzen, um wirklich einen ökologischen Weg hier einzuschlagen! Danke schön! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Lutschounig

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Liebe Kolleglinnen und Kollegen! Ich möchte dort weiterfahren, wo mein Vorredner geendet hat, im Energiebereich: Der auch hier in Kärnten sehr bekannte Prof. Rademacher hat die Energienachfrage als „zentrale Herausforderung der Menschheit“ dargestellt. Er hat ein Zukunftsszenario gemalt. Seine These dabei ist: „Da die Weltbevölkerung weiter stark wächst und bis 2050 rund 9,5 bis 10 Milliarden Menschen umfassen dürfte, ist auch mit dem wachsenden Bedarf an Wasser, Nahrung, Land und eben auch Energie zu rechnen.“ usw. Ich lege Ihnen die weitere Lektüre seiner Studien ans Herz! Ich darf von unserer Seite hinzufügen, dass – nachdem der Herr Energiereferent bis jetzt viel versprochen hat, aber immer noch kein Konzept vorgelegt hat – wir ein solches erarbeiten werden. Der seinerzeitige Energiereferent und das heutige Geburtstagskind, Dipl.-Ing. Freunschlag, und Kurt Scheuch als Klubobmann haben das angekündigt: Es wird sehr spannend werden, wer früher fertig werden wird. Ich sehe das als Bewerb im politischen Bereich, als Ideenwettbewerb.
Kärnten ist ja österreichweit bei der Biomasse bereits derzeit führend. Diesen Weg der erneuerbaren Energien gilt es, fortzusetzen. Dies umso mehr, als wir gerade in den letzten Wochen gemerkt haben, dass die Energieversorgung auch in Kärnten mit Hürden behaftet ist, wenn wir an die Strompreiserhöhung, die die KELAG angekündigt und jedem Haushalt bereits mitgeteilt hat, denken. Der Gaspreis ist ebenso gestiegen. Umso unverständlicher ist es, dass die Stadt Klagenfurt sich dem Gas sozusagen ausliefert, sich in eine Abhängigkeit zum Ausland begibt. Wir produzieren in Österreich zu wenig und in Kärnten gar nichts an Gas, sodass hier eine weitere Fehlentscheidung der Stadt Klagenfurt die Bürger dieser Stadt sehr teuer zu stehen kommen wird.
Ich möchte auch ein Wort zur Frau Kollegin Cernic, die im Gegensatz zur Frau Abgeordneten Lesjak noch hier ist, auch zur Algenplage etwas sagen. Ich verstehe Ihren Ärger. Ich teile auch den Unmut darüber, dass nichts passiert. Ich möchte der Form halber nur dazufügen, dass neben dem Landesrat Martinz eine Zuständigkeit auch beim Herrn Umweltreferenten Ihrer Partei ist und vor allem, dass der Träger der Sanierungsmaßnahmen der Wasserverband Feldkirchen ist, mit dem Herrn Bürgermeister Strießnig an der Spitze. Ich bitte also, dort „Gas zu geben“, damit endlich etwas weitergeht!
Was ich nicht nachvollziehen kann, ist, das ewige Wehklagen und Krankjammern des Umweltanwaltes in Form des Naturschutzbeirates. Das ist ungerecht und auch unsachlich! Sagen Sie das der Frau Kollegin Lesjak! Sie wird nicht müde, hier die Unwahrheit zu behaupten, dass es hier keinen weisungsfreien Umweltanwalt gibt. Wir haben das in der letzten Novelle des Naturschutzgesetzes institutionalisiert: Er ist unabhängig; er ist weisungsfrei. Der Naturschutzreferent als Vorsitzender hat kein Stimmrecht. Und wenn es um die Dotierung geht, so ist das nicht das größte Problem, sondern das Problem sind die Entscheidungen. Ich bitte, diese Arbeit nicht schlecht zu machen, nicht gering zu schätzen! Wenn dort Entscheidungen fallen, bitte ich, sie auch zur Kenntnis zu nehmen: Das ist passiert!
Damit komme ich eigentlich zum Hauptthema meines Teiles hier, und das ist, überraschend für mich, nicht zur Sprache gekommen: die Abfallfront in Kärnten. Immer mehr Menschen beklagen die immer größer werdenden Gebühren. Auch zu meiner Überraschung habe ich vor zwei Tagen in einer Wochenzeitung und heute auch in einer Tageszeitung vernommen, dass der Herr Umweltlandesrat jetzt eine Entscheidung herbeiführen will, am kommenden Dienstag in der Regierung, wo eine zweite Schiene in Arnoldstein dazugebaut werden soll. Ich will das jetzt nicht bewerten, möchte aber zur Vorgangsweise etwas sagen. Ich habe jetzt mindestens eineinhalb Jahre den Herrn Umweltlandesrat über Anfragen gelöchert, wie denn die Fortsetzung sein wird. Denn dass zuviel Müll anfällt, dass in Arnoldstein nur 80.000 Jahrestonnen entsorgt werden und da eine Lücke zwischen 40.000 und 60.000 Jahrestonnen klafft, hat er mir nie wirklich beantwortet, sondern nur herumgeredet. (Lärm in der SPÖ-Fraktion) Ich habe ein sehr gutes Gedächtnis. Aber das, was jetzt passieren soll, ist also ein klassisches Drüberfahren: am Rücken der Gebührenzahler!
Der Herr Kollege Arbeiter hat heute etwas sehr Schönes gesagt: Er traut schon lange den zahlreichen Beraterfirmen nicht mehr; gilt für den Krankenhausbereich. Jetzt ist es wieder eine Beraterfirma, in einer Zeitung habe ich gelesen, es ist irgendein Papst, der wieder etwas vorgelegt hat. Ich muss sagen: Das, was mir bisher zugänglich geworden ist (das Ganze hat 300 Seiten), der Auszug daraus, stimmt mich bedenklich, und zwar deshalb, weil ohne jede öffentliche Diskussion in einer breiten Art und Weise – und ich fordere die deshalb ein, weil jede Kärntnerin, jeder Kärntner betroffen ist, auch alle Gemeinden betroffen sind und sogar dein eigener Parteikollege, der Herr Bürgermeister Kessler, hat die Einbindung der Gemeinde Arnoldstein über die Zeitung gefordert, weil das nicht stattgefunden hat, weil die Gebührenfrage überhaupt nicht, in keiner Art und Weise angesprochen worden ist, es keine öffentliche Interessentensuche gegeben hat. Das Ganze geht also in Richtung Monopol, das sage ich auch. Und wohin Monopole führen, das wissen wir. Aber das ist halt leider der alte Reflex, der immer diesem Zentralismus huldigt.
Noch etwas stört mich auch, dass die Spiegelgleichheit – die ich allerdings den Medien entnommen habe – hier vollzogen werden soll. Ich muss ganz ehrlich sagen: Die Anlage arbeitet, sie arbeitet gut, aber bis das Ganze in Betrieb gehen soll (2009), wird es Fortschritt geben. Also „spiegelgleich“ ist in Wirklichkeit Stillstand. Und Stillstand heute im technischen Bereich ist eigentlich Rückschritt. Das heißt, das was von unserer Seite hier einzufordern ist, ist wirklich eine breite öffentliche Diskussion des Problems, so wie wir das vor der Installierung in Arnoldstein hatten. Damals hat man auf Grund dieser Diskussion einen guten Weg gefunden, der auch Akzeptanz gefunden hat. Das, was jetzt passiert, ist eigentlich ein Drüberfahren, vollendete Tatsachen zu schaffen. Ich bin überzeugt davon, dass das weder die Zustimmung der Gemeinden finden wird noch die der Menschen in unserem Land!
Daher bitte ich, hier das noch einmal zu überdenken und einen Weg zu gehen, der mit den Menschen ist und nicht gegen die Menschen und nur Gebühren verursachen wird! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt LR Ing. Rohr das Wort.)

Dipl.-Ing. Gallo

Landesrat Ing. Rohr (SPÖ):

Ing. Rohr

Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Danke für die durchaus konstruktiven Beiträge in Bezug auf Umwelt- und Energiepolitik! Ich möchte mich auch bei allen Beteiligten, die hier hervorragende Arbeit im abgelaufenen Jahr geleistet haben, sehr herzlich bedanken! Ich denke, die Energieabteilung des Landes hat hervorragende Arbeit geleistet, denn gerade auch die Fülle der Förderanträge, die hier abgearbeitet wurde und die Finanzmasse, die letztlich auch im Interesse der Kärntner Bevölkerung, der Kärntner Bürgerinnen und Bürger zum Einsatz gekommen ist, nämlich über neun Millionen Euro, das ist eine beträchtliche Summe, wenn man das in Schilling umrechnet, weil das sind nämlich Direktfördermittel, die tatsächlich in Investitionen geflossen sind. Wenn man das Ganze sozusagen, in etwa festschreibt mit 30 bis 40, 50 % des Investitionsvolumens, dann ist das eine gewaltige Investitionssumme, die im Interesse der Nachhaltigkeit, im Interesse der Umwelt hier in Kärnten investiert wurde.
Wenn gesagt wurde, dass Kärnten, was die erneuerbaren Energieträger betrifft, nicht im Spitzenfeld der österreichischen Bundesländer ist und eher tümpelt und hier Nachholbedarf hätte, dann muss ich also ganz klar und deutlich feststellen: Alles was erneuerbare Energieträger betrifft, ist Kärnten mit 42 % am Gesamtenergieaufkommen durch nachhaltige Energieaufbringung Spitzenreiter in Österreich. Der Durchschnitt in Österreich liegt zwischen 27 und 29 %. In Europa sind wir derzeit überhaupt erst zwischen 3 und 6 %. Also denke ich, haben wir hier unsere Hausaufgaben gemacht und werden das auch in der Zukunft machen. Das werden wir tun.
Wir werden die Energieförderrichtlinien am kommenden Dienstag für das kommende Jahr neu beschließen. Wir werden auch dort neue Gewichtungen vornehmen. Ich denke, nachdem die Solarsonderförderaktion jetzt über drei Jahre sehr erfolgreich gelaufen ist, ist es jetzt an der Zeit, dass man neben dem Solarpaneel in Zukunft ganze Ökoheizpakete installiert und hier besondere Förderanreize bietet. Es wird so sein, dass bei der Solarförderung die Sonderförderung von 1.000 Euro auf 500 Euro zurückgenommen wird, dass bei der Förderung für Heiz- und Warmwasseraufbereitung die Sonderförderung von 1.400 auf 700 Euro zurückgenommen wird. Das ist auch durchaus vernünftig, weil auf der anderen Seite die steigenden Preise für fossile Energieträger die Wettbewerbs- und die Marktsituation auch völlig verändert haben. Wir werden neue Gewichtungen vornehmen, indem wir sagen: Nicht nur das Solarpaneel am Hausdach ist eine wichtige Komponente, sondern vielleicht auch der Pelletsofen an Stelle eines Heizölkessels für Heizzwecke im Keller ist nachhaltig und ökologisch richtig. Daher, denke ich, sind wir hier durchaus auf einer guten Schiene. Wir sind also von der Dotierung her auch im Budget des Jahres 2006 überproportional gut dotiert - wenn man alleine schaut, die Aufwendungen für die Energieförderung im Landesvoranschlag sind 9,265.000 Euro angeführt, wobei man sagen muss, dass natürlich hier auch noch Teile der Förderanträge des Jahres 2005 mit abzufinanzieren sein werden.
Was die Energieleitlinien betrifft, die sozusagen auch die Zielsetzungen für eine neue inhaltliche Ausrichtung der nachhaltigen Energiepolitik betreffen, so verwundert es mich nicht, dass man natürlich vor der Budgetdebatte noch schnell eine Pressekonferenz macht und dass man weiß ich, was für wundersamen Konzepte ankündigen wird. Herr Abgeordneter Gallo, ich stelle mich gerne diesem Ideenwettbewerb, weil ich überhaupt kein Problem habe mit dem, was von mir in Vorbereitung ist. Es ist also in Zusammenarbeit mit der Energieverwertungsagentur, in Zusammenarbeit mit der Technischen Universität Graz ein Energiekonzept für Kärnten in Auftrag. Dieses Energiekonzept wird auch in seiner Basis und in seinem Fundament diskutiert werden, mit allen Interessensgruppen, mit den Sozialpartnern, mit den politischen Gruppierungen.
Wir werden im Februar des Jahres 2006 starten und Zielsetzung ist es, dass wir Mitte des Jahres 2006, wenn es Herbst wird – bitte steinigen Sie mich nicht, das wird auch von der Diskussionsbereitschaft und der Diskussionsfreude der Beteiligten abhängen – dass wir Ihnen spätestens zur Herbstsaison des Kärntner Landtages 2006 dieses Energiekonzept oder die Engergieleitlinien für das Land Kärnten, das natürlich in erster Linie in sich tragen wird, Nachhaltigkeit und, das natürlich in erster Linie die Ressourcen, die wir im eigenen Land haben, das heißt, ökologische Energieträger in der Focussierung unserer Überlegungen für die Zukunft haben wird. Und, dass wir natürlich auch – und das, glaube ich, ist ein ganz wichtiger Aspekt, und der kommt mir eigentlich auch beim Wohnbauförderungsgesetz, das jetzt zur Beschlussfassung ansteht, zu wenig gewichtet hervor – dass wir auch darauf achten, wo können wir eigentlich Energie auch effizient sparen. Denn das ist eigentlich das wichtigste The​ma, Energie, die wir nicht verbrauchen, ist die am effizientesten eingesparte. Und ich denke, da haben wir ein sehr breites, interessantes Themenfeld vor uns, das auch viele interessante Diskussionen in sich tragen wird. Und ich bin überzeugt, dass am Ende eine Energieleitlinie für die nächsten 10 oder 15 Jahre für Kärnten festgeschrie​ben werden kann, wo wir sagen können, dass wir die Dinge gut und mit einer Per​spektive und Vision in die Zukunft gerichtet abarbeiten können.
Was die Frage des Bleistätter Moors betrifft. Ich will hier keine Vaterschaftsstreite führen. Natürlich war es die Landwirtschaft, die in erster Linie Grundflächen zur Ver​fügung stellen hat müssen, damit diese aus der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung herausgenommen werden und, dass letztlich Phosphateintrag und teilweise aus der älteren Zeit auch der Herbizid- und Pestizideintrag in den Ossiacher See da​mit unterbunden wurde. Das würde nachhaltige Schädigungen haben, das ist nach​gewiesen. Wo die Verursacher sind, das ist – denke ich – nicht schwer festzustellen, ist aber über 30 Jahre zurückzuverfolgen nicht wirklich effizient, sondern wir können nur hergehen und können sagen, wir müssen das Problem des Algenauftriebs bei hochsommerlichen Witterungsbedingungen am Ossiacher See in den Griff bekom​men. Weil ich war derjenige, der gesagt hat, wenn es um den Umweltreferenten geht, dann kann er nachweisen, dass der Ossiacher See Trinkwasserqualität hat, beste Wasserqualität, dann ist eigentlich der Handlungsbedarf des dafür zuständigen Refe​renten am wenigsten gegeben. Aber mir ist es nicht egal, dass ich sage, am Ossia​cher See können die Algenfladen schwimmen und ich kann nachweisen, dass wir Trinkwasserqualität haben.
Und wir wissen, dass dort der Tourismus darunter leidet, dass die gesamte Region damit ein Problem hat und natürlich in Verruf kommt in der intensiven Nutzung in der Sommersaison. Und daher habe ich gesagt, müssen wir ein Maßnahmenpaket bün​deln und schnüren. Und von mir ist die Initiative ausgegangen, in der Regierung neuerlich – durchaus auch in Absprache mit der Frau Abgeordneten Cernic, die sich dieses Themas auch sehr intensiv angenommen hat – und wir haben gesagt, setzen wir uns zusammen. Da geht’s nicht darum, wer ist jetzt aktiver oder wer ist weniger aktiv, sondern da geht es ausschließlich darum, wer kann welchen Beitrag leisten.
Und in Summe, glaube ich, habe ich eine Idee entwickelt, die es möglich machen könnte, dass das Konzept, das für den Ossiacher See jetzt auch vorliegt und in Um​setzung gehen könnte – ich sage einmal, „gehen könnte“ – unter Anführungszeichen, auch tatsächlich machbar geworden ist. Ich habe gesagt, versuchen wir Ringtausch​mittel für diese Maßnahmen am Ossiacher See anzusprechen. Da liegen beim Bund Gelder, die für Kärnten reserviert sind für den Ankauf von öffentlichen Flächen an Kärntner Seen. Nachdem sozusagen das Bleistätter Moor dann eine öffentliche Fläche und ein öffentliches Sedimentationsbecken sein kann, das durchaus auch mit entsprechenden naturwissenschaftlichen Inhalten aufbereitet und zugänglich für die Öffentlichkeit gemacht werden kann, ist es nichts Abwegiges, dass man auch diese Gründe, die in der Vergangenheit mit öffentlichen Mitteln gekauft wurden, über diese Ringtauschmittel finanziert. Und da haben wir 5,1 Millionen Euro vom Finanzminister zugesagt.
Es sind noch im Bereich des Landwirtschaftsreferates 500.000,-- Euro verfügbar und es sind auch im Bereich des Naturschutzes und im Bereich des Umweltschutzes mit​telfristig, denke ich, die erforderlichen Mittel aufzubringen, sodass wir sagen können, im Laufe der nächsten vier, fünf Jahre werden wir es schaffen, 6 bis 7 Millionen Euro, je nach Intensität der Maßnahmen, die dann tatsächlich durchzuführen sein werden, auch für diesen Zweck einzusetzen. Es ist natürlich schwer verständlich, wenn man sagt, 6 Millionen Euro. Das ist eine beträchtliche Finanzmasse, um das Problem des Algenauftriebes in Angriff zu nehmen, wobei heute keiner mit 100-prozentiger Ga​rantie sagen kann, dass dann das Phänomen, wenn alle Maßnahmen gesetzt sein werden, auch tatsächlich bereinigt sein werden. (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Das ist ja das Problem!)
Das ist die Schwierigkeit, meine geschätzten Damen und Herren! Und wir haben ge​sagt, als erste Maßnahme wollen wir folgendes machen. Wir wollen den Bereich der Tiebeleinmündung entsprechend ausbaggern und den Kegel, den Anlandungskegel, entsprechend wegräumen, damit letztlich der Eintrag des Wassers in den Ossiacher See von der Tiebel in tiefere Gewässerschichten möglich ist. Das ist eine erste Maß​nahme, wo wir uns erwarten, dass dadurch das Algenwachstum entsprechend verrin​gert werden sollte, weil eine bessere Durchmischung des Wassers gegeben sein sollte. Wir werden dann flussbauliche Maßnahmen zwei Kilometer die Tiebel entlang zurück hinein ins Bleistätter Moor durchführen, und wir haben im ersten Modul auch vor, einen Damm auf der Höhe der Gärtnerei Teuffenbach zu errichten, damit dann im zweiten Schritt die Flutung des nördlichen Boldergebietes des Bleistätter Moors stattfinden kann. Und dann erwarten wir uns, dass dort, natürlich wenn die Tiebel in dieses Boldergebiet geht, eine entsprechende Sedimentation stattfindet und, dass sich die Einträge durch die Tiebel in den Ossiacher See verringern und damit auch das Algenwachstum entsprechend hemmen. Das ist eine erste Maßnahme.
Diese Maßnahme sollte eigentlich im Frühjahr, spätestens im März dieses Jahres starten. Träger und Auftraggeber, dieses Modules 1, sollte der Wasserverband Ossiacher See sein. Und ich verleugne nicht, dass es durchaus nicht ganz einfach ist, auch mit den Vertretern des Wasserverbandes Ossiacher See zu einer Überein​kunft zu kommen, die am Ende sicherstellt, dass diese Baumaßnahmen dann auch tatsächlich vom Verband getragen werden. Weil, wenn es darum geht, dass dann halt vielleicht auch Folgekosten der Maßnahmen, der Pumpstationen und so weiter und so fort zu errichten sein werden, auf dem Verband oder vom Verband zu über​nehmen sind, dann sagt man ja auch, da wollen wir eigentlich eine Garantie vom Land Kärnten haben, dass alle damit verbundenen Folgekosten in Zukunft irgendwer zahlt. Nur, der Verband nicht, die Gemeinden nicht und im Übrigen sollte das Land hier die entsprechenden Mittel auf den Tisch legen. Und ich muss sagen, das ist nicht wirklich – sage ich einmal – eine Partnerschaft, um ein Problem zu lösen. Ich verlange, ich rufe nach einem Zahler und, wenn alle Bedingungen erfüllt sind, dann tun wir was, wenn wir vielleicht auch etwas leisten sollen, im Interesse der eigenen und anrainenden Gemeinden am Ossiacher See, dann betreiben wir Kindeswegle​gung.
Ich glaube, in diesem Prozess müssen wir uns wirklich bemühen und anstrengen, dass wir zu einem Ergebnis kommen. Ich bin durchaus bereit und werde mich be​mühen, obwohl ich die notwendigen Budgetmittel dafür in meinem Ressort nicht zur Verfügung habe, dass ich sage, während die Algenboote in Betrieb sind und zu​sätzlich jetzt neue Pumpwerke gebaut und installiert werden müssen, und natürlich Betriebskosten verursachen, kann man sich darauf verständigen, dass man eine Kostenteilung in etwa zustande bringt, wo man sagt, ja okay, wenn auf der einen Seite der Verband Aufwendungen hat durch das Abschöpfen mit den Algenbooten, kann man auf der anderen Seite von Landesseite natürlich auch helfend und unter​stützend tätig werden. Aber, einfach irgendwo die Mitfinanzierung abzuschieben und auf die nächste Ebene zu delegieren, das wird nicht funktionieren. Ich bemühe mich darum, dass wir tatsächlich im Frühjahr dieses Jahres die entsprechenden ersten In​vestitionen des Moduls 1 umsetzen können. Abhängig ist es natürlich davon, dass der Partner Wasserverband Ossiacher See tatsächlich auch als Träger dieses Pro​jektes Modul 1 am Ossiacher See fungiert. Nur soviel zum Bleistätter Moor, damit Sie auch die volle Information haben, meine sehr geschätzten Damen und Herren!
Betreffend die Feinstaubaktionspläne. Frau Abgeordnete Lesjak, es ist eine Verord​nung in Zusammenarbeit mit der Stadt Klagenfurt zur Feinstaubthematik in Klagen​furt unterwegs. Die ist von mir, von den Experten der Umweltabteilung und den Ex​perten der Stadt Klagenfurt erarbeitet worden, die auch entsprechende Maßnahmen und die entsprechende Vorsehung trifft, wenn die Feinstaubproblematik in Klagenfurt wieder virulent wird und an mehreren aufeinander folgenden Tagen die Belastung, die Grenzwerte übersteigt. Ich habe diese Verordnung dem Herrn Landeshaupt​mann, nachdem er das zuständige Organ ist, das diese Verordnung auch in Rechts​kraft dann umsetzen kann, am 5. Dezember dieses Jahres weitergegeben, damit wir diese Verordnung auch dann tatsächlich zeitgerecht in Kraft haben können, weil das natürlich auch im Landesgesetzblatt veröffentlicht werden muss.
Mir ist bis zum heutigen Tag, trotz mehrerer Versuche zu recherchieren, ob die Unterschrift des Landeshauptmannes schon geleistet wurde, nicht bekannt, ob das erfolgt ist. Ich muss sagen, das wäre eigentlich traurig, wenn’s nicht der Fall wäre, denn ich denke, dass es einfach auch ein Instrument ist, dass man wirklich der Be​völkerung auch mit Maßnahmen, die ganz klar nachvollziehbar und verständlich sind, vergegenwärtigt, dass die Feinstaubproblematik halt in Klagenfurt und besonders in Klagenfurt vorhanden ist und, dass man darauf auch reagieren muss, wobei ich auch berichten darf, dass wir heuer aufgrund der günstigen Witterungslage, Gott sei Dank, noch keinen einzigen grenzwertigen Tag in der Heizperiode von Anfang November weg in Klagenfurt gehabt haben. Das ist, Gott sei Dank, ein Glück. Ofteinmal hilft einem auch die Meteorologie und die Großwetterlage, dass die Problematik nicht in dem Maße auftaucht.
Wir haben aber auch versucht, meine sehr geschätzten Damen und Herren, mit dem Bund, mit dem zuständigen Minister, Umweltminister Pröll, ein Maßnahmenpaket zu schnüren, wo wir gesagt haben, es ist unheimlich schwierig, wenn jetzt jede Stadt oder jede Region eines Landes für sich allein gelassen wird und jeder versucht, irgendwelche Maßnahmen zu entwickeln, ohne, dass man auch begleitend dazu untersucht, wie wirken sich denn die Maßnahmen tatsächlich aus. Das sind ja teil​weise Forschungsprojekte, die über zwei und drei Jahre laufen müssen, damit man dann die Ergebnisse auch feststellen kann an den Maßnahmen, die man gesetzt hat und, damit man die Maßnahmen auch für die Zukunft entsprechend gewichten kann. Es war allerdings nicht wirklich möglich, außer einer vagen Beschlussformel der Um​weltreferenten der Länder, gegenüber dem zuständigen Umweltminister Pröll tat​sächlich viel weiterzubringen.
Denn, zum IG-Luftgesetz, das auch entsprechende Novellierungen, was Feinstaub​maßnah​men betrifft, beinhaltet hat, da ist auf der Bundesebene in einem verkürzten Gesetzesverfahren, in einem Gesetzesbündel, wo Kärnten zuerst genau zu diesem Gesetz IG-Luft einen Konsultationsmechanismus ausgelöst hat, am Ende folgendes passiert. Man hat Maßnahmen, die in den Bundesländern schon auch vorgesehen sind, dass beispielsweise Baumaschinen mit entsprechenden Leistungen verpflich​tend mit Feinstaubkatalysatoren auszurüsten sind, über die bundesgesetzlichen Maßnahmen wieder außer Kraft zu setzen versucht. Der Nationalrat hat dieses Ge​setz beschlossen. Derzeit durchläufts den Bundesrat und wie es ausschaut, wird es im Bundesrat einen Einspruch zu diesem Gesetz geben. Es ist nur zu hoffen, dass der Herr Minister draufkommt, dass er nicht eine Politik gegen die Länder und die Interessen der Städte in den Ländern oder der betroffenen Regionen in den Ländern machen sollte, sondern, dass sie auch den Mut aufbringen im Nationalrat, das Ge​setz noch einmal so nachzubessern, dass nicht die Maßnahmen, die bereits in den Ländern gesetzt wurden, durch das Gesetz mehr oder weniger aufgehoben werden und letztlich wieder in Frage gestellt werden.
Weil dann muss ich wirklich sagen, da wird eigentlich dem Dreck eine Watsche gegeben, durch bundespolitische gesetzliche Fixierungen, die nicht wirklich im Interesse der Bevölkerung sein können.
Jetzt, meine sehr geschätzten Damen und Herren, natürlich habe ich damit gerechnet, dass der Herr Abgeordnete Gallo als Umweltsprecher auch zu einem wichtigen Thema, die Abfallwirtschaft betreffend, seine Anmerkungen zu tätigen hat. Herr Kollege Gallo, ich darf dir auch sagen, dass der Herr Landeshauptmann im Besitz dieser Studie bereits seit mindestens zehn Tagen oder länger ist, weil ich in einem Vorgespräch natürlich auch versucht habe, mit ihm auszuloten, dass wir eine politische Tragfähigkeit bei der Entscheidung „Wie lösen wir in Kärnten unsere Abfallwirtschaftsproblematik in Zukunft?“ erreichen. Ich muss Ihnen eines sagen: Mir geht es nicht darum, dass man jetzt versucht, wieder Verunsicherung in die Bevölkerung zu streuen, indem man sagt: „Da wird drübergefahren. Da wird ein Monopol geschaffen. Da wird also überhaupt nicht darauf geachtet, dass man die Gebühren im Interesse der Menschen niedrig hält.“ Kollege Gallo, deine Aussendung ist eigentlich nur eine Verunsicherungsaussendung. All das, was da in deiner Aussendung von heute zitiert wird, muss ich dir sagen, ist ein Beitrag, um ein Problem, das wir in Kärnten zu lösen haben, letztlich mit vielen Unsicherheitsfaktoren zu erweitern. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Du sagst auch dazu, was der Abfallwirtschaftsverband sagt!) Herr Kollege Gallo, ich darf dir folgendes sagen: Ich denke, du solltest auch durchaus den Mut haben, deine eigenen Parteifreunde in den Klubsitzungen zu befragen oder wenn Regierungssitzungs-Tagesordnungen den Klubs zur Verfügung gestellt werden, dort einmal entsprechend nachzufragen!
Ich habe versprochen, dass man das Problem der Abfallwirtschaft in Kärnten nicht so lösen wird, dass man sagt, man tut überhaupt nichts, man macht keinen Wind und man wird letztlich am Ende in Kärnten halt im Jahr 2008 – wenn dann das Deponierungsverbot endgültig eingeführt sein wird, auf Grund des Abfallwirtschaftsgesetzes – schauen müssen, wie wir den Müll weiterbringen. Vielleicht verladen wir ihn irgendwo auf welche Eisenbahnwaggons und verführen diese nach Nordeuropa, nach Südeuropa oder wo gerade freie Verbrennungskapazitäten verfügbar sind? Das kann nicht der Weg sein!
Ich habe einen anderen Weg beschritten. Ich habe gesagt, wir müssen auf Grund des vorhandenen Status quo versuchen, eine Lösung zu entwickeln, die am Ende sicherstellt, dass die Entsorgung des Hausmülls den Menschen und den Bürgern von Kärnten möglichst wenig an Kosten und Kopfzerbrechen bereitet. Deswegen habe ich den Abfallwirtschaftspapst, den Prof. Tome, der ist Professor an der Technischen Universität Berlin, und der kennt wirklich die Abfallwirtschaftsszenerie in Europa … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Er braucht nur die in Kärnten kennen!) Na ja, ich denke mir, es ist ganz gut, wenn man vielleicht auch den Blick über den eigenen Tellerrand hinaus wirft. Denn eines muss ich dir schon sagen, Kollege Gallo: Wie wir mit der Frau Kollegin Sickl als der zuständigen Umweltreferentin nach Verbania gefahren sind und nach Ulm gefahren sind und uns dort die neuen Technologien angeschaut haben, wäre es um Haaresbreite so weit gewesen, dass wir eventuell diese – ich weiß heute den Namen nicht mehr, auf jeden Fall die Verantwortlichen dieser Anlage in Verbania sind auf jeden Fall … (Aus der Abgeordnetenbank: Thermoselect!) Danke, für die Nachhilfe. Diese Thermoselectanlage. Die Verantwortlichen sind alle irgendwo in Europa eingesperrt, weil sie nur Gaunereien betrieben haben und keine Technologie in Wahrheit zustande gebracht haben, um ordentliche Abfallentsorgung zu erreichen. Wir waren in Deutschland, wo eine Anlage im Modell eins zu eins fertig ist. Die Fabrikshallen stehen dort für diese Verbrennungsanlagen. Die Technologie ist zu 70 % eingebaut – nur, die Anlage ist nie in Betrieb gegangen. Und dort kannst du dir heute anschauen: Dort streitet der Landkreis, dort streitet die Gemeinde, dort streiten etliche Verbände mit, wer am Ende den Schaden zu tragen hat.
Jetzt muss ich eines sagen, Kollege Gallo: In Ulm genau das Gleiche. Da haben wir diese Siemens-Gräf-Ofenanlage angeschaut und waren ganz begeistert und haben uns beeindrucken lassen. Heute kannst du dir diese Anlage in Ulm anschauen. Das ist eine riesengroße Halle … (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Reinhart, wir waren ja zusammen dort. Tue nicht da die Zeit verschwenden!) Ja. Nein, ich tue nicht die Zeit verschwenden. Du warst mit – und alle anderen waren nicht mit. Um der Wahrheit auch die Ehre zu geben, muss man über diese Dinge auch reden, damit da nicht falsche Eindrücke erzeugt werden. Wenn du sagst „neue Technologien“: In der Hausmüllverbrennung ist noch immer die Rostfeuerung, die einzig sichere und beherrschbare Technologie. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Keine neue Technologie?) Da haben sie in Wahrheit seit 20 Jahren nichts Neues erfunden. Das, was in Arnoldstein zum Einsatz kommt, nämlich ein beweglicher Rost, der zusätzlich Sauerstoff angereichert einen höheren Mülldurchsatz zustande bringt, das ist die neueste Technologie. Ja, selbstverständlich! Du hast gesagt, man kommt sozusagen zu dem Schluss, dass in Arnoldstein eine zweite Linie dazugebaut wird, eine spiegelgleiche. Und die Technologie ist entsprechend zu hinterfragen. (Abg. Zellot: Na, ob das überhaupt notwendig ist, ist eine zweite Frage. Ich war selber oben. Ich kenne die Anlage! – Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Kollege Zellot, reg dich, (Abg. Zellot: Im Sommer haben sie zu wenig Müll oben!) bitte, ab! In Kärnten haben wir derzeit 115.000 Tonnen Hausmüllaufkommen. Wir haben noch mindestens über 30.000 Tonnen hausmüllähnlichen Gewerbemüll, der mit der Hausmüllentsorgung mit entsorgt wird. Also kommen wir, wenn wir in Arnoldstein den Empfehlungen des Prof. Tomé folgen, nämlich eine zweite Linie dazuzubauen, die die Größenordnung von 60.000 Tonnen beinhaltet – und ich werde Ihnen gleich erklären, warum 60.000 Tonnen und nicht 80.000, weil jetzt ja 80.000 verheizt werden, in Arnoldstein -, dann haben wir eigentlich unsere Hausaufgabe erfüllt. Dann haben wir die Wertschöpfung in Kärnten, haben zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen, haben zusätzliche Investitionen im Land gehalten und wissen auch, dass wir die Hausaufgaben, die wir halt zu machen haben, im eigenen Land ordnungsgemäß erfüllt haben.
Die 60.000 Tonnen mehr ergeben sich deshalb gegenüber der jetzigen Verbrennungslinie, weil die zusätzliche Sauerstoffanreicherung in dieser zweiten Linie nicht eingebaut werden würde und dadurch natürlich der Rost einen geringeren Durchsatz hätte. Das hätte aber den Vorteil bei Revisionszeiten, dass man diese Sauerstoffanreicherung durchaus auch auf die zweite Linie umschalten könnte und wir tatsächlich, garantiert, diese 140.000 Tonnen in Kärnten in Arnoldstein entsorgen könnten.
Ich denke, es ist der Beweis erbracht, dass die Anlage in Arnoldstein funktioniert. Ich denke, es ist der Beweis erbracht, dass der Preis, der für die Tonne Hausmüll vereinbart wurde, auch tatsächlich eingehalten werden kann. Ich bin überzeugt davon, dass durch Synergien, nämlich wenn ich eine spiegelgleiche Anlage noch einmal hinbaue, Kosteneinspareffekte, die natürlich im Detail erst zu quantifizieren sein werden, wenn die Planungsgrundlagen auch zur Verfügung stehen werden, möglich sein werden. Daher, denke ich, ist das der einzig gangbare und sichere Weg, damit wir die Hausmüllentsorgung in die Gebührengestaltung für die Kärntner Bevölkerung, auch was die Tonne Hausmüll am Verbrennungsofen betrifft, im Griff behalten werden. Das werden wir am Dienstag in der Regierung beschließen. Da wird der Umweltreferent beauftragt werden, mit den Abfallwirtschaftsverbänden - öffentlichen Verbänden, Kollege Gallo, weil du von „Monopol“ redest, das da entsteht, die werden schon ein Interesse haben, dass sie auch im Interesse der Bürger arbeiten – in Kontakt zu treten, Verhandlungen aufzunehmen. Die werden dann wieder, so wie in der Vergangenheit, sich bemühen, noch Umweltverträglichkeitsprüfungen und alle Verfahren, die zu machen sein werden, Informationskampagnen, die natürlich wieder zu machen sein werden, am Ende hoffentlich mit der KRV zu einem Ergebnis kommen, dass die Müllverbrennungsanlage in Arnoldstein um eine zweite Linie erweitert werden kann.
Es war einfach notwendig, diese Information hier im Hohen Haus auch zu geben, bevor da mit Verunsicherung versucht wird, wieder irgendwie öffentlich Stimmung zu machen, die an den Fakten und Tatsachen vorbeiführt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)

Ing. Rohr

Vorsitzender Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Damit ist die Gruppe 5 erledigt. – Wir kommen zur Gruppe 6, Straßenbau, Verkehr, Wasserbau. Als Erstes beraten wir Straßenbau und Verkehr.

Zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Karli Markut. Ich darf dir das Wort erteilen!

Ferlitsch

Abgeordneter Markut (SPÖ):

Markut

Liebe Kollegen von der Abgeordnetenbank! Geschätzter Herr Landesrat! Herr Präsident! Es war jetzt wohltuend, die letzten Kapitel zu diskutieren, weil nach diesen Debattenbeiträgen der einzelnen Abgeordneten, ihrer Bereichssprecher, auch die zuständigen Referenten wie Landesrat Dr. Schantl oder jetzt, sehr profund, unser Landesrat für Umwelt, Gemeinden und Energie, Ing. Rohr, ausführlich geantwortet haben. Das ist eigentlich die richtige Budgetdebatte.
Wir werden jetzt ein Kapitel streifen – wobei der zuständige Referent nicht hier ist. Insbesondere kann man festhalten, dass es nicht gerade eine Achtung des Landesparlamentes ist, das die Budgethoheit hat, wenn der Finanzreferent des Landes Kärnten zu keinem einzigen Tagesordnungspunkt und zu keiner einzigen Minute während dieser Budgetdebatte anwesend ist. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Er ist am Abend wieder gekommen!) Das möchte ich hier auch erwähnen. Ja, das ist wahr, das ist so! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Lieber Kollege Gallo, das ist so! Nach der Aktuellen Stunde gestern hat der zuständige Referent dieses Haus verlassen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Er ist wieder gekommen!) Das habe ich gesehen. (Lärm im Hause) Es ist ja kein Grund zur Aufregung. Ihr braucht ihm ja das nur ausrichten! Ich halte das ja aus. Ich kritisiere das, und es ist mein gutes Recht, das zu kritisieren. Das ist mein gutes Recht, geschätzte Kolleginnen und Kollegen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Jetzt komme ich trotzdem zum Kapitel Straßenbau. Wenn der Referent nicht da ist, bin ja ich da, als Ausschussvorsitzender. Ich werde diesen Part gerne übernehmen. In diesem Bereich sind wir, neben der Energieförderung, zum ersten Mal am heutigen Tage auch im investiven Bereich angekommen, nämlich weil in diesen Kapiteln und der nachfolgenden Kapitel wie Wirtschaft allgemein, Förderung und Finanzen eigentlich die großen Investitionen, die dieses Budget auch beinhaltet, zum Ausdruck kommen. Es ist gerade in diesem Bereich des Straßenbaues ein sehr hohes Investitionsvolumen gegeben, das sicherstellt, dass die schon gestern zitierte gute Auslastung unserer Baufirmen eine sehr gute ist, in Kärnten. Das möchte ich nicht in Abrede stellen und muss hier wirklich sagen, was wahr ist. Auch insgesamt gewährleisten die Zahlen im Budget 2006 auch in diesem Bereich eine Grundauslastung und geben vor allem eine sinnvolle Investitionen in manchen Bereichen.
Die Eckdaten der insgesamt 72 Millionen Euro – das ist kein kleiner Betrag – in diesem Budgetansatz sind eben im Bereich der Erhaltung der Autobahnen, der Beitrag für die ASFINAG mit 2,7 Millionen Euro, im Bereich der Straßenerhaltung mit 45 Millionen Euro, im Bereich der Landesstraßen 8,2 Millionen Euro und zusätzlich noch für Investitionen und Ausbau 11,2 Millionen. Insgesamt sind für die Erhaltung und Instandsetzung, die Schneeräumung um diese Jahreszeit 4 Millionen Euro für den Bereich von investiven Maßnahmen gegeben. Insgesamt, das möchte ich auch dazusagen, enthält das gesamte Budget im Gesamtvolumenbereich einen sehr hohen Anteil an investiven Maßnahmen. Ich möchte das bei dieser Gelegenheit auch kurz streifen und mit erwähnen, weil gerade im Bereich des Straßenbaus, der immerhin der fünfgrößte Ausgabenposten in unserem Landesbudget ist, von den insgesamt angesetzten 130 Millionen Euro im investiven Bereich, also im Bereich, der direkt unserer Wirtschaft zufließt, den Unternehmern, ein sehr hoher Anteil, nämlich von insgesamt 86 % oder, umgerechnet, 110 Millionen Euro gegeben ist.
Das setzt sich auch in anderen Bereichen fort, wie im Wohnbau. Von 130 Millionen Euro sind 120 Millionen direkt investiv und setzen auch noch ein weit höheres Investitionsvolumen frei, nämlich nahezu eine Milliarde Euro, weil die Wohnbauförderung nur einen Förderungsanteil enthält.
Im Bereich der BZ und Sonder-BZ der Gemeinden, die insgesamt 75 Millionen beinhalten, sind 72 Millionen durchaus auch investitionsfördernd und investitionsgebend einzusetzen, weil auch diese 72 Millionen nur ein geringer Teil jener Investitionen sind, die die Gemeinden insgesamt aufbringen.
Selbst im Gesundheitsbereich, wo in unserem Landesbudget 310 Millionen Euro festgesetzt sind, sind 60 Millionen Euro davon direkt investitionsintensiv, im Bereich Industrie und Gewerbe 42 Millionen, im Bereich vom Sozialem auch noch 30 Millionen und eben im Energiebereich – dem soeben diskutierten Kapitel – 9,2 Millionen Euro, sind es insgesamt 9 Millionen Euro, also weit mehr als 98 %, die durchaus als investitionsfördernd zu betrachten sind.
So setzen diese gesamten 623 Millionen Euro ein Investitionsvolumen von nahezu einer 1.800 Millionen Euro in unserem Bundesland fort. Und das kann man nachvollziehen, diese Zahlen. Da braucht man gar nicht hochrechnen.
Von der Finanzabteilung sind die Parameter mitgeliefert und man muss eigentlich sagen, ist in diesem Budget ein sehr hoher investitionsfördernder Anteil dabei. Und zum Thema Straßenbau. Insgesamt möchte ich auch noch sagen und möchte mich bei den Kollegen und bei den Kolleginnen im Ausschuss gerne bedanken. Wir haben uns das gesamte Investitionsvorhaben in einzelnen Maßnahmen, die im kommenden Jahr geplant sind, von Vertretern der Abteilung 17 erläutern lassen und wir konnten eigentlich einhellig feststellen, dass in diesem Bereich auch in den nächsten Jahren noch viel zu tun sein wird, dass wir leider nicht in der Lage sind, einen etwas größe​ren Anteil hier ins Budget zu setzen. Aber auch dieser Bereich, der insgesamt 72 Millionen Euro im investitionsfördernden Bereich ausmacht, kann sich sehen lassen. Und wir können heute eigentlich am Ende des Tages sagen, unsere Wirtschaft in Kärnten, die Bauwirtschaft und der Handel, der Betrieb des Handels und des Gewer​bes kann sich auch von diesem Budget einen Gutteil davon in ihre Auftragsbücher schreiben. Das ist der Sinn und Zweck und das verstehen wir als in Zahlen gegos​sene Politik. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Ing. Haas das Wort und bedankt sich für sein Verständ​nis, dass er erst jetzt an der Reihe ist.)
Markut

Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte noch anwesende Damen und Herren des Hohen Hauses! Über das gemeinsame Regierungsprogramm von SPÖ und den Frei​heitlichen für die 29. Regierungsperiode steht die Überschrift „Stark für Kärnten, offen für Europa“. Bezugnehmend auf den heute vorgelegten Landesvoranschlag bin ich überzeugt, dass gerade Investitionen und Geldmitteleinsatz der öffentlichen Hand in Infrastrukturprojekte des Straßen- und Wasserbaues sowie des Schienenverkehrs wesentlich dazu beitragen, dies zukünftig zu erreichen und Kärnten noch weiter nach vorne zu bringen.
Denn eines ist sicher. Durch den Ausbau der Infrastruktur rückt Kärnten von seiner Randposition weiter weg und wird zum Zentrum des Süd-Ost-europäischen Raumes. Durch im vorliegenden Budget vorgesehene Maßnahmen wird unser Land auf Schiene, Straße und Luft verkehrsmäßig voll auf die internationalen Linien angebun​den. Und das sichert den Wirtschaftsstandort Kärnten und sichert tausende Arbeits​plätze. Dieser Weg wurde bereits in den vergangenen Jahren eingeleitet und findet im vorliegenden Budget des Jahres 2006 seine Fortsetzung. Der Herr Kollege Markut hat ja in seiner Rede sehr viele Zahlen in dieser Richtung bereits hier mitgeteilt. Ich möchte daran anschließen und nur einige Zahlen und Fakten hier in den Raum stellen. Wie bereits gesagt, im Budget 2006 sind für die Gruppe 6 „Straßenbau, Was​serbau und Verkehr“ insgesamt rund 132 Millionen an Ausgaben vorgesehen. Das entspricht ungefähr 7,18 Prozent des Gesamthaushaltes, und das ist sicherlich ein sehr beträchtlicher Teil des Gesamthaushaltes. Und was erfreulich ist, trotz Sparwil​len in allen Referaten ist ungefähr diese Summe gleich geblieben und sie nützt wirk​lich der Kärntner Wirtschaft. (Beifall von der F-Fraktion.)
Eine weitere Tatsache ist, dass in Kärnten pro Jahr noch nie soviel gebaut wurde wie jetzt. Und das sieht man, das spürt man an den Konjunkturzahlen und das ist ganz einfach für Kärnten gut. In den ersten sieben Monaten 2005 konnte die Kärntner Bauwirtschaft ein Bauvolumen von unglaublichen 455,5 Millionen Euro erwirtschaf​ten. Die Kärntner Bauwirtschaft hat dadurch mit einem Zuwachs von 3,9 Prozent das beste Ergebnis Österreichs erwirtschaftet. (Abg. Trettenbrein: Bravo!) Ja, und welche Projekte tragen zu diesem positiven Trend bei? Was wird 2006 noch begonnen, was wird 2006 weiter geführt und beendet der auch in den nächsten Jahren weiterge​führt?
Da sind, aus meiner Sicht vordergründig, 1. Großprojekte der Schiene. Ich verweise auf das Hauptbauvorhaben, die Koralmbahn. Dort ist ein Gesamtinvestitionsvolumen von 4,2 Milliarden Euro vorgesehen. Es betrifft eine Strecke von 130 Kilometern, es bringt für Kärnten eine zusätzlich Wertschöpfung von 167 Millionen Euro und sichert rund 45.000 Mann Jahresarbeitsplätze. Der 2. Schwerpunkt auf der Schiene ist die Tauernbahn, der zweigleisige Ausbau der Eisenbahnstrecke der Tauernachse. Hier ist ein Investitionsvolumen von insgesamt 90 Millionen Euro vorgesehen. Die Ge​samtfertigstellung ist für das Jahr 2009 vorgesehen. Das Ziel dieser Ausbauarbeiten ist die Anhebung der Reisegeschwindigkeit von derzeit 70 auf 110 Stundenkilometer. Ein 3. Punkt war der Hauptbahnhof Klagenfurt, der ja vor kurzem eröffnet wurde. Die Gesamtfertigstellung wird nächstes Jahr sein. Das war ein ganz wichtiger Schritt in Richtung Servicequalität und moderne Mobilität.
Der 4. Punkt, der uns auch in Zukunft noch lange begleiten wird, ist der Zentralraum Kärnten, die Wörthersee Hochleistungsstrecke. Hier ist ja ein Finanzierungsmodell mit der HYPO geplant. Ziel dieser Maßnahme ist eben mehr Lebensqualität durch die Verlegung der Gleise für die Gemeinden und für die Anrainer und für den Tourismus zu erreichen. Heuer ist die geplante Trassenführung vorgesehen. Baubeginn voraus​sichtlich 2008; Fertigstellung 2014. Als zweiter Schwerpunkt sind natürlich die Groß​projekte der ASFINAG zu nennen, die Autobahnen. Ziel all dieser Maßnahmen, die gemeinsam mit der ASFINAG durchgeführt werden, sind entscheidende Maßnahmen zur Hebung der Verkehrssicherheit sowie zur Verbesserung der Lebensbedingungen der Anrainer. Was wird in dieser Richtung umgesetzt? Der größte Schwerpunkt sind die Umweltentlastungsmaßnahmen entlang der A10, der Tauernautobahn, von Lie​serhofen bis Gmünd. Das sind circa 10 Kilomter. Hier ist eine Sanierung der Fahr​bahn und der Lärmschutzeinhausung von Trebesing, ungefähr 850 Laufmeter vorge​sehen. Die Baukosten dieser Maßnahme betragen rund 110 Millionen Euro. Die Fer​tigstellung ist für 2007 vorgesehen. Der zweite Schwerpunkt, der Katschbergtunnel, die zweite Röhre auf der A10. Hier ist auch noch inklusive die Sanierung der ersten Röhre vorgesehen. Die Baukosten 92,5 Millionen Euro; Fertigstellung 2008. Dritter Schwerpunkt, der Vollausbau der Pack an der Südautobahn, die zweite Röhre des Gräberntunnels, Verbreiterung von neuen Brückenbauwerken. Baukosten 105 Millio​nen Euro; Fertigstellung 2007.
Aber was wichtig ist und was im Budget vorhanden ist, sind vor allem die Straßen​bauprogramme für das Kärntner Landesstraßennetz; die Landesstraßen „L“, die Bundesstraßen „B“. Die Investitionen im Bereich Straßenbau für die Landesstraßen „B“ und Landesstraßen „L“ betragen circa 60 Millionen jährlich. Diese Mittel werden zum Ausbau und zur Sanierung des circa 3000 Kilometer umfassenden Landesstra​ßennetzes eingesetzt sowie auch in Lärmschutzmaßnahmen, die wiederum zum Schutze der Anrainer umgesetzt werden. Diese Investitionen sind einerseits wichtig für die Verkehrssicherheit und andererseits werden circa 2.000 Arbeitsplätze sicher​gestellt. Zum Vergleich: Bei den Bundesstraßen B gibt es im kommenden Jahr rund 172 Projekte, und dann noch die Sonderfinanzierung der Drautal Straße - über die Zahlen hat ja der Herr Ex-Klubobmann Markut gesprochen – 14 Baustellen; im Lan​desstraßenbereich „L“ gibt es 55 Projekte. Also insgesamt gibt es kärntenweit für das kommende Jahr 241 Projekte mit Budgetansätzen. Ja, und knapp, eben wie gesagt, 60 Millionen Euro. Schwerpunkte sind und waren die Lippitzbachbrücke. Es war ja die Eröffnung am 11. Dezember, die Gesamtfertigstellung ist das Frühjahr. Das ist ein Jahrhundertprojekt für die Erschließung des Südkärntner Raumes. Der zweite Schwerpunkt – habe ich schon angeführt – die Sonderfinanzierung, der Ausbau der B100 des Oberen Drautales. Ziel dort ist es, eine drautalgerechte Landesstraße zu erhalten. Dort wird von Obergottesfeld bis Dellach/West in einer Länge von 25 Kilo​metern eine neue Straße gebaut. Baukosten 80 Millionen; Gesamtfertigstellung 2009. Dann auch im Stadtgebiet in Klagenfurt sind sehr viele Sanierungsmaßnah​men vorgesehen: Feldkirchner Straße, Ringausbau, Villacher Straße, Südring; Ge​samtlänge circa 5,2 Kilometer, Baukosten circa 19 Millionen Euro; Gesamtfertigstel​lung 2009. Ziel dieser Maßnahmen im Stadtgebiet Klagenfurt ist die Hebung der Sicherheit und der Mobilität in Klagenfurt.
Ebenfalls dazu gehören im Straßenbereich natürlich die Radwege in Kärnten. Derzeit sind von circa 3.300 geplanten Kilometern 850 Kilometer fertiggestellt. Die Investition für 2005 beträgt rund 4,5 Millionen Euro. Das Ziel des Radwegenetzes ist klar: Kärn​ten am Fahrrad erleben! Ja, aber besonders wichtig im Interesse der Bevölkerung sind Lärmschutzprojekte. Und dafür sind 2005 Investitionen von rund 1,6 Millionen Euro und circa 17.000 Quadratmeter Lärmschutzwände vorgesehen, dazu – wie be​reits ausgeführt – die Großinvestition an der Autobahn im Liesertal plus die Investitio​nen bei der ÖBB. Ja, und auch Investitionen im Bereich des Personennahverkehrs sind vorgesehen.
Geschätzte Damen und Herren! Zu all den vorgenannten Projekten der öffentlichen Hand gilt es, noch folgendes anzumerken: Ich bin davon überzeugt und es ist wich​tig, gilt für jetzt und auch für die zukünftigen Jahre, das Land Kärnten braucht für eine gute Wirtschafts- und Arbeitsplatzentwicklung auch weiterhin eine gute Mischung aus Groß- und Kleinprojekten wie sie derzeit auch in Kärnten umgesetzt werden. Groß​projekte benötigen eben die größeren Kärntner Baufirmen, die Bauindustrie. Erstens einmal aufgrund ihrer technischen Ausstattung, aufgrund ihres technischen Know-hows, aufgrund ihres Know-hows der Kärntner Arbeitskräfte und natürlich auch für eine gewisse Grundauslastung in finanzieller Hinsicht. Dazu ist es wichtig, dass es viele kleinere Projekte gibt und diese müssen aus meiner Sicht, wie es jetzt ausge​führt habe, auf alle Bezirke in Kärnten verteilt sein. Denn diese ermöglichen auch den Klein- und Mittelbetrieben, die Arbeit vor Ort zu erhalten, damit auch sie über​leben können und vor allem auch, dass die Bauarbeiter nicht praktisch vom Lesach​tal bis nach Wolfsberg auspendeln müssen, denn sie haben auch irgendwo eine Be​rechtigung, Arbeit vor Ort zu finden.
Eines muss in Zukunft das Land Kärnten auch weiterhin versuchen. Vernünftige Bau​zeiten auszuschreiben und nicht – sowie private Auftraggeber – sehr strenge Ausfüh​rungszeiten zu verlangen. Weil, ich bin der Meinung, dass die öffentliche Hand sehr regulierend für eine kontinuierliche Auslastung sorgen soll. Geschätzte Damen und Herren! Zum Landeshaushalt der Gruppe 6 könnte man noch sehr viel mehr sagen. Ich bin aber überzeugt, mit diesem Streifzug durch das Budget der Gruppe 6 die wichtigsten Kennzahlen angezogen, die Ziele der Investitionen dargestellt und die zukünftige positive Entwicklung vorgezeichnet zu haben. Ich weiß, dass auch dieses für die Kärntner Wirtschaft anerkannt gute Investitionsprogramm hier auch wiederum zu Kritiken führen wird.
Der Herr Lutschounig wird wahrscheinlich sagen: „Es ist zu wenig Geld vorhanden.“ Herr Holub wird sagen: „Es ist viel zu viel, wir brauchen nicht so viel bauen.“ Der Kollege Schober wird vielleicht andere Schwerpunkte setzen. Ich sage nur: Lassen wir uns nicht beirren! Setzen wir es 2006 und darüber hinaus um! Denn es ist wichtig und gut für die Zukunft Kärntens! (Abg. Zellot: Bravo! – Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Ing. Haas

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf dem Kollegen Haas vielleicht aus persönlicher Sympathie positiv überraschen. Ich schließe mich in vielen Bereichen dem an, was du gesagt hast und darf vielleicht einen Gedanken an die Spitze stellen. Es geht nicht immer nur um die großen, die spektakulären Projekte, sondern mitunter auch um so genannte kleine, die aber natürlich in Ursache und Wirkung verheerend sein können, wie etwa das Beispiel des getöteten Mädchens gestern in Pusarnitz zeigt, wo auch gestritten wird, in welcher Art und Weise dort Straßensicherungsmaßnahmen zu tätigen wären. Daher glaube ich, dass wir das auch wirklich sehr vorsichtig und emotionslos anzudiskutieren haben.
Ich möchte aus diesem Bereich auch wirklich nur drei Überschriften, drei Voranschlagsstellen kurz herausgreifen, die ich teilweise auch kritisch beleuchte. Das eine sind die Betriebstankstellen. Ich glaube, dass also dieser Effekt, groß die Benzinpreise in Österreich mit dieser Maßnahme zu senken, bei Gott nicht eintreten kann oder eingetreten ist. Dass die Wirtschaftskammer und eben die Tankstellenpächter und –besitzer damit keine Freude haben, weiß man. Wie auch immer: Man sollte sich, wenn hier große Preisdifferenzen, zum Beispiel zwischen Nachbarregionen bestehen, auch einmal ins Ausland sehen. Ich erinnere nur daran, dass Friaul einen sehr interessanten Ansatz hat und hatte. Dort ist es nämlich so, dass in Slowenien der Benzin- und Dieselpreis niedriger war, zumindest über Jahre, und zwar deutlich niedriger, und da hat die Region Friaul einen Zonenplan entwickelt. Wer ganz nahe der Grenze war, bezahlte einen niedrigeren Preis. Und die Differenz zwischen dem tatsächlich bezahlten Preis und jenem, der praktisch über der Grenze ist, die zahlt die Region dem jeweiligen Tankstellenpächter. Dann gibt es eine zweite Region, etwas weiter weg. Das ist jedenfalls ein Modell, das man möglicherweise, wenn es wieder akut werden sollte, ins Auge zu fassen hätte.
Ein Zweites, das merke ich auch nur kurz und doch kritisch an: Es ist auch der Regionalfonds natürlich in dieser Gruppe budgetiert. Wir gehen jetzt einmal davon aus, nachdem es ja von vielen Gemeinden auch entsprechende Resolutionen in diesem Zusammenhang gibt, dass es im zuständigen Ausschuss ohnedies eine generelle Debatte darüber auch geben wird: Zielssetzung aus unserer Sicht sollte sein, dass wir einmal dort hin kommen, auch im ländlichen Bereich das, was öffentliches Gut ist, aus öffentlichen Mitteln zu finanzieren und zu erhalten. Jetzt einmal als Schlagzeile, als Leitlinie, als Zielorientierung sozusagen formuliert. Im Einzelnen, wie gesagt, gilt es, hier noch einige Maßnahmen zu setzen. Aber ich glaube, dass wir in diesem Bereich Konsens erzielen könnten, um Ungleichheiten abzuschaffen.
Was das Verkehrskonzept anbelangt, verweise ich nur darauf: Sie haben ja im Einlauf bereits bemerkt, dass wir Anträge gestellt haben betreffend ein Gesamtkonzept der Hochleistungsstrecke zwischen Klagenfurt und Villach bzw. ein Zweites, die Überprüfung einer Machbarkeit oder Sinnhaftigkeit eines Straßentunnels zwischen Seeboden und Spittal an der Drau. Das sind teilweise punktuelle Projekte. HL-AG ist natürlich ein Riesenbrocken, der allerdings jetzt in der Diskussion insofern wieder brisant wird, als ich höre, dass aus führenden Kreisen des ÖBB-Managements immer wieder Koralmtunnel auch in Frage gestellt wird und dass teilweise offenbar auch Diskussionen in der Steiermark in diesem Zusammenhang laufen. Das heißt also, hier wird es notwendig sein, dieses Zusammenrücken der beiden Bundesländer entweder zu festigen, das heißt also neuerlich auch jetzt in der neuen Konstellation der Steiermärkischen Landesregierung entweder zu unterstreichen, zu untermauern, wieder aufzubauen – oder allenfalls die Konsequenzen zu ziehen.
Das Letzte, worauf ich noch hinweisen möchte: In all unseren Verkehrsplanungen sollten wir auch – so wie es schon teilweise geschieht – mit den Nachbarn in Kontakt bleiben. Denn wenn Straßenzüge, Straßensysteme, Verkehrsadern im Nachbarland zu unserer Grenze herangeführt werden, ist es sinnvoll, dass wir uns kurzschließen und dann die Fortführung dieser Wege dementsprechend diskutieren. Im Einzelnen, glaube ich, brauchen wir das angesichts der Zeit nicht auszuführen. Aber, wie gesagt, das sollten einige Anregungen sein, die es dann auch in den Ausschüssen zu diskutieren geben wird. (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schober das Wort.)

Mag. Grilc

Abgeordneter Schober (SPÖ):

Schober

Geschätzter Herr Präsident! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! In Anbetracht der fortgeschrittenen Zeit werde ich die Sache auf den Punkt bringen, obwohl wir über Verkehr, in welcher Art auch immer, den ganzen Tag und die ganze Nacht reden könnten. (Allgemeine Heiterkeit im Hause. – Abg. Mag. Ragger: Kommt das ins Protokoll?)
Gewiss ist auf diesem Gebiet einiges getan worden und vieles passiert. Es gibt aber dennoch offene Baustellen. Die wurden heute auch schon gestreift. Es gibt – und das ist besonders hervorzuheben, nämlich im negativen Sinn – vielleicht nicht derzeit, aber in Zukunft auf alle Fälle Finanzierungsprobleme, denn man weiß, die Belastungen, die seitens des Bundes auf die Länder und natürlich auch auf die Gemeinden abgewälzt werden, die haften ja auf dem einzelnen Bürger. Wenn wir die Belastungen, die uns Kraftfahrern auferlegt werden – obwohl wir sehr viel in diesen Topf einzahlen -, was wir letztendlich hier herausbekommen, ist sicherlich ungleich verlagert. Ich denke: Geld ist vorhanden, nur die Verteilungspolitik ist sicherlich nicht die richtige.
Der öffentliche Personen- und Nahverkehr (ÖPNV) wird ein großes Problem werden. Die ÖBB hat einen Finanzbedarf bundesweit von rund 200 Millionen Euro angefordert. Wenn man das auf Kärnten herunterbricht, so hat die ÖBB erst unlängst ein dringendes Ersuchen an die Kärntner Landesregierung gestellt, hier einzugreifen. Hier geht es um eine Mitfinanzierung des Landes, je nachdem, welches Modell man anwenden will, von 7,3 bis 11,2 Millionen Euro pro Jahr! Wenn das nicht passiert – und das ist in diesem Antrag auch enthalten -, dann schreibt die ÖBB „Ausmusterung des alten Wagenmaterials, ohne Ersatz, dadurch ab 2008 die Einstellung von zirka einem Drittel der Leistung, Ausstieg aus dem Verkehrsverbund und mittelfristig weitere Einstellungen.“ Das heißt: Eine massive Rücknahme des Angebotes in die Richtung, damit die ÖBB ein ausgeglichenes Budget erstellen kann. Man weiß ja, die ÖBB ist seit einiger Zeit privatisiert, ausgegliedert, und sie hat natürlich unternehmerisch zu arbeiten, wobei der Druck auf die Mitarbeiter sehr groß ist. Man muss hier ganz klar eines zum Ausdruck bringen: Die Mitarbeiter der ÖBB können nichts dafür. Das sind Vorgaben, das sind politische Vorgaben, und die hat das Management umzusetzen. Man weiß ja aus der Erfahrung: Sie setzt es so um – und nicht immer auf die menschlich erforderliche Art.
Burgenland hat hier seine Hausaufgaben schon erfüllt. Ich lese im Internet: „Gestern ist ein übereinkommen zwischen Land und ÖBB für die nächsten 15 Jahre unterzeichnet worden. Landeshauptmann Niessl sagt: Das Land Burgenland wird dafür 15 Millionen Euro aufwenden. Das ist mehr als ein Drittel der Gesamtkosten, damit die Pendlerinnen und die Pendler rascher, mit mehr Komfort, in geheizten Zügen, zu ihrem Arbeitsplatz kommen.“ Hier ist auf alle Fälle das Land eingefordert. Es ist aber auch der derzeit amtierende Landeshauptmann von Kärnten als Vorsitzender der Landeshauptleutekonferenz gefordert, hier im Zuge dieses Gremiums die nötigen Mittel nach Kärnten zu bekommen.
Der Prüfzug von Kärnten, habe ich mir aufgeschrieben, und das sage ich aus gutem Grund, denn auch das ist in diesem Budgetansatz enthalten: Vor nicht allzu langer Zeit haben wir darüber diskutiert, Personalabbau im Landesdienst vorzunehmen. Meine Damen und Herren! Wenn ich hier lese, dass die Exekutive vor 14 Tagen im Bereich Völkermarkt am Kontrollstützpunkt in vier Stunden 146 Verwaltungsstrafanzeigen durchgeführt hat, 22.000 Euro in diesen vier Stunden kassiert hat, und wenn man die Liste der Übertretungen anschaut, dann sind es neben 26 Fällen von gravierenden Überladungen, 3 davon sind schwere technische Mängel, 2 Lenker hatten keinen Führerschein, 51 Personen hatten keine gültige Aufenthaltserlaubnis, so besteht hier massiver Handlungsbedarf. Hier gibt es im Amt der Kärntner Landesregierung einen Prüfzug, der zwar eingesetzt wird, aber bei weitem mehr eingesetzt werden könnte. Wir könnten durchaus einen zweiten Prüfzug auch noch anschaffen. Natürlich gehört dazu das entsprechende Personal, und das müsste bereitgestellt werden. Ich sage also: kein Abbau von Personal im Landesdienst, sondern hier müssten wir die gegenteilige Richtung nehmen, nämlich Aufnahme, um hier die entsprechende Präsenz für diesen Prüfzug zu gewährleisten.
Schade, dass er nicht hier ist, der Verkehrsreferent. Ich hoffe, er hat sich nicht durch Flucht seiner Verantwortung entzogen, aber ich hätte ihm auch gerne zum „Thema 160“ etwas gesagt. Er hat ja gestern im Rahmen einer Pressekonferenz das Verkehrssicherheitsprogramm für das kommende Jahr der Öffentlichkeit präsentiert. Meine Damen und Herren, diese Aktion „Tempo 160“ hier in Kärnten zu installieren, ist eine völlig sinnlose und für mich ein reines politisches Ablenkungsmanöver von vielen, vielen anderen Dingen, die vor allem der Infrastrukturminister, Gorbach, für sich in Anspruch zu nehmen hat. Das Gefährlichste beim Autofahren, meine Damen und Herren, ist der Mensch. Das Gefährlichste beim Autofahren ist der Mensch! Der Großteil von uns Autofahrerinnen und Autofahrern – davon bin ich überzeugt – sind gute Autofahrer. Aber es gibt halt eine Gruppe, da kannst du machen, was du willst: Die kapieren es nicht! Und das ist die große Gefahr! Wenn hier hergeht und sagt, dass bereits heute schon – ich will mich auf die Prozente gar nicht einlassen – 60 oder 70 %, der Sprecher des Infrastrukturministers hat damals gesagt, es sind 70 %, die schon jetzt nicht die vorgeschriebenen 130 km/h einhalten, da muss man zwei Dinge davon unterscheiden. Es ist ja richtig, dass es ein großer Prozentsatz ist, der 130 nicht einhält. Dann fährt er halt 131, 132, 133 oder von mir aus 135 und, und und. Okay! Das hat aber noch lange keine Aussagekraft, dass man sagt: Na ja, dann geben wir alles frei. Und wenn man alles freigeben will, dann muss man auch den Mut haben, das zu sagen! Dann soll der Infrastrukturminister hergehen und sagen: „Okay! Ich gebe 160 auf Österreichs Autobahnen frei und übernehme gleichzeitig auch die Verantwortung für jeden Verkehrsunfall, der infolge überhöhter Geschwindigkeit passiert.“ Das muss er dann aber auch tun! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Zellot: Das kann man bei 130 auch sagen. So ein Märchen! – Lärm im Hause.)
Das typische Beispiel, meine Damen und Herren, das über bestehende Geschwindigkeitsbeschränkungen immer zu reden ist, dass Evaluierungen immer angesagt sind, das haben Sie heute in der Zeitung sicherlich gelesen: „Villach, ein großer Knackpunkt.“ Viele regen sich auf. Warum ist in Villach auf einem Abschnitt von elf Kilometern Tempo 100? Das hat mich auch gestört, ist keine Frage! Ich weiß aber auch, dass es um den Anrainerschutz geht, um den Lärmschutz. (Abg. Lutschounig: Dann darf man keine Autobahnen bauen!) Jetzt ist man darauf gekommen, den Fehler – so hat es zumindest Dr. Kreiner in der Zeitung tituliert -, den haben die Wiener gemacht. Die Wiener haben den Fehler gemacht, weil sie die Verordnung falsch erstellt haben. (Abg. Zellot: Vor Magdalen!) Man hat einen Abschnitt von, glaube ich, 2,6 Kilometer fälschlicherweise zu viel verordnet. Ich will damit nur eines sagen: Über Geschwindigkeitsbeschränkungen, deren Aufhebungen nach oben, nach unten, ist immer zu reden. Hier haben wir genug Arbeit. Jeder von uns hat sich schon einmal geärgert: „Na, warum ist da ein Dreißiger, ein Vierziger?“ Ich weiß aber sehr wohl, dass das Bedürfnis der Leute, dort, wo man wohnt, immer so ist: die Geschwindigkeit herunter zu drosseln. Aber wenn ich dann woanders mit meinem Auto selber fahre, dann halte ich es eh nicht ein. Aber deswegen wollte ich dem Herrn Verkehrsreferenten nur sagen – er ist nicht da, deswegen wird ihm das sicher jemand ausrichten. (Abg. Zellot: Ich bin Betroffener, ich werde das ausrichten! – Lärm im Hause.)
Es war erst am 21. 11. 2005, also vor wenigen Tagen war das, da hat der Verkehrsreferent auf eine Anfrage des Kollegen Vouk folgende Antwort gegeben: „… weil wenn Kärntner bei 100, die 100 fahren und dann italienische Testfahrer, die das Wochenende in Kärnten für ihr Vollgasvergnügen nützen – Sie können das jederzeit montags, dienstags in den Medien verfolgen. Ich habe dazu meine Meinung klar geäußert.“ Und jetzt kommt es: „In Kärnten ist keine Gefahr, dass es 160 geben wird.“ 24. 11. 2005. – Ein paar Tage darauf hat er sich noch ein bisserl geziert, weil da war er noch auf dieser Welle drauf. Und ich höre dann, in einer Sendung „Streitkultur“, wo er dann gesagt hat:
Jetzt will ich über das Zustandekommen der TED-Umfrage gar nichts aussagen, keine Frage. Aber, wenn ich heute die Kärntner frage: Ah wollts Ihr vielleicht ein bis​schen weniger Steuer zahlen? Ja, was glaubst, was ich für eine Quote habe? (Abg. Gunzer: Du kannst nicht Birnen mit Äpfel vergleichen …) Eine hohe Quote habe ich! Und, wenn ich das als Politiker dann erfüllen muss, dann bin ich überhaupt der Welt​meister. Aber wie auch immer. Meine Damen und Herren, ich sage so. Besser eine Minute im Leben verlieren, als das Leben in einer Minute. Seien wir uns ehrlich, das wäre gescheit und vernünftig. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Aber, sowohl der Landesverkehrsreferent als auch der Infrastrukturminister Gorbach hätten einen ganz großen Auftrag. Die neue Nahverkehrsflotte wird von der ÖBB angeboten. Ist gut, keine Frage! Nur, ist jemand von euch oder hat jemand von euch schon den Versuch unternommen, am Abend mit dem Zug von Wien nach Klagenfurt zu kommen? (Es erfolgen mehrere Zurufe aus den verschiedensten Fraktionen.) Aber nur den Versuch habts wahrscheinlich unternommen. Denn, um 19.35 Uhr fährt der letzte Zug in Wien ab und der ist um 23.56 Uhr in Klagenfurt. Danach ist finito. Nicht am Papier, weil am Papier könnens zwar um 20.34 Uhr auch noch in Wien abfahren, aber dann sind sie um 04.39 Uhr, nämlich nach acht Stunden und fünf Minuten über Salzburg auch in Klagenfurt. Da wäre Handlungsbedarf! Da sollen sie ihre Energie verwenden, denn das würde uns Kärntnerinnen und Kärntner weitaus mehr nützen als diese sinnlose Tempo-160-Diskussion! (Beifall von der SPÖ-Frak​tion und Abg. Mag. Lesjak.)
In diesem Budgetansatz finden sich auch unter dem Schlagwort „Verkehrsinitiative Süd“ – vielleicht hat das jemand schon einmal nachgelesen – Budgetansätze, die in den letzten Jahren immerhin an die über 100.000,-- Euro verschlungen haben. Diese Verkehrsinitiative Süd wurde im Jahre 2001 gegründet und hat den Sinn gehabt, die Verkehrswegeplanung im Großen voranzutreiben und Lobbying auf allen Ebenen zu machen. Da sind das Land Kärnten, das Land Steiermark, Vertreter der Wirtschaft in dieser Argumentationsplattform enthalten. Nur, ich habe mich ehrlich bemüht zu er​fahren, was da eigentlich geschieht. Ich habe bis heute keine Antwort gekriegt. Des​wegen habe ich mir gedacht, weil ich das in abgekürzter Form auch machen will, ich mache eine schriftliche Anfrage an den Landesrat Dörfler, wo er mir – oder nicht nur mir – sondern uns sagen soll, wie hoch der finanzielle Betrag des Landes Kärnten ist? Wer noch einzahlt und vor allem, welche Aktivitäten gesetzt worden sind? Und ich darf dem Präsidenten diese schriftliche Anfrage überreichen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Jetzt haben wir eine Minute gewonnen, siehst!)
Zum Abschluss, meine Damen und Herren, noch einmal – er ist nicht da, aber das macht nichts – es wird ihm eh jemand sagen. Ich sage es jetzt einmal völlig wertfrei. Der Sicherheitswert der Pannenjacken, der Warnwesten ist enorm, ist wirklich ein großer und wir sind froh, dass wir diese Jacken vom Gesetz her verordnet haben. Nur das Problem, das Problem ist ganz woanders! Und jetzt komme ich auf den ei​gentlichen Punkt, nämlich die Inserate, die der Herr Landesrat in Auftrag gibt. Ich sage einmal, durch diese Inserate, durch diese Aktionen, die wirklich sehr viel Geld kosten, fehlt mir die Nachhaltigkeit. Denn, wenn ich dann schaue, wie viel Leute tra​gen denn diese Pannenjacken?
Und jetzt will ich nur in ganz kurzer Form die zwei jüngsten Fälle – gestern hat der Kollege Gritsch eh schon einmal einen erwähnt, dieser furchtbare Unfall auf der Autobahn, wo der Herr Rossmann ums Leben gekommen ist und dieser furchtbare Unfall gestern von dem 14-jährigen Dirndl, wo sicherlich Sichtbarkeit ein großes Thema war, weil es ja zur Nachtzeit passiert ist. Ich will damit eines sagen. Wir kön​nen noch soviel Inserate schalten, wenn die Leute die Jacken nicht tragen, dann hats keinen Sinn, weil in diesen Inseraten kommt nur eines heraus. Es gibt eine Informa​tionsveranstaltung, wo sicherlich dort vor Ort Bewusstseinsbildung betrieben wird und wo Kaffee und Kuchen und die Jacken gratis zur Verteilung kommen, nur, wenn ich mir denke, wenn wir als Politiker Imagewerbung brauchen – seien wir ehrlich, wir sehen uns alle gerne in der Zeitung abgebildet, keine Frage. (Mehrere Einwände aus der F-Fraktion. – Abg. Zellot: Du auch beim ARBÖ immer! – Lärm und Unruhe im Hause.) Ja, selbstverständlich ich auch! Ja, ich auch! Aber, lieber Freund, jetzt werde ich dir die Antwort drauf geben. Aber nicht auf Kosten der Steuerzahler! Das ist der Punkt, denn das kostet bitte ein Schweinegeld! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Das kostet ja ein Schweinegeld, das ist der Punkt!
Weil, du wirst mir ja nicht sagen, dass solche Inserate, eine Seite, die zu Jahresbe​ginn in allen Kärntner Zeitungen kommt, in Farbe, dass das kein Geld kostet? Das sind ja diese Budgetposten, die wir haben. (Einwände aus der F-Fraktion. – Abg. Zellot: Ein Beitrag zur Sicherheit … ) Das will ich damit zum Ausdruck bringen. Das heißt, … (Beifall von der SPÖ-Fraktion und der ÖVP-Fraktion.) Ich will davon zum Ausdruck bringen, wenn jemand als Politiker sein Ego (Unruhe in der F-Fraktion. – Mehrere Zwischenrufe von Abgeordneten der F-Fraktion. – Lärm und Unruhe im Hause.) auffüllen will, dann bitte nicht durch solche Inserate auf Kosten der Steuer​zahler! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Tauschitz Beifall gebend: Bravo!)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Schober

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! In aller Kürze. Ich kann auch nur in das Horn von Kollegen Schober stoßen im Bezug auf die 160-Kilometer-Abschnitt bei uns, eine Teststrecke von 12 Kilometer. Das ist eine Zeitersparnis von ein, zwei Minuten. Großartig! Dafür verdopple ich das Unfallrisiko! Ich meine, was soll denn das? Jedes Auto ist eine Waffe, wenn einer nicht fahren kann und 160 ist einfach doppelte Abgase und doppeltes Unfallrisiko. Aber es soll sein. Das sind ungefähr drei, vier Tote mehr. Wer das verantworten kann, muss es auch verantworten. Andere Geschichte.
Kärnten Individualverkehr, öffentlicher Verkehr. Wir sind Schlusslicht im öffentlichen Verkehr. Das verdoppelt auch unsere Treibhausgase. Wir sind Schlusslicht beim Er​reichen des Kyotozieles und der öffentliche Verkehr ist leider … (Abg. Trettenbrein. Der Bush! Der Bush! … ) Naja, der Bush, aber der ist ja noch nicht in Österreich, gelt! Das ist ein anderer Busch auf den wir klopfen in Österreich. Jetzt ist die Frage, die ÖBB hat Liebkinder – bei Hochgeschwindigkeiten, Hochleistungsstrecken – aber die kleinen Strecken werden zusehends zugesperrt. Wir haben dann Schienenersatzver​kehre. – das ist genau das, was wir nicht brauchen. Wir wollen die kleinen Gleise noch erhalten. Es wird nichts nutzen, wenn der öffentliche Verkehr im Angebot soviel schlechter ist und, wenn die Menschen einfach nur mit dem eigenen Auto wohin kommen. Man muss es so anbieten, dass es angenommen werden kann. Das heißt, ich muss mit einem öffentlichen Verkehrsmittel zur gleichen Zeit, womöglich besser noch oder zumindest in Abständen von zehn bis fünfzehn Minuten wohin kommen und wieder dort weg. Und dann wird er auch funktionieren. Ich habe mit dem Kolle​gen Ebner letztens ein bisschen diskutiert über Feinstaub und öffentlichen Verkehr. Er hat ganz Recht, die Busse spucken viel mehr Feinstaub aus als die einzelnen klei​nen Autos.
Und, wenn ich mir die Unterführung St. Ruprecht anschaue, ist ja eine tolle Ge​schichte. Das wird eröffnet und dann steckt der Autobus drinnen. Jetzt hat man alle Autobusse in Klagenfurt umschweißen müssen, damit überhaupt ein Autobus durch​kommt, gelt! (Dies wird humorvoll vorgetragen. – Zwischenruf von Abg. Dipl.-Ing. Gallo.) Nein, abgesehen davon, es gehört der Fuhrpark umgerüstet, sie brauchen einen Filter und wir müssen auch bei den ganzen Baumaschinen, die den Feinstaub produzieren, da gehört wirklich einmal ein Riegel vorgeschoben. Die machen die meisten Feinstäube. Das ist das Vier- bis Zehnfache was da herauskommt. Und da gehören einfach nur Baufirmen genommen, die ihre Geräte umgerüstet haben. In der Schweiz funkioniert das seit fünf Jahren und da ist es jetzt relativ feinstaubfrei. Die Feinstaubproblematik ist zu 30 Prozent das Fernheizwerk. Das wird hoffentlich in der Form bald weg sein. Zu 30 Prozent ist es der Hausbrand. Da haben wir ein Emis​sionsgesetz, das eben die zehnfache Menge ermöglicht, durch einen Kommafehler und zu 30 Prozent der Verkehr.
Aber in Wirklichkeit ist es ein meteorologisches Problem, weil wir diesen Niederdruck haben und der legt sich wie ein Deckel über ganz Kärnten drüber. Das ist das größte Becken in ganz Mitteleuropa. Und wir sehen auch heute, dass wir durch den Schneefall den Feinstaub fast weg haben und das ist eine meteorologische Maßnahme gewesen vom lieben Gott und nicht von uns. Also, da werden wir eher bei den Emittanten reduzieren und ich glaube, wenn wir den Hausbrand halbwegs wegbringen, wenn die Leute ein bisschen ein Geld haben und nicht alte Milchpa​ckerln und Schuhe verheizen müssen, damit sie es warm haben, haben wir auch weniger Mist in der Luft. Das nur soviel zum Feinstaub.
Über öffentichen Verkehr haben wir diskutiert. Es wird auch nichts nutzen, wenn wir den Nulltarif einführen. Die Leute nehmen es nicht an, sie nehmen es an bei einem Tarif von ungefähr 0,50 Cent. Dann ist es möglich. Wir haben leider Gottes nur 16 Prozent der Pendlerinnen und Pendler, die den öffentlichen Verkehr nutzen. Das liegt aber am Angebot, wenn wir diese schönen neuen ÖBB-Züge angesprochen haben. Kärnten kriegt ihn nicht. Die ÖBB gibt den Kärntnern das nicht, weil Kärnten so wenig für den öffentlichen Verkehr ausgegeben hat. Und deswegen ist es einfach die falsche Geschichte, wenn Angebot und Nachfrage nicht zusammenpassen, das man einfach das Angebot verringert. Genau das Gegenteil müsste die Gesellschaft volks​wirtschaftlich tun. Tut sie aber nicht.
Ja, was wollte ich noch sagen. Zum Kanal im ländlichen Raum. Wir können ja, glaube ich, die Versorgung im meisten Fall auf 91 Prozent schrauben. Wir sind jetzt schon bei 86 Prozent. Deswegen, Zell Pfarre müsste da nicht hineinfallen, weil ich habe mir das Gebiet dort angeschaut. Da laufen dann 18 Kilometer ohne Haus am Kanalanschluss und das ist ein absoluter Unsinn. Wir können das mit drei dezen​tralen Anlagen entsorgen. Zell Pfarre braucht keinen Zentralkanal. Das ist eher ein politischer Wille als ein vernünftiger.
Und damit noch eines zu den LKW-Kosten. Wir haben es im Ausschuss gehört. Ein LKW verursacht 25.000 Mal mehr Kosten als ein PKW, abgesehen davon, dass sie im Winter, im strengsten Winter mit Sommerreifen unterwegs sind. Da muss man einen Riegel vorschieben. Auch aber bei den PKW. Da gehört eine Winterreifen​pflicht! Wir werden einigen Menschen das Leben retten, das müssten wir andenken. Und bei den LKW-Kosten muss einmal Kostenwahrheit her. Die beuten nicht nur die Fahrer aus, die fahren mit dem billigsten Gerät herum. Und, wenn sich das nicht mehr auszahlt für den Frächter, wird er es auch nicht mehr machen. Und dann kön​nen wir hoffentlich auch den Transit einschränken, der ein großes Problem von uns ist.
Eines noch zu Klagenfurt. In Klagenfurt hat man gesehen, die haben zu wenig Geld für die Straßen ausgegeben. Der Ewald Wiedenbauer hat den Versorgungsträgern folgen müssen. Das heißt, er hat immer eine Straße aufgegraben, die schon aufge​graben war. Deswegen gibt es dieses Riesenchaos, dass überall gleichzeitig Straßen aufgegraben sind. Das ist auch nicht des Rätsels Lösung. Also, wenn man da ein bisschen mehr Geld gegeben hätte, hätten wir sogar ein Konzept hineingebracht. Das hätte Klagenfurt verdient gehabt und ich danke schön! (Beifall von Abg. Mag. Lesjak und Abg. Lutschounig.)
Holub

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Geschätzte Damen und Herren! Ich unterbreche die Sitzung für circa fünf Minuten, um die Obmännerkonferenz durchzuführen. (Unterbrechung der Sitzung von 18.11 Uhr bis 18.16 Uhr.)
Lobnig

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Meine sehr geschätzten Damen und Herren Abgeordneten! Ich nehme die unterbrochene Sitzung wieder auf und teile mit, dass die Obmännerkonferenz beschlossen hat, dass wir auch, wie schon vorher angekündigt, diese Sitzung in diesen zwei Tagen durchführen, das heißt, dass wir heute bis open end durchziehen werden. Es ergeht aber das Ersuchen an alle Abgeordneten sämtlicher Fraktionen, um aus zeitökonomischen Gründen und auch um den Sitzungsverlauf etwas zu verschnellern, dass wir uns hier bei den Wortmeldungen auf die wesentlichen Inhalte konzentrieren. Laut Geschäftsordnung soll niemand schon gar nicht um das Rederecht beschnitten werden, vor allem soll versucht werden, sich in der Redezeit etwas einzuschränken, damit wir in einer wirklich noch toleranten Zeit mit dieser Sitzung zu Rande kommen.
Als Nächster ist zur Gruppe 6 der Herr Abgeordnete Gunzer zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort!

Lobnig

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Herr Präsident! Hohes Haus! Geschätzte Kolleginnen und Kollegen! Ich darf nun auf einige Punkte noch eingehen, ohne zu wiederholen, was meine Vorredner bereits gesagt haben. Ich möchte aber schon auf den Kollegen Markut hinweisen, der heute zu Beginn seiner Ausführungen kritisiert hat, dass der Herr Landeshauptmann nicht anwesend ist. Ich möchte daran erinnern, dass er gestern sehr wohl im Haus war, dass er heute im Haus war und möchte noch einmal in Erinnerung rufen, dass er heute zu Mittag zu einem Begräbnis nach Seeboden gefahren ist. Er kommt jetzt wieder zurück. Das möchte ich noch einmal in Erinnerung rufen! Eigenartig ist das schon: Der Herr Kollege Markut spricht hier und verlässt dann sehr wohl selbst den Plenarsaal. (Abg. Mag. Ragger: Der ist bei der Weihnachtsfeier!) Der ist schon bei der Weihnachtsfeier. Das einmal zur Einleitung.
Zum Straßenbau in Kärnten möchte ich sagen, dass ein Güterkataster für die Landesstraßen erstellt wurde und vor allem auch eine Dringlichkeitsreihung erstellt wurde, die aussagt, in welchem Zustand die Landesstraßen sind. Es freut mich, dass dementsprechend auch mit Budgetmitteln für 2006 das Referat ausgestattet wurde. Ich möchte aber dazusagen, dass es ganz besonders wichtig ist, dass wir verstärkt Augenmerk auf die Finanzierung der Straßen in Kärnten legen müssen, denn auf der einen Seite wollen wir intakte Straßen haben, auf der anderen Seite muss es uns klar sein, dass das Geld kostet. Wenn ich mir diese Reihung, diese Auflistung anschaue, dann ist es notwendig, ständig Straßen zu sanieren und zu erhalten. Um alle auf diese Reihung von 1 bis 5 (1 sehr gut und 5 schlecht), alle auf sehr gut hinzubringen, würden wir 500 Millionen Euro benötigen. Um aber die Straßen in einem dementsprechend guten Zustand zu halten, sind jährlich zirka zwischen 35 und 40 Millionen Euro notwendig. Das heißt, das Doppelte als jetzt jährlich immer budgetiert ist. Ich möchte das nur in Erinnerung rufen, damit die Diskussion hier auch in den richtigen Bahnen läuft.
Darüber hinaus ist es mir ein Anliegen, hier vom Kärntner Landtag aus geschlossen an den Bund heranzutreten, dass wir auch dementsprechend die Mineralölsteuermittel, die normalerweise zweckgebunden für den Straßenverkehr eingesetzt werden sollten, dementsprechend nach Kärnten zurückbekommen. Mir fällt auf, dass wir wohl Vergütungen bekommen, zum Beispiel für die Bundesstraßen, aber nicht in diesem Ausmaß, was wir an Mineralölsteuer hineinbezahlen. Da, glaube ich, ist es ein Auftrag des gesamten Kärntner Landtages, dementsprechend auf den Bund einzuwirken, dass hier mehr Mineralölsteuermittel nach Kärnten kommen.
Das Zweite ist der Verkehrsplan und vor allem der Personennahverkehr. Der ist heute mehrmals angesprochen worden. Der Personennahverkehr kostet uns zirka 17,5 Millionen Euro. An Einnahmen verzeichnen wir aber lediglich 3,1 Millionen Euro, das heißt hier haben wir vom Land aus sehr viel zu finanzieren, um die Versorgung vor allem der ländlichen Bevölkerung aufrecht zu erhalten. Denn die hat genauso ein Recht, in die Stadt zu kommen; ganz egal, wo sie in Kärnten wohnt. Das muss uns bewusst sein, dass das Geld kostet! Im Ausschuss ist mir bei den Beratungen mit den Fachbeamten des Landes aufgefallen, dass der Bund sehr wohl mit uns einen Vertrag hat, aber trotz Vertrags um zwei Millionen Euro die Mittel für Kärnten gekürzt hat, was wir wieder zusätzlich selbst aufbringen müssen. Deshalb ist es umso wichtiger, hier geschlossen an den Bund heranzutreten!
Was der Herr Kollege Schober gemeint hat mit der ÖBB: Das ist auch richtig, das kostet alles Geld. Ich möchte hier auch einwerfen, dass auch die Flexibilität der Mitarbeiter der ÖBB eingefordert wird. Es kann auf der einen Seite nicht sein, dass wir vom Land Kärnten viel Geld in die Hand nehmen, um die Versorgung der Bevölkerung aufrecht zu erhalten – es auf der anderen Seite es aber dort Bedienstete gibt, die absolut nicht gewillt sind, auch nur in irgendeinem verwandten Bereich der ÖBB tätig zu sein und zu sagen: „Nein, da gehen wir einfach nicht hin, weil wir haben einen Dienstvertrag nur mit dieser Abteilung.“ Hier ist auch Flexibilität gefordert, um letztendlich Kosten einzusparen.
Wenn die Diskussion heute über 160 km/h aufgeflackert ist, dann muss ich sagen, ist das eine große Scheinheiligkeit, wenn das so diskutiert wird wie vom Kollegen Schober, denn jeder, der noch nie mehr als 130 km/h in Kärnten gefahren ist, möge bitte die Hand heben! – Hier ist eindeutig eine Teststrecke auserwählt worden, (Lärm im Hause) um einen Versuch zu starten. Es heißt ja nicht, dass das schon verordnet ist. Es ist ein Versuch, wo es eine sichere Strecke ist, um dementsprechend dann auch auf die Bedürfnisse der Menschen einzugehen. (Beifall von der F-Fraktion)
Wenn unser Herr Landesrat Dörfler im ersten Moment selbst gesagt hat: „Okay! Das gefällt mir nicht unbedingt.“, er aber dann gesagt hat: „Es hat eine Umfrage im Land Kärnten ergeben, dass sehr wohl die Mehrheit dafür ist, das einfach einmal zu probieren.“ – ja, wer ist denn daran gehindert, gescheiter zu werden und dementsprechend auch auf die Wünsche der Bevölkerung einzugehen! Ich sage noch einmal: Es ist noch nicht verordnet, es ist eine Teststrecke – und nach den Tests wird man sehen, wie es letztendlich weitergeht.
Zu diesen Pannenjacken, das ist für mich wirklich grotesk. Auf der einen Seite wird hier im Haus behauptet, dass die Pannenjacken für die Sicherheit und für die Verkehrssicherheit besonders wichtig sind, aber darüber hinaus wird dann kritisiert, wenn der zuständige Landesrat hergeht und dementsprechend dann das bewirbt, damit die Menschen diese Pannenjacken auch annehmen und vor allem endlich erkennen, wie wichtig es ist, dass diese angelegt werden.
Zum Schluss kommend, möchte ich sagen, dass unser Herr Landeshauptmann – wie schon so oft und immer – Geldmittel nach Kärnten gebracht hat und auch dementsprechend für den Straßenbau und für den Ausbau der Kärntner Straßen weiterhin Mittel aufbringen wird. Ich lade den gesamten Kärntner Landtag dazu ein, ihn dabei zu unterstützen! Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Strauß das Wort.)

Gunzer

Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich melde mich noch einmal zu Wort in der Gruppe 6 zum Wasserwirtschaftsfonds, der im vorigen Jahr eingeführt worden ist. Ich glaube, wir haben gemeinsam genau jenes Geld gebraucht, um hier für die Bürgerinnen und Bürger dementsprechend schnell reagieren und agieren zu können, im Hinblick auf die Abwasserthematik und natürlich auch was den Wasserbereich in den Kommunen betrifft. Ich glaube, damit ist uns ein gutes Gesetz gelungen. Es wird natürlich auch im Jahr 2006 durchgeführt.
Ich möchte noch einen Satz zum Regionalfonds dazusagen. Der Regionalfonds ist eine Möglichkeit der Mitfinanzierung bzw. Vorfinanzierung in den Kommunen. Er wird ebenfalls sehr stark angenommen. Es ist noch ein Rest dafür da, von zirka fünf Millionen Euro am Budgetansatz des Jahres 2005. Das bleibt aber jedenfalls für das Jahr 2006 erhalten.
Ich möchte vielleicht noch etwas dazusagen, was die Kategorisierung der Gemeindestraßen betrifft. Hier ist ein 15-prozentiger Bürgeranteil im Gesetz verankert. Es gibt seitens des Referenten Überlegungen, dass wir im Jahr 2006 das einer Änderung zuführen werden und dass die Kommunen hier mithelfen, um auch die Bürger, Steuerzahler, zu entlasten.
Insgesamt muss man sagen: eine sehr professionelle und kompetente Arbeit des Referenten, Ing. Reinhart Rohr. Ich danke ihm recht herzlich dafür! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)

Strauß

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Erlauben Sie mir auch, zum Kapitel „Wasserwirtschaft“ einige Anmerkungen! Der Bau, die Erhaltung, die Sanierung sind gewissermaßen ausgelagert in den Kärntner Wasserwirtschaftsfonds. Die Dotierung von Landesseite ist nach der Beschlussfassung des Budgets hier unter Dach und Fach. Wir haben aber einige Wünsche an den Bund, teilweise in Anträgen formuliert, die im Ausschuss sind. In diesem Zusammenhang stellt sich auch die Frage der Abkoppelung der Landesförderung von der Bundesförderung. Ich habe das bereits einmal angerissen. In der letzten Sitzung des Kärntner Wasserwirtschaftsfonds haben wir dieses Problem durch einen Extrabeschluss bewältigen müssen. Leider ist es ein Negativbeispiel, nämlich der Gemeinde Hüttenberg, wo wieder einmal der Bürgermeister nicht so gehandelt hat, wie es richtig gewesen wäre. Wir haben die Bürger vor weiteren Gebührenerhöhungen geschützt, indem wir eine Mittelzuführung für die Dinge, die dort schiefgelaufen sind, beschlossen haben. Ich erwarte mir aber, dass so ein Bürgermeister auch eine Kopfwäsche bekommt, damit hier ein Lernprozess stattfindet! (1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag: Das glaube ich aber nicht! – Der Redner lacht.)
Ich möchte mit einem Satz auch darauf eingehen, was der Herr Abgeordnete Holub gemeint hat, mit der Abkehr vom Zentralkanal. Bei den Grünen ist das ein Dogma. Was wir wollen, ist ein sinnvoller Einsatz der Mittel. In die Richtung argumentieren wird, dass wir Initiativen, die sinnvoll sind, auch stärken sollen. Das Gemeindekanalisationsgesetz lässt das leider nicht zu.
Abschließend zwei oder drei Sätze noch zur Arbeit im Wasserwirtschaftsfonds, und zwar deshalb, weil die Frau Landesrätin Schaunig für die Regierungssitzung ausreichende und rechtzeitige Unterlagen eingefordert hat. Bitte, Frau Parteivorsitzende, Ihr geistiges Auge auf den Wasserwirtschaftsfonds zu lenken! Denn wie das dort gehandhabt wird, spottet es jeder Beschreibung! Wir haben Unterlagen bekommen, in einer minimalen Form, ohne Aussagekraft. Und für alle anderen Punkte ist von einem Beamten vor, gerade mit Aufruf dieses Tagesordnungspunktes die Unterlage vorgelegt worden. Also ich bitte, vor der eigenen Türe zu kehren und dann erst an andere Forderungen zu richten!
Trotz dieser unnötigen erschwerten Bedingungen werden wir weiter konstruktiv mitwirken, denn der Schutz des Kärntner Trinkwassers ist ein hohes Ziel, und die Gebühren müssen weiterhin leistbar bleiben! (Beifall von der F-Fraktion)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! Es liegt mir jetzt zur Gruppe 6 keine weitere Wortmeldung mehr vor. – Wir kommen nun in die Gruppe 7 des Voranschlages 2006, und zwar zu den Untergruppen, als eine Gruppe zusammengefasst: Wirtschaft, Wirtschaftsförderung, die Gruppe Energie, Tourismus und Landwirtschaft. (Abg. Lutschounig: Energie haben wir eh schon gehabt!) Die ist in der Gruppe 7.

Als Erster zum Kapital Wirtschaft in der Gruppe 7 hat sich der Herr Abgeordnete Mock zu Wort gemeldet. Ich darf ihm das Wort erteilen und ersuche ihn, zu sprechen! (Abg. Ing. Scheuch zum Aufgerufenen: Ich höre dir eh zu, Redest du ein bisserl länger? – Abg. Mock: Eine Stunde.)

Lobnig

Abgeordneter Mock (SPÖ):

Mock

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu später Stunde - ich habe das gar nicht so gesehen, dass das so spät ist – sollte man doch ein paar Worte und einen Beitrag zur Wirtschaftspolitik des Landes richten, noch dazu, wenn es um eine Budgetsitzung des Landes geht. Ich habe mich heute schon den ganzen Tag gewundert, wie leichtfertig teilweise über diese finanzielle Situation des Landes diskutiert wird. Ich habe mir den Wirtschaftsbericht 2004 angeschaut und habe natürlich auch dazu passend die Wirtschaftsförderung 2004 mir angeschaut. Aus diesem Wirtschaftsbericht kann man, wenn man das genau liest, doch einige Daten herauslesen, wo man sich an sich ein bisschen wundern sollte.
Wenn man aus dem Wirtschaftsbericht das Positive herausnimmt, dass der Tourismus in Kärnten an sich sehr viel gefördert worden ist, natürlich auch eine positive Situation einnimmt und die Beschäftigung im Jahr 2004 mit 0,5 % überdurchschnittlich auf Bundesebene gestiegen ist, so sieht man – wenn man weiterliest –, auch was den Tourismus betrifft, dass die KWF-Barwertförderung allein im Tourismus 14,6 Millionen Euro beträgt. Dadurch wurden Projektkosten im Gesamtumfang von rund 130 Millionen Euro unterstützt oder bewegt.
Das klingt an sich irrsinnig viel und das ist auch richtig so. Und ich glaube, das kann man auch ohneweiters so sehen, dass das professionellste Wirtschaftsförderung ist. Wenn man dann weiterliest in diesem sehr zurückhaltenden Bericht des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds, der an sich oder die Kärntner Wirtschaftspolitik an sich wird ja von einigen Organisationen gemanagt, unter anderem dem Kärntner Wirt​schafts​förderungsfonds, der Babeg, der KSG, der EAK und der Kärntner Tourismus​holding. Das sind Schwerpunkte, diese Organisationen machen an sich in Kärnten Wirtschaftspolitik. Und, wenn man dann ganz genau liest, diesen Wirtschaftsbericht oder eine Empfehlung aus diesem Wirtschaftsbericht zitieren darf, so sagen dort die Leute, die den Wirtschaftsförderungsfonds managen: „Aufgrund der ineffizienten Strukturen von Institutionen, Beiräten, Gesellschaften und so weiter im Bereich der Wirtschaftsförderung des Landes und der Tourismusförderung, sollte auf eine ein​heitliche Führung und Konzentration im Rahmen einer Neuorganisation geachtet werden. Die Ziele muß allerdings die Landespolitik vorgeben.“
Meine Damen und Herren, wenn man sich diesen Satz auf der Zunge zergehen lässt, das sind an sich genau die gleichen Leute, die in den letzten, fast zehn Jahren, der Politik gesagt haben, es muß alles ausgegliedert werden, und wir brauchen für jede kleinste Einheit eine neue Gesellschaft. Die gleichen Leute empfehlen uns, wie​derum der Politik, dass das an sich uneffiziente Strukturen sind. Und, wenn man dann weiterliest, und wenn man sich dann mit dem Budget ein bisschen auseinan​dersetzt, dann kommt man an sich drauf, dass der Wirtschaftsförderungsfonds jähr​lich – und das haben wir ja immer wieder im Budget auch beschlosssen – zwischen 30, 32 und 33 Millionen Kredit aufnimmt und für dieses Kreditaufnehmen ja das Land Kärnten an sich haftet. Wir haben zur Zeit über 150 Millionen Euro Kredit und, wenn man das hochrechnet mit der Darlehensrückzahlung, was uns die Wirtschaft kostet, kommen wir 2010 genau auf die Summe oder fast auf die Summe des heute und gestern vieldiskutierten Zukunftsfonds. Genau nämlich über 400 Millionen Euro wird dann die Kärntner Wirtschaft Schulden haben oder der Kärntner Wirtschaftsförde​rungsfonds, diese Gesellschaften Schulden haben.
Man kann davon ausgehen, meine Damen und Herren, dass wir wahrscheinlich richtig entschieden haben, dass wir diese 250 Millionen Euro richtig anlegen sollten, damit wir uns irgendwann einmal in den nächsten Zeiten auch was leisten können. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.) Und, meine Damen und Herren, es ist auch nicht leicht zu verstehen, dass jene Damen und Herren, die in der Wirtschaftsförderung sitzen, in diesen Organisationen, dass das eigentlich Organisationen sind, die viele hier im Hohen Haus wahrscheinlich gar nicht kennen, viele nicht wissen, dass es dort 30 Aufsichtsräte gibt. Und, wenn man dann diesen Dschungel von Organisationen, diesen Dschungel von Richtlinien sich durchzulesen versucht – es ist sehr schwer durchzukommen – dann kommt man eigentlich drauf, dass es in dieser Wirtschafts​förderung, und das ist auch das, was die Leute aus diesen Unternehmen sagen, ineffiziente Strukturen dort gibt. Die haben eigentlich Recht, dass dieser Dschungel in nächster Zeit analysiert werden soll. Und es sollte eine neue Organisation in die​sem Bereich der Wirtschaftsförderung überlegt werden.
Es gibt dann auch eine Überlegung aus diesen bereits viel diskutierten Wirtschafts​förderungs​maßnahmen, wo man einerseits vor vielen, vielen Jahren gesagt hat, die​se Ausgliederung ist gescheit. Es wird alles ausgegliedert werden. Ich bin fest über​zeugt, meine Damen und Herren, dass wir, wenn wir als Politiker die Verantwortung dort mittragen sollen, wir auch eingreifen und eventuell nachdenken sollten, ob man nicht verschiedene Bereiche zusammenführt und wieder zurückholt, weil ich fest davon überzeugt bin, dass diese Politik die wir jetzt machen, Verantwortung abgeben ist. Aber schlussendlich wird der Landtag und die verantwortlichen Politiker die Ver​antwortung in Zukunft dann doch haben. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Wenn man sich die bestehenden Punkte und Projekte in diesem Bereich anschaut und die Missstände herausliest – und ich habe mir sehr viel Zeit angetan, um mir das einmal durchzuschauen, welche Geschäftsführeridentitäten man in vielen Gesellschaften hat; mehrere Gesellschaften beschäftigen sich mit denselben Auf​gaben, keine klare Rollenverteilung, keine klare Trennlinie zwischen Fördergeber und Fördernehmer. Man hat in verschiedenen Bereichen immer wieder unzurei​chende Kontrolle gesehen; weil das kann man nicht mehr kontrollieren, weil keiner mehr weiß, wer dort, wo kontrollieren kann, keine sichtbaren Konsequenzen bei Fehl​entwicklungen, Verbürokratisierungen statt schnelle Hilfe für das Unternehmen. Und ich glaube, das ist das, was viele Wirtschaftspolitiker ärgert. Und ich glaube, dass es unser gemeinsames Ziel sein muss, in Kärnten eine Wirtschaftspolitik aus einem Guss zu etablieren, die die Kärntner Wirtschaft nachhaltig stärkt und so einen intelli​genten Mitteleinsatz sicherstellt. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Trettenbrein das Wort.)
Mock

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Präsident! Hohes Haus! In der Haushaltsgruppe 7 „Wirtschaftsförderung“ gibt es im Landesvoranschlag 2006 eine Steigerung von 4,2 Millionen Euro. Der Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds ist mit 31,6 Millionen Euro ausgestattet. Für die Kleinst​gewerbeförderung sind 4 Millionen Euro vorgesehen. Wie Sie auch wissen, wird hier jeder zusätzliche Arbeitsplatz mit 1.000,-- Euro gefördert. Wichtig für die Arbeits​platzentwicklung ist auch die Kärntner Entwicklungsagentur, die mit 1 Million Euro ausgestattet ist. Leitfunktion in der Kärntner Wirtschaft hat auch Forschung und Ent​wicklung. Förderung in die Wirtschaft bedeutet Schaffung und Erhaltung von Arbeits​plätzen.
Im Laufe des Jahres 2005 hatten wir eine stabile Steigerung der Beschäftigungszah​len in Kärnten. Im Juli 2005 hatten wir mit 211.468 Arbeitnehmerinnen und Arbeit​nehmern einen historischen Höchstbeschäftigungsstand. Beschäftigungszunahmen wurden vor allem im Dienstleistungssektor erzielt, im Bereich Realitätswesen in den Sparten Kultur, Sport und Unterhaltung. Beschäftigungseinbußen mussten vor allem im arbeitsintensiven Produktionsbereich verzeichnet werden. Das heißt für mich aber auch, dass unsere Fördermaßnahmen und unsere Projektentwicklungen greifen. Ein wichtiger Impuls im Bereich des Arbeitsmarktes sind die Infrastrukturmaßnahmen. Hier ein Dankeschön an unseren Verkehrslandesrat Dörfler, der durch harte Ver​handlungen mit dem Bund im Jahr 2005 viele zusätzliche Finanzmittel nach Kärnten holen konnte und somit auch mehr Projekte im Bereich Infrastruktur umsetzen konnte als geplant waren.
Auch das deutliche Plus in der Bauwirtschaft wirkt sich positiv auf den Arbeitsmarkt aus. Der Hochbau hat in Kärnten eine Steigerung von 10,3 Prozent verbucht; der Tiefbau überschritt das Vorjahresergebnis um 17,1 Prozent, noch deutlicher im Tief​bau, insbesondere in der Sparte Tunnelbau mit 529 Prozent plus, sowie im Brücken- und Hochstraßenbau mit 47 Prozent. Das, geschätzte Damen und Herren, ist Politik die Arbeitsplätze sichert. (Beifall von der F-Fraktion.)
Meine Damen und Herren! Im Bereich der Arbeitnehmerförderung hatten wir im Jahr 2005 für Fahrtkostenzuschüsse, Mautersatz und Lehrwerkstätten 10,8 Millionen Euro zur Verfügung. Im Budget 2006 steigt dieser Betrag um 800.000,-- Euro auf 11,700.000,-- Euro. Wichtig für gesicherte Arbeitsplätze ist eine gute Ausbildung. Das Modell „Lehre mit Matura“ unseres Bildungsreferenten Dr. Martin Strutz zeigt, wohin der Weg führen muss. Die Maßnahmen im Bereich der Lehrlinge greifen be​reits. Wir sind stets bemüht, auch die Lehrwerkstätten zu verbessern bzw. auf den neuesten Stand der Technik zu bringen. So haben wir den Standort St. An​drä/Lavanttal auch mit einer Kooperation zwischen der Elmont-Akademie und dem BFI-Kärnten weiter ausbauen können. In die Ausstattung der Berufsschulen werden im Jahr 2006 780.000,-- Euro fließen. 1,8 Millionen Euro stellt das Land für Lehr​lingsausbildungen im eigenen Bereich zur Verfügung. Im Jahr 2005 wurden im Kärnt​ner Landesdienst 138 Lehrlinge eingestellt. Ende Oktober 2005 wurde in Kärnten be​reits wieder ein Überhang von verfügbaren Lehrplätzen gegenüber Lehrstellensu​chenden verzeichnet. Wir sind damit das einzige Bundesland Österreichs, das solche positiven Zahlen aufwarten kann.
Auch im Tourismusbereich gibt es eine positive Entwicklung. Viele Vorzeigeprojekte sind im Bau, um den Ganzjahrestourismus anzukurbeln und somit auch Ganzjahres​arbeitsplätze zu schaffen. Kärnten geht es besser als je zuvor! Unser Ehrgeiz muss es aber auch sein, dass es noch besser wird. Krankjammern, geschätzte Damen und Herren, krankjammern ist keine Lösung. Denken Sie ein Jahr zurück, denken Sie an die Firma Gallus in Wolfsberg. Unserem Landeshauptmann Dr. Jörg Haider ist es ge​lungen, mit der Firma Mahle ein Mechatronikzentrum zu errichten, die HTL Wolfsberg miteinzubinden, und so hochqualifizierte Arbeitsplätze zu schaffen. Unsere Aufgabe ist es, alles zu tun, um in Kärnten viele Arbeitsplätze und Beschäftigung zu schaffen, damit unsere Jugend auch im eigenen Land Erwerb finden kann. Der Voranschlag 2006 ist ein wichtiger Schritt in diese Richtung. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Trettenbrein

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Herr Präsident! Ich werde versuchen, mich kurz zu halten. Ich habe das sehr interessant gefunden, was der Kollege Mock da über die Wirtschafts​förderung und über die Ausgliederung erzählt hat und ich wäre sehr dankbar, wenn mir jemand einmal erklären würde, (Abg. Mag. Ragger: Sehr gut!) was eigentlich der ursprüngliche Gedanke von diesen ganzen Ausgliederungen war. (Abg. Mag. Rag​ger: Wart ich gehe mit dir auf einen Kaffee! Ich gehe mit dir auf einen Kaffee und erläre dir das!) Also, da hat man sich wahrscheinlich wohl irgendwas gedacht, eine Kostenersparnis vielleicht oder Effizienz und diese ganzen Dinge. Also, diese Ideen hätte ich gerne gewusst und wir sollten das wahrscheinlich wirklich sehr ernsthaft und ausführlich hier diskutieren, ob es wirklich das gebracht hat, was am Anfang auch gedacht war, was das bringen soll, was der Nutzen davon, von diesen Aus​gliederungen, sein soll, weil, mein bescheidenes Wirtschaftsverständnis sagt mir, dass ich dann, wenn ich von der Landesverwaltung, von den Abteilungen etwas aus​gliedere, dann bleibt dann ja irgendwo ein Loch übrig oder bleiben auch Angestellte und Menschen übrig, die das bearbeitet haben. Und woanders, wohin das ausge​lagert wird, in die neue Gesellschaft, sind auch wiederum Mitarbeiter und Strukturen notwendig. Und es kostet ja mehr Geld, als wenn man alles beim Alten gelassen hätte, kommt mir vor. Aber, das müssen wir uns noch genauer anschauen und auch wirklich ernsthaft diskutieren.
Ich möchte auch über den KWF jetzt sprechen. Es ist ja allgemein bekannt, dass auch selbst die Rechnungshofberichte immer wieder auf diese vielen Strukturen, auf diesen Strukturdschungel hinweisen, und anraten, da etwas dagegen zu tun. Freilich ist es so, dass die Strukturen natürlich undurchschaubar sind. Es ist zuviel da, es kostet eine Menge Geld. Der Personalaufwand hat sich um 128.000,-- Euro erhöht gegenüber dem Vorjahreswert beispielsweise. Aber auch im Sachaufwand gibt es 331.000,-- mehr Geld und der sogenannte „Kooperationsaufwand“ ist auch um fast 200.000,-- Euro gestiegen, um 192.000,-- Euro. Also, da ist sicherlich zu hinter​fragen, was da dahinter steckt.
Wenn man sich jetzt anschaut, die Förderfälle. Es gab 795 Förderfälle. Und ich habe mir die Mühe gemacht anzuschauen, wie viele Unternehmen oder wie groß die Unternehmen sind, die welche Förderungen kriegen. Und das ist dann schon interes​sant. Sechs Förderfälle haben zwischen 1 und 5 Millionen Euro gekriegt. Das sind 22,1 Millionen Euro oder 42,5 Prozent der Mittel. Das heißt, 42,5 Prozent der Mittel, eine große Mehrheit geht an nur sechs Förderfälle. Das sind Großunternehmen. Dann eine halbe Million bis 1 Million Euro gab es für fünf Förderfälle; zwischen 100.000,-- und 500.000,-- Euro haben 62 Fälle erhalten. Dann haben wir zwischen 10.000,-- und 100.000,-- Euro für 325 Fälle und unter 10.000,-- Euro haben 397 Fälle erhalten. Das heißt, von den 795 Förderfällen haben 723 – also die große Mehrheit wirklich einen ganz kleinen Kuchen bekommen – nämlich nur 24 Prozent der Mittel. Was sagt das aus? Eine große Mehrheit teilt sich ein kleines Stück des Kuchens und eine kleine Minderheit hat einen ganz großen Teil des Kuchens. Ich fürchte, dass sich dahinter eine Wirtschaftspolitik verbirgt, die wir eigentlich nicht haben wollen, nämlich die Förderung von Großunternehmen und großen Unternehmen zu ungun​sten der kleinen. Weil, wenn das Geld zu den Großen hingeht, dann fehlts halt bei den Kleinen. Und das wird da immer so betont, Kärnten hat eine kleinstrukturierte Wirtschaft und die haben das Geld notwendig, und dort soll es auch hingehen.
Also hinter dieser Förderpolitik, hinter dieser Förderungslogik verbirgt sich eine Glo​bali​sie​rungsfalle.
Da muss man aufpassen, dass da eine gerechte Gewichtung auch beibehalten wird und dass es da auch so etwas wie eine Verteilungsgerechtigkeit gibt, dass die vielen Kleinen eben auch entsprechend die Mittel kriegen, die halt zur Verfügung stehen.
Was auch interessant ist: Wenn man ins Budget schaut - Kollege Mock hat das ja angesprochen -wir wissen nicht, wie lange das so weitergehen wird, aber der KWF wird es irgendwann nicht einmal schaffen, fürchten wir, Geld zur Förderung zur Verfügung zu stellen, sondern das Geld wird er für die Kredite, das Schulden zurückzahlen verwenden.
Im Voranschlag sind 31,1 Millionen Euro veranschlagt für Pflichtausgaben. Die Tilgungsquote beträgt 23,7 Millionen Euro und die Zinsen betragen 6 Millionen Euro, das heißt es bleibt ein Spielraum von 2 Millionen Euro. Das ist die Manövriermasse. Und die ist extrem gering! Mit diesen Mitteln, kann man, fürchte ich, keine sinnvolle Wirtschaftspolitik machen, wenn der KWF sozusagen darauf angewiesen ist, Geld aufzunehmen, damit er noch irgendwie wirtschaften kann.
Ein interessanter Blick ist auch darauf zu richten, was der Output vom KWF ist: Wie viele Arbeitsplätze werden wirklich geschaffen? Auch das haben wir uns angeschaut. Im Vergleich zur Vermehrung des Förderungsvolumens ist die Arbeitsplatzintensität nicht gewachsen. Wir haben ausgerechnet: 3,7 % mehr Arbeitsplätze bei einem größeren Förderungsvolumen von 31,6 %, im Vergleich zum Jahr 1999. Das ist wahrscheinlich nicht der Sinn der Sache, dass man das Förderungsvolumen aufbläht und dass es viel gibt und dass hinterher halt nichts herauskommt. Man sollte sich anschauen – und wir haben auch entsprechende Anträge in diese Richtung eingebracht -, wie viele Arbeitsplätze wirklich geschaffen werden. Dann haben wir konkrete Zahlen, und dann können wir über eine sinnvolle Wirtschaftspolitik weiter diskutieren.
Wir sollten auch darüber nachdenken, den KWF tatsächlich wieder ins Land zurückzunehmen und nicht auszugliedern. Jede Ausgliederung ist auch eine Ausgliederung von Verantwortung und erzeugt Kosten, die wir nicht brauchen. Danke schön! (Beifall vom Abg. Holub)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. KO Ing. Scheuch zum Kapitel Energie das Wort.)

Mag. Lesjak

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Um Energie zu sparen, werden wir eine kurze Rede machen, das heißt im Umkehrschluss könnte man natürlich sagen, Hoher Landtag, sehr geehrte Damen und Herren, dass man eine langwierige Debatte vor beinahe leeren Zuschauerräumen auch als eine gewisse Energieverschwendung ansehen könnte.
Fakt ist, dass vor der Kulisse einer Strompreiserhöhung in Kärnten, vor der Kulisse einer – aus meiner Sicht – doch sehr hinterfragenswürdigen Idee, nämlich in Klagenfurt noch sogar ein Gaskraftwerk zu bauen, diese Debatte schon eigentlich auch spannend zu führend gewesen wäre, zumindest so spannend wie die Kulturdebatte. Fakt ist und um mein Versprechen, auch kurz zu bleiben, hier auch einzuhalten: Es wurde von uns schon letzte Woche ein Standpunktpapier der Freiheitlichen in Kärnten hier präsentiert, vor allem vor dem Hintergrund, dass es um Versorgungssicherung geht in der Energiefrage, dass Preisstabilität die große Herausforderung der Zukunft sein wird, dass aber auch soziale Auswirkungen hier sich letztendlich wieder finden werden. Weil wenn viele ärmere Menschen sich letztendlich die Energie zum Beispiel zum Heizen ihrer Häuser nicht mehr leisten können werden, muss es auch zu sozialen Transferzahlungen kommen. Jetzt rede ich gar nicht von der Wertschöpfung in diesen Bereichen, letztendlich auch gar nicht davon wie viel wieder erneuerbare Energie dieses wunderbare Land, das wunderschöne Kärnten hier zu bieten hätte.
Das heißt Ausfluss muss sein, um eine Perspektive im energetischen Bereich zu haben, einen Masterplan aufzustellen. Das ist eine klare Forderung, die hier definiert worden ist, einen Energetischen Masterplan, der sämtliche Bereiche berücksichtigt und aufgebaut ist auf biogener Energie. Wir werden dazu mehrere Arbeitskreise bilden. Die Abgeordneten sind dazu auch eingeladen. Es wird zu einer Enquete kommen, bei der die Ergebnisse präsentiert werden, weil – und das sage ich hier auch ganz offen – gerade in wichtigen Bereichen wie zum Beispiel in der Gentechnikfrage wir hier schon gute Erfahrungswerte haben und einfach aus diesem Grund heraus, um letztendlich diese wichtigste Entscheidung für unsere Zukunft, nämlich eine anständige Energieversorgung, zu haben, werden wir so vorgehen.
Langer Rede, kurzer Sinn: Ein Ziel muss erreicht werden, dass wir bis zum Jahre 2015 60 % der Kärntner Energie aus eigenen Bereichen bekommen. Diese Investition ist eine, die sich innerhalb von zehn Jahren in jedem Bereich rechnen wird. Da stimmen mir auch meine Kollegen der Opposition zu. In diesem Sinne werden wir diese, sage ich einmal Aufgabe, diese große Aufgabe in Angriff nehmen: mit Start des ersten Halbjahres, kommenden Jahres! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Vouk zum Thema Tourismus das Wort.)

Ing. Scheuch

Abgeordneter Vouk (SPÖ):

Vouk

Herr Präsident! Hohes Haus! Liebe Zuhörerinnen und lieber Zuhörer - zwei haben bei uns noch ausgeharrt -, einen schönen guten Abend! Liebe Kolleginnen und liebe Kollegen! Der Bereich Tourismus kommt relativ spät dran, aber ich denke, das hat nichts mit dem Stellenwert des Tourismus zu tun, sondern ich denke doch: Das ist eine der wirtschaftlichen Lebensadern Kärntens. Wir sollten dem Bereich Tourismus doch noch die notwendige Aufmerksamkeit schenken!
Der Kärntner Tourismus hat die Sommersaison 2005 mit einem Nächtigungsrückgang von 3,2 % abgeschlossen. Insgesamt wurden vom Mai bis inklusive Oktober 9,34 Millionen Übernachtungen gezählt. Im Vorjahr waren es noch 9,6 Millionen Übernachtungen, was laut Statistik Austria das schlechteste Ergebnis seit 1962 war. Zurückzuführen ist das Minus – das kann man ja analysieren – vor allem auf den starken Rückgang bei den Gästen aus Deutschland, von minus 5,6 %, da diese nach wie vor den Hauptanteil ausländischer Kärntenurlauber ausmachen. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Da war die rot-grüne Regierung in Deutschland!) In vier Bundesländern – lieber Kollege Gallo, deine Wortmeldungen und Zwischenrufe kennen wir, darauf fußen wahrscheinlich auch die beschämenden Inserate, die in Kärnten geschalten worden sind, aber uns kann ja nichts mehr erschüttern, was von dir und was von euch kommt – kam es in der Sommersaison 2005 zu einem Zuwachs bei den Gästenächtigungen, in fünf zu einem Rückgang. Das stärkste Wachstum gab es im Burgenland, mit 5,2 %, gefolgt von Wien mit 4,0 %. Das hat wahrscheinlich der Kollege Trettenbrein gemeint, wie er gesagt hat: „Uns geht es so gut bei den Übernachtungen.“ Die größten Nächtigungsrückgänge mussten Vorarlberg mit 3,7 % und Kärnten mit 3,2 % hinnehmen.
Ich bin der Auffassung, dass die heurige Sommersaison die Defizite im Kärntner Tourismus schonungslos aufgezeigt hat und großer Handlungsbedarf besteht. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Und das sagt der Bürgermeister von Velden!) Diese Entwicklung spiegelt leider die verfehlte Tourismuspolitik in Kärnten wider, zehn Jahre ziel- und planlose Förderpolitik von FPÖ und ÖVP. (Abg. Ing. Scheuch: Veldener Tourismuspolitik!) Die Tourismusreferenten haben leider ihre negativen Spuren hinterlassen, Herr Kollege Scheuch. Ich trete gerne den Beweis an. Die Veldener Tourismuspolitik ist privatisiert, lieber Kollege Scheuch. Du kannst dich gerne davon überzeugen: Dort trägt die Wirtschaft die Verantwortung – und nicht die Politik! Im Gegensatz zum Land Kärnten, wo Sie die Verantwortung tragen! (Beifall vom KO Abg. Mag. Dr. Kaiser)
Ich verweise hier nur darauf, dass in den letzten Jahren sehr viel Geld in die Infrastruktur investiert worden ist, lieber Kollege Klubobmann Scheuch (Abg. Ing. Scheuch: Gott sei Dank!) und das vor Jahren vom Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds erarbeitet Wintererschließungskonzept von FPÖ und ÖVP nicht umgesetzt worden ist. Die besten Strukturen und Vorgaben sind umsonst, wenn sie nicht befolgt werden. Da muss man sehr, sehr gut zuhören!
Ich bin der Auffassung, liebe Kolleginnen und Kollegen, dass in Zukunft ein besonderes Augenmerk auf die Aus- und Weiterbildung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gelegt werden muss. Insbesondere muss in Fremdsprachenkenntnisse investiert und Zusatzausbildungen forciert werden. (Abg. Ing. Scheuch: Da bin ich auch dafür!) Durch eine Schaffung einer einheitlichen Zielstruktur im Kärntner Tourismus würde ein Bündeln der Kräfte erreicht werden. Es gibt einfach zu viele Gesellschaften, die sich mit dem Tourismus beschäftigen. Offensichtlich müssen einige Damen und Herren vom BZÖ hier untergebracht werden. Dieses wird zwar schon seit Jahren angekündigt, ist bis heute aber leider nicht umgesetzt.
Ziel muss es auch sein, die touristische Infrastruktur Kärntens für Kärnten erlebbar und kostengünstig benutzbar zu machen. Die Verlängerung der Vor- und Nachsaison ist genauso ein Gebot der Stunde wie die Entzerrung der Einsaisonalität. Auf Grund der massiven Investitionen und Förderungen in die Winterinfrastruktur muss das Schifahren für die Kärntnerinnen und Kärntner und im Speziellen für die Familien weiterhin leistbar sein! Andererseits muss es verstärkt zu einem Mitteleinsatz bei der Errichtung von Schlechtwettereinrichtungen bzw. Schlechtwetteralternativen in der Sommersaison kommen.
Nun zu einem sehr sensiblen Thema, das ist die Raumordnung. Die Raumordnung spielt im Tourismus eine wichtigere Rolle. Aus den Fehlern der Vergangenheit – und da nehmen wir uns als Gemeinden nicht aus – muss gelernt werden! Insbesondere touristisch wertvolle Uferflächen in der ersten Reihe dürfen unter keinen Umständen privatem Spekulationskapital zur Verfügung gestellt werden! Diese Flächen müssen dem Tourismus vorbehalten werden!
Ein wichtiger Punkt ist auch der Ankauf von Seegrundstücken, um sie für die Öffentlichkeit zu erhalten. Kooperationen, wie sie, Gott sei Dank, am Millstätter See unter den Hotelbetrieben sehr, sehr gut funktionieren, könnten auch auf andere Regionen umgelegt werden.
Noch ein paar Bemerkungen zu den Events. Events müssen das Image und die Markte Kärnten stärken und nicht schwächen, wie zum Beispiel das so genannte GTI-Treffen oder das viel diskutierte Schnellbootrennen, das Gott sei Dank verhindert werden konnte. Lobeshymnen sind auf diese Veranstaltungen gesungen worden. Das wäre ein Wahnsinn gewesen, diese Veranstaltung am Wörther See durchzuführen. Solche Veranstaltungen, meine Damen und Herren, schwächen das Image Natur und Familie und sind somit Störfaktoren.
Sehr wichtig sind die Akzeptanz von Veranstaltungen in der Bevölkerung und natürlich der Nutzen und die Wertschöpfung. Ein Golfplatzkonzept, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist für Kärnten dringend notwendig! Wenn heute der Kollege Gallo vom „Kopfwaschen“ eines Kärntner Bürgermeisters gesprochen hat, dann soll eine Kopfwaschung in Richtung Bad Kleinkirchheim erfolgen. Das ständige öffentliche Gezänk unter den Verantwortungsträgern für den Tourismus führt zunehmend zu einer Lähmung der dringend notwendigen Werbe- und Marketingaktivitäten.
Selbstverständlich begrüße ich die Aufstockung der Kärnten-Werbung, das Budget der Kärnten-Werbung auf 15 Millionen, halte aber ausdrücklich fest, dass die Kärnten-Werbung nicht zu einer Spielwiese des Referenten werden darf, Herr Kollege Scheuch! (Abg. Tauschitz: So ist es!) Das ist momentan so! Ich fordere eine Konzentration aller vorhandenen Kräfte und Finanzmittel zur Einleitung einer touristischen Kärnten-Offensive, mit der möglichst viele Interessenten mit den großen Stärken und Vorzügen des Urlaubslandes bekannt gemacht werden! (Beifall von der SPÖ-Fraktion) Die Marke Kärnten mit ihrer Vielfalt muss im Vordergrund des Handelns stehen, dann hat eine unserer wirtschaftlichen Lebensadern, der Tourismus, alle Chancen, sich wieder positiv in Kärnten zu entwickeln. Ich danke, trotz Zwischenrufen, für die Aufmerksamkeit! (KO Abg. Mag. Dr. Kaiser: Bravo! - Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gunzer zum Kapitel Tourismus das Wort.)

Vouk

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Herr Präsident! Hoher Landtag! Zum Thema Tourismus möchte ich folgendes festhalten: Der Tourismus ist einer der Wirtschaftsadern, die wir in Kärnten haben. Es freut mich, dass auch meine Vorredner das so sehen und auch erkannt haben. Ich hoffe, dass wir auch in Zukunft dementsprechend viel Gemeinsamkeit haben werden! Es ist für mich ganz besonders wichtig, dass wir in diesem Haus nicht Kleingeld wechseln, denn es geht hier um sehr viel. Es geht hier um die Existenz unserer Tourismusbetriebe in Kärnten und natürlich auch deren Mitarbeiter. Da müssen wir schon die Kirche im Dorf lassen, wenn es dann hier zur Kritik kommt, der Tourismusreferent sei schuld, dass wir im Sommer zu einem Nächtigungsminus gekommen sind. Da möchte ich schon einmal die Frage stellen: Wenn irgendjemand im Land oder im Bund ein Mittel gegen das Wetter oder einen Einfluss auf das Wetter hätte, dann muss ich sagen, müsst ihr mir den einmal zeigen! Den gibt es nicht, den Menschen!
Wir haben heuer im Sommer eine extreme Schlechtwetterlage gehabt, aber nicht nur wird, sondern auch die Südtiroler, die Italiener, die Slowenen, alle. Ich habe mit denen gesprochen: Es haben alle mit den gleichen Rückgängen zu kämpfen gehabt. Gerade hier müssen wir jetzt einhaken. Hier müssen wir die Rahmenbedingungen verbessern und Geld in die Hand nehmen, um zum Ganzjahrestourismus hinzukommen! Im Vorfeld ist es uns bereits gelungen, zum Beispiel mit dem „Heimatherbst“, der auf sehr fruchtbaren Boden gefallen ist und übrigens auch von den Gemeinden sehr gut angenommen wird und auch natürlich dann von der Gastronomie und Hotellerie dementsprechend positiv aufgenommen wird. Das ist ein Beispiel.
In weiterer Folge müssen wir Geld in die Hand nehmen, um Kärnten noch besser zu bewerben, um vor allem neue Gästeschichten anzusprechen! Wir haben auch das Pech, dass zum Beispiel unsere lieben Nachbarn, die Deutschen, nicht mehr so finanzstark sind, wie sie es waren. Wir hätten gern, dass sie mehr zu uns kommen. Faktum ist, dass sie immer mehr auslassen, weil ihnen das Geld fehlt. Deswegen müssen wir schauen, dass wir auch vom Osten und vom Süden her Gäste zu uns bekommen. Und das kostet Geld. Da bin ich auch sehr froh, dass wir die Kärntnen-Werbung dementsprechend gut dotiert haben, damit wir auch die Möglichkeiten dazu haben.
Einen weiteren wichtigen Punkt möchte ich hier anmerken, das sind die Low-cost-carrier-Flüge. Ja, selbstverständlich müssen wir auch das unterstützen, um zahlungswillige Gäste nach Kärnten zu bringen. Ich habe die Möglichkeit gehabt, Anfang dieser Woche mit dem Staatssekretär für Tourismus von Ungarn ein Gespräch zu führen. Er war hier in Kärnten auf Besuch.
Und der hat gesagt, kaum sind die Ungarn Mitglied der EU geworden, sind zehn Low-cost-carrier Anbieter in Budapest und Umgebung aufgetreten, die auch dementsprechend gefördert werden, weil auch die dementsprechend diesen Markt bearbeiten wollen. Da möchte ich hier nur sagen, wie wichtig es für uns ist, dass wir hier zusammenhalten, Geld in die Hand nehmen und dementsprechend investieren, damit wir den Tourismus wieder nach vorne bringen. Und der Ganzjahrestourismus muss eines der Hauptziele sein, um dementsprechend auch erfolgreich zu sein.
Ein Allerletztes dazu. Das ist das Personal, das immer wieder angesprochen worden ist. Wenn bei uns, lieber Kollege Vouk aus Velden, wenn bei mir eine Unternehmerin anruft und sagt, bittschön besorge mir einen Koch, und das AMS kann mir keinen Koch schicken, sondern die Antwort war das bitte: „Wennst keinen Koch hast, dann musst halt dein Geschäft zusperren.“ Ja, bitte liebe Freunde, das kanns ja nicht sein! Also hier krankt es natürlich auch bei der Arbeitsvermittlung und hier ist schon einmal das AMS gefordert, auch dementsprechend auch auf die Bedürfnisse der Tourismus​betriebe einzugehen. Ungarn hat das Problem nicht. Ungarn lukriert halt dann die Mitarbeiter aus Rumänien, aus Bulgarien. Der hat mir das gesagt, wir haben selbst auch nicht soviel, aber der Tourismus braucht Leute und das muss florieren. Und hier ist das AMS dementsprechend aufgefordert, aktiv zu sein. Und ein Letztes dazu. Wir müssen auch darauf achten, dass die Lohnkosten reduziert werden. Denn, wenn die Lohnkosten bei uns reduziert werden, dann haben auch unsere Betriebe wieder mehr finanzielle Luft und können selbst auch wieder mehr Geld in die Hand nehmen, um zu investieren.
Und das, was der Herr Kollege Mock gesagt hat: Wo wird das hinführen? Die Wirt​schaftsförderung hat schon sehr viel angehäuft, was wir einmal zurückzahlen müs​sen. Das sind einige hundert Millionen. Da hat er Recht. Aber, um die irgendwann einmal zurückzuzahlen, müssen wir schauen, dass wir zu einem dementsprechen​dend florierenden Tourismus hinkommen und dann werden wir es auch letztendlich gemeinsam schaffen. Danke schön! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Lutschounig das Wort.)
Gunzer

Abgeordneter Lutschounig (ÖVP):

Lutschounig

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Zum Tourismus vielleicht noch ein paar Sätze. Ich bin durchaus auch beim Kollegen Gunzer, wenn er meint, im Tourismus muss auch, was die Arbeitskräfte betrifft, eine gewisse Flexibilität herrschen. Und, wenn man weiß, dass zum Beispiel ein Leitbetrieb in Kärnten auf der Turrach heuer erstmalig im November aufgesperrt hat und dann feststellen musste, in der Hoffnung, dass er eine Auslastung von über 50 Prozent zusammenbringt – in Wahrheit sind es 90 geworden – aber möglicherweise das Aufsperren in den nächsten Jahren daran scheitern wird, dass er keine Arbeitskräfte kriegt, weil die Mitarbeiter gesagt haben, ja, aber im November wollen wir noch stempeln. Dann ist auch etwas zu hinterfragen in dem System, wenn wir wissen, dass wir in Kärnten 10.000 Menschen im Touris​mus als arbeitslos gemeldet haben. Also, das muss irgendetwas faul sein an der ganzen Geschichte, dass auf der einen Seite der Bedarf da ist, auf der anderen Seite die Leute – ich weiß nicht, stempeln oder im AMS-Bereich jedenfalls aufgenommen sind – nicht verfügbar sind. Ich glaube, da werden wir sehr viel Flexibilität brauchen, um auch tatsächlich einen Ganzjahrestourismus von dem wir alle reden aufzubauen.
Und Herr Kollege Gunzer! Es ist so, dass wir halt in den Sommertourismus wieder ein bisschen mehr investieren werden müssen. Wir haben in den letzten Jahren schwerpunktmäßig den Wintertourismus forciert – es war gut so, die ganzen Auf​stiegshilfen – geht nur, wenn die öffentliche Hand auch entsprechend unterstützt. Aber wir haben in der Zukunft auch unser eigentliches Schwerpunktgebiet, den Som​mertourismus, unsere Seen, unsere herrliche Landschaft verkaufen müssen. Wir haben ein herrliches Wasser, das wir noch trinken können, unsere Badeseen haben alle Trinkwasserqualität, wir sind auch so noch ein sicheres Land. Also, alles Fakto​ren, die man heute auch im Tourismus entsprechend verkaufen kann. Und ich glaube auch, dass es da notwendig sein wird, dass man da auch entsprechende Maßnah​men setzt. Mit den Ankündigungen allein wird das nichts sein, wenn wir sagen, vom Sealife beginnend bis zur Flattnitz, 3600 Betten. Solche Monsterprojekte finden nicht statt! Die sind zwar lustig, dass man sie einmal ankündigen kann, aber de facto brin​gen sie nichts. Man muss am Boden bleiben, seriöse Investoren in das Land bringen, es müssen nicht Giganten sein, sondern solche, die sich in der Branche schon gut auskennen. Und die sollte man dann auch entsprechend unterstützen und ich glaube, dann werden wir auch einen entsprechenden Erfolg jedenfalls zeitigen kön​nen.
Fürs Wetter kann niemand was, aber auch der Herr Pfeifenberger hat nichts dafür können in den wunderbaren Jahren, wo wir einen herrlichen Sommer gehabt haben, auch Steigerungsraten. Das war auch nicht sein Verdienst, sondern das war das Wetter. Und umgekehrt kann heuer auch keiner was dafür, wenn es bergab geht. Diesen Wetterkapriolen ist man ausgesetzt, mit dem wird man auch in der Zukunft leben. Das ist überhaupt keine Frage. Aber im Großen und Ganzen glaube ich, dass wir im Tourismus ganz gezielt arbeiten müssen, dass wir uns nicht da und dort in irgendwelche Gesellschaften verzetteln, sondern dass wir gezielt, punktuell dort auch werben, wo wir in der Zukunft Gäste zu erwarten haben. Ich halte nichts von irgend​welchen privaten Flügen da und dorthin, die recht nett sind für die Beteiligten, die da​ran teilnehmen, aber de facto die Effizienz nicht gegeben ist. Ich glaube, wir sollten das wirklich guten und erfahrenen Experten überlassen, wie, wo und zu welcher Zeit man entsprechend eine Werbung für Kärnten macht. Die Kärnten Werbung hat ja kein kleines Budget und ich hoffe, dass es tatsächlich für die Werbung und Bewer​bung Kärntens verwendet wird, dieses Geld, und nicht für Wahlkampf und sonstige Popularitätshüpfe und –sprünge die immer wieder stattfinden. Dann wird es auch im Tourismus in Kärnten, glaube ich, wieder gute Zeiten geben. (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt als nächstem Redner zum Kapitel Landwirtschaft Abg. Zellot das Wort.)
Lutschounig

Abgeordneter Zellot (F):

Zellot

Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! Das Kapitel „Landwirtschaft“ kommt wieder zu einer Zeit dran, wo sich jeder an seine Zeit halten muss, was natür​lich etwas straffer ist. Das ist halt so! Die Zeit ist genauso klein bei der Landwirtschaft wie die Brieftasche. Die Stallzeit dauert etwas länger. Ja, meine geschätzten Damen und Herren, ich werde deswegen die wesentlichen Punkte hervorbringen. Ich möchte vielleicht zwei Punkte in meiner Rede in den Vordergrund stellen und das sind: Wo ist Verlässlichkeit und wo ist keine Verlässlichkeit. Von der Verlässlichkeit möchte ich deswegen sprechen, dass vor allem hier die Finanzierung für die Landwirtschaft im Budget vorgesehen ist. Ob das jetzt die EU-Kofinanzierung ist, ob das jetzt die Veterinärsache ist, ob das hier die Tiergesundheit ist, ob das die pflanzliche und die tierische Produktion ist, ob das hier der erfolgreiche Bereich des „Urlaub am Bauern​hof“ ist, ob das jetzt die Förderung für Personal für das Biokompetenzzentrum in Kärnten ist, was es nur in Kärnten und in keinem Bundesland Österreichs gibt. Ich glaube, das sind für mich Punkte, wo es auch um das Gentechnikvorsorgegesetz geht, Punkte, wo Verlässlichkeit ist.
Diese Verlässlichkeit lässt sich auch zurückführen auf einen sehr verantwortungs​vollen Finanzreferenten, der auch gesehen hat, wo es Unverlässlichkeit gibt. Und diese Unverlässlichkeit, meine geschätzten Damen und Herren, das lässt sich nicht wegdiskutieren, ist das ländliche Wegenetz. Und beim ländlichen Wegenetz hat es deswegen eine Unverlässlichkeit gegeben, weil es nachweisbar Förderungswerber gibt, die bis in die 80-iger Jahre zurückgehen. Zeigen Sie mir heute jemanden in der Wirtschaftsförderung, der im 80-iger Jahr um eine Förderung angesucht hat, die auch korrekt ist und bis heute nichts bekommen hat. Ich glaube, dass hier auch – der Agrarreferent ist nicht da – wir haben auch seitens des Finanzreferenten eine finan​zielle Verantwortung gesehen und diese ist auch im Nachtragsbudget natürlich auch um 2 Millionen Euro nachdotiert worden.
Meine geschätzten Damen und Herren! Wir müssen auch ein bisschen weiter über Kärnten hinaussehen und schauen, wo eigentlich die Unverlässlichkeit ist? Und die Unverlässlichkeit geht auch dahingehend über die Europäische Union, denn die britische EU-Präsidentschaft hat die EU-Finanzen von 2007 bis 2013 in einem Vor​schlag vorgelegt. Hier geht’s um die Säule der gemeinsamen Agrarpolitik und, meine geschätzten Damen und Herren, hier wurde dieser vorgesehene Beitrag schon ein​mal auf 88,-- Euro für den Zeitraum von 2007 bis 2013 als Kompromissvorschlag und beim Gipfel der Luxemburgischen Ratspräsidentschaft im Juli dieses Jahres wurde er schon auf 74 Milliarden Euro heruntergedrückt. Und das Weitere möchte jetzt der Toni, der Toni aus England, (Abg. Lutschounig: Tonis Freilandeier!) der jetzt ja den Vorsitz der Präsidentschaft hat, auf 66 Millionen Euro herunterdrücken. Und das wirkt sich natürlich darauf aus, dass hier der ländliche Raum, natürlich auch der bäuerliche Bereich in den erschwerten Gebieten, zu Schwierigkeiten und natürlich auch zu Finanzeinbußen kommt.
Was würde das für unser Bundesland bedeuten? Für unser Bundesland würde das bedeuten, dass hier die Maßnahmen für Forstförderung, für Förderung der ländlichen Entwicklung, für Bildungsmaßnahmen usw. für die Familienbetriebe der letzte Weg und der Ausstieg aus der Landwirtschaft wäre. Und hier würden in den Gunstlagen natürlich landwirtschafltiche Industriebetriebe entstehen, die wir in Kärnten eigentlich nicht wollen, und was natürlich auch in einer multifunktionellen und flächende​ckenden Landwirtschaft, die die EU uns vorgeben will, vor allem im ländlichen Raum nicht das europäische Agrarmodell der Zukunft sein kann. (Beifall von der F-Frak​tion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Schlagholz das Wort.)
Zellot

Abgeordneter Schlagholz (SPÖ):

Schlagholz

Herr Präsident! Hohes Haus! Eine Wirkung hat natürlich eine lang andauernde De​batte. Die Anzahl der vorbereiteten Zettel reduziert sich von Stunde zu Stunde, das heißt natürlich nicht, dass man daher auf wesentliche Teile, die einem wichtig sind, des Inhaltes dann auch vergessen mag. Es passt zwar zu dieser Gruppe nicht hun​dertprozentig dazu, aber nachdenken sollten wir schon beginnen, ob wir uns im Landtag, wenn wir uns einmal im Monat treffen, für eine wesentliche Sache wie den Landesvoranschlag nicht doch vielleicht, wie in den vergangenen Jahren, drei Tage reservieren. Brauchen wir den dritten Tag, ists gut, sind wir vorbereitet, brauchen wir ihn nicht, ists auch gut, haben wir uns einen Tag erspart. Aber von einem gehe ich aus, und das ist eine Empfehlung auch an die Regierung. In Kärnten steht nicht nur die Regierung am Prüfstand der Wählerinnen und Wähler, sondern auch der Kärnt​ner Landtag. Und es wäre daher schon wichtig, dass auch die, die heute am Abend hier heraußen stehen und etwas mitzuteilen haben, dass sie auch mit den Regie​rungsmitgliedern kommunizieren können, und nicht nur die, die das Glück haben an einem Vormittag mit den Regierungsmitgliedern zu kommunizieren. Das wäre ein Wunsch von mir. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Weil immerhin wird ja heute ein Budget beschlossen, das ja in der Gruppe 7 auch Auswirkungen hat oder die Grundlage zum Arbeiten ist für den Agrarreferenten. Und jetzt bin ich durchaus überzeugt, dass der Herr Agrarreferent, auch wenn ich die par​teipolitische Brille abnehmen würde, diesem Budget zustimmen müsste, weil es unterscheidet sich ja gar nichts von dem, mit der Ausnahme, dass es gering ansteigt, nämlich um über 600.000,-- Euro, zu dem vom Vorjahr. Und er hat mit dem vorjähri​gen Budget auch sehr gut gearbeitet, mit dem Budget 2005, und hat vor allem auch parteipolitisch gearbeitet. Und dieses Budget wird ihn auch wieder 2006 in die Lage versetzen, auch parteipolitisch arbeiten zu können, soferne und inwieweit er halt die Aufträge aus der Landwirtschaftskammer und vom Bauernbund dann auch letztend​lich wahrnimmt und umsetzt. Das ist das Budget für Herrn Martinz.

Und, wenn auch seitens der ÖVP in den letzten Wochen auch die Situation der Bauern dann und wann beklagt wird, dann möchte ich schon darauf verweisen, dass zwar die Bedingungen für die Landwirtschaft – da sind wir nicht blind – sich verändert haben, auch im Zuge der Liberalisierung, aber auch ein Ausfluss von einer ÖVP-do​minierten Landwirtschaftspolitik ist, weil seit immerhin 15 Jahren haben wir auf Bun​desebene ÖVP-Landwirtschaftsminister. Ich kenne hier in Kärnten, mit einer kurzen Ausnahme – es war, glaube ich einmal der Herr Landeshauptmann Haider Referent – kenne ich nur ÖVP-Agrarreferenten. Das heißt, die Situation der Bauern im Ge​samten ist nicht losgelöst von der Politik von ÖVP-Referenten und dann vor allem aber auch von einer Bauernbund dominierten Landwirtschaftskammer zu sehen, die sie in Wahrheit in „Bauernkammer“ unbenennen müsste. Wir nehmen einfach still​schweigend zur Kenntnis, und vor allem die Bauernparteien nehmen stillschweigend zur Kenntnis, dass Jahr für Jahr die Anzahl der Vollerwerbsbetriebe sinkt und, dass im Gegenzug klarerweise die Nebenerwerbslandwirte steigen. Und trotzdem ist man nicht in der Lage über den Schatten zu springen und in einem Bereich, den ich hier heraußen schon mehrmals andiskutiert habe, zu sagen, hier wollen wir umdenken. Das ist der Bereich der Bewertung des außerlandwirtschaftlichen Einkommens.
Und ich sage es noch einmal an einem simplen Beispiel. Wenn es halt die Nitratver​ordnung gibt, dann müssen halt die Vollerwerbslandwirte und die Nebenerwerbsland​wirte reagieren, sie müssen Investitionen vornehmen. Und da ist nicht die Güllegrube das Maß der Dinge, sondern es ist ein Segment eines Einkommens das Maß der Dinge, nämlich das außerlandwirtschaftliche Einkommen. Jetzt frage ich Sie: Ein Nebenerwerbslandwirt, geht der gaudehalber arbeiten, damit er halt dann investieren kann am Hof? Oder geht’s ihm um den Fortbestand der Bewirtschaftung dieses land​wirtschaftlichen Betriebes? Ich sage, es geht um den Fortbestand der Bewirtschaf​tung des landwirtschaftlichen Betriebes.
Daher kann nicht das Segment Nebenerwerb außerlandwirtschaftliches Einkommen entscheidend sein, sondern die Investitionen, die dort getätigt werden. Das ist in unser aller Interesse, daher muss es hier ein Umdenken geben, geschätzte Damen und Herren! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Natürlich hat das Einkommen schon eine Bewertung, nämlich das Gesamteinkommen. Das muss natürlich klarerweise auch eine Obergrenze haben - das ist schon klar -, so wie in allen anderen Bereichen, aber nicht ein Teilbereich eines Einkommens.
Das ländliche Wegenetz, das möchte ich auch ansprechen, das heute hier strapaziert worden ist, liegt mir auch sehr am Herzen. Ich habe schon einmal ein Beispiel gebracht, wie es nicht funktionieren kann: dass es Landwirte gibt, die oft zehn Jahre und länger warten, um eine längst fällige Maßnahme gefördert zu bekommen. Auf der anderen Seite haben wir nachweislich Landwirte, die nur kurze Zeit warten, in St. Georgen im Lavanttal kennen wir so einen. Der hat keine zwei Jahre gewartet, bis seine Hofzufahrt asphaltiert worden ist. Ähnliches ist in der Gemeinde Liebenfels. Dann gibt es das Gegenteil in anderen Bereichen, muss ich gar nicht einmal unterstellen, in beiden Fällen, wo dies in kurzer Abfolge erfolgt ist, handelt es sich um maßgebliche Bauernbundfunktionäre. Und da sage ich: Da muss Schluss sein, mit diesem „Funktionärs-Asphalt“! Da geht es um Transparenz, und da geht es darum, damit Prioritäten von denen gesetzt werden, die die Fachleute sind – und die gibt es in der Agrartechnik – und nicht von denjenigen, die im Bauernbund etwas zu sagen haben. Das wird entscheidend sein, geschätzte Damen und Herren, im Bereich des ländlichen Wegenetzes. Dann werden wir dort ein bisserl mehr Transparenz und auch ein bisserl mehr Ehrlichkeit hineinbringen. Vor allem werden diejenigen einen Asphalt kriegen, die schon lange anstehen und die ihn längst notwendig brauchen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Das sage ich auch dazu: Bei 1.300 offenen Anträgen ist es nicht damit getan, wenn die Herren Haider und Martinz gegenseitig die Landwirte mit Briefen, ich will nicht sagen „belästigen“, aber halt denen gegenüber in einem Wetteifer stehen. Da werden die sieben Regierungsmitglieder, die alle 14 Tage zusammensitzen, ja wohl so viel kommunizieren können, dass man sich abspricht: Was ist im ländlichen Wegenetz, wo überschneiden wir uns mit den Regionalfondsmaßnahmen? Wo überschneiden wir uns mit Maßnahmen, die halt der Herr Referent Dörfler aus dem Bereich „Straßenbau“ setzt? Da werden die sich wohl koordinieren können! Das ist das Einfachste auf der Welt. Ich unterstütze auch diejenigen, die sagen – und ich bin überzeugt davon, es wird auch im Jahr 2006 einen Nachtragsvoranschlag geben -, dass man das ländliche Wegenetz wieder ein bisserl aufwertet, weil mit 6,8 Millionen Euro, das habe ich auch schon im letzten Jahr gesagt, ist in diesem Bereich, bei diesem Projekterückstau von einem Gesamtinvestitionsvolumen von 200 Millionen Euro mit Sicherheit nicht viel weiter zu kommen. Aber auch die Transparenz in diesem Bereich ist notwendig, die ich schon angesprochen habe.
Gestern hat auch ein junger Mann hier heraußen vom Personalaufnahmestopp gesprochen. Ich bestätige, er hat nicht vom Personalabbau, er hat vom Personalaufnahmestopp gesprochen. Aber auch das ist unklug! Man kann es eins zu eins nicht ansetzen, weil dann müsste ich heute hergehen und sagen: Es gibt einen Bereich, wo es höchste Zeit wäre, über einen Stopp oder über eventuell einen Abbau nachzudenken. Und jetzt folgen Sie mir nur kurz: In der Landwirtschaftskammer haben wir auch im nächsten Jahr wieder mehrere Dienstposten an Zuwachs, so wie in allen Jahren zuvor. Der Herr Fischler selbst sagt, wir sind jetzt seit zehn Jahren bei der EU. 90 % der Agrarpolitik werden auf EU-Ebene gemacht. Trotzdem sind im Landwirtschaftsministerium gleich viele Leute wie vor zehn Jahre. Jetzt frage ich Sie: Was machen wir dann, wenn 90 % der Arbeit eh zum EU-Kommissar abgewandert sind – früher hat er Fischler geheißen, der neue Name fällt mir gar nicht ein, es ist auf alle Fälle eine Dame. Da ist schon nachzudenken: Was machen die Leute?! Ich will das aber nicht eins zu eins auf die Landwirtschaftskammer herunterbrechen, weil ich – im Gegensatz zu dieser Wortmeldung von gestern – sage: Welche Aufgaben sind dazugekommen? Es ist ein enormer Verwaltungsaufwand, ein enormer Organisationsaufwand dazugekommen, für die Landwirte. Ein enormer Informations- und Beratungsaufwand, den sie ganz einfach brauchen, ist dazugekommen, daher wird es auch eine Notwendigkeit geben, das heißt für mich, infolge Personalsparens, Personalstruktur, überall wo das möglich ist. Daher kann man das nicht linear sagen: Dort stoppen wir, dort tun wir das nicht. Ich könnte es mir heute leicht machen, die Argumente habe ich geliefert, in diesem Bereich könnten wir einsparen. Ich sage noch einmal: Die Landwirtschaftskammer, die auch gute Arbeit macht, ist ohnedies die personifizierte Bauernbundkammer, um das noch einmal klar und deutlich zu sagen, aber man muss dabei abwägen: Welche Leistungen werden erbracht, und vor allem welche Erwartungen und Anforderungen sind in diesen Bereich gestellt? Dann kann man auch darüber reden: Kann man Personal abbauen oder Personal stoppen, ja oder nein? So geht man an diese Sache heran.
Landwirtschaftliches Schulwesen: Im Zuge der Vorberatungen – und das sage ich auch dazu – zum Landeshaushalt war für mich immer klar: Laut Landesverfassung zuständig gibt es dafür einen genauen Ablauf, dass der Finanzreferent ein Budget erstellt, das in der Regierung beschlossen wird, und dann kommt es in den Landtag. Ganz klar und deutlich! Wir waren eigentlich nur als beratendes Organ beigezogen. Genauso habe ich das immer gefühlt, weil ich weiß, was in der Verfassung drinnensteht. Daher habe ich auch gar keine andere Erwartung gestellt. Ich bin deswegen auch gar nicht zornig, wenn wir in der Letztphase gar nicht dabei waren und unsere Empfehlungen, die auch nur solche waren, weil überhaupt teilweise, zu 99 % eh nicht berücksichtigt worden sind.
In einem Bereich hat es auch Empfehlung nachzudenken – ich muss deswegen so schnell reden, weil ich muss auch meine Zeit einhalten (Heiterkeit im Hause), und da tue ich mir leichter, obwohl es mir nichts ausmacht -, das ist das landwirtschaftliche Schulwesen, wo auch in der Diskussion klar herausgekommen ist: Das ist halt eine Nische, die scheint aber aktiv zu sein und hat, so wie es ausschaut, auch eine gute Quote der Vermittlung für die jungen Leute dann ins Berufsleben, die direkt in die Lehrlingsausbildung einsteigen usw. Daher hat dort vielleicht die Kostspieligkeit damit zu tun, dass enorm viele Praxiselemente dabei sind und dass es doch eine kleine Schuleinheit ist, mit 1.300 Schülern, auf mehrere Standorte aufgeteilt, dass es dann ein bisserl teurer ist, in diesem Bereich. Aber die Qualität der Ausbildung scheint dafür zu sprechen. Ich sage das als einer Derjenigen, der vor Jahren noch eine andere Meinung gehabt hat, dass man vor allem diesen Bereich ruhig arbeiten lassen soll, so lange der klare Beweis erbracht wird, dass dort auch in unserem Interesse die Jugend beste Qualifikation erhält. Weil das ist letztendlich der Schlüssel dann auch für eine Zukunft und für entsprechende Arbeitsplätze. (Beifall von der SPÖ-Fraktion und vom Abg. Tauschitz)
Auffällig ist in diesem Bereich nur eines – und das muss man auch nicht unerwähnt lassen, weil wir sind ja Politiker, und da dürfen uns solche Sachen auch auffallen -, das ist jener Bereich, der wahrscheinlich am besten objektiviert ist im Personalbereich, weil dort gibt es ausschließlich schwarze Lehrer; falls das noch niemand aufgefallen ist, geschätzte Damen und Herren.
Ich erwähne auch noch nebenbei eine Studie aus Linz, aus dem Johannes-Keppler-Institut. Wenn man den „Bauer“ liest, das ist die Agrarzeitschrift der Landwirtschaftskammer, sprich der Kärntner Bauernkammer, ist eine interessante Studie drin: „Wenn es uns gelingen würde, die österreichischen Agrarprodukte so zu bewerben, dass es einen um 10 % höheren Absatz gäbe, dann könnten damit 17.000 Neujobs bewirkt werden.“ Darin sehe ich auch eine Chance. Es ist für mich ein Aufgabengebiet, das man nicht freigeben kann und nicht Gefahr laufen lassen kann gegenüber der EU-Politik, zu der ich noch kurz etwas sagen werde. Es ist auch eine Chance, eine Gegenstrategie gegen die so genannte Gentechnik. Wenn es uns gelingt, in Österreich so viel als möglich unsere Produkte, die Bioprodukte, wenn es uns in Österreich gelingt, diese enorm gute Tierhaltung durch das österreichische Tiergesetz, das wir jetzt haben – das ist eigentlich eine Marke, die wir verkaufen müssen, weil dahinter steckt ja auch Qualität und Produkt in dieser Form der Tierhaltung -, wenn es uns das gelingt, als Marke aufzuhängen, zusätzlich zu anderen Bemühungen, die es eh schon gibt, dann ist das eine Gegenstrategie. Dann brauchen wir nicht so viel demonstrieren, dann wird automatisch klar werden: Uns gelingt es, mit einem größeren Aufwand Qualität zu bringen und diese Qualität auch weiter zu haben. Das beste Beispiel ist die Firma Hofer. Das ist ein Lebensmitteldiskonter, der dürfte nicht unbekannt sein, der gesagt hat, er wird verstärkt einstigen in den so genannten Eierverkauf von den Legehennen, (Abg. Zellot: Freilandhaltung!) die jetzt draußen frei in der Natur herumlaufen können. Und da haben wir richtig entschieden, Österreich, in der Freilandhaltung.
Warum sage ich jetzt EU-Politik? Ich rede von der WTO gar nicht, weil ich glaube, das kommt eh nicht zum Tragen, weil da gibt es zu große Gegensätze, zurzeit noch. Übrigens, die Liberalisierung bringt für denjenigen eh nichts, vor denen die Amerikaner zumindest vorgeben, dass die es notwendig hätten, nämlich die Entwicklungsländer. Es ist nichts anderes: die Amerikaner wollen ihre Importe weiter bringen, ihren Markt schotten sie ab und die Entwicklungsländer haben nichts davon. Dort werden ein paar Großgrundbesitzer reicher – aber die Ernährungssicherheit ist trotzdem nicht gegeben, für diese Menschen, für diese armen bedauerlichen Menschen. Auch die Armutsstudie auf dieser Welt beweist klar und deutlich, dass bei aller Liberalisierung vor allem die Entwicklungsländer nicht davon profitiert haben.
Aber jetzt zu Europa. Ich bin zutiefst überzeugt, dass entweder in dieser Ratspräsidentschaft – ob es der Herr Blair ist oder dann der Herr Schüssel ist – irgendwann einmal ein Budget beschlossen werden wird. Schön klammheimlich wird dabei auch der Agrarbereich mitlaufen. Und wie immer wird man nicht viel reden darüber. Die Frau Merkel hat es schon richtig angemerkt, indem sie gesagt hat, für sie ist es vorstellbar und eine Forderung: die Kofinanzierung der Marktordnungszahlung, das heißt die Betriebsprämien, die bis jetzt zu 100 % von der EU geleistet worden sind. Das heißt nichts anderes als dass vom Kuchen Agrar ein Teil weg kommt und auf die Mitgliedsstaaten delegiert wird, zu sogenannten Mitfinanzierung. Österreich wird natürlich schweigen. Das Betriebsprämiensystem ist das Beste seitens des ÖVP-Bauernbundes, damit auch die Großagrarier zu Unterstützungen kommen. Auf der Strecke werden aber wir bleiben, weil die EU wird ja dieses Geld nicht automatisch umdisponieren in den Bereich Entwicklung ländlicher Raum, sondern für diese Entwicklung ländlicher Raum werden wir zusätzlich Geldmittel brauchen. Zum einen werden wir das für die Kofinanzierung brauchen, die Großagrarindustrie wird ja kein Interesse haben, an etwas anderes zu denken, und wir werden dann für die Entwicklung ländlicher Raum, der extrem wichtig ist und den ich vorhin angesprochen habe, weil zum einen zur Bewerbung ländlicher Raum gehört auch dazu, dass diese Agrarnischen, dass die Produktionsnischen besser gefördert werden, damit wir das auch weiterbringen. Daher ist es ganz wichtig, was herauskommen wird, wichtig ist, was auf der WTO-Schiene laufen wird, was das nächste EU-Budget, und das sage ich noch einmal, egal ob sich der Herr Blair durchsetzen wird oder das letztendlich am Herrn Schüssel hängen bleiben wird, das wird für uns für die Landwirtschaft entscheidend sein.
Das wollte ich zu diesem Bereich sagen. Ich habe eh zu lange Ihre Zeit beansprucht. Ich möchte nur noch erwähnen, dass die Kärntner Bauern und von anderen kann ich nicht reden unter diesen sehr scharfen Wettbewerbsbedingungen, unter diesen enormen Kosten und Auflagen – und Österreich ist ja immer ein Vorreiter, Gott sei Dank, richtigerweise in der Tierhaltung, in der Hygiene und überall -, die sie umsetzen müssen, die sie mit großen Belastungen ausstattet, ist in diesem Bereich ganz vorbildlich. Sie bewirtschaften Kärnten, und wir dürfen vor allem, das sage ich noch einmal abschließend, den 68 % Nebenerwerbslandwirten ein Dankeschön aussprechen! Die sollten in Zukunft … (Abg. Ing. Scheuch: Allen! Das sind auch alle Vollerwerbsbauern!) Ja, alle. Schau, Herr Kollege, ich tue ja nicht differenzieren. Differenzieren tut ja die Agrarpolitik zwischen denjenigen. Ich sage es noch einmal: Wenn wir zur Kenntnis nehmen müssen, dass es im Vollerwerb zurückgeht und im Nebenerwerb halt eine Zunahme ist, dann sollen wir die Nebenerwerbsbauern gleich behandeln wie die Vollerwerbsbauern. Weil was macht dann der Nebenerwerb, wenn es noch länger dauern wird? Dann wird halt der aussteigen. Und mir sind lieber zehn Nebenerwerbsbauern mehr als ich verliere einen Bauer, der gänzlich aufhört. Ich danke! (Beifall von der SPÖ- und der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt KO Abg. Mag. Grilc das Wort.)

Schlagholz

Abgeordneter Mag. Grilc (ÖVP):

Mag. Grilc

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es wäre jetzt im Grunde genommen herausfordernd, auf alle Dinge einzugehen, die der Kollege Schlagholz dargelegt hat. Aber eines weise ich von allem Anfang an zurück: Die Zweiteilung in Vollerwerbs- und Nebenerwerbsbauern ist falsch! Sie ist deswegen in dieser ideologischen Ansatzweise falsch, weil jeder, der Grund und Boden besitzt und diesen bearbeitet, für sich selbst entscheiden muss, ob er neben der Tätigkeit im landwirtschaftlichen Bereich einer anderen Arbeit nachgeht oder nicht. Ein Zweites – und das ist jetzt auch sachlich einfach zurückzuweisen – ist: Wenn Sie in die Förderprogramme hineinschauen, die flächenbezogen sind (wie ÖPUL-Programme und sonstige), da wird nicht unterschieden, ob er so genannter Nebenerwerbslandwirt oder Vollerwerbslandwirt ist. Alle jene Maßnahmen, die auf Umweltschutz, auf flächenbezogene Maßnahmen hin orientiert sind, werden gleichermaßen ausbezahlt. Der Vergleich, sage ich, so wie es in der Werbung heißt, macht mich sicher. Denken Sie einmal, bitte, darüber nach, warum die Bauern bei ihren standesgemäßen Wahlen überall den Bauernbund mit absoluten Mehrheiten ausstatten und Ihre Gruppierung dort unter ferner liefen mitgeht!
Ein Letztes, damit ich die Zeit da wirklich einhalte, die wir uns intern vorgegeben haben: Auch das, bitte, sei zurück gewiesen, das ewige Herumgerede, das Landwirtschaftsreferat blockiere Maßnahmen. Jedes ländliche Wegeprojekt ist üblicherweise mit drei Beteiligten versehen: dem Privaten, der Gemeinde und dem Land. Und alle diese Projekte, die über zehn Jahre und länger liegen, liegen deswegen, weil einer der Beteiligten oder zwei der Beteiligten nicht können. Das beginnt damit, dass man die Unterschrift für Grundabtretungen nicht bekommt. Kollege Mock nickt, weil er als Bürgermeister weiß, dass das im ländlichen Bereich oder die Bürgermeister alle wissen, dass das zumindest ein Thema ist. Jetzt kann der Private, möglicherweise, nicht mitfinanzieren. Es ist auch möglicherweise ein Problem für die Gemeinde, teilweise auch für das Land. Aber, wie gesagt, erst dann, wenn alle drei Beteiligten „Ja!“ sagen, gibt es den „Funktionärsausfall“, wie es der Kollege so schön formuliert hat. Hier können wir ruhig zweiteilen: Das, was ich auf einem privaten Grundstück asphaltiere und privat zahle, ist Privatasphalt.
Denn entweder beschließt ihn die Gemeinde, oder das Land, oder von mir aus der Bund. Aber jedenfalls, wir brauchen da nicht die Dinge auseinanderdividieren. Nur, ich weise, um das noch einmal zu präzisieren, eines zurück! (Abg. Ing. Scheuch: Er hat ein bisschen was anderes gemeint!) Ich habe es so verstanden. (LH Dr. Haider: Parteipolitisch entschieden!) Okay, das ist aber nett, wenn ein Bauernbündler in einer rotgeführten Gemeinde, wie in St. Georgen, den Asphalt sofort bekommt. Das scheint, also dann zumindest … (Abg. Ing. Scheuch: Ist aber ein Einzelschicksal dann! – Heiterkeit in der F-Fraktion.) Ein positives, wollen wir damit enden. Okay! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Mag. Grilc

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Herr Präsident! Hier im Wirtschaftsbericht 2004 habe ich einen Satz gefunden, der die Situation der Landwirtschaft zusammenfasst und be​zeichnet. Und ich war erschrocken. Darf ich bitte vorlesen, da steht: „Im Gegensatz zur österreichweiten Entwicklung ging im genannten Zeitraum – also von 1999 bis 2004 – in Kärnten die Beschäftigung in der Land- und Forstwirtschaft zurück, nämlich um 18,6 Prozent. Um 18,6 Prozent in Österreich ist die Beschäftigung um plus 2,2 Prozent gestiegen. Also, irgendetwas stimmt da nicht, irgendwas läuft da schief. Das Bauernsterben geht munter weiter. Und, wenn das so weitergeht wie bisher, haben wir in ein paar Jahren keine Bauern mehr! Das ist aber eine der wichtigsten Bevölke​rungsgruppen, Berufsgruppen, weil die dafür sorgen, dass wir was zum Essen ha​ben. Also die sind, aus meiner Sicht, fast die Wichtigsten und da ist wahrscheinlich eine falsche Politik gemacht worden. Und diese falsche Politik wird auch fortgesetzt. Ich kann das nicht nachvollziehen, dass wir auf der einen Seite gute Voraussetzun​gen haben. Wir haben eine gut erhaltene Umwelt und Natur, wir haben ein super Gentechnikvorsorgegesetz, wir haben die Möglichkeit, die eigenen Produkte hier zu vermarkten. Und es sind ja viele Möglichkeiten auch schon aufgezählt worden. Mein Vorredner hat da mehrere Vorschläge gemacht. Auf der anderen Seite wird auf die Bauern vergessen. Das verstehe ich eigentlich nicht!
Wir haben selber hier im Landtag einen Dringlichkeitsantrag gemeinsam verabschie​det, wo wir fordern, dass die Gentechnikfreiheit im ÖPUL verankert werden sollte. Da verstehe ich unseren Landesrat Martinz nicht, der im entsprechenden Gremium in der Agrarlandesrätekonferenz kein Wort darüber verliert. Das kanns bitte nicht sein! Er muss dort auch das, was wir im Landtag hier beschließen, auch auf der Bundes​ebene vertreten, weil man kann nicht dort „A“ sagen und da „B“ sagen und dann so tun, als wenn man damit nichts zu tun hätte, mit dem Bauernsterben. Also, das ist wirklich zu wichtig und das müssen wir mehr ernst nehmen, als dass man jetzt da irgendeine doppelbödige Politik daraus machen könnte. Also, für die Zukunft mehr Mittel und auch mehr Aufmerksamkeit für die Bedürfnisse von Bäuerinnen und Bauern. Danke schön!
(Der Vorsitzende erteilt Abg. KO Ing. Scheuch das Wort.)
Mag. Lesjak

Abgeordneter Ing. Scheuch (F):

Ing. Scheuch

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe mir gerade die letzten Notizen für meine Replik betreffend meiner Vorredner hier auf meinem Zettel gemacht. Der Zettel ist nicht gar so groß, die Rede wird nicht episch lang, weil – und darauf bin ich stolz – ich fange jetzt einmal mit einem Lob hier heute an, in meinem Ausschuss gut gearbeitet wird und wir alles Agrarfachmänner dort sitzen haben. Das heißt, Erzie​hungsmaßnahmen von mir greifen dort. (Dies wird ironisch vorgetragen. – Abg. Trettenbrein Beifall gebend: Bravo!) Das ist, glaube ich, wichtig vorab zu sagen. Nur, wenn es um Herausforderungen geht, und da kann ich jetzt nicht widerstehen, wenn mein lieber Kollege Grilc und der Herr Lutschounig hier herausgehen und sagen: „Das viele Geld, das auf den Werbeseiten im Tourismus eingenommen (Abg. Mag. Grilc: Ausgegeben!) wird vom … der viele Platz das ausgegeben wird und der viele Platz, den der Landeshauptmann einnimmt auf den Werbeprospekten“, da muss ich Ihnen sagen: Sie können noch soviel mit Bauerngeld letztendlich Inserate für Herrn Martinz schalten. Der wird kein Bauer! Der ist kein Bauer und er soll auch keiner sein! (Abg. Mag. Grilc: Wo ist das Problem! Wo ist das Problem!) Das ist so, und dieses Bauerngeld könnte man vielleicht auch vernünftiger einsetzen. (Einwände von Abg. Tauschitz und Abg. Mag. Grilc.)
Ich sage Ihnen ein Beispiel. Na, das Problem ist das, dass wir das Geld vernünftig einsetzen könnten, zum Beispiel zur Renovierung der Litzlhofer Hofalm, die wir bereist haben und wo wir uns über alle Parteigrenzen, und ich sehe hier Kopfnicken, letztendlich auch als unser Ziel angesehen haben. Im Übrigen, wenn man schon vom Einsparungspotenzial spricht, weil, wenn man bei den Werbemaßnahmen des Agrar​landesrates einsparen kann, dann könnte man letztendlich auch in der Landwirt​schaftskammer das Eine oder Andere einsparen. Das ist ganz klar. Wenn wir sagen minus fünf Prozent bei den Abgeordneten, dann soll das auch für die Landwirt​schaftskammer gelten. Und, naja, wenn sich der Herr Martinz wirklich ein Herz auch für die „kleineren Bauern“, unter Anführungszeichen – aber nicht Körpergröße ge​meint sondern Betriebsgröße hat – dann könnte man ja durchaus einmal beim Herrn Landwirtschaftsminister vorsprechen und die Problematik letztendlich auch der Ver​sicherungszahlungen die kleinere Betriebe haben, hier zur Sprache zu bringen. Weil, es ist heute nach wie vor Fakt, wenn ein Nebenerwerbslandwirt, der ganz klar arbeits​los wird und einen bisschen zu hohen Einheitswert hat – hier reden wir von 30.000,-- Schilling, in alter Währung, das ist praktisch nichts – dann wird ihm gesagt, obwohl er eingezahlt hat: Mein lieber Freund, gehe auf deinen Bauernhof und verdiene dein Geld! Also, von dieser Seite könnte man sicher das Eine oder Andere machen. Das ländliche Wegenetz wurde schön verbreitet. Mir ist letztendlich ein landwirtschaft​liches, aber auch letztendlich weltpolitisches Zitat dazu eingefallen. Daraus kann man, glaube ich, sehr gut schließen. George Orwell meint in seiner „Animal Farm“: „Alle Tiere sind gleich, nur bei den Wegprojekten gibt es anscheinend Tiere, die gleicher sind!“ (Heiterkeit und Beifall in der F-Fraktion.)
Ing. Scheuch

Vorsitzender Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Wir sind nun bei den Wortmeldungen in der Gruppe 9 und ich erteile hier als ersten Redner das Wort an Herrn Präsidenten Abgeordneten Ferlitsch!

Lobnig

Zweiter Präsident Ferlitsch (SPÖ):

Ferlitsch

Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Bevor ich mit meinen Ausführungen beginne, darf ich die Gelegenheit wahrnehmen, um auch den Stenografen ein herzliches Dankeschön zu sagen. Sie sind seit 09.00 Uhr da, und ich (Einsetzender Beifall im Hause.) danke ihnen im Namen des Hohen Hauses. Dankeschön!
Die Gruppe 9 betrifft die Finanzwirtschaft. Es gebe aus der Sicht der Gemeinden na​türlich sehr, sehr viel zu sagen in diesem Zusammenhang. Es wäre abendfüllend. Trotzdem, glaube ich, dass es ein wichtiger Bestandteil ist, die Finanzwirtschaft im Zusammenhang mit dem Landesbudget, aber auch im Zusammenhang mit den Ge​meinden, vernetzt mit dem Landesbudget. Ich glaube, dass die Haupteinnahmens​quellen für die Gemeinden die Ertragsanteile des Bundes sind, weiters die eigenen Steuern und vor allem auch die Bedarfszuweisungen der Gemeinden. Wenn man sich die Ertragsanteile anschaut, so können wir feststellen, dass im Bereich des Lan​des für den Landesvoranschlag 2005 ein Plus von 3,59 Prozent war; 2006 3,40, 2007 6,53 und 2008 4,82. Also, man sieht eine stete Zunahme im Bereich der Finan​zen des Landes. Im Zusammenhang mit den Gemeindefinanzen schaut die Entwick​lung etwas anders aus bei den Ertragsanteilen. 2003 hatten wir ein Minus von 2,8; 2004 ein Plus von 1,7; 2005 immerhin 4,1 – ein schönes Plus. Allerdings im Jahre 2006 haben wir mit einem Minus von 1,2 Prozent zu rechnen und vermehrt sich diese Entwicklung dann im Jahre 2007 auf 5,3 Prozent.
Trotzdem müssen wir feststellen, dass die freie Finanzspritze aufgrund der Belastun​gen mit den Landesumlagen für die Gemeinden immer enger wird und daher, glaube ich, ist besonders hervorzuheben, dass wir von Seiten des Landtages die Möglichkeit geschaffen haben, dass auch die eigenen Steuern der Gemeinden erhöht werden, wie zum Beispiel die langdiskutierte Zweitwohnsitzabgabe, hinter der ich stehe. Und ich möchte da ganz voll zum Ausdruck bringen, sie ist einfach notwendig, weil ich sehe nicht ein, dass die Bürger, die den ordentlichen Wohnsitz in der Gemeinde haben, für die Bürger die den Zweitwohnsitz in der Gemeinde haben, aufkommen sollten. Und ich glaube, dass da die Gemeinden dem Land Kärnten dankbar sind, dass endlich neben anderen Bundesländern, dieser Beschluss gefasst wurde und wir nunmehr die Möglichkeit haben, auch die eigenen Steuereinnahmen etwas zu er​höhen, die im Laufe der Zeit ja zurückgegangen sind.
In diesem Zusammenhang ist wohl festzustellen, dass die Gebühren der Gemeinden auch nach der Berechnung dieser Zweitwohnsitzabgabe immer noch im Mittelfeld der österreichischen Bundesländer liegen. Wir haben mehr oder weniger nur einen Nachziehungseffekt erreicht zu den anderen Bundesländern mit diesem Finanzpaket für den ländlichen Raum, der die Gemeinden in die Situation bringt, dass sie wie​derum mehr für die Wirtschaft, mehr für die Beschäftigung und mehr für die KMU-Be​triebe flächendeckend in sämtlichen Gemeinden Kärntens vollbringen können. Wenn wir jetzt eine Arbeitslosenrate von etwas über 8 Prozent in Kärnten zu verzeichnen haben, dann dürfen wir eines nicht vergessen, dass das Land als Dienstgeber sehr, sehr viele Menschen beschäftigt, dass aber auch die Gemeinden als Dienstgeber ebenfalls sehr, sehr viele Menschen beschäftigen. In den 132 Gemeinden arbeiten schließlich 5.679 Menschen im Bereich der Verwaltung, aber auch im Bereich der Bauhöfe und so weiter. Erfreulich ist die Tatsache, dass die Lehrlinge – ausgehend von dir, lieber Freund Mock – über den Gemeindereferenten und insgesamt der Lan​desregierung, 129 mit dieser Lehrlingsaktion ausmacht. Ein schöner Beitrag im Sinne der Jugendbeschäftigung. Und soweit ich weiß, soll das ja im Jahre 2006 weiterhin eine Zunahme erfahren, sodass wir auch da die Jugend beschäftigen können, die auf eine Lehrstelle wartet. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)

Ein besonderes Problem stellen für uns als Bürgermeister immer die Langzeitarbeits​losen dar, die immer wieder zu den Bürgermeistern kommen und um Arbeit bitten. Und da darf ich auch die Gemeinsamkeit zwischen Gemeinden, Land und AMS her​vorstreichen. Immerhin sind das heuer 320 Beschäftigte gewesen, die in Kärnten untergebracht werden konnten. Und soweit ich weiß, gibt es auch da eine Auswei​tung des Budgets, dass wir im kommenden Jahr gemeinsam mit dem AMS, gemein​sam mit den Gemeinden und dem Land Kärnten eine wesentliche Ausweitung in die​sem Zusammenhang erfahren werden, um diese Menschen im Sinne der Wiederein​gliederung beschäftigen zu können und damit auch Arbeitsplätze zur Verfügung stellen.
Ein wichtiger Punkt, und den darf man nicht vernachlässigen, ist die Tatsache, dass jede Million Euro, die in den Gemeinden investiert wird, 20 neue Arbeitsplätze bringt. Und das ist für unsere Situation besonders wichtig, und daher glaube ich, ist es auch wichtig, dass die finanzielle Situation in den Gemeinden auch weiterhin verbessert wird. Und ich kann feststellen, dass wir alle gemeinsam an dem Bereich arbeiten. Ich darf auch feststellen, dass im Zusammenhang mit der Verschuldungsquote in Kärn​ten die Gemeinden hervorragend abschneiden. Sie haben die zweitgeringste Ver​schuldung nach Tirol aufzuweisen. Das bedeutet natürlich, dass die Bürgermeister in diesem Zusammenhang mit ihrer Verwaltung verantwortungsvoll arbeiten, damit diese Verschuldungsquote auch weiterhin, so glaube ich, zu halten sein wird. Und daher glaube ich, war es in vorigen Wortmeldungen nicht ganz in Ordnung, dass die Bürgermeister, wie zum Beispiel Hüttenberg usw. angegriffen wurden. Vouk hat das dann ja dankenswerterweise berichtigt. Ich glaube, die Bürgermeister sorgen für eine verantwortungsvolle Budgetierung, sorgen dafür, dass die Verschuldung nicht höher wird und machen eine wertvolle Politik für unsere Heimat, für unser Bundesland Kärnten. Nicht zu vergessen ist in diesem Zusammenhang die verantwortungsvolle Situation der Gemeinden, dass sie einen positiven Beitrag für das Maastrichtergebnis miteingebracht haben, damit auch den Bund zu entlasten, das Defizit zu verringern.

Wichtig in diesem Zusammenhang ist auch noch festzustellen, dass es uns von Seiten des Gemeindebundes gelungen ist, dass wir an dem Katalog der gemein​schaftlichen Bundesabgaben ab 1.1.2006, einen einheitlichen Satz für die Gemein​den erreicht haben, der bei 11,605 ist. Wenn wir uns an das vorige Jahr erinnern, dann haben wir noch bei der Mineralölsteuer einen Betrag für die Gemeinden von 2,134 Prozent lukrieren können. Jetzt sind wir bei 11,5 und die Entwicklung wird uns dann zeigen, dass wir auch da ein Plus für die Gemeinden herauswirtschaften wer​den können. Das wollte ich dazu sagen. Und ich darf noch einmal feststellen, dass die Gemeinden als Wirtschaftsmotor, als Arbeitsplatzsicherer einen wesentlichen Beitrag leisten und die Gemeinsamkeit mit unserem Bundesland ist sicherlich damit gegeben. Ich danke Ihnen! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
Ferlitsch

Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Danke! Und nun hat sich unser Finanzreferent, Landeshauptmann Dr. Jörg Haider, zu Wort gemeldet. Ich ersuche Ihn, nun zu sprechen!

Lobnig

Landeshauptmann Dr. Haider (F):

Dr. Haider

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf mich zuerst herzlich bedanken, dass Sie Verständnis gehabt haben, dass ich bei der Bud​getdebatte zeitmäßig nicht soviel da gewesen bin. Sie wissen, dass wir heute das Begräbnis des verunglückten Herrn Rossmann hatten und ich auch persönlich eine sehr gute Beziehung zu dieser Familie habe und daher gestern und heute auch mit dieser Frage ein bisschen blockiert gewesen bin. Danke also daher, dass Sie das so akzeptiert haben.
Ich möchte zum Abschluss nur eines sagen, dass wir im Zuge der Gesamtentwicklung des Budgets, zumindest was jetzt meinen Verantwortungsbereich betrifft, sehen können, dass das, was im Regierungsprogramm angegangen worden ist, sich auch tatsächlich abspielt. Das heißt, wir haben bereits beim Rechnungsabschluss 2004 - der der Erste war, den ich zu verantworten habe -, um 31,1 Millionen weniger, als die ursprünglich vorgesehene Nettoneuverschuldung war, erwirtschaften können. Das ist schon ein erheblicher Sprung gewesen! Wir werden beim Landesvoranschlag 05 ebenfalls unter der Nettoneuverschuldung bleiben, das heißt nach dem Budgetprogramm 83 Millionen. Wir werden aber mit 74,4 Millionen abschneiden. Wir werden beim Landesvoranschlag 06, wo wir nach dem Budgetprogramm 81,3 Millionen Nettoneuverschuldung haben könnten, mit etwa 78 Millionen herauskommen. Dies obwohl viele Dinge im investiven Bereich dazukommen! Das heißt, dass wir versuchen, einerseits zu sparen, aber andererseits dort, wo es um investive Maßnahmen geht, wo es um positive Effekte für Arbeit und Beschäftigung geht, auch entsprechend dazuzulegen.
Das ist auch bei diesem Budget so, wobei die Pro-Kopf-Verschuldung für Kärnten eine ist, dass wir uns im Mittelfeld befinden. Weniger könnte es immer noch sein, aber die Pro-Kopf-Verschuldung wird 932 Euro pro Bürger in dem Lande sein. Das ist also erheblich different etwa zu Niederösterreich, das die höchste Pro-Kopf-Verschuldung hat: mit 1.849 Euro pro Bürger. Oder die Pro-Kopf-Verschuldung in Burgenland mit 1.799, die Schulden der Bank Burgenland noch gar nicht hinzugerechnet.
Das heißt also, unser Bundesland ist solide aufgestellt! Ich würde auch bitten, dass wir – wenn wir diskutieren, bei aller politischen Unterschiedlichkeit – nicht ständig so tun, als würde dieses Bundesland kurz vor dem Bankrott stehen. Sie tun Ihrem Land, auch Ihrer Partei, den Menschen im Grunde genommen nichts Gutes! (Beifall von der F-Fraktion) Wir sollten eher stolz sein, dass wir es schaffen, auch in einer schwierigen Situation - als ein Bundesland, das es nie leicht gehabt hat! – eigentlich einen guten Weg zu gehen! Dass diese natürlichen Reflexe da sind, die oft in der Sache nicht geklärt werden können, sieht man ja am besten daran: So lange der Kollege Schwager bei uns gewesen ist, hat er das alles total gelobt. Ein halbes Jahr später ist plötzlich alles schlecht? – Also so viel hat sich da nicht verändert!
Ich glaube daher, dass wir auch in der Landespolitik, wenn jetzt keine Wahlen sind, uns zumindest den Luxus leisten sollten, primär für das eigene Land zu denken und für die Chancen, die wir haben, zu denken. Da sind eigentlich auch in dieser Koalition wirklich Weichenstellungen gelungen. Wer hätte sich drangetraut, dieses Abgabenpaket für den ländlichen Raum zu machen? Profitieren tun alle davon! Die Zweitwohnsitzabgabe wurde von dir genannt.
Musikschulwerk: Wir bauen offensiv aus. Das Musikschulwerk hat heute 13.000 Schüler, bitte! 1999 haben wir nicht einmal 6.000 gehabt. Das Musikschulwerk hat heute über 70 Ortsmusikstellen. Unser Ziel ist es, bis zum Jahre 2009 auf mehr als 90 zu kommen, damit wir unseren Kindern auch ein ordentliches Angebot erstellen können. Dann ergibt sich daraus letztlich der natürliche Nachwuchs für alle unsere Kulturvereine, für die Blasmusikorchester. Auch wenn der Herr Kollege von der ÖVP gemeint hat, dass das alles nicht notwendig ist, weil wir kaufen jedem eine Lederhose. Das ist ein primitives Argument! Ich bin sehr stolz auf unsere Volkskultur und auf die Entwicklung, die wir in Kärnten haben! (Beifall von der F-Fraktion)
Ich warte schon bei irgendwelchen öffentlichen Aufführungen, wo auch dann ÖVP-Abgeordnete hinausgehen und groß reden werden, wie wichtig die Volkskultur ist und wie wichtig es ist, dass wir die fördern und wie viele Interventionen wird es geben, dass wir Trachtenanschaffungen geben, wenn sie den Verein machen und wenn sie den Verein machen. Und wenn wir es nicht tun, wird das dann kritisiert – aber da herinnen wird so getan, als würden wir für ein paar Hinterwäldler die Millionen hinausschmeißen. Das tun wir nicht, sondern wir kombinieren das auch mit wirtschaftlichem Erfolg. Denn, wenn wir den „Heimatherbst“ in der Form, so wie wir ihn machen, nicht durchführen würden, dann würde das touristisch auch nichts bringen. Jetzt sind wir auf einem guten Weg. Mehr als 130.000 Besucher im „Heimatherbst“ in eineinhalb Monaten bei den Veranstaltungen, mehr als 100 Veranstaltungen! Alle Gemeinden sind aufgesprungen; über 50 Gemeinden waren heuer aktiv dabei. Bilanz: Im Oktober alleine ein 6-prozentiges Wachstum im Tourismus! Also gar so dumm sind die Lederhosenträger und die so genannten Blasmusiker und Sänger nicht! Wir sollten ihnen dankbar sein, dass sie zur Verfügung stehen, um unserem Land auch ein Profil zu geben! (Beifall von der F-Fraktion)
Ich meine also, dass wir auch beim Paket für den Naturschutz etwas gemacht haben und dass wir natürlich auch für den Tourismus etwas gemacht haben. Wir haben immer gesagt: Alles, was da hereinkommt, geht eins zu eins in die Sachgebiete, das heißt der Tourismus kriegt natürlich auch mehr Geld. Der erste Ausfluss ist, dass wir um 1,7 Millionen ein Marketingprogramm gemeinsam mit der Wirtschaftskammer gemacht haben. Die, die die obersten Kritisierer dieses Abgabenpakets gewesen sind, waren die Ersten, die davon begünstigt gewesen sind: mit 1,7 Millionen. Man hat also die Freude des Herrn Obernosterer gesehen, der gesagt hat: „Eine Superaktion! Eine tolle Aktion!“ Wir hätten das nicht machen können, wenn nicht dieses Abgabenpaket von Rot und Organe gehoben worden wäre. Daher sage ich: Ein bisserl mehr Seriosität auch in diesem Bereich! Wenn man das Geld nimmt, dann soll man vorher aber auch zustimmen und bereits sein, die Verantwortung dafür zu tragen! Und nicht zuerst sagen: „Da wird ein Belastungspaket von 70 Millionen gemacht.“ In Wirklichkeit sind es 12,4 Millionen. Das habt ihr im Budget jetzt gesehen. Das ist einfach eine Art und Weise, miteinander umzugehen, die unseriös ist, die die Leute nur verschrecken soll. Aber das ist eh nicht gelungen, weil ihr habt für die „Zitronenaktion“ der Wirtschaftskammer mehr ausgegeben, als wir letztlich sozusagen an Gegenmaßnahmen ergreifen mussten, um hier die Argumentation durchzusetzen. Ich denke also, dass das auch richtig ist, zu sagen.
Wir brauchen auch mehr Einsatz im Zusammenhang mit der Europameisterschaft 08. Wer glaubt, dass wir bei der Europameisterschaft 08 wirklich nur drei Spiele haben können und dafür ein teures Stadion bauen und nur das nutzt Kärnten, der ist am Holzweg. Wir müssen im Jahr 2006 und im Jahr 2007 selbstverständlich entsprechende werbliche Maßnahmen machen, aber auch touristische Angebote machen. Das heißt wenn wir an Fußballvereine, renommierte europäische Fußballvereine denken, ob das Intermailand ist oder ob das die englische Nationalmannschaft ist, die vor der Weltmeisterschaft 2006 in Kärnten trainieren wird. Da kommen Hunderte Mitglieder der Vereine, der FanKlubs, die natürlich dann eine Woche da sind, Kärnten buchen. Ja, Frau Kollegin, Sie können mich scheel anschauen. Sie sollten eher einmal in der Stadt Klagenfurt sagen: „Liebe Stadt Klagenfurt, setzt auch etwas für die Vorbereitung der Europameisterschaft!“ - anstatt nur ein Stadion zu bauen und uns die Arbeit zu überlassen! (Beifall von der F-Fraktion)
Vielleicht haben Sie ein bisserl Einfluss auf den Herrn Wiedenbauer und erklären ihm das einmal, dass der Hauptprofiteur die Stadt Klagenfurt ist. Der Hauptprofiteur ist die Stadt Klagenfurt, aber bisher ist nicht einziger Euro für die Vorbereitung der Europameisterschaft 08 von der Stadt ausgegeben worden! Wir zahlen zu einem Drittel das Stadion, wir zahlen zu einem Drittel die Vorkosten. Wir zahlen zu einem Drittel die Reparatur ihrer Straßen, die Sie zusätzlich brauchen werden, und wir machen zu 100 % derzeit die Marketingarbeit. Daher ersuche ich auch die Damen und Herren Abgeordneten, uns im Landtag auf diesem Weg entsprechend zu unterstützen! Weil wenn am Ende herausgekommen ist, dass wir drei Jahre touristisch ein Geschäft ankurbeln konnten und Kärnten auch international in den Blickpunkt gekommen ist, die Europameisterschaft ist immerhin die drittgrößte Sportveranstaltung der Welt. Die sollten wir uns nicht entgehen lassen! So schnell werden wir so eine Chance nicht wieder bekommen, und da müssen alle an einem Strick ziehen und auch mithelfen, dass daraus etwas wird! (Beifall von der F-Fraktion)
Wir haben in dem Budget auch eine Reihe von Weichenstellungen, die, glaube ich, wichtig sind. Das ist das eine, dass wir 2006 schon davon ausgehen müssen, dass wir einen Rückgang bei den Ertragsanteilen haben. Das wird so sein. Die Steuerreform wirkt mit Verzögerung, wobei ich sage: Das ist in Ordnung, denn die Steuerreform hat uns auch gegenüber Deutschland als Wirtschaftsstandort massiv aufgewertet, hat auch im Bereich der Entlastung der Unternehmenssteuern etwas gebracht und hat – im Unterscheid zu dem, was heute Vormittag gesagt worden ist – natürlich auch kaufkraftstärkende Elemente gehabt, insbesondere für die Familien! Denn es kann niemand wegdiskutieren, dass der Anteil der Steuerreform allein für die Familien von Alleinverdienern und alleinerziehenden Müttern mit mehr als 240 Millionen, zusätzlich zur Reduktion des Steuertarifes, ein gewaltiger Impuls ist. Wenn ich heute ein Kind habe und Alleinverdiener bin, dann kriege ich zu den 365 Euro noch einmal 130 Euro dazu. (Beifall von der F-Fraktion) Wenn ich zwei Kinder habe, dann kriege ich noch einmal 130 plus 175 dazu. Wenn ich so wie Sie, Frau Abgeordnete, drei Kinder habe, dann kriege ich 130, 175 und 220 Euro dazu. (Abg. Dr. Prettner: Brauche ich nicht!) Dann bin ich also mit dem Absetzbetrag bei fast 1.000 Euro! Und jetzt kommt dann immer das Argument der Sozialdemokratie: „Ja, aber was ist denn dann, wenn einer so wenig verdient und das nicht absetzen kann?“ Dann gilt es das erste Mal, dass diese Regierung in Wien so gescheit war, zu sagen: „Dann kann der Bürger zum Finanzamt gehen, und er kriegt das ausgezahlt; als Negativsteuer.“ Das ist die erste wirklich positive Maßnahme seit Jahrzehnten im Steuerrecht, was auch zu Gunsten der Familien geht. Ich glaube, das sollte man auch einmal anerkennen! (Beifall von der F-Fraktion)
Wir werden trotzdem auch ein dynamisches Aufgabenwachstum in den verschiedenen Bereichen haben. Ihr habt das eh diskutiert. Da kommen natürlich einige Dinge auf uns zu, die ganze Vorschulgeschichte, das heißt wir haben auch in Kärnten viele Kinder mit muttersprachlichen Defekten, sagen wir es einmal so. Das heißt, wir müssen die Vorschule, das letzte Kindergartenjahr sozusagen, verstärkt nutzen, um hier Defizite auszugleichen. Das kostet viel Geld. Wir müssen auch im Bereich des Ausbaues der Nachmittagsbetreuung an den Schulen zusetzen, das heißt wir haben da einen Aufwand zu tätigen, den der Bund heute nur zu einem geringen Teil tätigt. Wir haben darüber hinaus auch einen ungedeckten Bedarf an sonderpädagogischer Förderung, das heißt der Bund deckt zurzeit nur 2,9 % der sonderpädagogischen Förderfälle ab. 4 % im Schnitt haben wir in Kärnten unter den Gesamtschülern, das heißt wir haben allein aus diesem Titel mehr als 60 Lehrer, die wir selber zahlen müssen, weil wir einfach Kinder, die im Integrationsbereich sind, die Probleme haben, in der Schule mitzukommen, besonders betreuen müssen. Da können wir nicht sagen, dass wir dafür kein Geld haben, sondern wenn du den Kindern diese Art der Unterstützung verweigerst, werden die sich ihr ganzes Berufsleben nicht mehr erholen. Das ist eigentlich das Problem, daher setzen wir Geld dafür. Aber bitte, kritisiert uns dann nicht dafür, dass wir für Maßnahmen, die der Bund setzt, relativ viel Geld einsetzen, weil wir nicht warten können, bis das alles bezahlt wird. Wir müssen an unsere Kinder denken!
Wir haben aber auch für die Arbeit einiges getan. Ich glaube, das Budget ist auch beschäftigungswirksam, das heißt wir haben ein sehr gutes Baubudget drinnen. Wir haben mit dem Lkh-neu, mit dem Verwaltungszentrum, mit der geplanten Berufsschule-neu für Tourismus, mit dem Zubau der dritten Baustufe vom Technologiepark Villach (mit 30 Millionen Investition) schon sehr, sehr viel an Maßnahmen, die auch vom Kärntner Landesbudget aus positiv beeinflusst werden. Wir haben natürlich auch ein Sozialbaubudget, das jedes Jahr mit 8 Millionen und mehr abgearbeitet wird, um die Heime entsprechend zu bauen. Wir bauen die zweite Baustufe des Lakesideparks.
Wir sind im Bereich der Bioenergie weiterhin sehr offensiv. Wenn wir das Bioenergiecenter und den Cluster zusammenbringen, ist das sowohl für St. Veit wie auch für den Bleiburger Raum ein wichtiger wirtschaftlicher Impuls! (Den Vorsitz hat um 19.58 Uhr 1. Präs. Dipl.-Ing. Freunschlag übernommen.) Schon heute hat Kärnten absolut eine Führungsfunktion im Bereich der Bioenergie oder der erneuerbaren. 42 % unserer gesamten Produktion kommen bereits aus erneuerbarer Energie: Wasserkraft, Biomasse, Biogas usw. Darauf können wir schon sehr stolz sein! Ich glaube, das ist auch der richtige Weg.
Auch im Tourismus wird gut investiert, ob das das Almhüttendorf ist, das zurzeit am Katschberg realisiert wird, ob das unser Konzept für den Mittelkärntner Raum ist, wo wir vielleicht einmal demnächst auch der Öffentlichkeit etwas vorstellen werden oder ob das, das Projekt Reifnitz ist, wo immerhin fast 100 Millionen Euro von Stronach und Magna in diese neue Hoteleinrichtung investiert werden, die durchaus einen Leitcharakter haben wird. Dann können wir schon sehr zufrieden sein!
Wir müssen aber auch im nächsten Jahr – und da bitte ich um die Unterstützung der Politik! – mehr Augenmerk darauf legen, dass in allen Ressorts, nicht nur im Straßenbau, wo der Kollege Dörfler sehr genau drauf schaut, bei Auftragsvergaben auch in die Ausschreibungsbedingungen hineingeschrieben wird, dass jene bei der Auftragsvergabe einen Vorteil haben, die Lehrlinge beschäftigen und die ältere Arbeitnehmer über 50 beschäftigen. Wir müssen auch zu einer geregelten Abprüfung mit der Gebietskrankenkasse kommen, damit wir feststellen können, ob die Leute, die bei einer Baufirma arbeiten, um einen Auftrag der öffentlichen Hand abzuarbeiten, auch heimische Arbeitskräfte sind. Ich glaube, nach den ganzen Betrügereien, die es quer durch Österreich gibt, haben wir alle die Verpflichtung, auch darauf besser zu schauen! Denn ich sehe es nicht ein, dass unsere Leute im Winter oder im Herbst stempeln gehen, während mit anderen, die sich kurzfristig verpflichten, gearbeitet wird, und dann zahlen sie ihnen nicht die vollen Löhne und wir müssen dann über den Insolvenzfonds deren offene Lohnforderungen auch noch bedienen.
Das ist einfach eine Art und Weise, wo wir nie eine gescheite Beschäftigungspolitk zusammenbekommen werden und daher müssen wir in diesem Bereich auch auf​merksam sein. Sehr gut wird sein, dass wir die Lehrlingsaktion weiter vorgesehen haben; das Land hat 134 Lehrlinge, die Gemeinden haben 129 Lehrlinge. Das ist schon ein ganz schöner Stock und hat auch dazu geführt, dass Kärnten das Muster​land im Bezug auf die Lehrlingsausbildung ist. Und das ist auch gut, denn wir brau​chen Facharbeiter in der Zukunft und wir tun auch etwas für unsere Facharbeiter. (Beifall von der F-Fraktion.)
Letzter Punkt den ich noch anziehen möchte ist der ganze Sozialbereich; ich glaube auch im Lichte dessen, was heute Vormittag auch gesagt worden ist. Wir brauchen uns mit unserem Sozialbudget nicht genieren, sowohl im Gesundheitsbereich wie auch im Sozialbereich, der ja nach unserem Budgetprogramm auch regelmäßig stei​gen wird. Wir haben hier, glaube ich, eine Reihe von Maßnahmen gesetzt, die auch österreichweit führend sind. Bei den Heizkostezuschüssen sind wir heuer mit 150,--, die wir geben, die absolute Spitze, weil eben die Heizkostenpreise gestiegen sind. Den Familienzuschuss als Fortsetzung des Kinderbetreuungsgeldes, den gibt es in der Form in keinem anderen Bundesland. Das heißt, dass man bis zum 10. Lebens​jahr, Familien die schwache Einkommensempfänger sind, denen auch einen Fami​lienzuschuss geben kann und mehr als 4000 Kinder davon profitieren. Auch das sollte man immer ein bisschen in Erinnerung rufen, dass das kleine Kärnten hier re​lativ viel einsetzt.
Und deshalb sage ich auch, man kann nicht alles machen, aber es ist auch die Frage dieser Mütterpension eine wichtige. Das kann man drehen und wenden wie man will, wenn wir soviel von der Armut diskutieren, – und heute war so oft von der Armut die Rede und von der strukturellen Armut. Das sind echte Armutsfälle, wenn Frauen über 60 in Kärnten, 15.900 insgesamt – in Österreich 154.000 Frauen über 60 – die wirklich keine Versorgung haben, die nicht nur jetzt vom Mann nichts kriegen, son​dern die ohne Versorgung da stehen oder die eine kleine bäuerliche Zuschussrente und ähnlichen Dingen von 47,-- Euro haben. Da kann man nicht leben davon. Und ich meine, solange jetzt bundesweit keine Regelung kommt, sollten wir etwas tun für die. Weil das ist aktive Armutsbekämpfung, die da passiert und machen wir es so wie beim Kinderbetreuungsgeld: Starten wir von Kärnten aus diese Initiative. Zeigen wir, dass wir für unsere Frauen, älteren Frauen, die ja in der Regel sehr viele Kinder großgezogen haben – denn die meisten haben 3, 4, 5, 6 und mehr Kinder großge​zogen – dass das auch Anerkennung findet, denn das ist auch eine Beispielswir​kung. Dann wird letztlich die Familie auch wieder in einem anderen Licht erscheinen, wenn ich die Mütter nicht diskriminiere und sage, es ist gut gewesen, dass ihr auf die Kinder geschaut habts, aber jetzt haben wir nichts mehr über für euch. Und deshalb meine ich, ist das Müttergeld so wichtig oder diese Mütterpensionsfrage so wichtig. Und wir werden darauf bestehen, dass sie im Rahmen der Lebenssicherung auch realisiert werden wird. Das muss also eine (Einsetzender Beifall von der F-Fraktion.) wichtige Sache sein.
Natürlich müssen wir ein Geld setzen, das ist überhaupt keine Frage, dass wir … (Abg. Schober: Das war ja schon ausgemacht!) Ja, leider nicht! Die Frau Kollegin und Sozialreferentin war nicht so richtig begeistert von der Sache. Und ich sage: Das ist aber ein Thema, das wir in den Koalitionsverhandlungen aus​gemacht haben und gesagt haben: Lebenssicherung als Ganzes, aber es kommt eine neue Leistung da​zu. Und diese neue Leistung heißt: „Mütterpension!“ Natürlich werden wir uns be​mühen, beim Bund Verständnis zu finden; vielleicht bringen wir auch bundesweit die Regelung oder einen ersten Ansatz zusammen. Aber, das ist schon einmal sehr wichtig, denn es ist ja im Bund auch einiges weitergegangen – das muss man schon auch sagen – weil heute gesagt worden ist, für die Frauen sind die Pensionen so ver​schlechtert worden. Ich habe ja Ihre Rede noch im Kopf, ich habe ja aufmerksam zu​gehört.

Also, wenn ich das Verschlechterung nenne, dann frage ich einmal, was war die Pensionsreform dann 1997? Damals hat es einen gewissen Herrn Klima gegeben, der Regierungschef war. Damals hat es eine von der SPÖ geführte Bundesregierung gegeben. Und damals hat man eine Pensionsreform gemacht, wo man das ursprüng​liche Erfordernis, dass Frauen 10 Berufsjahre gebraucht haben, damit sie einen Pen​sionsanspruch erworben haben, über Nacht auf 15 Jahre hinaufgesetzt. Da habe ich nichts gehört, dass das alles so fürchterlich ist. Das ist geschluckt worden, weil es offenbar von der SPÖ aus passiert ist, und man dagegen nicht mobilisiert hat. (Ein​wand aus der SPÖ-Fraktion.)
Jetzt ist man im Zuge der Penisonsreform hergegangen und hat trotz der Schwierig​keit der Pensionsreform die Situation für die Frauen erheblich verbessert. Man hat nämlich die 15 Jahre wieder heruntergesetzt. Eine Frau und Mutter braucht heute nur mehr sieben Jahre, sieben Arbeitsjahre, um einen Pensionsanspruch zu erwerben und den Rest kann sie mit Kindererziehungszeiten oder mit Pflegezeiten in der Fami​lie auffüllen, wobei die Bemessungsgrundlage für die Kindererziehungszeiten mit 1.350,-- Euro eine attraktive ist, weil im Schnitt die Frauen in Kärnten gar nicht soviel verdienen, wie sie hier Bemessungsgrundlage für die Kindererziehungszeiten zuge​standen bekommen. Das ist sozialpolitisch ein echter positiver Wurf gewesen, das muss man einmal anerkennen und das würde ich auch gerne von Ihnen hören, weil das wäre ein Gebot der Fairness, dass man nicht nur sagt, weil man die Bundesre​gierung nicht mag, deswegen ist alles schlecht. Dieses Unrecht an den Frauen aus dem Jahre 1997, das die SPÖ zu verantworten hat, ist mit der Pensionsreform korri​giert worden, und das muss man akzeptieren. (Beifall aus der F-Fraktion. – Zwi​schenruf von Abg. Mag. Cernic.)
Sie glauben es mir nicht, weil Sie nicht in dieser Situation sind, gnädige Frau! Und das ist einfach das Problem. Ich würde Ihnen jede Wette anbieten, und sie verlieren jede Wette, dass das, was ich Ihnen hier gesagt habe stimmt und dass das, was Ihre Fraktion heute Vormittag hier vertreten hat, (Wiederum Zwischenruf von Abg. Mag. Cernic.) absolute Propaganda, unwahr, falsch und von der Zahlenentwicklung falsch ist, genauso wie Sie dauernd von einer Armutsgrenze von 660,-- Euro reden. Warum verschweigen Sie, dass ab 1. Jänner 2006 die Bundesregierung diese Ausgleichszu​lagenrichtsätze auf 690,-- hinaufgesetzt hat und, dass es 2,4 Prozent Pensionsan​passungen gibt. (Es erfolgten mehrere Zwischenrufe aus der SPÖ-Fraktion.) Und, dass nur dort wo Sozialisten heute in der Führung sind, die Pensionen eingefroren werden, nämlich in Deutschland. Dort sind sie schon das dritte Mal eingefroren wor​den, ja, um (Beifall von der F-Fraktion.) das einmal zu sagen! Drei Jahre waren die Pensionen in Deutschland eingefroren und die jetzige neue große Koalition sagt: Wir haben so wenig Geld, dass wir es noch einmal drei Jahre einfrieren müssen. Na, da möchte ich wissen, was da in Österreich los ist, wenn das passiert.
Also, haben Sie die Fairness, auch anzuerkennen wenn was gut ist. Haben Sie die Fairness zu sagen: Es ist super, dass es eine Schwerarbeiterregelung gibt! Dass ich heute sagen kann … (Einwände von Abg. Mag. Dr. Kaiser und Abg. Mag. Cernic.) Sonst lests alles, aber die Zeitungen lests nicht, wo was Positives drinnen steht. (Hei​terkeit in der F-Fraktion.) Dann werde ich dir die Richtlinien zu Weihnachten unterm Christbaum hineinlegen, damit du weißt, dass jemand … (Heiterkeit und Beifall von der F-Fraktion.) der zwischen dem 40. und 60. Lebensjahr, zehn Jahre in Schwerar​beit gearbeitet hat – Bauarbeiter, Frauen in der Fabrik, usw. – dass Sie damit die Möglichkeit haben, (Es kommt zu weiteren Einwänden aus der SPÖ-Fraktion.) ohne entsprechende stärkere Abstriche früher in Pension zu gehen. Ja bittschön, was ist denn da so schlecht? Warum freut euch das nicht? (Weitere Zwischenrufe von Abg. Mag. Dr. Kaiser und Abg. Dr. Prettner. – Lärm und Unruhe im Hause.)
Sie wissen ja gar nicht, dass in der Pensionsreform im Gesetz drinnen steht, es muss spätestens mit 1.1.2007 in Kraft treten. (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Ich hoffe, ihr habts da schon die Veränderungen getroffen!) Ja, ist eh drinnen! Nein, Sie lesen immer die KTZ. Lesens die Richtlinien, da steht die Wahrheit drinnen, und dann können Sie vielleicht (Beifall von der F-Fraktion.) etwas Besseres machen. Gut! Ich will mich nicht mehr verbreitern. Ich möchte nur sagen, dass das auch zu berücksichtigen ist, dass wir hier in einer guten Kombination, glaube ich, Bundes- und Landesleistungen in Kärnten ausgewogen anbieten können, und dass wir auch – und da bin ich voll da​bei – natürlich schauen müssen, dass jene, die möglicherweise in Zukunft in eine schwierige Situation gelangen – und die Debatte über die Landwirtschaft war auch richtig – dass man darauf verweist, dass auch die Budgetvorschläge der EU mög​licherweise für die österreichische Landwirtschaft und damit auch für die Kärntner eine totale Veränderung bringen können.
Das heißt, dass man die großen Strukturhilfen für die großen Betriebe, sozusagen wo Millionensubventionen passieren, da haben die Engländer ein großes Interesse. Daher ist Ihr Vorschlag so, dort ganz wenig zu kürzen, während man aber bei den ländlichen Strukturhilfen brutal herunterfährt, man kürzt fast um 40 Prozent. Das würde für die Österreicher umgerechnet, nachdem wir so einen hohen Anteil da​runter haben, heißen, dass wir mehr als 50 Prozent an Förderungen, die wir heute für die Bergbauern haben verlieren würden. 50 Prozent weniger für die bergbäuerliche Struktur! Also, das halte ich wirklich für sehr gefährlich und man wird sehen, wie die Präsidentschaft ab 1. Jänner in dieser Frage agiert. Aber das ist eine – wie ich denke – eine wirklich brutale Herausforderung. Ich darf mich daher für die Debattenbei​träge, auch für die Anregungen, die gekommen sind, bedanken. Wir werden uns be​mühen, das nächste Jahr noch früher zu beginnen in diesem Dialog über die Erstel​lung des Budgets, damit auch die Anregungen rechtzeitig einfließen und wir nicht unter dem Druck stehen, irgendwann vor Weihnachten dann fertig sein zu müssen.
Ich glaube, es sind eine Menge Ideen auch im Zuge der Debatte geäußert worden, und was der Gerhard Mock gesagt hat, man muss nachdenken über die Frage der Ausgliederungen, (Abg. Mag. Lesjak: Ja, genau, machen wir das!) dann bin ich eigentlich bei ihm, weil ich glaube, dass wir schon einmal eine Kosten/Nutzung-Rechnung machen müssen. Was kosten uns heute diese ausgegliederten Einheiten? Von der KABEG angefangen bis zum KWF. In Wirklichkeit haben wir doppelte Ver​waltungsstrukturen, aber mit Gehältern der Geschäfsführer wie sie in der Privatwirt​schaft üblich sind und damit sehr attraktiv, die aber gleichzeitig ein doppeltes Netz haben. Wenn sie dort nicht mehr sind, dann können sie wieder als Beamte zurück​kehren. Und das ist eine ziemlich unseriöse Geschichte. Und, wenn ich mir an​schaue, dass dann, wenn es kritisch wird, sowieso die Politik wieder den Kopf hin​halten muss. Wenn es bei der KABEG brennt, dann müssen alle Regierungsmitglie​der in den Aufsichtsrat und müssen löschen. Und, wenn beim KWF was nicht zusam​mengeht, dann müssen alle wieder hinein und müssen intervenieren. Und wir müs​sen auch schauen, dass wir das Budget aufstellen und entsprechend dotieren.
Ich glaube, dass das wirklich zu überlegen ist. Es hat einmal eine Zeit gegeben, wo – und das ist modern – wir gesagt haben, ausgliedern, ausgliedern, damit wir sozu​sagen (Abg. Mag. Dr. Kaiser: Wir haben es eh gesagt!) Ihr habt es immer … genau, ihr habt es ja mitbeschlossen, entschuldige! Ihr habt es ja mitbeschlossen, jetzt hör auf! (Weitere Einwände aus der SPÖ-Fraktion. – Unruhe im Hause.) KWF habts mit​beschlossen, KABEG habts mitbeschlossen! Aber wie immer, es geht nur um die Frage. Ich glaube, wir sollten uns dieser Diskussion ernsthaft unterziehen. Ich habe überhaupt nichts dagegen, wenn wir wieder schlankere leistungsfähige Strukturen im öffentlichen Bereich machen und es nicht so ist, dass wir plötzlich auch als Regie​rungsmitglieder oft hilflos einer Frage gegenüberstehen – siehe die wir zuletzt gehabt haben. Ich glaube, ein Jahr oder was, haben wir wegen einem Hotelprojekt, etwa in St. Veit, einen wirklichen Kampf mit dem KWF geführt, wo sich dann herausgestellt hat, dass die absolut im Unrecht gewesen sind. Das verhindert eine Investition, eine Millioneninvestition über mehr als ein Jahr verhindert, weil dort das so einfach gespielt wird. Wie gesagt, das haben wir uns vorgenommen, das machen wir; das wollen wir nicht, weil das ist also … das interessiert uns nicht, weil da tritt als Be​treiber die Stadt mit ihrer Stadtgesellschaft auf, und das akzeptieren wir nicht! Das sind alles so Dinge, wo ich sage, da geht’s dann willkürlicher zu als es früher ge​wesen ist.
Und daher sollten wir das durchaus überlegen oder zumindest Strukturen einziehen lassen die weniger Willkür möglich machen und daher auch eine raschere Erledigung der Anliegen und eine zielgerichtete Leistungsstruktur. Denn, bei der KABEG haben wir es auch gesehen. Der Rechnungshofbericht, den wir bekommen haben, der zeigt es uns noch in Wirklichkeit auf. Denn dort ist nicht kostengünstig gewirtschaftet wor​den, allein was dort Gutachter, Experten und was immer aufgeboten worden sind – wir haben es ja gelesen jetzt im Bericht – der Betriebsrat hat das auch mit uns jetzt im Aufsichtsrat sehr eingehend diskutiert. Wirklich schade ums Geld muss ich echt sagen, dass Dinge nicht einkassiert werden, die man einkassieren könnte, Millionen​eingänge nicht gemacht werden, die wir brauchen. Auf der anderen Seite raufen wir um jede Million fürs Personal und da rinnen die Millionen dem Bach hinunter, nur weil man nicht in der Lage ist, die Privatversicherer an einen Tisch zu bringen und eine ordentliche Lösung zu machen. Alles Geschichten, wo ich sage, das ist kein erfolg​reiches Management. Und wenn sie nicht erfolgreich sind, dann ist es gescheiter, wir schaffen es ab und wir übernehmen selber die Verantwortung, weil den Kopf müssen wir eh hinhalten, wenn es nicht funktioniert. In dem Sinne wünsche ich euch ein schönes Weihnachtsfest und alles Gute! (Beifall von der F-Fraktion.)
Dr. Haider

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor … Bitte? (Abg. Tauschitz meldet sich zur tat​sächlichen Berichtigung.) Bitte schön! (Abg. Tauschitz sucht sich das nächstgele​genste noch nicht frei gegebene Mikrofon, um dort hineinzusprechen und verlangt, das Mikrofon freizuschalten.)
Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Danke! Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! (Der Vorsitzende: Darf ich eines festhalten, Herr Abgeordneter! Ich bin ja nicht Ihr Befehlsempfänger. Wenn Sie kein Mikrofon haben, dann möchte ich doch haben, dass Sie sagen: Bitte, könnten Sie das Mikro vielleicht aufdrehen! Ich bin nicht irgendein Diener. Ich bin zwar der Diener aller Abgeordneten, aber ich möchte ordentlich behandelt werden.) Herr Präsident, selbstverständlich! (Der Vorsitzende: Also bitte, das Mikro!) Hohes Haus! Herr Präsi​dent! Sehr geehrter Herr Landeshauptmann! Auch wenn wir bundespolitisch einer Meinung sind, haben Sie mich doch im Rahmen Ihrer Rede jetzt falsch zitiert, (Abg. Mag. Ragger: Zur tatsächlichen Berichtigung warst du gemeldet! … ) falsch zitiert! Sie haben mich unseriös genannt und behauptet, ich hätte gesagt, dass ich von Lederhosen nichts halte und gegen die Blasmusik bin. Das ist unwahr, vielmehr habe ich gesagt, dass ich stolz bin auf meine Tracht und auf unsere Vereine, nur dass … (Abg. Ing. Scheuch: Wir werden ausschicken, was du gesagt hast!) der Betrag, der in dieser immensen Menge unter Anbetracht der prekären budgetären Situation in diesem Land nicht immer notwendig sein wird. Denn ich lasse mir unsere wichtigen und guten Trachtenvereine und Blasmusik nicht schlechtreden. Danke! (Abg. Ing. Scheuch: Wir werden es den Trachtenvereinen schicken, was du gesagt hast! – Un​ruhe in der F-Fraktion.)
Tauschitz

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Gut! Meine Damen und Herren, es ist ja ohnehin alles im Protokoll. Was soll eine Be​richtigung? Das wird man nachlesen können, was dort gesagt wurde. (Abg. Ing. Scheuch: Wir werden es den Trachtenvereinen schicken!) Herr Abgeordneter Scheuch, (Der Vorsitzende gibt dabei das Glockenzeichen.) wir kommen zur Ab​stimmung über das Budget. Ich bitte, die Plätze einzunehmen!
Ich möchte festhalten und mitteilen, dass genau 80 Wortmeldungen abgegeben wurden, dass ein sehr redefreudiger Landtag über das Budget 2006 diskutiert hat. Ich möchte vielleicht eines sagen: Es ist jede Budgetdebatte eine Erfahrung, und zwar dahingehend eine Erfahrung, wenn man bereit ist, sich zu öffnen und zuzuhören. Es gelingt im Rahmen einer Budgetdebatte häufig, dass man vorgefasste Meinungen einfach revidieren muss, wenn man dann aus dem Mund des Einzelnen eine Meinung hört. Und das, glaube ich, ist der Sinn einer Aussprache. Das ist vielleicht dort und da heute gelungen.
Wir kommen nun zur Beschlussfassung, und zwar zum Tagesordnungspunkt 1, Ldtgs.Zl. 177-57/29. Der Berichterstatter hat das Schlusswort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Herr Präsident! Im Sinne des Gesagten verzichte ich auf das Schlusswort (Heiterkeit im Hause) und beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.
Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Spezialdebatte ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit Mehrheit so beschlossen. Wie ich sehe, haben die Grünen nicht mitgestimmt und Herr Schwager.

Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Gemäß § 41 Abs. 1a des Kärntner Landeskrankenanstalten-Betriebsgesetzes, LGBl. Nr. 44/1993, in der geltenden Fassung, wird der Nettogebarungsabgang für die Landesanstalt und die Landeskrankenanstalten für das Jahr 2006 mit € 196,300.000 festgesetzt.
Ich beantrage die Annahme.
Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit überwiegender Mehrheit, gegen die Stimmen der Grünen und des Herrn Abgeordneten Schwager, so beschlossen. (Abg. Arbeiter: Herr Präsident, entschuldigen Sie! Eine Stimmenthaltung!) Eine Gegenstimme, dann; Stimmenthaltung gibt es keine! (Abg. Arbeiter: Eine Gegenstimme! – Lärm im Hause.) Ich habe das festgestellt. Nach der Geschäftsordnung gibt es entweder eine Zustimmung oder eine Ablehnung. Wenn der Herr Abgeordnete Arbeiter den Saal verlassen hätte, hätte er sich der Stimme enthalten. So hat er bei diesem Beschluss eigentlich nicht mitgestimmt.

Bitte, wir kommen zum Schlusswort des Berichterstatters zum Tagesordnungspunkt 2.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Sehr geehrter Herr Präsident! Nach dem letzten Beitrag des Finanzreferenten, der sehr ausführlich war, ist dem nichts mehr hinzuzufügen. Ich verzichte daher auf weitere Bemerkungen und beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Spezialdebatte ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen. (Berichterstatter: Ich beantrage das gruppenweise Aufrufen und Abstimmen der Einnahmen und Ausgaben des Landeshaushaltes 2006!) Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit Mehrheit beschlossen. Ich bitte, so vorzugehen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 0, Vertretungskörper und allgemeine Verwaltung: Einnahmen 29,949.200 €, Ausgaben 224,774.400 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 0.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme der Gruppe 0 ist beantragt. Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 1, Öffentliche Ordnung und Sicherheit: Einnahmen 557.400 €, Ausgaben 8,694.600 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 1.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Freiheitlichen Fraktion und der Sozialdemokratischen Fraktion so beschlossen.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 2, Unterricht, Erziehung, Sport und Wissenschaft: Einnahmen 334,338.300 €, Ausgaben 429,523.900 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 2.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 3, Kunst, Kultur und Kultus: Einnahmen 3,031.000 €, Ausgaben 40,553.500 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 3

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 4, Soziale Wohlfahrt und Wohnbauförderung: Einnahmen 298,656.000 €, Ausgaben 401,804.500 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 4.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wenn Sie damit einverstanden sind: bitte um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokratischen Fraktion so beschlossen.
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 5, Gesundheit: Einnahmen 102,654.300 €, Ausgaben 228,007.200 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 5.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokratischen Fraktion so beschlossen.
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 6, Straßen- und Wasserbau, Verkehr: Einnahmen 19,083.700 €, Ausgaben 131,945.500 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 6.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Freiheitlichen Fraktion und der Sozialdemokratischen Fraktion so beschlossen.
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 7, Wirtschaftsförderung: Einnahmen 3,824.100 €, Ausgaben 104,316.600 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 7.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 8, Dienstleistungen: Einnahmen 99,164.200 €, Ausgaben 83,850.700 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 8.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Gruppe 9, Finanzwirtschaft: Einnahmen 946,003.700 €, Ausgaben 183,791.000 €.

Ich beantrage die Annahme der Gruppe 9.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Haushaltsvolumen gesamt: Einnahmen 1.837,261.900 €, Ausgaben 1.837,261.900 €.

Ich beantrage die Annahme des Haushaltsvolumens in der Gesamtsumme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wenn Sie mit diesem Antrag einverstanden sind, bitte ich ebenfalls um ein Handzeichen! – Ist der Abgeordnete Ebner auch dafür? Ja? - Das ist mit den Stimmen der Sozialdemokraten und der Freiheitlichen Fraktion so beschlossen.

Ich beantrage die dritte Lesung.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Dem von der Kärntner Landesregierung vorgelegten Landesvoranschlag für das Jahr 2006 wird gemäß Artikel 60 Absatz 2 mit folgenden Beträgen die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt:

Gesamteinnahmen € 1.837,261.900, Gesamtausgaben € 1.837,261.900.
Ich beantrage die Annahme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokratischen Fraktion so beschlossen. Meine Damen und Herren! Wir haben damit den Tagesordnungspunkt 2 erledigt.

Wir kommen zum Schlusswort des Berichterstatters zum Tagesordnungspunkt 3. Ich bitte, zu berichten.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Wer damit einverstanden ist: bitte um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.

Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

a)
Der von der Kärntner Landesregierung gemäß den Bestimmungen des Art. 61 Abs. 3 und 4 der Kärntner Landesverfassung vorgelegte Budgetbericht wird zustimmend zur Kenntnis genommen.

b)
Die von Seiten der Kärntner Landesregierung gemäß Art. 61 Abs. 2 der Kärntner Landesverfassung vorgelegten Änderungen und Ergänzungen zu dem vom Kärntner Landtag am 18. 11. 2004 beschlossenen Budgetprogramm für die Jahre 2005 bis 2009 werden zustimmend zur Kenntnis genommen.
Ich beantrage die Annahme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokratischen Fraktion so beschlossen.

Wir kommen zum Schlusswort des Berichterstatters zum Tagesordnungspunkt 4. Ich bitte, zu berichten.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mit den Stimmen von Freiheitlichen und Sozialdemokraten so beschlossen.

(Berichterstatter: Ich beantrage das ziffernmäßige Aufrufen und Abstimmen!)
Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls mehrheitlich so beschlossen.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

A. Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9.

B. Ziffer 2, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6.

C., D., E., F., G., H., I.
Ich beantrage die Annahme.
Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich lasse abstimmen über A. bis I. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokraten so beschlossen.

Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 4 erledigt. – Wir kommen zum Schlusswort des Berichterstatters zum Tagesordnungspunkt 5. Herr Abgeordneter Seiser, ich erteile Ihnen das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Ich verzichte auch wieder auf das Schlusswort und beantrage die Spezialdebatte.

Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen Fraktion, der Sozialdemokratischen Fraktion und den Grünen und des Herrn Abgeordneten Schwager so beschlossen. Ich bitte, zu berichten.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Seiser (SPÖ):

Seiser

Der Landtag wolle beschließen:

Die zulässige Anzahl der Landesbediensteten im Verwaltungsbereich, im Musikschulwesen sowie im Bereich der Med.-techn. Akademien und der Gesundheits- und Krankenpflegeschulen wird im Stellenplan für das Rechnungsjahr 2006 mit einer Gesamtsumme von 3.752 Planstellen festgelegt.
Ich beantrage die Annahme.
Seiser

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls von Freiheitlichen, Sozialdemokraten, den Grünen und Herrn Abgeordneten Schwager so beschlossen. Damit ist der Tagesordnungspunkt 5 erledigt. – Wir kommen zum Schlusswort des Berichterstatters zum Tagesordnungspunkt 6, Herrn Abgeordneten Gritsch. Ich erteile ihm das Wort.

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um Zustimmung! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich bitte, zu berichten!
Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2006 der öffentlichen und privaten Volks-, Haupt- und Sonderschulen sowie der Polytechnischen Schulen in Kärnten wird wie folgt festgestellt.

Zahl der zulässigen Planstellen für das Haushaltsjahr 2006:
Voraussichtlich genehmigte Planstellen durch BMBWK im Schuljahr 2005/2006: 4.223.

Benötigte Planstellen im Bereich der Pflichtschulen im laufenden Schuljahr 2005/2006: 4.558.

Planstellen, die vom Land zusätzlich finanziert werden müssen: 335.
Ich beantrage die Annahme.

Dipl.-Ing. Freunschlag

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um Zustimmung! – Das ist einstimmig so beschlossen. Wir haben den Tagesordnungspunkt 6 erledigt.

Wir kommen zum Schlusswort des Berichterstatters zum Tagesordnungspunkt 7. Ich erteile dem Abgeordneten Gritsch das Wort!

(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte.)

Wenn Sie einverstanden sind, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist ebenfalls einstimmig so beschlossen. Bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Der Kärntner Landtag möge beschließen:

Der Stellenplan der Lehrer an Berufsschulen Kärntens für das Haushaltsjahr 2006 wird wie folgt festgestellt.

Zahl der zulässigen Planstellen für das Haushaltsjahr 2006:

Schuljahr 2005/2006:

Leiter: 11, Leiterstellvertreter: 8, Pragmatisierte Berufsschullehrer: 183, Vertragslehrer I L: 42,7, Vertragslehrer II L: 48,6, Mehrdienstleistungsplanstellen: 41, Planstellen für Vertretungen: 34,2, Sonderverwendungen: 6, ergibt Gesamtplanstellenanzahl von 376,5.
Ich beantrage die Annahme.

Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8, zum Schlusswort des Berichterstatters, des Herrn Abgeordneten Lutschounig! – Er ist nicht anwesend. Es wird der Berichter​statter, der Obmann des Finanzausschusses …

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Herr Präsident! Geschäftsordnungsgemäß wird der Obmann des Ausschusses die Berichterstattung vornehmen. Ich verzichte hier auf das Schlusswort und beantrage das Eingehen in die Spezialdebatte.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden wird, bitte um ein Handzeichen! – Ist ebenfalls einstimmig beschlossen. – Bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Dritter Präsident Lobnig (F):

Lobnig

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Der Stellenplan für das Haushaltsjahr 2006 der landwirtschaftlichen Berufs- und Fachschulen des Landes Kärnten wird wie folgt festgestellt:

1. Landwirtschaftliche Fachschulen, Fachrichtung „Landwirtschaft“: L1 13, L2 51, Vertragslehrer IL 33; Gesamt 97. 2. Landwirtschaftliche Fachschulen, Fachrichtung „Ländliche Hauswirtschaft“: L1 1; L2 43; Vertragslehrer IL 25; Gesamt 69. 3. Land​wirtschaftliche Berufsschulen: L2 2; Gesamt 2. 4. Landwirtschaftliche Fachschule – Fachrichtung „Gartenbau“: L1 3; L2 2; Vertragslehrer IL 6; Gesamt 11.

Summe L1 17; L2 98; Vertragslehrer IL 64; Gesamt 179.

Ich beantrage die Annahme.

Lobnig

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

(Der Vorsitzende gibt das Glockenzeichen.) Ich würde bitten, dass man nicht wäh​rend der Abstimmung lärmt und rumgeht. Es ist sehr schwer dann die Übersicht zu behalten.
Wer mit diesem Antrag einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen.

Wir kommen nun zum Schlusswort zum Tagesordnungspunkt 9. – Ich erteile dem Berichterstatter, Herrn Abgeordneten Willegger, das Wort!
(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird mit den Stimmen der F- und der SPÖ-Frak​tion so beschlossen.)
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Willegger (F):

Willegger

Der Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert – in Entsprechung des in ihrer 34. Sitzung am 22. November 2005 gefassten Beschlusses – folgende Empfehlungen, Ergänzungen und Bemerkungen im Rahmen des Vollzuges des Landesvoranschla​ges 2006 umzusetzen:
- Ziel für das Jahr 2006 ist eine Schaffung eines Presseförderungsgesetzes, auf des​sen Grundlage künftig Presseförderungen vergeben werden sollen.

- Die anteilige Finanzierung eines valorisierten Stadttheaterbudgets für die Spielsai​son 2006/2007 aus Mitteln des Landes ist sicherzustellen.

- Über die Dotierung im LVA 2006 (VA 1/52013 9 „Naturparke, sonstige Sachaus​gaben, Ermessen, Entgelte für Leistungen von Firmen, Gewerbetreibenden“ mit € 72.000,--) hinaus notwendigen Mittel für die finanzielle Unterstützung von Naturpar​ken in Kärnten sollten nach Vorliegen eingeforderter bzw. einzufordernder Konzepte in einem Nachtragsvoranschlag zum LVA 2006 bereitgestellt werden.

- Im Zusammenhang mit den aus Landesmitteln zu bestreitenden Aktivitäten der Kärnten Werbung und Marketing GmbH im Jahr 2006 wird seitens des Landestouris​musreferenten dem Kollegium der Kärntner Landesregierung Bericht erstattet wer​den.

- Sollte sich beim VA 1/41112 8 „Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfes – Landes​regierung, sonstige Sachausgaben, Pflicht“, entgegen den heutigen Erwartungen ein finanzieller Mehrbedarf ergeben, so ist für eine Finanzierung der nicht durch Kredit​umschichtungen bzw. Mehreinnahmen im Sozialbudget bedeckbaren Mehrausgaben in einem NVA zum LVA 2006 Vorsorge zu treffen.

- Sollte sich beim VA 1/91430 4 „Kärnten Werbung GesmbH Förderungsbeiträge des Landes“, entgegen den heutigen Erwartungen ein finanzieller Mehrbedarf ergeben, so ist für eine Finanzierung der Mehrausgaben in einem NVA zum LVA 2006 bei be​legbarem Mehrbedarf nach vorheriger Anmeldung Vorsorge zu treffen.

Ich beantrage die Annahme.

Willegger

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Hand​zeichen! – Das ist mit den Stimmen der Freiheitlichen und der Sozialdemokratischen Fraktion so beschlossen.
Sehr geehrte Damen und Herren! Wir haben damit die Beratungen und die Be​schlussfassungen über den Voranschlag und alle Begleitgesetze erledigen können. Ich komme nun zum Tagesordnungspunkt 10.

10.
Ldtgs.Zl. 189-3/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Bildung, Kultur und Schule be-treffend Adaptierung des Klagenfurter Künstlerhauses anlässlich 100-Jahr-Jubiläum Kunstverein Kärnten
Berichterstatterin ist Abgeordnete Mag. Knicek. – Ich erteile ihr das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Bei diesem Antrag des Freiheitlichen Landtagsklubs geht es um die Adaptierung des Klagenfurter Künstlerhauses anläss​lich der 100-Jahrfeier des Kunstvereines Kärnten. Das Künstlerhaus ist seit dem Jahr 1907 Sitz des Kunstvereines und zählt zu den bedeutendsten spätsezessionistischen Baudenkmälern Kärntens. Das Künstlerhaus ist im Jahr 2007 neben dem Jubiläum auch Standort der Großausstellung „Kärntner Kunst nach 1945“. Um die denkmalge​schützte Architektur zu erhalten und einen professionellen Ausstellungsbetrieb des Kunstvereines Kärnten zu gewährleisten, ist die Sanierung des Gebäudes notwen​dig.

Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt als erster Rednerin Abg. Mag. Cernic das Wort.)
Mag. Knicek

Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Schon in der vorigen Periode hat sich herausgestellt, dass das Künstlerhaus in einem Zustand ist, der einen dringenden Renovierungsbedarf signalisiert. Leider haben wir uns halbherzig damals nicht dazu durchringen können, doch die Gesamtrenovierung in Gang zu setzen. Es wurde leider stückwerkartig, wie das so gerne gemacht wird, nur der Innenraum renoviert. Wir brauchen aber – das hat eine Begehung gezeigt – eine Gesamtrenovierung, um dieses baukulturell wichtige Gebäude zu erhalten. Es ist ein äußerster Notfall, das heißt, länger lässt sich das nicht hinausschieben. Wenn das noch länger hinausge​schoben wird, wird das Gebäude soweit Schaden nehmen, dass es wirklich gefähr​det ist und dazu sollte es nicht kommen.
Was wir zum X-ten Mal heute einfordern ist aber, dass sich auch die Stadt in irgend​einer Form beteiligen könnte und sich bereit erklären könnte, zumindest einen Beitrag zu leisten, wie das in anderen Städten in Kärnten üblich ist. (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Cernic

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich glaube, es ist von meiner Vorrednerin zu diesem wichtigen Thema schon einiges gesagt worden. Die ÖVP ist vollinhaltlich für diesen Antrag. Das Künstlerhaus ist ein wunderschönes, sehr wichtiges Gebäude für ganz Kärnten und aus diesem Grund ist dieser Sanierung auch unbedingt zuzu​stimmen. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und Abg. Mag. Dr. Kaiser.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Natürlich stimmen auch die Grünen die​sem Antrag zu. Leider habe ich heute vom Künstlerhaus gehört, dass die Grünen da​gegen sein sollen. Ist natürlich nicht so. Wir stimmen dem zu. Ich liebe den Baum​gartner, habe auch selber in der Nähe viele solche Häuser am See. Es ist wunder​schön. Ich meine aber, weil man von Klagenfurt gesprochen hat, in Klagenfurt wird das, glaube ich, am Montag im Kulturausschuss besprochen. Ich hoffe, die geben auch was dazu. Der Landesrat Strutz hat gesagt, auch der Bund wird was geben. Also, schauen wir, vielleicht geben wir alle was. Erhalten wir dieses wunderschöne Haus und dieses Kleinod von Klagenfurt. Danke! (Beifall von Abg. Mag. Dr. Kaiser.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dipl.-Ing. Gallo das Wort.)
Holub

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Hoher Landtag! Unser Antrag und wie ich mit Freude vernehme, in Kürze auch der einstimmige Beschluss, weist – und das rechtzeitig – in das Jahr 2007, nämlich in das 100-Jahr-Jubiläum des „Kunstvereines für Kärnten“, wie er früher geheißen hat, jetzt „Kunstverein Kärnten“, und auch in die Fortsetzung der Ausstellung „Eremiten, Kosmopoliten I“ mit dem vorläufigen Titel „Kärntner Kunst nach 1945“. Wir haben auch diesmal, wie 2001, wieder eine sehr ausführliche Dis​kussion gehabt, mit einem umfassenden Besuch des Künstlerhauses, einer Besichti​gung vor Ort, haben die vorgelegte Grobkostenschätzung des Kunstvereines durch den Architekten Dipl.-Ing. Holler eingehend erörtert und durch vertiefte Betrachtungen und ausgehend von der Sanierung 2001 – die bereits angesprochen worden ist – das Ganze diskutiert. Die Erstsanierung hat einen Teilerfolg gebracht.
Die Stadt Klagenfurt, die schon seinerzeit ein Problem dargestellt hat, hat uns dies​mal mit Missachtung gestraft. Im Jahr 2001 ist noch die Gattin des Bürgermeisters hier am Rednerpult gestanden, hat einen episch ausgelegten Debattenbeitrag gelie​fert. Das Erfreuliche damals letztendlich war, dass die Stadt sich doch auch finanziell beteiligt hat. Diesmal dürfen wir nur hoffen. Ich möchte aber doch betonen, dass es keine Art des Klagenfurter Bürgermeisters ist, wenn er eingeladen ist zu einer Ent​scheidungsfindung, sozusagen nicht Muh oder Mäh sagt, sondern sich einfach unent​schuldigt nicht meldet, auch keinen Vertreter schickt. Unsere Hoffnung bei der Finanzierung gründet sich auf das Verhandlungsgeschick des Kulturreferenten, das er schon bisher bewiesen hat – was er heute am Vormittag hier dargelegt hat – näm​lich durch die Mittelbereitstellung auch des Bundes. Auch der Vertreter des Bundes​denkmalamtes, Herr Dr. Harb, der übrigens eine Festschrift über Franz Baumgartner verfasst hat, deren Titel das Künstlerhaus ziert, hat hier doch Hoffnungen gemacht, dass sich das Bundesdenkmalamt ebenfalls beteiligen wird. Und, wie mir beim Herausgehen der Direktor der Nationalbank in Kärnten, unser Kollege Landtagsabgeordneter Günter Willlegger mitgeteilt hat, hat auch er ein Ansuchen an die, glaube ich, Spitze der Na​tionalbank gestellt, mit der Bitte, von dieser Seite auch das Künstlerhaus zu unter​stützen. Also insgesamt ein erfreulicher Tagesordnungspunkt.
Wir freuen uns nicht nur auf die Sanierung, sondern auch darüber, dass im Künst​lerhaus jetzt auch ein anderes Denken Platz gegriffen hat. Denn über Jahre hindurch hat man dort wirklich parteipolitisch agiert und eigentlich nichts damit erreicht, weder bei der anderen noch bei der einen Partei. Es ist daher wohltuend festzustellen ge​wesen, dass man sich bemüht, selbst auch verstärkt Mittel aufzubringen. Wir haben in der Diskussion weit in die Vergangenheit geblickt, auch ich persönlich – in das Jahr 1963 – als ich Mitveranstalter unseres Maturaballes dort war. Und wir haben im Keller auch noch Malerarbeiten gefunden, die auf die seinerzeitige Dekoration hinge​wiesen haben.
Ich danke daher allen Mitgliedern des Kulturausschusses und hier heute auch des Hohen Hauses, dass Sie diesem Antrag die Zustimmung geben und damit einen wei​teren Beitrag zur Weiterentwicklung der Kultur, der Kunst in Kärnten leisten. (Beifall von der F-Fraktion.)
Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke schön! Es liegt keine weitere Wortmeldung vor. Ich möchte nur der Vollstän​digkeit halber sagen, dass mir Frau Abgeordnete Mag. Trannacher gesagt hat, dass nächste Woche ein Antrag im Gemeinderat dahin gehend auch eingebracht werden soll.

Ich erteile der Berichterstatterin das Schlusswort!
(Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird, nachdem die Anzahl der noch Anwesenden überprüft wird, einstimmig so beschlossen.)
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, gemeinsam mit der Stadt Klagenfurt und in Verhandlungen mit der Bundesregierung dafür Sorge zu tragen, dass das Künstler​haus Klagenfurt bis zur Eröffnung der Ausstellung „Kärntner Kunst nach 1945“ im Jahr 2007 dem Anlass entsprechend adaptiert wird.

Ich beantrage die Annahme.

Mag. Knicek

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen.
Meine Damen und Herren, wir haben den Punkt 10 erledigt. Ich komme zum Punkt 11.

11.
Ldtgs.Zl. 14-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruk​tur, Wohnbau und Verkehr betreffend den Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes über Aufsichtsmaßnahmen der Landesregierung und Landeshauptstadt Klagenfurt; Teilgebiete der Gebarung Reihe Kärnten 2005/3

Der Berichterstatter ist Abgeordneter Mag. Ebner. – Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Wie in den einleitenden Worten des Herrn Präsidenten schon hingewiesen wurde, geht es um die Aufsichtsmaßnahmen der Landesregierung und einen Prüfbericht über die Landeshauptstadt Klagenfurt. Dieser Prüfbericht des Rechnungshofes umfasst die finanzielle Lage, die Magistratsreform, städtische Wohnungen, Bezirksverwaltung, neue Projekte, Tiefbau und die Zielerrei​chung.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt als erster Rednerin Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Mag. Ebner

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Wahrnehmungsbericht des Bundesrechnungshofes über die Landeshauptstadt Klagenfurt ist aus meiner Sicht ein Trauerspiel in mehreren Akten. (Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Nicht der Bericht, aber der Inhalt!) Der Bericht hat hohe Qualität. Dazu muss man sagen, dass es etwas bedenklich ist, dass der Bundesrechnungshof auch da nicht die klaren Worte finden durfte, die er eigentlich zu wählen gehabt hätte. Insofern ist das Trauerspiel noch etwas trauriger, als es in diesem Bericht dargestellt wurde.
Ich werde mich aber aus zwei Gründen in der Debatte recht kurz halten, zum einen ist die Zeit sehr fortgeschritten, und ich denke, wir sollten alle sparsam mit unserer Lebenszeit umgehen. Zum Zweiten wird dieser Rechnungshofbericht auch im Klagenfurter Gemeinderat noch ein Thema sein müssen, und dort sollte die Debatte bedeutend differenzierter und intensiver geführt werden.
Ein Trauerspiel in mehreren Akten deshalb, weil es ganz deutlich zeigt, dass die Stadt Klagenfurt in ganz vielen Teilbereichen in Wahrheit immer ohne Konzept, ohne die Folgen zu kalkulieren und zu planen, vorgegangen ist und dass generell eine zielgerichtete und koordinierte Vorgehensweise gefehlt hat. Diese Vorgehensweise der Landeshauptstadt Klagenfurt hat letztendlich zu dem Bericht geführt, dass die Empfehlungen des Rechnungshofes bis dato nicht umgesetzt wurden, nämlich keine Einzige!
Der Bericht betrifft die Jahre 2001 bis 2003. Wir haben nunmehr das Jahr 2005, bald das Jahr 2006, und als einzige Antwort auf die Kritik des Rechnungshofes fällt der Landeshauptstadt Klagenfurt die geplante Verwaltungsreform ein, die bereits 2001 verbindlich zugesagt wurde und wo wir auch bis zum heutigen Tage noch in den Kinderschuhen stecken. Gleichzeitig muss ich aber darauf hinweisen, dass die Materien, die vom Rechnungshof geprüft wurden, zu einem sehr großen Teil die Ressortzuständigkeit des damaligen noch Vizebürgermeister Mario Canori betroffen haben und dass ich denke, dass auch da dringender Handlungsbedarf in der Gebarung dieser Ressorts notwendig ist.
Ich möchte abschließend meiner Hoffnung Ausdruck verleihen, dass nach dem Bruch der schwarz-blau/orangen Koalition im Rathaus tatsächlich mit Hilfe der Sozialdemokratie in ganz wesentlichen Gebarungsbereichen der Landeshauptstadt einige Schritte zum Positiven verändert werden. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion. – Abg. Dipl.-Ing. Gallo: Frau Kollegin, der Anfang war schon fatal! – Abg. Arbeiter: Du hast nicht genau zugehört! – Lärm im Hause.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident! Hohes Haus! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich möchte es kurz machen: Dem Rechnungshofbericht kann man ja zustimmen, aber der Gebarung von Klagenfurt nicht unbedingt. Ich würde einmal sagen, in Klagenfurt ist der Wurm drin, (lachend:) es ist der Lindwurm. Aber das ist ein Beispiel, wie man aus Fehlern einfach nicht lernt. Klagenfurt hat wirklich alle Empfehlungen vom Rechnungshof nicht umgesetzt, und zwar ist das aufgezeigte Einsparungspotenzial überhaupt nicht umgesetzt worden. Keine Einsparungen gibt es beim Verwaltungsaufwand, immer noch kein mittelfristiges Personalkonzept, wie 2000 empfohlen usw. Keine Zusammenführung der Organisationseinheiten. Die schlimmsten Sachen sind zum Beispiel der Verkauf von Maria Loretto um 270 % über dem Wert. 270 % über dem Wert, den der stadteigene Gutachter für angemessen hielt! Es gibt immer noch keine Nutzung und keine Nachnutzung von Maria Loretto. Ich kann mir noch erinnern, wie Eberhard dort seinen Rahmen aufgestellt hat. Das war das Letzte, was ich gesehen habe, diese Hochzeitsgeschichte.
Allein die Planung für die Stadionprojekte war 1,39 Millionen! Allein wenn man plant und nichts herauskommt und wenn man schlussendlich wieder dort steht, wo man vorher gestanden ist: Es ist wirklich ein Trauerspiel. Es gibt wohl eine Verwaltungsreform-Projektgruppe, aber die hat sich ein paar Sachen ausgedacht wie zum Beispiel Mietenerhöhung oder Zusperren der Volksküche. Das ist sehr traurig! Ich werde sicher nächste Woche einmal in die Volksküche essen gehen, und ich hoffe, sie wird nicht zugesperrt! Ich hoffe, Klagenfurt lernt ein bisserl was! Danke! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Gunzer das Wort.)

Holub

Abgeordneter Gunzer (F):

Gunzer

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich schließe mich meinen Vorrednern an, wenn sie sagen, dass die Lage in Klagenfurt fatal ausschaut. Ich möchte aber schon erwähnen, dass der Bundesrechnungshof nach einem gewissen Schema vorgeht. Das Schema ist für alle Prüfungen gleich.
Ich möchte aber auch hervorheben, dass allein für den Ankauf von Maria Loretto die Stadt Klagenfurt um 270 % mehr bezahlt hat, als die eigenen Gutachter, die beauftragt wurden, errechnet haben. Also so eine Geldverschwendung, da gehört sicher einmal nachgegangen, wo das restliche Geld hingegangen ist.
Ein weiterer Kritikpunkt ist der Ankauf eines Restaurants in Klagenfurt im Jahre 1999. Summa summarum wurden 744.000 Euro ausgegeben. Die Stadt Klagenfurt hat damals den Pleitekonsum sozusagen, das hat ja dieses Restaurant dort betrieben und ihm auch gehört, aufgekauft und bis heute keiner Verwertung zugeführt. 744.000 Euro!
Was mir aber ganz besonders ausgefallen ist, das ist bei den Wohnungen. Das sage ich dazu. Da wird die Stadt Klagenfurt gerügt, dass sie 2,29 Millionen Euro an Mieten nicht eingenommen hat, das heißt freiwillig darauf verzichtet hat. Das ist vom Rechnungshof kritisiert und gerügt worden. Ich bin neugierig, wie sie jetzt auf Grund dessen, dass die Wohnungen in Klagenfurt verkauft worden sind, das den Mieten nachverrechnen wird oder den Mietern erklären wird, dass in nächster Zeit die Mieten drastisch hinaufgehen werden.
Vom Personal her wurde die Stadt Klagenfurt immer wieder gerügt, dass auf Personalebene nichts unternommen worden ist. Es ist zu keinen Einsparungen gekommen. Auf Grund der Untätigkeit der Stadt Klagenfurt ist sozusagen die Stadt in Zahlungsunfähigkeit hineingeschlittert. Das kritisiert auch der Bundesrechnungshof und dass auch die Maastrichtkriterien seitens der Landeshauptstadt nicht mehr erfüllt werden. Ich glaube, es muss dieser Bericht noch wesentlich vertiefter diskutiert werden. Ich hoffe, dass die Stadt dementsprechende Konsequenzen aus diesem Bericht zieht! (Beifall von der F-Fraktion)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Gunzer

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Der Landtag wolle beschließen:

Der Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofes über Aufsichtsmaßnahmen der Landesregierung und der Stadt Klagenfurt, Teilgebiete der Gebarung, Zl. 001.502/068-E1/05, Reihe Kärnten 2005/3, wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Ebner

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 12:

12.
Ldtgs.Zl. 90-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Wirtschaftsbericht Kärnten 2004
Berichterstatter ist Abgeordneter Mag. Ebner. Ich erteile ihm das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Der Wirtschaftsbericht über das Land Kärnten 2004 war auch Teil der laufenden Debatte von gestern und heute im Rahmen des Budgets 2006.
Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt KO Abg. Mag. Dr. Kaiser das Wort.)

Mag. Ebner

Abgeordneter Mag. Dr. Kaiser (SPÖ):

Mag. Dr. Kaiser

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich habe dem Bericht des Berichterstatters, insbesondere was die ausführliche Behandlung betrifft, nichts hinzuzufügen, möchte aber das von unserer Fraktion auch hier deponieren, was uns bei diesem Bericht so wie bei den anderen beiden wieder aufgefallen ist. Es ist eigentlich von der Nutzbarkeit eines solchen Berichtes her ein Ding der Unmöglichkeit, Verwertbares herauszuziehen, denn wir haben hier einen Bericht über das Jahr 2004, schreiben das Jahr Ende 2005, haben gerade das Budget 2006 beschlossen und können frühestens die Schlussfolgerungen aus dem Bericht 2004 für die Überlegungen im Jahr 2007 einbringen. Das ist eine Situation, die unbefriedigend ist. Den Bericht werden wir aber genauso wie die nächsten Punkte zur Kenntnis nehmen. (Im Abgang Mag. Dr. Kaiser: Applaus wäre gut! - Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Mag. Dr. Kaiser

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Verehrter Präsident! Ich finde, dass in dem Wirtschaftsbericht 2004 sehr viel Verwertbares drinnen ist, also ich habe da sehr viel gefunden. Es stehen auch sehr viele Informationen drinnen, aus denen wir etwas ableiten können. Der Wirtschaftsbericht ist aus meiner Sicht kein Grund zum Jubeln. Wir haben das eh schon ausführlich diskutiert, auch in der Budgetdebatte.
Ich möchte nur auf ein Datum vielleicht hinweisen, nämlich die Beschäftigungsquote der Frauen. Das ist auch so ein Indikator, wie gut es uns geht oder wie gut es uns nicht geht. Da ist auch herauslesbar eine bestimmte Tendenz, die sich fortschreiben wird – und Tendenzen sind ja doch sehr aussagekräftig -, nämlich dass die Frauenbeschäftigungsquote unter dem EU-Durchschnitt liegt. In Kärnten sind wir also nicht einmal unter dem Österreichdurchschnitt, sondern unter dem EU-Durchschnitt. Und da gibt es einen massiven Handlungsbedarf!
Der Wirtschaftsbericht sagt auch ganz deutlich, dass eine höhere Erwerbsbeteiligung auch mit veränderten Rahmenbedingungen einhergehen muss. Damit ist die Kinderbetreuung gemeint, dass die Karrierekontinuität der Eltern nur dann gesichert ist, wenn ein hochwertiges und flächendeckendes Kinderbetreuungsnetz vorhanden ist. Das ist nicht der Fall! Wir haben einen großen Handlungsbedarf auch noch bei den Drei- bis Fünfjährigen. Und das sagt schon etwas aus. Ich würde diese Informationen sehr ernst nehmen und auch nicht gar zu blauäugig sein und sagen, dass es der Wirtschaft super geht, sondern man muss das halt differenziert betrachten. So ein Wirtschaftsbericht sagt ja etwas aus.
Nur ein letzter Satz noch zur Beschäftigungslage. Die Beschäftigungslage ist ja nicht unbedingt zum Besten. Ich habe jetzt mit Erschrecken in einer Presseaussendung gelesen, dass die Beschäftigungslage auch für das Jahr 2006 trist ist. Man hat in Kärnten untersucht, wie viel Unternehmen Mitarbeiter kündigen wollen und wie viel U neue Mitarbeiter einstellen wollen. Bei dieser Untersuchung von der Firma Manpower, „Beschäftigungsausblick“, ist heraus gekommen, dass in Kärnten 15 % der Unternehmen ihre Mitarbeiter kündigen wollen, aber nur 3 % wollen Personal aufnehmen. Das ist ja etwas, was mich sorgt! Warum ist das so? Da könnte man ja auch etwas dagegen tun, wirtschaftspolitisch Anreize schaffen, dass Unternehmen wirklich lieber Personal aufnehmen und nicht Personal abbauen. (Beifall des Abg. Holub und des Abg. Mag. Ragger)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Lesjak

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Der Landtag wolle beschließen:

Der gemäß § 38a Abs. 4 des Wirtschaftsförderungsgesetzes durch die Kärntner Landesregierung vorgelegte Jahresbericht zur Wirtschaftslage des Landes Kärnten für das Jahr 2004 wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Ebner

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Bevor ich zum Punkt 13 komme möchte ich erstens einmal alle Abgeordnetenkollegen, die außerhalb des Saales sind, ganz höflich ersuchen, hereinzukommen und nicht hinauszugehen, weil wir sonst nicht mehr beschlussfähig sind und zum anderen, dass die Punkte 13 und 14 in einer Generaldebatte abgehandelt werden.

Ich komme zum Punkt 13:

13.
Ldtgs.Zl. 92-8/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend den Bericht des Wirtschaftsförderungsfonds gem. § 33 Abs. 4 Kärntner Wirtschaftsförderungsgesetz für das Jahr 2004 und Jahresabschluss zum 31. 12. 2004
Berichterstatter ist Abgeordneter Ing. Haas. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Sehr geehrter Herr Präsident! Hoher Landtag! Der uns heute bei diesem Tagesordnungspunkt vorliegende Bericht beinhaltet den Jahresbericht 2004 des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds. Gemäß § 33 des Wirtschaftsförderungsgesetzes hat der Wirtschaftsförderungsfonds für ein abgelaufenes Jahr einen von einem Wirtschaftsprüfer geprüften Jahresabschluss nach der Beschlussfassung durch das Kuratorium der Landesregierung zur Genehmigung sowie den Jahresbericht zur Kenntnisnahme vorzulegen.
Das Kuratorium des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds hat in seiner Sitzung am 21. 3. 05 den Jahresabschluss 2004 behandelt und folgende Beschlüsse gefasst: Erstens: Der vom Wirtschaftsprüfer, Herrn Mag. Robert Zank, von der Firma Confida geprüfte Jahresabschluss des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds zum 31. 12. 2004 wird, vorbehaltlich der Genehmigung durch die Kärntner Landesregierung, genehmigt. Der vorgelegte Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.

Zweitens: Auch an die Kärntner Landesregierung wird der Antrag gestellt, den oben angeführten Jahresabschluss zu genehmigen und den Jahresbericht zur Kenntnis zunehmen.
Die Kärntner Landesregierung hat diesen Bericht in der 22. Sitzung am 12. 4. 05 behandelt und einstimmig beschlossen, ihn zur Kenntnis zu nehmen ebenso der zuständige Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr in seiner 15. Sitzung am 6. Dezember 2005.
Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
Ing. Haas

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet und gleichzeitig wieder unterbrochen. Wir kommen zur Berichterstattung des Tagesordnungspunktes 14.

14.
Ldtgs.Zl. 92-9/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Wirtschaft, Finanzen, Infra​struktur, Wohnbau und Verkehr zur Regierungsvorlage betreffend Kärnt​ner Wirtschaftsförderungsfonds- Richtlinienverlängerung und Budget​umschichtung

Berichterstatter ist der Abgeordnete Mag. Ebner. – Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Wie schon angekündigt und angesprochen, geht es um die Verlängerung einer Sonderförderungsaktion, Abwasserentsorgungs​investitionen und die Mittelumschichtung.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte zum Tagesordnungspunkt 13 und 14. Der Vorsitzene erteilt als Erstem Abg. Gritsch das Wort.)
Mag. Ebner

Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Geschätzte Damen und Herren! Wir haben gehört, dass der Bericht des KWF einstimmig gefasst worden ist. Wir haben aber auch in der Wirtschaftsdebatte interessante Beiträge dazu gehört, den Herrn Kollegen Mock mei​nend, die Frau Kollegin Lesjak und auch die Ausführungen des Landeshauptmannes, die auch etwas die Kehrseite der Medaille beleuchtet haben und auch zur Erkenntnis gelangt sind, dass nicht alles Gold ist was glänzt. Und so möchte auch ich grundsätz​lich festhalten, dass im Rahmen des KWF die Beratungsfreundlichkeit nicht immer gegeben ist. Es wird in vielen Bereichen nicht auf die Unternehmer zugegangen, sondern es werden diese oft ohne persönlichen Beratungstermin und den diversen Detailkenntnissen telefonisch abgewimmelt, auch ihre Anliegen oft negiert.
Damit entsteht in der Folge die Situation, dass jemand, der eine Förderung erhalten könnte, nicht mehr die notwendige Motivation aufbringt, um auch diesen Dschungel zu durchwandern. Und es fehlt den Beratern teilweise auch oft das Wissen aus der Praxis bzw. aus den Betrieben und somit auch der Zugang zu den Unternehmen. Und es liegt leider auch oft in der Natur der Sache, dass sich oft Unternehmen am Telefon nicht so gut artikulieren bzw. ihr geplantes Projekt nicht so sehr im Detail er​klären können und schon aus diesem Grunde oft verschreckt und abgeschreckt wer​den. Dazu kommt noch, dass die Berater oft nicht bereit sind, Termine vor Ort auszu​machen, um so geplante Projekte im Detail kennenzulernen. Es kann natürlich auch eine Strategie sein, um Fördermittel einzusparen. Meiner Meinung nach, müsste der KWF die Unternehmer dahin gehend beraten, wie sie zu einer Förderung kommen können und nicht einfach die Richtlinien, die in vielen Bereichen unverständlich und unlesbar sind, den Unternehmern vortragen. Deshalb ist Handlungsbedarf angesagt, damit auch die von uns soviel zitierten kleinen Betriebe ein Stück vom Kuchen abbe​kommen und eine zielgerichtete Leistungsstruktur im KWF angeboten wird. Danke sehr! (Beifall von der F-Fraktion.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und er​sucht um das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig be​schlossen.)
Gritsch

Berichterstatter Abgeordneter Ing. Haas (F):

Ing. Haas

Der Landtag wolle beschließen:

Der gemäß § 33 Abs. 4 des Wirtschaftsförderungsgesetzes durch die Kärntner Lan​desregierung vorgelegte Jahresbericht des Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds für das Jahr 2004 wird zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.

Ing. Haas

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Hand​zeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen.

Ich ersuche den Berichterstatter zum Tagesordnungspunkt 14 um sein Schlusswort!
(Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen.)
Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Mag. Ebner (F):

Mag. Ebner

Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird gemäß Art. 60 Abs. 1 K-LVG ermächtigt, dem Kärntner Wirtschaftsförderungsfonds, die gemäß Beschluss des Kärntner Landtages vom 21.10.2003 aus der allgemeinen Haushaltsrücklage diesem für die Finanzierung des Schwerpunktprogrammes „Abwasserentsorgungsinvestitionen für Fremdenver​kehrsbetriebe“ zur Verfügung gestellten Mittel in der Höhe von € 1,5 Millionen, so​weit sie für diese Förderungsaktion nicht benötigt werden, auch für die Ausfinanzie​rung des Förderungsprogrammes „Kärntner Wirtshaus“ (Richtlinie Gastronomie) als Direktzuschuss bereitzustellen.

Ich beantrage die Annahme.

Mag. Ebner

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, bitte ich um ein Handzei​chen! – Das ist einstimmig so beschlossen.
Wir kommen dann zum Tagesordnungspunkt

15.
Ldtgs.Zl. 93-20/23:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit und Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend die Verein​barung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und allen Bundeslän​dern über die Abgeltung stationärer medizinischer Versorgungsleistungen von öffentlichen Krankenanstalten für Insassen von Justizanstalten



./. mit Vereinbarung
Der Berichterstatter ist der Abgeordnete Arbeiter. – Ich ersuche ihn zu sprechen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Nachdem der Ausschuss sich mit dieser Materie am 6. Dezember befasst hat, einen einstimmigen Beschluss gefasst hat, er​suche ich sofort um Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Be​richterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG über die Abgeltung stationärer medizinischer Versorgungsleistungen von öffentlichen Krankenanstalten für Insassen von Justizan​stalten wird gemäß Art. 66 Abs. 2 K-LVG zur Kenntnis genommen.

Ich ersuche um Annahme.

Arbeiter

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen.

Damit ist der Tagesordnungspunkt 15 erledigt.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

16.
Ldtgs.Zl. 95-6/29:

Anfragebeantwortung von Landesrat Ing. Rohr zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend Agenda 21
Der Herr Landesrat ist nicht hier, - kommt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung. – Müssen wir abstimmen? (Diese Frage wird an Landtagsdirektor Mag. Weiß gestellt, der dies verneint.) Kommt auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung.
Ich komme daher zum Tagesordnungspunkt

17.
Ldtgs.Zl. 33-3/29:

Anfragebeantwortung von Ersten Landeshauptmann-Stellvertreter Dr. Strutz zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Trannacher be​treffend Lehrlingsheim Dinzlschloss

Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:
Mag. Weiß

Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:

Zu Ihrer Anfrage vom 10. Oktober 2005 betreffend des Lehrlingsheimes Dinzlschloss darf ich wie folgt Stellung nehmen:
Zur Frage 1:

Wurde der seinerzeitige Bestandsvertrag zwischen den Vertragsparteien einver​nehmlich aufgelöst?

Darf festgehalten werden, dass zwischen der Stadt Villach als Bestandgeberin einer​seits und dem Land Kärnten, Abteilung 6 - Bildungswesen als Bestandnehmer ande​rerseits, eine einvernehmliche Auflösung bzw. Beendigung des „Übereinkommens und Bestandsvertrages“ vom 8.4.1953, mit Wirksamkeit vom 31.7.2005 herbeigeführt wurde.
Zur Frage 2:

Liegt eine schriftliche Vereinbarung für die Auflösung des Bestandsvertrages vor?

Über die Beendigung des „Übereinkommens des Bestandsvertrages“ vom 8.4.2953 liegt eine schriftliche Vereinbarung vor.
Zur Frage 3:

Hat es eine korrekte Abrechnung der Verpflichtungen des Landes (Abgangsdeckung) gegenüber der Arbeitsvereinigung der Sozialhilfe Kärntens gegeben?

Die AVS als ehemalige Verwalterin des Lehrlingsheimes Dinzlschloss Villach hat der Abteilung 6 – Bildung erst im Juni 2005 den Rechnungsabschluss für das Jahr 2004 vorgelegt. Dieser Rechnungsabschluss wurde zur Überprüfung an eine Steuerbera​tungskanzlei weitergegeben. Von dieser Steuerberatungsgesellschaft wurde die Ab​teilung 6 darüber verständigt, dass notwendige Belege zur Überprüfung des Ab​schlusses seitens der AVS nicht zur Verfügung gestellt wurden. Daraufhin hat die Abteilung 6 mit Schreiben vom 28.8.2005 die Bereitstellung der fehlenden Unter​lagen urgiert und erst danach wurde diese von der AVS zur Verfügung gestellt. Die Fachabteilung hat nunmehr den Prüfbericht der Steuerberatungskanzlei mit 31.120.2005 erhalten. In diesem ist festzuhalten, dass das Land Kärnten, Abteilung 6, alle Aufwendungen der Vereinbarung grundsätzlich nur bis zum rechtswirksamen Beendigungstermin, das ist der 31.7.2004, zu übernehmen hat. Unter dieser Betrach​tungsweise hat die Abteilung 6 gemäß den Empfehlungen der Steuerberatungskanz​lei die Anweisung des entsprechenden Betrages in der ersten Novemberhälfte veran​lasst.
Zur Frage 4:

Werden seitens des Landes auch die Zinsenleistungen für die Vorfinanzierung des Betriebsjahres 2004 erfolgen?

Seitens des Landes Kärnten werden keine Zinsenleistungen für die Vorfinanzierung des Betriebsjahres 2004 erfolgen, da die AVS nie eine vorläufige Abrechnung bis zum rechtswirksamen Beendigungstermin (31.7.2004) des Bestandsvertrages und auch den endgültigen Abschluss 2004 erst im Juni 2005 vorgelegt hat.
Zur Frage 5:

Haben alle ehemaligen Bediensteten des Dinzlschlosses eine Beschäftigung gefun​den?

Ob alle ehemaligen Bediensteten des Dinzlschlosses eine Beschäftigung gefunden haben, entzieht sich meiner Kenntnis, da diese nicht Dienstnehmer des Landes Kärnten waren.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Danke schön! Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt. Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

18.
Ldtgs.Zl. 253-4/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zum selbstständigen Antrag des Ausschusses gem. § 17 Abs. 1 K-LTGO betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatterin ist Abgeordnete Mag. Trannacher.

Gemäß § 17 Abs. 2 K-LTGO lasse ich über das unmittelbare Eingehen in die 2. Lesung abstimmen. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Bei dem gegenständlichen Antrag handelt es sich um folgende Materie. Das Ge​sundheitsfondsgesetz vom 29.9. wurde hier im Landtag beschlossen. Am selben Tag sind jedoch Bedenken seitens der Bundesregierung, insbesondere was die Be​schlussquoren anbelangt, eingelangt. Diese Bedenken konnten nicht mehr in der Ge​setzesvorlage berücksichtigt werden. Mit dem vorliegenden Vorschlag zu einer No​vellierung wird dies nun nachvollzogen. Der Antrag wurde am 13.12. in erster Lesung im Ausschuss behandelt und einstimmig beschlossen.

Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. –Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig beschlossen. –
Berichterstatterin:)
Artikel I

Das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz, LGBl.Nr. 83/2005, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 8.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Artikel II!)
Artikel II

(Der Vorsitzende: Artikel II tritt mit 1.1.2006 in Kraft.)
Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Bitte Kopf und Eingang!)
Gesetz vom 16.12.2005, mit dem das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geändert wird.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt ebenfalls einstimmig. – Der Vorsitzende: Bitte 3. Lesung!)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Gesundheitsfondsgesetz geän​dert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Ich ersuche um Annahme.
(Die Annahme der 3. Lesung erfolgt einstimmig.)
Mag. Trannacher

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich danke! Wir haben damit den Tagesordnungspunkt 18 erledigt.
Ich komme zum Tagesordnungspunkt

19.
Ldtgs.Zl. 175-9/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert wird



./. mit Gesetzentwurf
Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Dr. Prettner.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Familie, Soziales, Gesund​heit, Generationen und Sport ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile der Berichterstatterin das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Bei der Änderung des Landarbeitsgesetzes geht es um folgendes. Es ist innerhalb dieses Jahres bereits die vierte Novelle des Landarbeitsgesetzes und sie ist dadurch notwendig geworden, dass die Mitglieder der Antidiskriminierungskommission nicht weisungsfrei gestellt worden sind und, dass es um Anpassungen der Mitarbeitervor​sorge geht.

Ich bitte um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet und schließt gleichzeitig wieder die Generaldebatte, da keine Wortmeldung vorliegt. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlossen. – Auch der Antrag über die ziffernmäßige Abstimmung erfolgt einstimmig. – Berichter​statterin:)
Artikel I

Landesverfassungsgesetz, mit dem Kärntner Landesverfassung geändert wird.

Die Kärntner Landesverfassung, K-LVG, LGBl.Nr. 85/1996, in der Fassung der Lan​desverfassungsgesetze, LGBl.Nr. 57/2002, 8/2003, 17/2003, 47/2003, 56/2003, 63/2004, 1/2005, 7/2005, 62/2005 und 83/2005, sowie die Kundmachung LGBl.Nr. 52/1997, wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2

Ich beantrage die Annahme
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Ich bitte, weiter zu berichten!)
Artikel II

Gesetz, mit dem die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert wird

Die Kärntner Landarbeitsordnung 1995, K-LArBO, LGBl.Nr. 97, in der Fassung des Landesverfassungsgesetzes LGBl.Nr. 57/2002 und der Gesetze LGBl.Nr. 15/1999, 63/1999, 79/2001, 53/2002, 59/2003, 43/2005 und …/2005, wird wie folgt geändert:
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel II erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Ich bitte, weiter zu berichten!)
Artikel III

Absatz 1 und Absatz 2.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Arikel III erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: Kopf und Ein​gang!)
Landesverfassungsgesetz und Gesetz vom 15.12.2005, mit dem die Kärntner Lan​desverfassung und die Kärntner Landarbeitsordnung 1995 geändert werden

Der Landtag von Kärnten hat – hinsichtlich der Artikel II und III in Ausführung des Landarbeitsgesetzes 1984, BGBl.Nr. 287, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 36/2005 – beschlossen:

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Kopf und Eingang erfolgt einstimmig. – Der Vorsitzende: 3. Lesung, bitte!)
Dr. Prettner

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Kärntner Landesverfassung und die Kärntner Landearbeitsordnung 1995 geändert werden, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung einstimmig angenommen.)
Dr. Prettner

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich danke für die Berichterstattung und für die zügige Vorbereitung der Abstimmung. Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 19 erledigt. – Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 20:

20.
Ldtgs.Zl. 131-7/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Tätigkeitsbericht der Patientenanwaltschaft des Landes Kärnten 2004
Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trannacher. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Tätigkeitsbericht der Patientenanwaltschaft Kärnten für das Jahr 2004 liegt vor. Es handelt sich um einen zusammenfassenden Bericht über die Tätigkeit der Kärntner Patientenanwaltschaft mit dem entsprechenden statistischen Datenmaterial über die Entwicklung der Fallzahlen, der Verteilung auf die unterschiedlichen Bereiche, die einzelnen Krankenanstalten, Abteilungen und fachlichen Materien.
Der Bericht wurde im Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport in seiner Sitzung am 13. Dezember dieses Jahres behandelt und einstimmig zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Warmuth das Wort.)

Mag. Trannacher

Abgeordnete Warmuth (F):

Warmuth

Geschätzter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn wir heute den Bericht zur Kenntnis nehmen, so tun wir das mit großer Wertschätzung gegenüber dieser Einrichtung. Immer öfter prallen Justiz und Medizin aufeinander, sodass verstärkt die Patientenanwaltschaft konsultiert wird. Diese kostenlose Servicestelle der Landesregierung macht es sich zur Aufgabe, Patienten und Patientinnen in ihrer Position zu stärken und dabei Hilfestellung zu leisten, wenn es darum geht, deren Rechte im Gesundheitswesen zu vertreten.
Die Patientenanwaltschaft ist für die Bereiche Krankenanstalten, niedergelassene Ärzte bzw. Ordinationen zuständig. Breit gefächert ist auch ihr Leistungsspektrum. Wesentliche Aufgaben sind die Entgegennahme von Beschwerden, die Hilfestellung von außergerichtlichen Regulierungen von Behandlungsschäden, die Vermittlung bei Konflikten zwischen Patienten und Ärzten oder Krankenanstalten sowie die Beratung von Verantwortlichen und Mitarbeitern im Kärntner Gesundheitswesen zur Beachtung und Umsetzung von Patientenrechten und vieles andere mehr.
Auch für die zahnärztlichen Behandlungsfehler ist die Patientenanwaltschaft zuständig. Darüber hinaus kann die Schlichtungsstelle der Ärztekammer, Arbeiterkammer, Land Kärnten angerufen werden. Sollte der Lösungsvorschlag nicht angenommen werden, bleibt nur noch der Rechtsweg.
Geschätzte Damen und Herren! Seitens der Freiheitlichen bedanken wir uns heute Abend beim Team der Kärntner Patientenanwaltschaft für den engagierten Einsatz zu Gunsten der hilfesuchenden Menschen unseres Landes. Selbstverständlich nehmen wir diesen Bericht auch zur Kenntnis! (Beifall von der F-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)

Warmuth

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Geschätzter Präsident1 Hohes Haus! Auch die Grüne Fraktion möchte sich sehr herzlich beim Patientenanwalt, Dr. Kalbhenn, und seinem Team bedanken! Dr. Kalbhenn möchte auf zwei, drei Punkte hinweisen. Das eine ist sein Bedauern, dass das Bundesministerium per Verordnung die drei Universitäten Wien, Oberösterreich und Niederösterreich mit einer so genannten Ethikkommission ausgestattet hat und Kärnten auch auf direkte Intervention hin dieser Status verweigert wurde. Da geht es eher um Multicenterstudien, die jetzt nicht von Klagenfurt aus gemacht werden können und die Sponsorenfirmen, sprich die Pharmafirmen, eben in Wien in Auftrag geben. Dadurch entgeht uns etwas.
Das Zweite, auf das er aufmerksam macht, ist ein Problem, das auf uns zukommen wird, und zwar geht es da um Menschen, die im Krankenhaus sind und nicht mehr entscheidungsfähig sind. Das ist auch ein rechtliches Problem, das heißt die Angehörigen können hier nicht die Entscheidung übernehmen. Bis die Ärzte einen Sachwalter bestellen können, vergeht ziemlich viel Zeit. Hier müsste man das Problem auffangen und schauen, dass es irgendwie früher möglich wäre, weil schlussendlich trifft dann der Arzt seine Entscheidung. Es ist oft einmal möglich, dass er nicht die richtige Entscheidung trifft, und da gibt es viele Fragen der Haftbarkeit. Das betrifft uns auch deshalb mehr in näherer Zeit, weil wir einfach mehr ältere Menschen mehr haben werden und auch Menschen haben werden, die nicht mehr selber entscheidungsfähig sein werden.
Was er positiv bemerkt, ist die Feedbackfunktion der Patientenanwaltschaft. Da hat man einfach in ein paar Stellen, wo es eine überproportionale Häufung von Beschwerden gegeben hat, selber eingegriffen und hat dadurch sehr viele Probleme beseitigen können, weil man einfach als übergeordnete Instanz eine bessere Übersicht hatte. Deswegen weiter so, und wir danken der Patientenanwaltschaft! (Beifall von der Abg. Mag. Lesjak)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Arbeiter das Wort.)

Holub

Abgeordneter Arbeiter (SPÖ):

Arbeiter

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich glaube, dass die Patientenanwaltschaft, wie es bekannt ist, von Kärnten aus eingerichtet worden ist und mit dem Vorgänger schon vom Herrn Dr. Kalbhenn, mit der Frau Dr. Lakomy, hervorragend aufgebaut worden ist und gearbeitet wurde. Dasselbe gilt auch für die Patientenanwaltschaft.
Nur, Kollege Holub, ob bei den Universitäten eine Ethikkommission besteht oder nicht, das ist eine eigene Angelegenheit. Hier möchte ich nur erinnern, dass es in Kärnten eine Ethikkommission schon seit vielen Jahren gibt. Inwieweit man hier mehr zusammenarbeiten sollten, in der Patientenanwaltschaft, darüber sollten wir uns bei einer der nächsten Ausschusssitzungen Gedanken machen!
Wir müssen uns auch darüber Gedanken machen, nachdem nach mir Kollege Tauschitz reden wird, weiß ich, dass er fordern wird, dass die Patientenanwaltschaft zugleich die Pflegeanwaltschaft bekommen soll, so wie aus seiner letzten Wortmeldung vor nicht allzu langer Zeit zu entnehmen war.
Ich bin entschieden dagegen, dass Medizin mit Pflege vermischt wird. Ich bin dafür, und wir haben seinerzeit sehr lange auch in unserem Ausschuss uns darüber unterhalten, weil es liegt der Antrag der SPÖ, es liegt der Antrag der FPÖ, jetzt BZÖ, und auch ein Antrag der ÖVP vor. Wir haben seinerzeit einen meiner Meinung sehr vernünftigen Vorschlag eigentlich ausgearbeitet gehabt, selbstverständlich unter der Führung des Patientenanwaltes mit dem Personalbüro, Beratung rechtlicher Art, Schreibkraft usw. zusammenzuführen. Ich möchte hier nur eindeutig deponieren, dass die Pflege durch eine Pflegefachkraft, wer immer das auf Grund einer Ausschreibung sein sollte, gemeinsam in diesem Büro, das ja im Lkh Klagenfurt draußen sein Büro hat, bitte schön, zusammengeführt wird – aber weisungsungebunden auch für die Pflegeanwaltschaft. Das möchte ich in der Deutlichkeit hier sagen. (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
Wir werden in einer der nächsten Sitzungen des Sozial- und Gesundheitsausschusses dieses Problem vorbereiten. Es ist Dr. Glantschnig nicht mehr da, ich habe auch die Zusage, dass wir nicht nur den einen Entwurf, der etwas anders lautet, sondern den, den wir damals gemeinsam eigentlich schon lange diskutiert haben, wieder vorlegen. Ich hoffe, dass wir dann gemeinsam, wenn es geht sogar einstimmig hier einen Beschluss fassen können.
Es ist notwendig die Patientenanwaltschaft, es ist notwendig die Pflegeanwaltschaft! Beide können und wollen wir uns getrennt finanziell nicht leisten, deswegen soll das unter einer gemeinsamen Führung, aber eigenverantwortlich eingesetzt werden.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf Grund der immer kürzer werdenden Verweildauer in den Krankenanstalten – das gilt für alle: ob geistliche oder private oder Landeskrankenanstalten – werden die Probleme immer größer. Der Patient, der hineinkommt und nach drei Tagen entlassen wird, medizinisch und pflegerisch zwar noch nicht ganz in Ordnung, aber doch schon wieder hergerichtet, versteht nicht, bitte schön, dass er dementsprechend sehr schnell wieder diese Häuser und sein Bett verlassen wird. Dadurch sind die Probleme immer größer! Wenn wir dann noch merken, dass auch Angehörige im Grunde genommen immer mehr mit Forderungen auch an die Patientenanwaltschaft und auch, nehme ich an, an die Pfleger herantreten, dann wird das auch ein Problem in Zukunft sein, dass wir das eigentlich gemeinsam lösen soll. Ich habe Hoffnung, dass wir das gemeinsam lösen werden. Sonst schließe ich mich den Komplimenten meiner Vorredner einfach. Ich hoffe, dass es auch in Zukunft so weitergeht! Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)

Arbeiter

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Herr Präsident! Hohes Haus! Ich möchte mich den Worten meiner Vorredner anschließen, vor allem den Worten von Rolf Holub. Zur Problematik Patientenanwaltschaft, Pflegeanwaltschaft glaube ich auch, dass wir einen Kompromiss, eine gute Lösung finden werden. Ich bin überzeugt davon!
Wir haben heute aber den Bericht des Patientenanwaltes zur Beschlussfassung. Wir danken der Patientenanwaltschaft, wir danken dem Patientenanwalt für seine hervorragende Tätigkeit und nehmen den Bericht zur Kenntnis! Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion und den Grünen)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Tauschitz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Der Landtag wolle beschließen:

Der Tätigkeitsbericht der Patientenanwaltschaft des Landes Kärnten für das Jahr 2004 wird zur Kenntnis genommen.
Ich ersuche um Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Trannacher

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 20 erledigt. – Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21:

21.
Ldtgs.Zl. 147-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Tätigkeitsbericht 2004 des Behindertenanwaltes des Landes Kärnten
Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Dr. Prettner. Ich bitte, die Berichterstattung vorzunehmen!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Ich darf über den Tätigkeitsbericht des Behindertenanwaltes berichten. Er enthält vor allem gesetzliche Grundlagen, grundsätzliche Aspekte der Tätigkeit des Behindertenanwaltes, Informationsarbeit, Pressearbeit, Beratungstätigkeiten. Hier sind auch die Vorsprachen im Detail aufgelistet. Eine Statistik über die erbrachten Leistungen ist ebenfalls zu entnehmen.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Trettenbrein das Wort.)

Dr. Prettner

Abgeordneter Trettenbrein (F):

Trettenbrein

Herr Präsident! Hohes Haus! Seit 1991 gibt es im Land Kärnten einen Behindertenanwalt, einen Behindertenanwalt, der die allgemeine Ansprechstelle ist für Behinderte zur Bewältigung ihrer Probleme. Dr. Horst Sekerka kooperiert mit den Einrichtungen des Sozialwesens im Bundesland Kärnten und versucht, behinderten Menschen bzw. deren gesetzliche Vertreter in allen Dingen zu beraten. Er versucht, eine Mittlerfunktion einzunehmen und ist somit einem Ombudsmann gleichzusetzen.
Als Behindertenanwalt des Landes Kärnten hat er im Jahr 2004, wie man aus dem Tätigkeitsbericht erlesen kann, sehr viele Vorsprachen gehabt, ganz besonders von beeinträchtigten Menschen. Es waren nicht weniger als 2.847 Vorsprachen! Der vorwiegende Teil der Vorsprachen von Behinderten bzw. körperlich beeinträchtigten Menschen bezog sich auf Rehabmaßnahmen, auf abgelehnte Frühpensionsbescheide und Einstufung im Pflegebereich. 72 % der im Jahr 2004 aufgenommenen Fälle konnten positiv erledigt werden.
Geschätzte Damen und Herren! Seit zwei Jahren bin ich selbst bzw. ist ein Familienmitglied Betroffener. Mein Bruder hatte vor zwei Jahren einen schweren Unfall und ist seitdem vom Hals abwärts gelähmt. Sie können mir glauben: Die Wertigkeit des Lebens für ihn, seine Familie, aber auch uns Verwandte ist seitdem eine ganz andere geworden.
Und gerade hier setzt die Arbeit des Behindertenanwaltes ein. Ich glaube, dass der Behindertenanwaltschaft Kärnten für ihren großartigen und unermüdlichen Einsatz ein großes Dankeschön ausgesprochen werden muss.
Mir fällt da ein Spruch meiner Kollegin Mag. Knicek vom Vorjahr ein, die da sagte: „Nicht behindert zu sein, ist kein Verdienst sondern ein Geschenk, das einem jeden Tag genommen werden kann.“ Daher wünsche ich der Behindertenanwaltschaft wie​terhin viel Kraft zum Wohle der hilfesuchenden Menschen mit besonderen Bedürf​nissen. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Mag. Trannacher das Wort.)
Trettenbrein

Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Verehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Je später der Abend desto größer die Übereinstimmung. Ich gratuliere dem Herrn Kollegen Trettenbrein zu seiner Wortmeldung. Ich kann das nur vollinhaltlich unterstützen und unterstrei​chen. Ich möchte seitens meiner Fraktion diesem Zweimannbetrieb – und mehr sind es nicht in der Behindertenanwaltschaft des Landes Kärnten – Herrn Dr. Horst Sekerka und Herrn Raimund Schnablegger herzlichsten Dank für das wirklich hervor​ragende Engagement, das sie im Jahr 2004 und auch im Jahr 2005 getätigt haben, aussprechen. Ich mache darauf aufmerksam, dass sie ein riesiges Arbeitspensum zu absolvieren hatten und, dass sie ihre Hauptfunktion, nämlich auf der einen Seite sehr viel Information über Einrichtungen, Unterstützungsmöglichkeiten für Menschen mit besonderen Bedürfnissen zu sammeln, auf der anderen Seite diese Informationen und konkrete Hilfestellungen auch tatsächlich an die Betroffenen und ihre Angehöri​gen zu bringen, in hervorragender Weise erfüllen.
Die Hauptprobleme – und das zeigen auch die statistischen Fallzahlen, die wir für Menschen mit besonderen Bedürfnissen in unserem Bundesland haben, sind die Probleme der Arbeit und des Wohnens. Denn, wie der Kollege Trettenbrein gesagt hat, sind 72 Prozent aller Vorsprachen im Jahr 2004, bereits erledigt worden. Von den nicht erledigten, waren jedoch fast ein Drittel die Bereiche Wohnen und Arbeiten betreffend. Und da sollten wir inhaltlich in unserem Ausschuss noch einiges weiter​bringen, was an entsprechenden Unterstützungsstrukturen not​wendig ist. Gleichzei​tig sollten wir auch darüber nachdenken, diesen Bereich der Beratung und Hilfestel​lung für Menschen mit besonderen Bedürfnissen, auch personell und finanziell aufzu​stocken. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Mag. Trannacher

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Ich bin nicht selbst betroffen von diesem Thema, Gott sei Dank, kann aber jederzeit passieren, das weiß jeder. Wir danken dem Behindertenanwalt für seine Arbeit, vor allem unter den Umständen, dass es ein so ein kleiner Betrieb ist mit zwei Mann und nehmen den Bericht zur Kenntnis. Danke! (Beifall von der ÖVP-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Holub das Wort.)
Tauschitz

Abgeordneter Holub (GRÜ):

Holub

Hohes Haus! Geschätzter Herr Präsident! Dr. Horst Sekerka und Herr Schnablegger haben großartige Arbeit geleistet, nicht ohne die Hilfe von Frau Mag. Monika Maier, die die Chefin der 147 Selbsthilfegruppen ist. Ich selber wollte viel mehr machen. Das Einzige was mir gelungen ist, ich habe im Blindenheim vor zwei Monaten ein Kabarettprogramm gemacht, und da merkt man auch, wie dankbar das angenommen wird. Und, vielleicht sollte man auch ein bisschen auf diese Unterhaltungsseite und auf diese gesellschaftliche Seite schauen. In Klagenfurt haben wir es wenigstens ge​schafft, dass wir das Rathaus „beliftet“ haben. Da kann man wenigstens jetzt schon ein bisschen leichter hinaufkommen. Das ist ein Anfang, aber Barrierefreiheit und Wohnmöglichkeit ist wohl das Wichtigste und auch der ganz normale menschliche Kontakt. Und ich nehme mich da selber nicht aus. Ich habe einfach viel zu wenig ge​macht. Vielleicht könnten wir da alle gemeinsam noch ein bisschen mehr tun und wir danken dem Behindertenanwalt dafür. (Beifall im Hause.)
(Da keine Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und bean​tragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig beschlos​sen.)
Holub

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Der Landtag wolle beschließen:

Der Tätigkeitsbericht 2004 des Behindertenanwaltes des Landes Kärnten wird zur Kenntnis genommen.

Ich beantrage die Annahme.

Mag. Knicek

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Annahme ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Hand​zeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen. Ich danke schön!
Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt

22.
Ldtgs.Zl. 172-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport zur Regierungsvorlage betreffend den Tätigkeits​bericht samt Rechnungsabschluss für das Jahr 2001 des Kärntner Kran​kenanstaltenfonds

Die Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Mag. Trannacher. – Ich erteile ihr das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der Tätigkeitsbericht des Kärntner Krankenanstaltenfonds für das Jahr 2004 liegt vor und hat in erster Linie, statis​tisches Datenmaterial zur Mittelaufbringung, Mittelverwendung zum Inhalt. Zu den Leistungen und zur Kostenentwicklung der sogenannten Fondsspitäler, zur Entwick​lung der leistungsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung. Es sind darin Daten über die Entwicklung der durchschnittlichen Verweildauer der Patienten und Patien​tinnen, die Altersverteilung, aber auch Daten über die Verwendung der sogenannten „Mittel für strukturfördernde Maßnahmen“, enthalten.
Alles in allem bietet dieser Tätigkeitsbericht aufbereitete Daten, die dem Land Kärn​ten als Planungsgrundlage zur Verfügung gestellt werden. Der Bericht des Kärntner Krankenanstaltenfonds für das Jahr 2004 wurde im Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport, in seiner Sitzung am 13. Dezember behandelt und einstimmig zur Kenntnis genommen.

Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Knicek das Wort.)
Mag. Trannacher

Abgeordnete Mag. Knicek (F):

Mag. Knicek

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Der jährliche Kärntner Krankenanstalten​fonds-Tätigkeitsbericht soll einen umfassenden Einblick in die Entwicklung der lei​stungs​orien​tierten Krankenanstaltenfinanzierung geben. Basisdaten liefern hier die 11 Kärntner Fondskrankenanstalten. Die Regionalisierung der Spitalsfinanzierung und die Einführung der leistungsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung stellt wohl eine der wichtigsten Weichenstellungen in der Gesundheitspolitik dar. Das im Jahre 2004 beschlossene neue Kärntner Finanzierungsmodell ist regionsbezogen und die Leistungen der Kärntner Spitäler können besser aufeinander abgestimmt werden.
Mit dem Landesgesundheitsfonds werden die wichtigsten Finanzierungspartner, ich spreche hier von den Ländern und den Sozialversicherungsträgern eingebunden, die sich hier auch der Verantwortung stellen müssen. Erwähnenswert ist auch die gute Zusammenarbeit der Geschäftsstelle des Kärntner Krankenanstaltenfonds und der Fondsspitäler. Gesundheitspolitik sollte immer das Ziel haben, jene Menschen, die durch Krankheit Bedürfnisse haben, in den Mittelpunkt aller gesundheitspolitischen Überlegungen zu stellen, wobei Geld niemals über die Qualität dieser Maßnahmen gestellt werden darf.
In diesem Sinne möchte ich mich seitens meiner Fraktion bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Kärntner Krankenanstalten, aber auch bei der Arbeitsgruppe der Kärntner Krankenanstalten, bestehend aus den Fondskrankenanstalten, der Patien​tenanwaltschaft, der Ärztekammer und der Sozialversicherungsträger, die die Um​setzung des neuen Finanzierungsplans begleiten, auf das Allerherzlichste bedanken. Der Freiheitliche Landtagsklub wird den Tätigkeitsbericht des Kärntner Krankenan​staltenfonds 2004 natürlich zur Kenntnis nehmen. (Beifall von der F-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Dr. Prettner das Wort.)
Mag. Knicek

Abgeordnete Dr. Prettner (SPÖ):

Dr. Prettner

Geschätzter Herr Präsident! Hohes Haus! Österreich hat laut WHO das siebtbeste Gesundheitssystem und ist bei den Kosten im internationalen Vergleich eines der erfolgreichsten Systeme. Wir wenden nicht einmal 10 Prozent des BIPs für die Ge​sundheitskosten auf! Bei den Belegtagen – dieser Bericht bringt es hervor – gibt es einen Rücklauf um circa 1,2 Prozent. Die Verweildauer im Krankenhaus ist zur Zeit durchschnittlich 6,29 Tage. Die Betten der Fondskrankenanstalten sind derzeit bei 3.781; in den letzten drei Jahren ist es hier zu einem Abbau von 300 Betten ge​kommen. In den Kärntner Spitälern herrscht große Kostendisziplin. Das führt dazu, dass die durchschnittlichen Kosten je Belegstag österreichweit zu den niedrigsten zählen. Das liegt bei 431,-- Euro. Und wir sind laut KABEG-Statistik nach dem Bur​genland die Günstigsten und liegen 20 Prozent unter dem österreichischen Schnitt von 531,-- Euro.
Die Zahl der Spitalsärzte ist niedriger als im Bundesschnitt. Das beweist eine Studie über die erbrachten Leistungen, welche durch die LKF-Punkte gemessen werden. Die Richtung ist bereits vorgegeben. Durch die Leistungsanbotsplanung wird es zur Kostenstraffung im Krankenanstaltenbereich kommen, jedoch ohne Qualitätseinbu​ßen. Es wird das Schnittstellenmanagement zwischen intramuralen und extramura​len Raum ausgebaut werden müsen. Es wird hier über den sogenannten „Reform​pool“ auch immer wieder von Seiten der Krankenanstalten an finanziellen Ressour​cen bereitgestellt werden müssen. Wir sind am richtigen Weg, den wir nur konse​quent fortsetzen wollen und müssen. Danke! (Beifall von der SPÖ-Fraktion.)
(Der Vorsitzende erteilt Abg. Tauschitz das Wort.)
Dr. Prettner

Abgeordneter Tauschitz (ÖVP):

Tauschitz

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! Meine Vorrednerin hat da sehr positive Zahlen präsentiert. Das Minus bei den Belegstagen von 1,2 Prozent und die durch​schnittliche Verweildauer von knappen 7 – oder ein bisschen mehr als 6 Prozent – 6,29 Prozent, sind es genau. Das ist richtig, das ist ein Schritt in die richtige Rich​tung. Ich betone: Es ist ein Schritt in die richtige Richtung!. Um unser Krankenanstal​tensystem zu sanieren, werden noch viele Schritte in die richtige Richtung notwendig sein.
Eine Frage, die wir noch zu beantworten haben werden, ist die Form beim Ausgleich​schaffen zwischen regionalen Spitälern und dem Zentralspital in Klagenfurt, im LKH. Und dazu fordere ich alle Beteiligten, insbesondere den Kollegen Gebhard Arbeiter auf, eine umfassende, eine tiefgreifende parteifreie Diskussion dazu zu führen. Wir nehmen diesen Bericht zur Kenntnis und hoffen, dass wir im nächsten Jahr ein paar Schritte näher in die richtige Richtung gehen können. Danke! (Einzelbeifall von Abg. Mag. Grilc.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende der Berichter​statterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig be​schlossen.)
Tauschitz

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Trannacher (SPÖ):

Mag. Trannacher

Der Landtag wolle beschließen:

Der Rechnungsabschluss und der Tätigkeitsbericht des Kärntner Krankenanstalten​fonds für das Jahr 2004 wird zur Kenntnis genommen.

Ich ersuche um Annahme.

Mag. Trannacher

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist einstimmig so beschlossen.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt

23.
Ldtgs.Zl. 259-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Entwuf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Seveso-Betriebegesetz geändert wird



./. mit Gesetzentwurf

Berichterstatter ist Abgeordneter Strauß.

Mit der Zuweisung dieser Materie an den Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt ist die 1. Lesung erfolgt.

Ich erteile dem Berichterstatter das Wort!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Herr Präsident! Hoher Landtag! Hierbei handelt es sich um das Kärntner Seveso-Be​triebegesetz, das einer Änderung des Gesetzestextes zugezogen werden sollte. Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)
Strauß

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Herr Präsident! Hohes Haus! Bei dem Seveso-Betriebegesetz handelt es sich um eine Umsetzung einer EU-Richtlinie. Es mussten ein paar Veränderungen vorgenom​men werden, insbesondere was die Liste der gefährlichen Stoffe und der dazugehöri​gen Mengenstellen anlangt. Es ist eine notwenige Anpassung. Es geht auch darum, dass da zum Beispiel die Informationspflicht auf betreffende Personen ausgeweitet worden ist. Das ist sicher sehr positiv und diesen Anpassungen ist aus unserer Sicht die Zustimmung zu erteilen. (Beifall von Abg. Holub.)
(Da keine weitere Wortmeldung mehr vorliegt, erteilt der Vorsitzende dem Berichter​statter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Dieser Antrag wird einstimmig be​schlossen. – Auch die beantragte ziffernmäßige Abstimmung wird einstimmig be​schlossen.)
Mag. Lesjak

Berichterstatter Abgeordneter Strauß (SPÖ):

Strauß

Arikel I

Das Kärntner Seveso-Betriebegesetz (K-SBG), LGBl.Nr. 62/2003, wird wie folgt ge​ändert:
Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, Ziffer 6, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13, Ziffer 14, Ziffer 15, Ziffer 16.

Ich beantrage die Annahme.
(Die Annahme von Artikel I erfolgt einstimmig. – Berichterstatter:)
Artikel II, Absatz 1, Absatz 2.
Ich beantrage die Annahme.
(Art. II wird einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Bitte, Kopf und Eingang! – Berichterstatter:)
Gesetz vom 16. 12. 2005, mit dem das Kärntner Seveso-Betriebegesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:
Ich beantrage die Annahme.
(Kopf und Eingang werden einstimmig angenommen. – Vorsitzender: Bitte, die dritte Lesung! – Berichterstatter:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Seveso-Betriebegesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung einstimmig angenommen.)

Strauß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich darf den Veranstalter der Begleitmusik zu diesem Antrag herzlich einladen, 10 Euro hier in die Kassa zu zahlen! (Gemeint ist Abg. Willegger mit seinem Handy. – Heiterkeit im Hause.) Es wird ohnehin jeder Betrag, der hier einläuft, von mir verdoppelt, um einem guten Zweck zugeführt zu werden. (Abg. Willegger gibt 10 Euro ab.) Danke schön! Von einem Vertreter der Nationalbank hätte ich natürlich einen Hunderter eher genommen. (Heiterkeit und Lärm im Hause) Wir haben damit den Punkt 23 erledigt.
Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 24:

24.
Ldtgs.Zl. 232-5/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt zur Regierungsvorlage betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner IPPC-Anlagengesetz geändert wird

./. mit Gesetzentwurf
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Hueter. Er ist krankheitshalber nicht anwesend. Ich ersuche die Ausschussobfrau, die Berichterstattung für den Herrn Abgeordneten Hueter zu übernehmen. Mit der Zuweisung dieser Materie an den zuständigen Ausschuss ist die erste Lesung erfolgt. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Der vorliegende Gesetzesentwurf enthält europarechtliche Anpassungen an die Richtlinie über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm, die Richtlinie über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und die Richtlinie über ein System für den Handel mit Emissionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 96/61/EG des Rates.
Ich ersuche um das Eingehen in die Generaldebatte.
Mag. Cernic

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Die Generaldebatte ist eröffnet. Es hat sich Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo zu einer Mini-Kurz-Wortmeldung gemeldet. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordneter Dipl.-Ing. Gallo (F):

Dipl.-Ing. Gallo

Geschätzter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Anders als beim vorhergehenden Tagesordnungspunkt zum Seveso-Betriebe​gesetz, dessen Anwendungsbereich sich vor wenigen Tagen in einer drastischen Weise beim Großbrand in London als richtig und wichtig herausgestellt hat, geht es jetzt um einen Bereich, der jetzt und in absehbarer Zukunft in Kärnten keinen Anwendungsbereich haben wird. Obwohl es also theoretisch um Lärm geht, handelt es sich, nach meiner Ansicht, um ein so genanntes Luftgesetz. Es geht – die Berichterstatterin hat das erwähnt – um die Umsetzung zweier EU-Richtlinien zur Vermeidung von Umgebungslärm. Wir produzieren also nur Verwaltungsaufwand und Leerlauf. Positiv dabei ist, dass mangels des Anwendungsbereiches auch keine weiteren Kosten entstehen.
Ich möchte, wie bereits im Ausschuss zweimal, hier einmal mehr ein persönliches Zeichen setzen, werde dem Gesetz nicht zustimmen, weil wir dauernd die Gesetzesflut beklagen, und hier können wir sie eindämmen. Ich möchte aber als kleine Entschädigung Ihnen allen ein besinnliches Weihnachtsfest wünschen (Heiterkeit im Hause) und ein erfolgreiches und gesundes Neues Jahr! (Beifall im Hause)

Dipl.-Ing. Gallo

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Ich danke Herrn Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo! Es war damit offensichtlich zum Ausdruck gebracht, dass er in diesem Jahr nicht mehr als Rednerpult kommen wird! (Lärm und Heiterkeit im Hause)
Es hat sich noch die Frau Abgeordnete Mag. Lesjak gemeldet. Frau Berichterstatterin. (Lärm und Heiterkeit im Hause)

Dipl.-Ing. Freunschlag

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Ja, es ist kein Weihnachtsgeschenk, aber ich bin ganz kurz. Ich schwöre es! (Abg. Ing. Scheuch: Nur Weihnachtswünsche!) Hohes Haus! Verehrter Präsident! Es handelt sich um die Umsetzung von drei EU-Richtlinien: Umgebungslärmrichtlinie, Öffentlichkeitsbeteiligungsrichtlinien und die Emissionszertifikatsrichtlinie. Kärnten ist zu spät, wieder einmal, mit der Umsetzung einer EU-Richtlinie. Es gibt auch schon ein Vertragsverletzungsverfahren. Insgesamt ist die Umsetzung äußerst restriktiv, was wiederum die Haltung in Umweltfragen zum Ausdruck bringt. Aber was den Geltungsbereich anlangt, möchte ich darauf hinweisen, dass der Geltungsbereich auch Anlagen zur Intensivtierhaltung und Aufzucht von Geflügel oder Schweinen umfasst. Und da steht drinnen, zum Beispiel, eine Anlage mit 40.000 Plätzen für Geflügel. Ich habe mir sagen lassen, in Kärnten gibt es einen Betrieb, wo das zutrifft. Es gibt diesen Anwendungsbereich, diesen Geltungsbereich im Geflügelbereich. (Abg. Trettenbrein: Wo?) Im Lavanttal soll es das geben, angeblich. (Abg. Trettenbrein: Bei uns oben? Nein! – Lärm im Hause.) Wer hat denn mir das erzählt? Ein Landwirt hat mir das erzählt. Das gibt es. Ich habe mich extra erkundigt. Ja, ich habe mich erkundigt. (Abg. Trettenbrein: Nein, das gibt es nicht. Wir haben viele Hühner, aber so viele nicht!) Wenn es das nicht gibt, dann kann es das irgendwann einmal geben. Also diesem Gesetz ist unbedingt die Zustimmung zu erteilen. (Beifall vom Abg. Holub. – Lärm im Hause.)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt der Berichterstatterin das Schlusswort. – Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte)

Mag. Lesjak

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Herr Abgeordneter Haas und Frau Abgeordnete Lesjak, bitte die Plätze einzunehmen. Die Spezialdebatte ist beantragt. Wer damit einverstanden ist, den bitte ich um ein Handzeichen! – Das ist gegen die Stimme des Herrn Abgeordneten Dipl.-Ing. Gallo so beschlossen.

Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatterin Abgeordnete Mag. Cernic (SPÖ):

Mag. Cernic

Ich beantrage die ziffernmäßge Abstimmung!

(Der Antrag wird mit Mehrheit angenommen. – Berichterstatterin:)
Artikel I. Das Kärntner IPPC-Anlagengesetz – K-IPPC-AG, LGBl. Nr. 52/2002, wird wie folgt geändert:

Ziffer 1, Ziffer 2, Ziffer 3, Ziffer 4, Ziffer 5, § 4 Beteiligung der Öffentlichkeit, Ziffer 6, § 4a Grenzüberschreitende Auswirkungen, Ziffer 7, Ziffer 8, Ziffer 9, § 9a Erfassung von Umgebungslärm und Planung von Lärmminderungsmaßnahmen, Ziffer 10, Ziffer 11, Ziffer 12, Ziffer 13.

Artikel II.
Ich beantrage die Annahme.
(Art. I und II werden mit Mehrheit angenommen. – Vorsitzender: Bitte Kopf und Eingang! – Berichterstatterin:)
Gesetz vom 16. 12. 2005, mit dem das Kärntner IPPC-Anlagengesetz geändert wird

Der Landtag von Kärnten hat beschlossen:
Ich beantrage die Annahme.
(Kopf und Eingang werden mit Mehrheit angenommen. – Vorsitzender: Bitte, die dritte Lesung! – Berichterstatterin:)
Der Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner IPPC-Anlagengesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Gesetzentwurf wird in dritter Lesung mit Mehrheit angenommen.)

Mag. Cernic

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit ist der Tagesordnungspunkt 24 erledigt. – Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 25:

25.
Ldtgs.Zl. 267-2/29:

Bericht und Antrag des Ausschusses für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen betreffend IT-Outsourcing beim Amt der Kärntner Landesregierung - Leasingfinanzierung
Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Gritsch. Ich bitte, zu berichten!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine geschätzten Damen und Herren! In diesem vorletzten Tagesordnungspunkt geht es um das IT-Outsourcingprojekt des Landes Kärnten, um die Bereitstellung von Arbeitsplatzendgeräten und Druckern in Form eines Technologieleasings, wobei die Endgeräte in einem Nutzungsintervall von drei Jahren bei PCs, Monitoren und Druckern stetig ausgetauscht werden.
Auf Grund wirtschaftlicher Vorteile wurde nun dem Land angeboten, das finanzierende Unternehmen zu wechseln. Dabei wurde die Firma CHG Meridian als kostengünstigster Finanzierungspartner identifiziert, wobei der Kostenvorteil auch einen organisatorischen Vorteil beinhaltet, da sich die CHG für die Verwaltung der Leasingobjekte eine besonders geeignete Software bereitstellt.
Darüber hinaus ist die finanzierende Bank im Projekt die Hypo Alpe-Adria-Bank, was bewirkt, dass ein Teil der Wertschöpfung auch in Kärnten verbleibt.
Ich beantrage das Eingehen in die Generaldebatte.
(Der Vorsitzende eröffnet die Generaldebatte und erteilt Abg. Mag. Lesjak das Wort.)

Gritsch

Abgeordnete Mag. Lesjak (GRÜ):

Mag. Lesjak

Hohes Haus! Wir werden diesem Gesetz zustimmen. Dieses Outsourcing wird eine Menge Kosten ersparen. Ich wünsche allen Kolleginnen und Kollegen hier frohe Weihnachten und geruhsame Feiertage! (Beifall im Hause)
(Es liegt keine Wortmeldung mehr vor. – Der Vorsitzende erteilt dem Berichterstatter das Schlusswort. – Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort und beantragt das Eingehen in die Spezialdebatte. – Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Mag. Lesjak

Berichterstatter Abgeordneter Gritsch (F):

Gritsch

Der Landtag wolle beschließen:

Gemäß Art. 64 Abs. 1 K-LVG wird die Kärntner Landesregierung ermächtigt, im Zusammenhang mit dem IT-Outsourcing bis zu einem maximalen Volumen von insgesamt € 4,800.000 bis Ende 2008 mit CHG Meridian für die Finanzierung der PC-Arbeitsplatzinfrastrukturen Leasingverträge entsprechend dem Umsetzungsgrad des Outsourcingprojektes abzuschließen.
Ich beantrage die Annahme.
(Der Antrag wird einstimmig angenommen.)

Gritsch

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Damit haben wir den Tagesordnungspunkt 25 erledigt. – Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 26:

26.
Ldtgs.Zl. 144-4/29:

Anfragebeantwortung von Landeshauptmann Dr. Haider zur schriftlichen Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak betreffend Errichtung einer Antidiskriminierungsstelle
Ich ersuche den Schriftführer um Verlesung!

Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
Die Anfragebeantwortung lautet wie folgt:
Sehr geehrte Frau Abgeordnete! Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zur Frage 1:

Gemäß § 32 Kärntner Antidiskriminierungsgesetz, LGBl. Nr. 63/2004, ist bei der für das Zivilrecht zuständigen Abteilung des Amtes der Kärntner Landesregierung eine Antidiskriminierungsstelle einzurichten. Diesem gesetzlichen Auftrag wird ehestmöglich nachgekommen. Bis dato scheiterte die Einrichtung dieser Stelle an einer Einigung des Regierungskollegiums betreffend die Person der/des Leiterin/Leiters derselben.
Zur Frage 2:

Die Bestellung einer/s Leiterin/s erfolgt durch das Kollegium der Landesregierung. Weil alle Regierungsmitglieder fachlich betroffen sind, bedarf es der Zustimmung aller Regierungsmitglieder.
Zur Frage 3:

Diesbezüglich wird auf den Gesetzestext des § 32 Abs. 7 Antidiskriminierungsgesetz verwiesen, wonach das Land die Antidiskriminierungsstelle die für das ordentliche Budget finanziert.

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Meine Damen und Herren! Damit haben wir auch den Tagesordnungspunkt 26, somit den vorletzten Tagesordnungspunkt erledigt. – Wir kommen nun zu der Mitteilung des Einlaufes. Bitte, Herr Landtagsdirektor! 

Mitteilung des Einlaufes
Dipl.-Ing. Freunschlag

Schriftführer Direktor Mag. Weiß:

Mag. Weiß
Der heutige Einlauf umfasst sieben Anträge, fünf schriftliche Anfragen und eine Petition.
A. Anträge von Abgeordneten:

1.
Ldtgs.Zl. 122-3/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Ökostromnovelle mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, die Bundesregierung und insbesondere den Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit und den Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft sowie die im Nationalrat vertretenen Parteien aufzufordern, die vorliegende, am 25. 11. 2005 im parlamentarischen Wirtschaftsausschuss mehrheitlich beschlossene Novelle zum Ökostromgesetz vor einer Beschlussfassung im Nationalrat dahingehend zu überarbeiten, dass

sichergestellt wird, dass durch einen forcierten weiteren Ökostrom-Ausbau das österreichische EU-Ziel, den Anteil erneuerbarer Energien in der Stromerzeugung bis 2010 auf 78,1 % am Bruttoinlandsverbrauch zu steigern, auch erreicht wird;

die Fördermittel für den weiteren Ökostromausbau in der Form deutlich angehoben werden, dass dieses Ziel auch erreichbar ist;

das bisherige Modell einer generellen Abnahmepflicht für Ökostrom aus allen genehmigten Ökostromanlagen beibehalten wird und dadurch Planungs- und Investitionssicherheit für Anlagenbetreiber wieder hergestellt wird;

durch Effizienzkriterien, wie sie etwa im deutschen Erneuerbaren Energien Gesetz verankert sind, die Kosten der Ökostromförderung gering gehalten werden und Innovation und Technologieentwicklung unterstützt werden;

die Laufzeit der Ökostromförderung auf 20 Jahre ausgedehnt wird;

der Bau mittelgroßer Wasserkraftwerke nicht subventioniert wird;

der Ökoenergie-Branche in Österreich der Aufbau eines starken Heimmarktes und dadurch die Schaffung Tausender Arbeitsplätze im Inland und eine Offensive auf den Weltexportmärkten ermöglicht wird.
Zuweisung: Ausschuss für Gemeinden und ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt

2.
Ldtgs.Zl. 164-4/29:

Antrag von Abgeordneten der Grünen betreffend Sozialhilfe und Grundsicherung mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:


I.
Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, im Zuge der Schaffung einer Kärntner Lebenssicherung folgende Grundsätze zu berücksichtigen:


1.
Freiwillige Leistungen und nicht regelmäßige Zuwendungen seitens Dritter an die Hilfe suchende Person sind unabhängig davon, ob sie andernfalls eingestellt würden oder nicht, bei der Feststellung des Bedarfs nicht zu berücksichtigen.
2. Im Zuge des zu berücksichtigenden Einkommens sind Zahlungen zur Schuldentil​gung in Abzug zu bringen.
3. Hilfe Suchenden, die Einkommen aus Erwerbstätigkeit erzielen, ist ohne zeitliche Begrenzung ein monatlicher Freibetrag von 30 Prozent des erzielten Erwerbseinkom​mens zu gewähren. Dieser Freibetrag ist insbesondere nach längerer Erwerbslosig​keit vorübergehend zu erhöhen, wenn dies zur Vermeidung, Bewältigung und dauer​haften Überwindung einer Notlage erforderlich ist.

4. Die Unterschreitung des Mindersicherungssatzes bei Weigerung des zumutbaren Einsatzes der Arbeitskraft darf 25 Prozent des Mindestsicherungssatzes nicht über​schreiten. Jede Unterschreitung hat zeitlich mit höchstens acht Wochen begrenzt zu sein.

5. Der Mindestsicherungssatz hat sich inklusive Wohngeld am in der Armuts​forschung anerkannten Wert von 60 Prozent des nationalen Medianeinkommens zu orientieren. Es ist per Gesetz vorzusehen, dass sich die jährliche Valorisierung an diesem Wert zu orientieren hat.

6. Die Kostenersatzpflicht für von Hilfe Suchenden bezogene Leistungen seitens unterhaltspflichtiger Dritter ist auf Eltern für unterhaltsberechtigte, minderjährige Kin​der sowie auf die EhepartnerInnen in aufrechter Ehe zu beschränken.

7. Die Kostenersatzpflicht für von Hilfe Suchenden bezogenen Leistungen durch LeistungserzieherInnen ist auf drei Jahre nach Bezug der letzten Leistung und den Erwerb von erheblichem Vermögen zu beschränken. Als erhebliches Vermögen kann jedenfalls nur gelten, wenn der Wert des erworbenen Vermögens das nationale Bruttomedianeinkommen eines Jahres übersteigt. Eine Kostenersatzpflicht kann jedenfalls vereinbart werden, wenn zum Zeitpunkt des Leistungsbezugs erhebliches, nicht unmittelbar verwertbares Vermögen vorliegt.

8. Die Hilfe des Landes Kärnten ist im Bedarfsfall nicht an die Zurücklegung von Berechtigungen zur Berufsausübung oder zur Ausübung eines Gewerbes gebunden.

9. In Kärnten ist ein flächendeckendes Angebot an Beratungs- und Betreuungsange​boten, wie etwa SchuldnerInnenberatung, Frauenberatung, Bildungsberatung etc. zu schaffen und zu erhalten. Der Zugang zu diesen Einrichtungen hat für die Beratungs-und Betreuungssuchenden kostenfrei und unbürokratisch möglich zu sein.
II. Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, sich gegenüber der Bundesregierung für die Schaffung einer Grundsicherung einzusetzen, die zumindest die folgenden Elemente enthält:
- Die Schaffung einer bedarfsorientierten Grundsicherung in Existenz sichernder Höhe, zumindest aber in der Höhe von 60 Prozent des Medianeinkommens für alle, die sie benötigen;

- die bundesweite Vereinheitlichung des Sozialhilferechts unter Schaffung einheit​licher und Existenz sichernder Sicherungshöhen, die sich an der anerkannten Ar​mutsgefährdungsschwelle von 60 Prozent des Medianeinkommens orientieren;

- die Erweiterung des Systems sozialer Sicherung um Elemente, die Einnahmen aus Erwerbsarbeit über einen Freibetrag sowie einen Anrechnungsprozentsatz ohne Verlust der vollständigen Ansprüche aus Arbeitslosenversicherung oder Sozialhilfe ermöglichen;

- die Abschaffung jener Möglichkeiten im Arbeitslosenversicherungsgesetz und im Sozialhilferecht, die eine vollständige Streichung der Existenzgrundlage als „Diszipli​nierungsmittel“ bzw. als Mittel sozialer Kontrolle vorsehen;

- die Neuorientierung der Sozialhilfeträger wie auch des AMS, auf Zurverfügung​stellung jener Unterstützungen in gesundheitlichen, sozialen oder familiären Angele​genheiten wie auch die Ermöglichung des Zugangs zu jenen Ausbildungs- und Quali​fizierungseinrichtungen, die eine zukünftige nachhaltige berufliche und gesellschaft​liche Integration und Partizipation erlauben;

- die Festsetzung eines sich jährlich an die Lohnentwicklung anpassenden gesetz​lichen Mindestlohns von derzeit mindestens € 7,-- die Stunde, um „Working Poor“ zu verhindern;

- den Aufbau eines bundesweiten Netzes von Beratungs- und Betreuungseinrichtun​gen in sozialen und gesundheitlichen Belangen;

- die Schaffung eines kostenlosen Zugangs zu Bildung für alle;

- die Bereitstellung von Mitteln der aktiven Arbeitsmarktpolitik zur Schaffung von Ar​beitsplätzen in den Bereichen Soziales, Gesundheit, Kultur, Wissenschaft und For​schung sowie Bildung;“

Zuweisung: Ausschuss für Familie, Soziales, Gesundheit, Generationen und Sport

3.
Ldtgs.Zl. 81-11/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Kärntner Landeshol​ding – Zusammenführung aller Beteiligungen des Landes mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, unverzüglich sämtliche Beteiligungen des Landes Kärnten an Gesellschaften, wie zum Beispiel insbesondere Kärnten Wer​bung, Kärntner Entwicklungsagentur, Flughafen et cetera, unter dem Dach der Kärnt​ner Landesholding zusammenzufassen.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

4.
Ldtgs.Zl. 217-6/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Straßentunnel zwi​schen Seeboden und Spittal/Drau mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert, die Machbarkeit eines Straßentun​nels von circa 1 km Länge zwischen Seeboden und Spittal/Drau im Sinne der Ver​kehrssicherheit zu überprüfen.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

5.
Ldtgs.Zl. 142-4/29:

Antrag von Abgeordneten des ÖVP-Klubs betreffend Gesamtkonzept für Hochleistungsbahnstrecke zwischen Klagenfurt und Villach; Untertunne​lung von Klagenfurt mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Die Kärntner Landesregierung wird aufgefordert,

1. sich bei der Bundesregierung mit Nachdruck dafür einzusetzen, dass der Stre​ckenabschnitt der Hochleistungsbahnstrecke durch Klagenfurt im Bereich der Be​standsstrecke untertunnelt wird.

2. in Verhandlungen mit der Infrastrukturgesellschaft der ÖBB dafür einzutreten, dass für den gesamten Streckenabschnitt zwischen Klagenfurt und Villach eine Trassen​variante gewählt wird, die einen bestmöglichen Schutz fürAnrainer und für die Um​welt gewährleistet.

3. dafür Sorge zu tragen, dass es für den Gesamtstreckenabschnitt zwischen Kla​genfurt und Villach eine Lösung gibt, die den Zielsetzungen des Punktes 1 und 2 gerecht wird und von der Vorziehung von Teilabschnitten auf der Gesamtstrecke Ab​stand zu nehmen.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

6.
Ldtgs.Zl. 81-12/29:

Antrag von Abgeordneten des SPÖ-Klubs betreffend Kärntner Landeshol​ding-Gesetz; Änderung mit folgendem Wortlaut:
Der Kärntner Landtag wolle beschließen:

Dem Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Kärntner Landesholding-Gesetz geändert wird, wird die verfassungsmäßige Zustimmung erteilt.

Zuweisung: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen, Infrastruktur, Wohnbau und Verkehr

7.
Ldtgs.Zl. 269-1/29:

Antrag von Abgeordneten des F-Klubs betreffend Novelle Kärntner Schi​schulgesetz mit folgendem Wortlaut:
Der Landtag wolle beschließen:

Die Landesregierung wird aufgefordert, eine Novelle des Kärntner Skischulgesetzes vorzulegen, mit der sichergestellt wird, dass die Sicherheit aller Kursteilnehmer ge​währleistet wird, unabhängig davon, ob diese von in- oder ausländischen Skischulen bzw. Skilehrer/innen unterwiesen und betreut werden. Insbesondere muss sicherge​stellt werden, dass für nicht österreichisches Skilehrer/innen zur Gewährleistung der nötigen Sicherheit qualitativ gleichstehende Standards wie für einheimische Kräfte zu gelten haben und eine Überprüfung durch geeignete Kontrollorgane durchgeführt wird.

Zuweisung: Ausschuss für Bildung Kultur und Schule
B) Schriftliche Anfragen:

1.
Ldtgs.Zl. 268-1/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Landeshauptmann Dr. Haider betreffend Eindämmung Gesetzesflut

2.
Ldtgs.Zl. 219-2/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Holub an Landeshauptmann Dr. Haider betreffend Schuldenentwicklung


3.
Ldtgs.Zl. 164-3/29:

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landeshauptmann Dr. Haider betreffend Mütterpension

4.
Ldtgs.Zl. 255-3/29:

Schriftliche Anfrage der Abgeordneten Mag. Lesjak an Landeshauptmann Dr. Haider betreffend Personalkosten

5.
Ldtgs.Zl. 217-5/29:

Schriftliche Anfrage des Abgeordneten Schober an Landesrat Dörfler be​treffend Verkehrsinitiative Süd
C) Petition:


Ldtgs.Zl. 258-3/29:


Pe t i t i o n   vom 15.12.2005 betreffend rasche Wiedereinführung und rückwirkende Auszahlung des Schulstartgeldes sowie entsprechende Budgetierung überreicht durch Abgeordneten Mag. Grilc

Mag. Weiß

Vorsitzender Erster Präsident Dipl.-Ing. Freunschlag (F):

Dipl.-Ing. Freunschlag

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! Wir haben jetzt den gesamten Einlauf gehört und sind damit am Ende unserer heutigen Tagesordnung. Ich möchte nur festhalten, dass der Landtag auch gespart hat, und zwar die Abgeordneten bei den Strafgelder für unerlaubtes Telefonieren. Es sind diesmal, in diesem Jahr 150,-- Euro hereingekommen. Ich werde sie verdoppeln, wie immer, und dann für einen guten Zweck verwenden. Vielleicht können wir mit diesem Geld jemanden eine kleine Freude bereiten.
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich werde nicht lange zu Ihnen sprechen, aber ge​statten Sie mir einige Worte. Wieder geht ein Jahr, überhaupt wenn man am heuti​gen Tag seinen Geburtstag zu feiern gehabt hat, allzu rasch seinem Ende entgegen. So erlaube ich mir auch am Schluss unserer letzten Landtagssitzung im Jahr 2005 eine kleine Rückschau zu halten, aber auch ein paar Gedanken im Sinne einer Re​flexion auf das Geschehene und im Hinblick auf das kommende Jahr zum Ausdruck zu bringen.
Der Jahreswechsel ist auch stets ein Anlass, sich etwas mehr Zeit für sich selbst, für die Familie und seine Freunde zu nehmen, aber sich auch über Erreichtes zu freuen und womöglich auch in aller Ruhe neue Pläne zu schmieden. Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordneten! Das Jahr 2005 war für uns Abgeordnete wiederum ein sehr arbeitsreiches und sicherlich auch ein sehr interessantes. Wir können auf eine sehr positive Bilanz hinweisen und wir haben auch allen Grund, darauf stolz zu sein. Und ich darf Ihnen ein paar Zahlen sagen über die Sitzungen und Behandlungs​stücke, die wir gehabt haben.
Es sind in diesem Jahr 13 Sitzungen abgehalten worden, im Gegensatz zum letzten Jahr waren es 10 Sitzungen. Es hat 16 Obmännerkonferenzen gegeben; es hat insgesamt 11 Aktuelle Stunden gegeben, wobei seitens des SPÖ-Klubs und des ÖVP-Klubs 4 Aktuelle Stunden beantragt worden sind und des Freiheitlichen Klubs 3. Mündliche Anfragen hat es insgesamt 105 gegeben. Vom Freiheitlichen Klub 47, vom SPÖ-Klub 23, vom ÖVP-Klub 12, von den Grünen 22 und vom Herrn Abgeord​neten Schwager eine.
Die Sitzungen der Ausschüsse wurden sehr unterschiedlich abgehalten. Es hat 94 Ausschusssitzungen gegeben, im Gegensatz zum letzten Jahr mit 61. Einzigartiger Spitzenreiter ist der Ausschuss für Bildung, Kultur und Schule unter seinem Abgeord​netenobmann Dipl.-Ing. Gallo mit 23 Ausschusssitzungen. Am nächsten Platz ran​giert der Ausschuss für Budget und Landeshaushalt, Tourismus und Bauwesen mit 13 Sitzungen, gefolgt vom Ausschuss für Gemeinde, ländlichen Raum, Föderalismus und Umwelt 12 und dann mit 11 Sitzungen der Ausschuss für Rechts-, Verfassungs- und Volksgruppenangelegenheiten sowie Land- und Forstwirtschaft. Sie sehen also, es wurden sehr unterschiedliche Aktitvitäten entwickelt. Es hat auch einen Untersu​chungsausschuss betreffend die Überprüfung über die finanziellen Aufwendungen des Landes Kärnten bei der Seebühne, mit mir gemeldeten 23 Beratungen, gegeben. Und auch der Unterausschuss des Ausschusses für Rechts- und Verfassungsange​legenheiten, nämlich jener, der sich mit Europaangelegenheiten befasst, konnte sie​ben Mal tagen.
Das in aller Kürze vielleicht über die statistischen Werte. Nun werde ich ein bisschen in die Tiefe gehen und einzelne, für mich – es ist nicht vollständig – wichtige Be​schlüsse und Aktivitäten erwähnen. Es hat im Kärntner Landtag erstmals den Be​schluss über ein Kärntner Weinbaugesetz gegeben; - eine Prämiere gewesen. Dann ein Gesetz über die Einrichtung eines Kärntner Gesundheitsfonds, das Kärntner So​zialhilfegesetz, die Herabsetzung der Gemeindeanteile an der Finanzierung, was den Herrn Präsidenten des Gemeindebundes sehr freuen wird. Dann haben wir das Kärntner Jugendwohlfahrtsgesetz beschlossen, ebenfalls die Herabsetzung der Ge​meindeanteile an der Finanzierung sowie eine Novelle des Kärntner Parteienförde​rungsgesetzes. Im Bereich der Beschlüsse gab es zahlreiche Haftungsübernahmen für Investitionen im Wirtschaftsstandort Kärnten. Und wir haben auch im Zusammen​hang mit den Beratungen des Budgets für das nächste Jahr, doch – muss ich sagen – gute Erfahrungen gemacht. Und ich meine, dass wir diese Praxis auch im nächsten Jahr wiederholen sollten, um als Abgeordnete weitere, noch mehr Kompetenz im Zu​sammenhang mit der Errichtung und der Ausführung des Budgets zu erlangen.
Es hat dann acht Berichte des Landesrechnungshofes gegeben, die hier im Plenum behandelt wurden und darüber hinaus zwei Enqueten. Die eine Enquete „Schule, Lebensraum und Bildungsraum“ und die andere „Europa, seine Verfassung, seine Regionen“. Darüber hinaus hat es bilaterale Treffen mit Abgeordneten des sloweni​schen Parlamentes am 15. November im Kärntner Landtag gegeben. Und es ist ja bereits unsererseits ein Terminvorschlag ergangen, um im nächsten März – Herr Landtagsdirektor, glaube ich – einen Gegenbesuch im Parlament von Ljubljana abzu​statten.
Dann gab es eine gemeinsame Aktivität zwischen den Parlamenten von Friaul-Julisch-Venetien und Kärnten, im Zusammenhang mit einem Sprachprojekt; „Begeg​nung in der Sprache des Nachbarn“. Und hier ist dieses Pilotprojekt, das auch von Abgeordnetenkollegen mitgestaltet wurde, abgeschlossen. Es ist die Struktur fixiert und auch vom zuständigen Kulturreferenten eine Finanzierung aufgestellt worden. Es ergeht in den nächsten Tagen, Anfang des Jahres, ein Folder an die interessierten Gruppierungen, Gemeinden, Vereine und sonstige Interessierte, die sich mit den ita​lienischen Freunden ein Wochenende in der Sprache des anderen eben begegnen können, um auch hier dieses grenzüberschreitende Projekt fortzusetzen. Es war dann auch die Eröffnung des Kärnten Büros in Brüssel, das von einigen Abgeord​neten Damen und Herren auch besucht wurde und gleichzeitig auch im Unteraus​schuss für eine Sitzung am 5.10.2005 in Brüssel wahrgenommen wurde.
Darüber hinaus darf ich noch festhalten, dass es auch eine Jubiläums … das wir auch im Rahmen des Jahres 2005 das Jahr des Gedenkens und Bedenkens be​gangen haben, wo wir an große und wichtige Ereignisse für unser Land hier gedacht haben. Und zwar 60 Jahre Ende des Zweiten Weltkrieges, 50 Jahre Staatsvertrag, 10 Jahre EU-Beitritt und 85 Jahre Volksabstimmung am 10. Oktober 1920.
Auch das Land Kärnten stellte diese Ereignisse in den Mittelpunkt eines umfangreichen Veranstaltungsprogramms und bot dadurch eine Fülle von Informationen. Der Landtag war natürlich auch Ort mehrer hochrangiger Veranstaltungen. Ich erwähne die „Buchpräsentation Kärnten“ und „Die Nationale Frage im 20. Jahrhundert“ am 7. April hier in einem übervoll besetzten Plenarsaal, dann den Festakt mit dem Herrn Bundespräsidenten, Dr. Heinz Fischer, zu „60 Jahre 2. Republik“ und „50 Jahre Staatsvertrag“ im Wappensaal am 3. Mai 2005; darüber hinaus einen Festakt mit Herrn Bundeskanzler Dr. Wolfgang Schüssel zum „85-jährigen Jubiläum der Wiederkehr der Kärntner Volksabstimmung“, ebenfalls im Wappensaal.
Meine Damen und Herren Abgeordneten! Alle diese Veranstaltungen ermöglichten es uns, uns mit unserer Geschichte, insbesondere aber auch mit den schrecklichen und zum Teil menschenverachtenden Ereignissen des vergangenen Jahrhunderts auseinanderzusetzen und, wie ich hoffe, auch die entsprechende Schlüsse und Lehren zu ziehen. Insbesondere sollte uns dabei die Bedeutung, der hohe Wert eines demokratischen Rechtsstaates und die nun schon über 50 Jahre dauernde Friedenszeit bewusst geworden sein. Ebenso sollten wir jeden Tag dankbar sein, in Freiheit und in einer Welt leben zu können, in der Menschenrechte immer mehr anerkannt und eine immer größere Bedeutung erlangen.
Ich glaube, dass es für uns eine Verpflichtung ist, für diese kostbaren Werte wie Demokratie, Frieden, Freiheit und Menschenrechte unermüdlich und mit großer Verantwortung und Nachdruck einzutreten und diese immer wieder zu sichern! In unserem täglichen Bemühen sollten wir aber auch insbesondere mehr darauf achten, stets im gegenseitigen Respekt unsere Arbeit für unser Land zu machen.
Ich erlaube mir, meine Damen und Herren, an uns alle einen Appell zu richten, auch im kommenden Jahr wiederum unsere ganze Kraft einzusetzen, um in großer Verantwortung unsere Arbeit für unser Land und seine Bevölkerung zu leisten und dabei Egoismen, Eigeninteressen und parteipolitische Streitereien möglichst hinanzustellen!
Ich möchte abschließend noch meinen herzlichen Dank sagen: meinen Präsidentenkollegen, dir, lieber Hans, und auch Seppi Lobnig, die mich in der Vorsitzführung unterstützt haben, aber auch den Ausschussobmännern und den Damen und Herren Abgeordneten! Ich darf danken: den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Landtagsamtes, an der Spitze Herrn Landtagsdirektor Mag. Weiß! Ich danke herzlich den Stenografen, die stets in vorbildlicher Weise ihre Arbeit vollziehen! Ich darf auch den Damen des Protokolls herzlich danken wie auch allen leitenden Mitarbeitern des Amtes der Kärntner Landesregierung!
Abschließend, meine Damen und Herren, danke ich noch einmal recht herzlich, dass Sie auch mir Ihr Vertrauen geschenkt haben! Ich werde mich auch im nächsten Jahr bemühen, dieses Vertrauen zu rechtfertigen und hoffe, dass ich mit entsprechendem Einfühlungsvermögen mein Amt wahrnehmen kann und Sie auch das dann und wann spüren. So möchte ich Ihnen und Ihren Familien abschließend noch ein gesegnetes Weihnachtsfest wünschen, einen guten Rutsch ins Neue Jahr, das für unser Land ein gutes werden möge! Ich möchte auch Ihnen wünschen, dass dieses Neue Jahr Sie in Gesundheit und Zufriedenheit verbringen! Alles Gute! Die Sitzung ist beendet! (Starker Beifall aller Mandatare im Hause)
Dipl.-Ing. Freunschlag
Ende der Sitzung: 22.19 Uhr
